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§ 1 KriegswirtschaftsVO.; §34 V0-

24. Febr.1940. w < uj <§
Ein Urteil ist nicht nur Rechtŝ  yO- 

Fehters bei Anwendung a des 8 jest' 
festgestellten Tatsachen • • «enfl „ ¡? 
v. 24. Febr. 1940 anfechtbar, ^  elI1e ^  
s t e h t ,  daß der Tatrjch 0^  ^  
deren Ergebnis hätte ko .£ M 
dern schon dann, wen ^ei züiM 
eines anderen Ergebnis ^  se
Würdigung 
liegt.

d«5

Die beiden wesentlichen d d,e u j
§ 1 Kriegs wirtschaftsV'GenŜ lChh|v,¡ilî
düng der Deckung des die v  ̂jjr- 
daris der Bevölkerung „  1941, 
keit des Handelns. RG-: .¿t
(Boldt) (,üV0. AUV S

§ 1 Abs. 2 Kriegswirtscha Ventil'
Nichteigentümer l<ann rtschaf*s 
nach § 1 Abs. 2 KnegsW.r« 578
rA irr nioolion U*'1 Si< !%dig machen. RG.: ™

de! U n s w S l i t ' f ' f  " I  
1939; § 17 Spinnstoff^ ^  auf dl« 
Pflicht erstreckt sich j ■ ZW>sch ¡8<#(
von Verbrauchsgütern jn

gilt nur.§17 SpinnstoffG. 
händler, die sich in ejngesch
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ÜBER DAS LEBEN DES VERSORGERS HINAUS
sichert unser

Kindeiversorgungs- u. Brautaussteuerversicherung
Bayerische Beamtenversicherungsanstali
A llg e m e in e r Lebensvers icherungsvere in  a. G. 
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9 e f t a

das neue

K O H L E P A P I E R
m it dem grünen 

?Aum pfwac h s r  ü c k e n 
füllt sich nicht, ruts cht nicht, 

j.S* besonders ergiebig u.griffsauber 
le hauchdünne Stumpfwachsschicht 

verbürgt volle Schriftschärfe.
.  “  SK MUSTER1
bEHA-WERKE HANNOVER

muß ein S te ts -B e re it-V e rb a n d  sein, wenn er 
eine Wunde nicht nur schützen und heilen, sondern 
auch tarnen —soll. Diese besondere Eigenart der 
Angleichung an die Hautfarbe kennt die Öffent­
lichkeit seit Jahren bei VU LNOPLAST „haut­
farb ig". Der Vorzug dieser fast unsichtbaren 
ästhetischen Tarnfarbe ist für VULNOPLAST  
„hautfarb ig" zu einem Begriff und zu einem 

Kennzeichen geworden.
Die älteste Bonner Kautschukpflasterfabrik 
V U L N O P L A S T  LAKEMEIER K.G. schuf ihn 
vor längerer Zeit als Neuerung und stellt ihn allein 
her. Bei Verletzungen an Gesicht und Händen gilt 
daher für jeden stets die selbstverständliche Frage 
nach dem unauffälligen S te ts -B e re it-V e rba nd



§1 GewVerbrVO. v. 5. Dez. 1939.
Nicht jede schwere Gewalttat macht den 

Täter zum Gewaltverbrecher; er muß viel­
mehr nach Veranlagung, Vorleben oder 
dem hierbei zum Ausdruck gekommenen 
Charakter als ein solcher anzusehen sein.

Der Gebrauch der bloßen Hand ist kein 
„Mittel“ i. S. des §1 GewVerbrVO. Sond- 
Ger. Klagenfurt: DR. 1941, 579 Nr. 4 
(Boldt)

§2 HeimtückeG. Das HeimtückeG. hat 
heute eine den besonderen Anforderungen 
der Kriegsverhältnisse entsprechende An­
wendung zu finden. Böswillige Untergra­
bung der deutschen Siegeszuversicht kann 
einen Verstoß gegen §2 HeimtückeG. dar­
stellen. SondGer. Hamburg: DR. 1941, 582 
Nr. 5

§214 StGB. Der Tatbestand des §214 
StGB, kann dadurch erfüllt werden, daß der 
Täter zur Durchführung der Tötung eines 
Menschen einen anderen ihm in den Weg 
tretenden Menschen tötet. RG.: DR. 1941, 
582 Nr. 6 (Mezger)

§222 StGB. Feststellung der Fahrlässig­
keit. RG.: DR. 1941, 584 Nr. 7

§247 StGB. Gesindediebstahl. Voraus­
setzungen für die Zugehörigkeit zum „Ge­
sinde“ . RG.: DR. 1941, 584 Nr. 8

§ 235 i. Verb. m. § 2 StGB. Entsprechende 
Anwendung des § 235 StGB, auf einen 
Täter, der bei Kriegsausbruch aus Polen 
geflohene Minderjährige durch List dem 
Fürsorgewerk Oberschlesien entzog, das 
ihnen gegenüber die elterliche Erziehungs- 
Gewalt und elterliche Obhut ausübte. RG.: 
DR. 1941, 584 Nr. 9

§§ 348 ff. StGB.; § 1497 RVO.
Ein Gemeinderechner ist Beamter im 

staatsrechtlichen Sinne.
Die Quittungskarte der Invalidenver­

sicherung ist ein Register i. S. des §351 
StGB., dessen unrichtige Führung detl Tat­
bestand dieser Vorschrift verwirklicht.

Die Loslösung von Marken einer alten 
Quittungskarte der Invalidenversicherung 
und das Einkleben dieser Marken mit ab­
geänderten Entwertungsvermerken in eine 
neue Karte ist nicht als Urkundenfälschung, 
sondern nach § 1497 RVO. zu beurteilen. 
RG.: DR. 1941, 585 Nr. 10

§24 VO. v. l.Sept. 1939 (RGBl. I, 1660). 
Eine Beweiserhebung kann nicht nur dann 
abgelehnt werden, wenn der Tatrichter die 
Richtigkeit des Beweissatzes bereits für 
feststehend ansieht, sondern auch dann, 
wenn er die Überzeugung gewonnen hat, 
daß dieser bereits durch das bisherige Be­
weisergebnis widerlegt ist.

Es bleibt offen, ob die Ablehnung auch 
dann berechtigt ist, wenn der Tatrichter 
der Überzeugung ist, daß Wahrheit oder 
Unwahrheit der Beweisbehauptung auch 
mit einwandfreien Beweismitteln nicht ge­
klärt werden kann.

Ein Beweisantrag kann nicht wegen blo­
ßer Unglaubwürdigkeit des Beweismittels 
abgelehnt werden.

Ein Zeuge gilt nicht schon deshalb für 
unerreichbar, weil er im Kriege zur Wehr­
macht eingezogen ist. RG.: DR. 1941, 586 
Nr. 11 (Krille)

Zivilrecht
Straßenverkehrs- und Haftpflichtrecht 

§823 BGB. Adäquate Verursachung. RG.: 
DR. 1941, 587 Nr. 12 

§§ 252, 839 BGB.
§ 547 Ziff. 2 ZPO. ist nicht anwendbar, 

wenn die Verurteilung des Reichsfiskus zum 
Schadensersatz auf der Gefährdungshaftung 
des §7 KraitfG. und nicht auf der Amtshaf­
tung des §839 BGB. mit Art. 131 Weim- 
Veri. beruht.

Wer die Vorfahrt hat, richtet sich allein 
nach §13 StVO. RG.: DR. 1941, 587 Nr. 13

§ 844 BGB. Bei der Berechnung des ent­
gangenen Unterhalts sind vom Verdienst 
des Getöteten abzusetzen die Beiträge für 
die Arbeitslosenversicherung, die Kosten 
für die persönlichen Bedürfnisse des Ge­
töteten, in gewissem Umfang die General­
unkosten und sonstige nicht zum Unterhalt 
der Familie hergegebenen, weil nicht not­
wendigen Beträge. Dagegen sind die Bei­
träge zur Angestelltenversicherung nicht 
abzuziehen. Zur Frage der Verteilung des 
Schadensersatzes unter die einzelnen Hin­
terbliebenen,.auch für die Zukunft bei Weg­
fall eines von ihnen. (OLG. Köln: DR. 1941, 
590 Nr. 14 (Wussow)

Für den Inhalt des Beförderungsvertrages 
sind allein die Beförderungsbedingungen 
maßgebend, sofern sie ordnungsmäßig 
öffentlich bekanntgemacht worden sind. 
Eine Beschränkung der Schadensersatzver­
pflichtungen durch eine Freizeichnungsklau­
sel auf der Fahrkarte ist ausgeschlossen. 
OLG. Köln: DR. 1941, 591 Nr. 15 (Wussow)

Erbhofrecht
§30 REG. Der Ausstattungsanspruch ist 

gemäß § 30 REG nur insoweit gegeben, als 
bei Berücksichtigung der sonstigen Ver­
bindlichkeiten die Mittel des Hofes zur 
Zahlung einer Ausstattung ausreichen. Zu 
diesen sonstigen Verbindlichkeiten gehören 
auch die gesetzlichen Unterhaltspflichten. 
Diese gehen demnach den Ausstattungsan­
sprüchen vor. OLG. Kassel: DR. 1941, 592 
Nr. 16 (Hopp)

§2100 BGB.; §§24, 57 REG.
Bestimmt ein Erblasser, daß seine Witwe 

die Nutznießung seines Nachlasses haben 
und befugt sein solle, über Nachlaßgegen­
stände zu verfügen, während der Nachlaß 
nach dem Tode der Witwe auf Verwandte 
übergehen soll, so liegt darin regelmäßig 
die Anordnung einer Vor- und Nacherb- 
schaftv .....

Daß der von dem Erblasser mit einer 
letztwilligen Verfügung bezweckte Erfolg 
infolge des nachträglichen Inkrafttretens 
des REG nicht erreicht werden kann, muß 
bei der Auslegung der Verfügung unbe­
rücksichtigt bleiben, wenn dieser Erfolg 
mit den Zwecken des Gesetzes nicht im 
Einklang stehen würde. KG.: DR. 1941, 594 
Nr. 17

Grundstücke, welche bisher nicht zum 
Erbhof gehörten, fallen in den Nachlaß, 
wenn der Eigentümer stirbt, bevor der 
Dbergabevertrag genehmigt ist, durch den 
hm der Erbhof übergeben wurde. LG. l lei- 
lelberg: DR. 1941, 596 Nr. 18 (Vogels)

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
§§ 4, 6, 771 ZPO. In den Fällen des §771 

ZPO. ist §6 ZPO. mit der Maßgabe des 
54 ZPO. anzuwenden, so daß Zinsen und 
Kosten bei der Bewertung außer Ansatz 
bleiben, wenn sie ursprünglich, also in dem 
Verfahren, dem der Vollstreckungstitel ent­
stammt, als Nebenlorderung geltend ge­
macht waren. RG.: DR. 1941, 597 Nr. 19

§§ 322, 256, 640 ff. ZPO.
Auf eine Abstammungsfeststellungsklage 

findet- das Statusverfahren Anwendung; das 
LG. ist als erste Instanz zuständig.

Ist entgegen diesem Grundsatz über eine 
Abstammungsfeststellungsklage nach § 256 
ZPO. im gewöhnlichen Verfahren und vom 
LG. als Berlnst. sachlich entschieden wor­
den, dann hat diese Entscheidung jedenfalls 
dann materielle Rechtskraft (mit der Folge, 
daß zwischen den gleichen Parteien eine 
abweichende Feststellung der Abstammung 
ausgeschlossen ist), wenn sich die Entschei­
dungsgründe des früheren Urteils im Rah­
men einer auch bei Anwendung des Status­
verfahrens möglichen und zulässigen Ur­
teilsbegründung halten. RG.: DR. 1941, 598 
Nr. 20 (Lindemann)

§§ 155 a, 546, 644, 640 ff. ZP°- $0
Klagen auf Feststellung des ^̂ tet' 

oder Nichtbestehens der sog- „ög#' 
schalt des §1717 BGB. sind ver 
rechtlicher Art. geteilt11*

Klagen auf Feststellung ■ des ¡̂1 !< 
oder Nichtbestehens der Va 
einem unehelichen Kinde betrer |1jc|)iirtiZ«
allem u u c iic i i i i ic u  ix»“ - * - ----  „  jji
fei die blutmäßige Abstammung
Zahlvaterschaft. 1

Verfahrensgrundsätze^jm^A^ “ ^ 0qtid“ 1verianrensgi unusait»-
streit. RG.: DR. 1941, 598 Nr, ^

§§627, 115 ZPO. Beiordnung
Anw. für das einstweilige An 
fahren aus § 627 ZPO. wird u jg4l
zweckmäßig sein. KO.: v  
Nr. 22 „ on Ajjöf1

„„627, 114, 115 Abs. 1 Z i ¡ m  K  
der Umstand, daß einer I be'jfjei
streite ein Anwalt als A rm " führten 
net ist, kann noch nicht d Ver W  
Anwalt der Partei auch l» ger#  p ,
betr. einstweilige Anordnung & pR. 
7DH Fipi7itnrHnPil OLvJ. ^ZPO. beizuordnen. OLG. 
601 Nr. 23 (Gaedeke)

§13 Ziff. 3 RAGebO.

. ie<

« S f ?
Ehegatten bedeutet keinen 
halb können Vereinbarung* > 
Ehegatten in Verbindung r cta"'j|eiit 
nun| treffen, »als Vergleich sichJ j,
gesehen werden, wenS1 AUssÖhnl?’ '0  ̂
ohne Rücksicht auf d i e f c f l -  
Prozeßvergleich sich dar 
1941, 603 Nr. 24 

§13 Ziff. 3 RAGebO

kenntnis -
schaftsklage gegen _ R 
nicht entgegen. KU- osl«.»

1299, 1315 ABG&! & Ei.^J 
lhaftpflichtG.; Österr übergH;0 

An dem schrankenlos Industr'c[efl
Landstraße über ei einer ro pW■
von einem WächterI71besteht ^ f t f a ^ r  
fahne bewacht wJr „’,,tzende(1 oabt>v£-»#' 
eines die Straße b ^ t t t i f o l A  
rlen seiner Sicht entzog deSden seiner SichtI erUng -. 0
schon vor der übe 9 „ er d ^
pers zu beobachten, g a«
in völlig passiver Haitu
gang stehen sieht.

’ pR-

Nr. 27 1939

1941, 

(Rößl

Recht̂ 'tvefdJ!
8 u  ¿»in. j . oesalTl.ozes5e!

zieht als Bestandteil e in* phep j g  
barung zur Beilegung “ bede .
und von Uriterhaltsansprücl|r)edi^ iig ^
dann eine vergleichswei- e ¡ p p  ueo 
Eheprozesses, wenn er ein v g  $
geben einer Rechtsposition qR 19«
den Partei darstellt. KU- 
Nr. 25

Recht der Ost**r ^

K r » t r -V)Ä i

nR. I941’ t&rnicht entgegen. RO-’
ss 1900 1315 ABGB-; k pjseflh .̂ ei(eSS 1299, 1 ftsterr. d«r

mob,,ha,tpn,fh

8 6 der VO. v.

schwerdegegenstan s gudeteng 0b IjUeir
der Ostmark und dê urec^e% üŝ ' V
Ansprüche I« 1
rechtlichem und tats r 0 ..
hang stehen oder nien
Nr. 28 cti

R e ic b s a rb e it^ ^  M ' f  f ;̂;

rechtskräftiger H rt^^ ftig e  
steht, daß das rechts . ^
gebnis unrichtig Erg^SJffigl^niaft 'Partei selbst dieses ^ ^  u
hält, dann besteht * die W T g 
aus der Berufung * ßes Ä j  5 
Vorwurf eines Ver^ die ^  60'
Glauben oder geg ^  
machen. RArb 
(Schönke)

bfifDR-
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Mtettannt gut, pmsraert 
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“ »m Saget, W ate tija l)»  
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»clanitt Iet(tungsfäf)tgen
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Original-
Gemälde alter und neuer Meister 
finden Sie In großer Auswahl In

” 1

Gemäl de -Hand l ung
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Ecke Friedrichstraße

Ankauf — Verkauf
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Lan

D r - G u s t a v  s c h w a r t z

^ i f g l l e d  d e r Akadem ie f , D. R ech t 

6 e r w a r t e t  u n d  s o e b e n  e r s c h i e n e n :

'À/O iA â ^ U '

Q tflüp e n + r»
- ^ r  z u r  G e s e t z g e b u n g  ü b e r  d e n  

g e w e r b l i c h e n  W i r t s c h a f t

*n Lo s e b 1 a 1 1  f  o r  m k a r t o n ie r t  
Ra lbband  200 S e ite n  RM 6. 80 
H albband e r s c h e in t  b a ld ig s t

S & run8 des ersten HolbbandcB: Schrifttum  
\  u r^0rtvcrzeichnis - Rcchtsqucllenvcrzeichnis 
t , u n a u 8 e s c t  z - A u f b a u v c r o r d  

m i t  R e f o r m e r l a ß :  "

S ie  a iiu ü t .tmeeite Qeset^ssammlunq: 
ecqänz&ac /  ZMertässi# /  pceisuiect

tft bie becoatirte nid)t »eralienbe

@ct>neHf<wtei 6cs iRet*6tccfctö
tn 8 hoöftänhigen iRc t̂dfrcifen:

1. «Bürgerliches 91ed)t, 2. Sanbelsrecfjt, 3. Verfahrens, 
recht, 4. «ürbeitsrecht, 5. Strafrecht urtb Strafprozeß- 
red)t, 6. aCBirtidjaftsredjt, 7.9tä$r|tanbsre<f>t, 8. Staats- 
unb ®cncQltungsred)t. Umfang je 900—1700 Seilen, 

«Preis je SBanb 91931 6.80 bis 91931. 8.80.
ermäßigter ©efamtpvciö:

f?üt 93anb 1 -7  (fiatt 919Jf 52.60) 91931 48.50 
gür SBanb 1 - 8  (jtatt 919JI 61.40) 91931 54.—

Tmtd) (Erfaß- unb GrgähjungcUefcrungen immer überficbtltd) auf 
bem neueften Staube I 3ebe eingelne Sefttmmung Idfet Tut) fd)nell 

auffinben in  bem neuen

Wcfamt»cräci(f)nis,
bas ruub 1900 ffiefeße, äkrorbrnrngen, (Eriaffe u(tp. nad) ber 3 eit- 

% r  folge auffflhrt unb außerbem ein Sttcfimortometjnis, betbf mit 
1 fjunbftellen in ber Sdjndllartei, enthält, fo baß |id) ohne iDtaljc
I  iebe Seftimmimg ermitteln lcifet, oud) menu nur betXitel

. I ^  ober bas Dalum belannt \\t. $reis mit Gtnbanbmappe 919Jt3.—.

DÜS SBeßiefibat butdj gutgefübrte SBudjtjanblnngen ober oon bem

_______________  Fachliche
nlcrn ........ -ner Aufbau; Gruppen und Kam
Schiet "'i'1 ^ u^bauschcma und Verzeichnis. Fach 
le i, sa"Srenzung unj  pnichtm itglicderschaft

Ï 2,
Leiter*Ä0®renzun® und Pflichtm itgliederschaft 
nnd B Ufnd Geschäftsführer, ii»re Rcchtsstellun 
Raben ° ugn*sse; Satzung; Finanzgebarung. Aut 
Und i^U- Befugnisse der Gruppen in Friedens 
tun«- il®8sw*r tschaft. Begriff der Selbstverwal 

msungsrecht und Ordnungsstrafgewalt

M itg jfJ jng des zweiten Halbbandes: Beirat 
pcn. \\; eJversammlung; Auflösung von Grup 
■̂eichsw'r tSĈ a t̂s^ ammern m it Karte der Bezirkeveichsw' t “ ,lva‘nmern m it Karre acr Dczir* 
E i n i '.r schaftskammc'r. Schlußbestimmungen 

r J ß d e r u n g  d e r  n e u e n  G e ’- 5“ ' 
° x t e  w i c h t i g e r  E r l a s s e .

^ÜWun

V e r la g  S c .O M e S c b m iM  $ © . ,  $ ö ln ,  $«nfa$aiw

_sch Zusendung z u r  A n s ic h t !

PorKEl f ü r  W i r t s c h a f t  und V e rk e h r ,
(Du ° ’ ’ s t u t t g a r t - 0 ,  P f i z e r s t r .480

W el°he B uch h a n d lu n g  Zusendung
e rw ü n s c h t? )

EIN WICHTIGES UND UNENTBEHRLICHES HILFSMITTEL

bei der Anwendung der neuen Lohn­
pfändungsverordnung ist fü r Sie die

Hotinpfänbungotabdte
Herausgegeben im Einvernehmen m it dem Reichs- 
Justizministerium von Alexander Paul Fröde im 
Amt für soziale Selbstverantwortung der Deutschen 
Arbeitsfront. M it Erläuterungen von Ministerialrat 
Staud und Landgerichtsrat Dr. Merten im  Reichs­
justizministerium. 52 Seiten. Preis kart. nur 1.—RM.

VERLAG DER DEUTSCHEN ARBEITSFRONT /  BERLIN

normale

F
c Cuec*>ecfic{>ecung auf ®egfcnfeitigWt

Billig -  gut - s i c h e r  E l f l b f U C h
6n kostenlos und Auskünfte bereitwilligst durch die Direktion

BERLlN-CHARLOTTENBURG 2
B E R L I N E R  S T R A S S E  153

Qcutfchß IScamtßn- 
feueruerfUhQCung

auf ©egenfeitigfeit

r 5 8 0 0 0 0 V e r s i c h e r u n g e n

Für je lOOO RM 
Versicherungssumme 

und jede Versicherungsart 
¡gqp- 4 0  Rpf. Einheitsbeitrag 

(Normalprämie) einschließlich 
Versicherungssteuer und 

aller Nebenkosten
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D a s  ß r i c g s a u s g l c u h s ü c r f a h r c i i

Dcrordnung oom 30« Itooember 1939
Kommentar »on

R e c h t s a n w a l t  D r .  h a b i l  O e r h a r b  f j u b e r n a g d  ttttb S y n b i h u s  D r«  ß a r l  f i « 1111*

Die «erorbnung übet bas ftriegsausgleid)soerfaI)ten will Sdjulbnern, bie burd) beit Stieg unb beffeu 9tu*' 
wirlungen beionbers fdjwer betroffen worben fiub, 3ur gilfe iommeit, gleichgültig, ob es fid) um Su&ufmelUi 
Äaufleute, öaubiuerfcr ober ttleiugcWcrOetrctbeube baubeit. Otuherbem geht bie Serorbmmg alte 9tcd)‘«s 
wahrer an, bie fid) praftifd) ober beratenb mit ihr 311 bekräftigen haben: bie iflirf|tcr, bie ¡Wcdjtdaitl»«»^ 
bie Shnbici unb «Rechtsberater her betriebe, bie iRcchtöbeiftciube, bie «Jirtfchaftdberater unb «?<rn 
}rf)«fteücnf)Äubcr. — Die «Präambel 3ur «erorbnung über bas SricgsausgIeicf)soerfal)ren forbert 3u»or 
eine au&ergerid)tliche gütliche «erftänblgung. 2Bie biefe 311 bewirten ift, fagt bie «erorbnung felbft mem- 
gier ergäbt ber »orliegenbe ftommentar bie «erorbnung gugunften eines ausgefprodjen praltifdjeu 
biirfitiffes: er bringt mit fur3eu (Erläuterungen in 14 ülbfchnitteu ¡Richtlinien für bie «corbeitung außer* 
gerichtlicher Vergleiche; biefe «Richtlinien entrotcfeln ein überaus 3toedmäfeiges «erfahren bes aufeergeria)!' 
lidjen Vergleichs in d)ronologifd)er Orbnung unb enthalten ben «ttiebcrfd)Iag großer praTtifcher ffixfahrungei 
ioroie ber ©rgebniffe oon 91ed)tfpred)uug unb Schrifttum. Diefe «Richtlinien werben über bie ©elturig«' 
bauet bes firiegsausgleidjsoerfahrens hinaus «BUert unb ©ültigfeit behalten. 3« bem flommentar 3« öt’ 
eingelnen Seftiinmungen ift bas neuefte Schrifttum fdjon beriidfid)tigt. Seinen 3Bert für bie £ftn«> 
unb für bas Subdenlaub begrünbet bas Sud) insbefonbere burch bie Serüdfidjtigung ber «usglcid)s«° 
nungen bes ehemaligen tichedjo.flomatifchen Staates, ba fid) biefe ©rbnungen noch in ©eltuug befinbe ■

« r e i s :  f a r t . «R «Ui J. 8 0

3 u b e 3 i e h e n b u r d )  ben  S u d ) l ) a n b e l  o b e r  b i r e f t  o o m  « e r l a g .

D e u t s c h e r  R e c h t s o e r l a g  G . n i . b . ß .  • B e r l i n  10  3 5  • C e i p j i g  C 1 *

„D as Buch erscheint m ir  heute w ie  e in  a lte r F reund, der sich unentbehrlich  gemacht hat ,

fdjreibt <85t. u. 91otar 2 o e b e l l , SRmimburfl a. S. in  $eft 6/1030 ber „TOitteil. b. 91eicf)S.!Hecf)tsantraHsrmnmi;r‘ ' «6»

©Icaftcnücrfcbcs und ^WccfchtöfjaftpflicbtrccH*
(Öfecrfi^t über ©djrifttum unb Ke^tfpre^ung für bie3c«>om l.^tprfl 1937bfi jum 31.3«nUÄr

1939)

oon 3ied)töanmait « H e r m a n n  (S a c l,  © ü f f e i b o r f

U m fang  240 Se iten , k a r to n ie r t  RM. 7.80

„Das Such gehört in ber 2at 311m unentbehrlichen ganbwerfsgeug bes ®erlehr»red)t icr^ 
Durd) 2Illgemeinoerftäublid)teit will es auch bent Saien bienen, ©erabe biefett ©eftchtspunlt ja 
9Iutor auch in feiner «orbemerlung mit «Red)t herausgeftellt. ©s ift nicht ein3ufehcn, warum (IU1̂  ' lC_ 
lieh behauptet würbe) ein juriftifd)es Such nicht für oerfdjtebene fiefertreife getrieben ®erben 
©arl hat ¡ebenfalls ben frönen Seweis für bas ffiegenteil erbracht unb ge3eigt, bafe ber beutfdje ^  
wahrer DoIfsDerbunben fchreiben fann -  wenn er w ill.“  «Rechtsanwalt Dr. Sauer ,

Ein bedeutungsvolles Nachschlagewerk, insbesondere je tz t auch fü r  a lle  
G em eindeverw a ltungen  und Behörden, die in  den zurückgeg liederten  
und  besetzten G ebieten nach dem  neuen V erkehrsrecht a rbe iten  müssen

D ie f l i e f e r u n g  ü b e r n e h m e n  and) a l l e  S u c h b a n b l u n g e n

SB. « ¡ s e i e t  ' » u c b b a n b l u n g ,  8 e i M  ' 0
ß  1



Carl Heymanns Verlag • Berlin ^ V  8

i l e  f l c u c t i i d i c  ß e i o i n n e t m l t t l u n g  b e i  C i n j e l f i t m e n ,  p c t [ o n c n -  u n b  f t n p i t a l g e i e l l f d i n f t e n

* 0n 0bettegierungSrat S © rocncr. XXXI, 237 Seiten. tßm S  919H 8 .- .  (BioexteS §eft bet Seiten golge bet Schriftenreihe „Unterlief)» 
mil"9 unb ©teuer".')

Ji,'.au8 Kitf>« Erfahrung hetBorgegaugene Schrift erfd>eint gut rechten 8*ü, um aßen Steuerpflichtigen in »anbei, Subiiftrie unb Saubmert 
J  S o l le t  SRatgeber 5u fein jur SSermeibung »on »eanftaubungen ber bem 3i.nan3amt cinäuret^enben »tlan3en. Auch gxnanjamter uub 
' manjbeanite, tior allem fflctriebsprilfer, merbcu an« bem Suche Dhtpen jiefjen.

f o w t t t i m g  i n  D e r  ( j a n ö e l s -  u n ö  5 t e u c r b i l n n 3  D e r  f l h t l e n g e f e l l f d m f t
_ n ®ef|, 9feg;“........ • -    »-» . i qhq «»«» « eft ir-u.fi 1 hpr ©rhriftenreittl „ !8xerung§rat 8. » ¡ ir re , ipräfibcnt beä «cidt»afinans»«>f8- 1939- 3.6«. (§eft 1 ber Schriftenreihe „Unternehmung unb

• »eue fSoifle.)_ uoigej
ttiplrvl* an übert<idenben, »ufammenfaffenben ®arftellungen. ©erabc fie aber fiub cS, bie ber »Betriebswirt brauet. Er barf, wenn er eine bc» 
,wb erwägt, -nicht nur eine einzelne Solgc, nur eine emjige ©teuerart berüdfidjtigcn, fottbern muff affe, aud) btc mittelbaren
k J 1? * *  folgen in Rechnung fteUen. hierbei fall ifjm bie Schriftenreihe »elfen, ©ie mirb in gefdfloffenen ginaelfdjnften auSgeWähltc 
gjerf|. lf,c fragen Dom ©tanbpunft bcS Betriebes auS erörtern unb berfudjen, jmif^en @teuerred)t uub 99etriebSWiffenfdjaft eine lebenbige 

j  êrsufteiten.

in bet Raffung ber SSerorbnung »om Bl. Cftober 1939, 2. Auflage, Erläutert »on ®r. Wcorg 

A  | ^"^imanjrat in Mndjen. 1940. 300 ©eiten, ©ebunbeu 9 t» l 9.—.
im L iecfQ,’,’et (früher SHitglieb beS IBewertungSfenatS bcS 9tg§) ift bcjonberS berufen, über biefc Stagen 3u fdjreiben. ©eine Ausführungen 
Iöffi0 fi„b erfcböpfenb unb ilberfidftlid).. . . ®er »enuger beS »udheS wirb in allen »ermögenfteuerfragen fid, teidft unb juöer-

Herrichten lönuen ®r. ©eöet in  in „SRedjtSfpiegei ber 2Bi r t fd)af t

öas
imxanätâ ic h s b |? u n ? r iu n g ö g i? ic ^  ♦ (Srläutert uon (jgvitft SJUitifiericiitcit i. 9t., unb $ l)ittttcttf 9iei(

4be.r ■ ’ neubearbeitotc Auflage. 1940. XVI, 545 ©eiten. (Mutnbcu m it  1 8 ;- .
kennet?1 'Ucl(fl)c8 fit» in bet fptapS beloäfjrt hat, bebarf eS uic^t Bieter Sorte. ®ic grünblidje Arbeit atmet ben ©etft ber großen 

ct -Materie, f0 baff baS Serf allen, bie fid) mit bem SReiehSbewertungSgefeg ju  befaffen haben, ein 3u»crtnifiger Berater fein bürfte. 
j  „29 a n l • 911 d) i o"

Bau i»og='i(rcne, bearbeitet Bon ® r. !)i. «ItenS, »tinifterialrat. 1937. ©anjleinen 91911 4.80. 
iu ben e| 'ieCl1 ein tlct3es .fhanbbud) bar, in bem baS neue ©eWerbefieuerrecht junäcfjft ftjftematifd) bargeftetlt ift unb in bem nnfdtitiefeenb 
8tüubunonf Ittelt Paragraphen be8 ©emerbefteuergefegeS unb beS EinfühtungSgefegeS neben lurjen Erläuterungen beS »erfafferS bte ®e» 
‘»nftfuie '̂. ,c ^ “ t^füliruttgäbeftimmungeu unb 3tidjtlinien gebraut werben. ®ie fpftematifdje ©arftellung bes ©ewerbefteuerrecfjtö unb le 
’’’“fllidift fj,6" ®rIä“ terungen 511 ben genannten ©efegen werben iusbefonbere bann wertootte ®ienfte leiften, wenn eä barauf anrommt, tn 

Utäet »feit einen Überbfid über bie ®ruitb3iige nnb ©runbfäpe be8 neuen ©ewerbefleuertedjtes 3u gewinnen." (<
„  „ 9 ) t i n i f t c r i a l b t a t t  bed Dieidjd- unb tpreu6i fd )cn SOl in i f l er iumä beö 3nn e rn

tfüt
, . 3 „ p, v ,  3. Auflage. Kommentar, herausgegeben Bon Dberfinanjpräfibent ® r. » l i im i^  unb 9lmtörat »afe» 

¡eben J teiS í,e6miben POua ÍHW 1« .- .
fttna ' mi‘ ®lirgerfteuerfragen ju befaffen hat, ift bet hier oorliegenbe ftommentar ein notwenbige® Hilfsmittel unb feine Jn-

H emt>fehlenswert." „®eutfdheS © t e u e r B l a t t

i ^ í O i j f t Q U e r g O Í O l j .  WSuteite nanbausgabe »on Z r .  j« r. Monrat, ^fudetm um , DberregierungSrixt. »ierte, neube-

"®iní8ii* T '  1989' ®an*Ieinen «9» 12. - .  . „
10,1 einer ©rünblidhfeit unb Klarheit in ber ®arfle«ung, baS böchfte «nfprüche beS gathmanneS befriebigt." „©  t e u e t - SS a r t e

Ut6

% mit ®urchführungSbefHmmungen. Erläuterte HanbauSgabe »on 2 r .  *> ill)d m  .VUu(ti)ol)n,

!!*' 1985' ®an3leinen 91'F . 8 . - .
be8 f  «  »ft ei,, Wert»oller Seitfaben für bie gratis; bie einzelnen Ausführungen finb furj unb Har, laffen aber leine Wichtige 

9e'amten ^Ute geltenben tapitalBerlehrftenerrechtS unberiidfichtigt . . •" „ S u n f l i f c h e  2Bod,e«fd, r , f t

U e r g c fo t } .  etiäuterungsbud, »on törnft 4Jn.il « o ru tta u , SRinifterialrat im ÍReichSfinanjminifterium. 5. ergänzte
»«40 m »  wi

^>et ijj . ' anJteineu 919)1 14. - .
etft«  Sinie, wie fd,on für bie früheren Auflagen, bie glüdlidje XarftellungSart, bie tlare unb leid,tBerftanbl.che ©prache unb 

6' n; «lies as et^ Bbfenbe 51etüdfid)tigung beS Borliegenbeu ÜRaterialS fowie bie große Überfichtlid)feit ber Erläuterungen herBotju» 
0t*ö8e, bie bas Sud) ju einem empfehlenswerten unb gern benu&ten Hilfsmittel machen." „3  u r i ft i f ^  e SB 0 ch e n f ch r i f t"

B 11 b e j  i e h e n b 11 r d) a l l e  S 9 u c h h « « b l u n g e n



SO E B E N  S IN D  E R S C H IE N E N :

ftucäfommcntac jutn $ a n 6clegcici?inich
mit Nebengefeßen unb (Einführungsoerorbnungen für Oftmari mtb Subetentanb (ohne Seerecßt) oon

Dr. Adolf Baumbach
Senatspräfibent beim ftammergerid)t a. I).

5., galt* bnrrtigcarbcitcte unb bermehrte Sinflagc. XII, 1059 Seiten. Dafd)euformat. Dünnbrudpapier. Seinenbaub 9?®'l6' 

VorgugSpreicifür «eridjtö&etjörbcnunb »beamteeinfchl. ber «ffcfforcn unb NefcrcnbarebeimSuftanbefommcn einer eammelbeffclIuM'

3>t ber Neuauflage ift bie praltifdjc ißraudjbarteit bes Viertes noci) erhöht toorben. Puffer bem §©93. finb folgenbe 
»beftimmungen aufgenommeu, größtenteils gleichfalls erläutert: £>rberlagerfd)ein930., NUgem. Deutfdje Spebiteurbebinguitgen, 
oerleljrsO., Depotgefeß, ©ud)f)altungsrid)tlinien unb Kofteurechnuugsgruubfäße bes NVJNl. unb bes ©retstommiffars, SlUge«1- “  ¡¡^ 
btngungen ber ÜBirtfdjaftsgruppe ©rioates ©anfgeroerbc, Einßeitl. Nidjttinien für Dotumentenattrebitioe, Incoterms
Sanbelstlaufeln), ©örfengefeß, KartellSO., ©inffihrungsoorfchriften für Oftmart unb Subeteugau. Die Nbfchuitte über (Eigentums 
unb Sicherungsübereignung finb ausgebaut vuorben. Nud) in ber äußeren Nitorbnung ift auf nod) größere ilberfid)tlichfeit u"

Sebadjt genommen toorben.

(SlcmciUacburff 6cs S io ilp tw c fM
CSin erfter Eeitfaben für Nechtsroaljrer, ein fieitfaben für fiaien oon

Dr. Adolf Baumbach
Senatspräfibent beim Kammergericht a. D.

2., bermehrte unb berbcfferte Auflage. XI, 182 Seiten. 8°. Kartoniert N9JI. 3.50
ittii

Die erfteu ©runbbegriffe für ben jungen Necf)tsu>al)rer unb ^uftigbeainten unb für bcn iiaicit in fnapper, leichtoerftä>iöli* et 6eget
- ----- -------------------  ......  -  - - - ............... - buti)0eagafjlreichen praftifd)en ©eifpielen unb Formblättern. Die 1. Auflage ßat frd) gut beroäßrt. Die 2. Auflage ift grünblich

erßeblid) erroeitert toorben. Die Nnorbnuitg mürbe nod) überiidjtliäjer unb faßlicher geftaltet. Die Kriegsoorfdjrifte» f'"*1
betU'

m  fRcchteftclIuno m  eiicffin&cs
nach heutigem u»6 künftigem Siecht

oon Dr. Gustav Boehm er
orb. ©rof. ber Ned)te in gieiburg, Nlitglieb ber Ntabemie für Deutfcßes Necßt 

(Schriften ber Ntabemie für Deutfdjes Nedft, ®ruppe ©erfonen», Familien« unb (Erbrecht, Nr. 8)

VI, 88 Seiten. ©r.=8°. ffießeftet N9N. 3.60
. | j jri (

Diele Schrift eines namhaften Sad)!enners bietet e r f t ma l i g  eine utnfaf fenbe f f i rör terung ber heut i ge ’1 ^¡fteii öei ^ 311 
erbred) t l i d)en Necßtsf te l l ung besSt i e f f i nbes .  ®s geigt fid) babei, baß bei oernünftiger Auslegung ben ®ot^ Ier (Ref̂ "1, 
einige brauchbare fiöfungen entnommen roerbett tonnen. Dod) bebarf bie Necfjtslage bes Stieftinbes im gangen bringet'11

einer folcßen unterbreitet ©rof. ©oeßmer eingeßenbe ©orfdjläge.

, U«D

©cunftlagen ttnft CrntaMrflung iß t  ©efähcftting
Beiträge ßur Reform bes $aftpflici)tred)ts unb ßu (einer 9J3tcbereinorbmmg in bie O&ebaufeit bes allgemcinett

uon Josef Esser
Unio.=Dogent in ffireifsmalb 

X, 140 Seiten. ßßr.«8°. ffießeftet NNI. 6.50

ioatt^ * 5

ui ia. i i f ^ ^
2tn ganb einer Darftellung unferer §aftpflid)tpraiis führt ber ©erfaffer bie gerechte V e r t e i l u n g  bes fogtale"  U0^ abenre®fl]1jcii9 
als eine prioatrechttid) heute ungelöfte Nufgabe oor Nugert. ®r geigt bie Notroenbigieit, biefen mid)tigen Deil iê f 'Ä'li 
feiner rein oerfidjerungs. unb oerforgungsmäßigen ©eßanblung 3U löfen unb burch beffere Durd)bilbung bes 

u n f e r e m  o o l t s g e n ö f f i f d j e n  N e d ) t  m i e b e r g u  g e w i n n e n .

Uns1

n*

C.H. B E C K 'S C H E  VERLAG SBUCHHANDLUNG  M Ü N C H E N  UND
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Die Pflicht zur Begründung richterlicher Entscheidungen
Von Dr. H a n s - H e l m u t  K u h n k e ,  Rechtsanwalt am Kammergericht, Berlin

Die
verwirn"a,nsPruchnahme der Gerichte erfolgt zur 
dieSer *lcnung angeblicher Rechte. Den Umfang 
geber ä;ecljte bestimmt in erster Linie der Gesetz- 
durch a Urcb d‘e Schaffung des materiellen Rechts, 
bereicu as er d'e Lebensverhältnisse in seinem Macht- 
QrUnd^tnach den von *Lm als richtig erkannten 
sein- off en ordnet. Kein Gesetz kann lückenlos 
bin, ’ ¡nn Senug weist es selbst auf diese Tatsache 
Treu i]ne,nL es ausfüllungsbedürftige Begriffe wie 
empfini ‘ü Glauben, Verkehrssitte, gesundes Volks- 
'Vendet rb Sitten, wichtiger Grund usw. ver- 
eri Posit- arüber hinaus muß der Richter beim Feh­
ler Qe llv' rechtlicher Bestimmungen auf das in sei- 
§ehen arrrtheit lückenlose ungesetzte Recht zurück- 
Scheid’en 111 e'nen ihm vorgelegten Tatbestand ent- 
Scbriebp, zu Rönnen. Die Gestaltung dieser ge- 
iür.̂ nüno'letl Uad ungeschriebenen materiellen Rechts- 
C'%en +°,w*e 'hre Handhabung durch die Be- 

von jeher im Vordergrund des Inter­
ne im « p .  bei der Ausbildung des Nachwuchses 
^gemein tis'chen Kampf und nicht zuletzt bei dem 
leisten f-ln Werturteil über die Juristerei und den 
■ a Etuipe erbauPt- Jede Verfahrensreform dient letz- 
111 matCH ,auch n'ur dem Zweck, die Rechtsprechung 
„bter (!,■ e er Hinsicht zu verbessern1), und wird 
! t^ eünio-,Sem Gesichtspunkt gewürdigt2). Die Be­
rich t | Un,S des Rechtsganges, die Wahrheits- 
p. die aC , lm ‘btelbarkeit der Beweisaufnahme und 
R>chter k nderen Prozeßgrundsätze, sie sollen dem 
n5!ler a„ e?se.re Lntscheidungsgrundlagen bieten und 
^ögiigi ^ 11 inhaltlich bessere Entscheidungr”  ~~

ise der‘ Q nsegenuber wurde stets der ArDeus- 
i'..-hesSenr Rechtsfindung weniger Bedeutung bei- 
‘ür wiri,7.L?bw°h l sie eine wesentliche Voraussetzung 

„Richterkunst“  is t3). Für diese Ar-

;{• Rfe i h  DJ. 1935,1549.
a u d, „Neues Zivilprozeßrecht“ : DJ. 1933,

F ü l l e r ( „Richterhandwerk — Richterkunst“ :

„Gewöhnlich glaubt der Mensch, wenn 
er nur Worte hört, es müsse sich 
dabei doch auch was denken lassen.“ 

Goethe, Faust I.

beitsweise geben die Verfahrensgesetze vom ersten 
Anträge bis zur letzten Entscheidung den äußeren 
Rahmen ab. M it ihnen gibt der Gesetzgeber allen 
denen das Werkzeug in die Hand, die als Rechts­
wahrer oder Parteien nach dem Gesetz zu vei- 
fahren haben. M it Recht weisen F r e i s l e r 1), J o ­
n a s 5) u. a. darauf hin, daß d e r  G e i s t ,  d e r  a l l  
R e c h t s w a h r e r  — R i c h t e r s c h a f t  u n d  A n ­
w a l t s c h a f t  — b e i  d e r  H a n d h a b u n g  d i eses  
W e r k z e u g e s  b e s e e l t ,  u n d  n i c h t  d e r  B u c h ­
s t a b e  des G e s e t z e s  den lebendigen Pr o z e d IT 
der Praxis gestalten wird. Die Liebe zur Gerechtig­
keit und das Bewußtsein innerster Verbundenheit 
mit allen Gliedern der Volksgemeinschaft müssen
die Quellen sein, aus denen dieser Geist der ro 
zeßführung im Sinne der Absichten des ues 
gebers geschöpft wird.

Die Tätigkeit des Richters besteht unter Zugrunde­
legung der geltenden Verfahrensordnung darin, die 
Parteihandlungen zur Kenntnis zu nehmen, den - 
zeß im Rahmen der ihm übertragenen Befugnisse 
zu leiten, die etwa notwendigen Beweise zu er­
heben 6) und schließlich die erforderliche! 
düngen zu treffen und zu begründen. J 
schefdung enthält eine tatsächliche und rechthche 
W ürdigung des Prozeßstoffes; sie spricht aus, was
in diesem konkreten Falle ^  P ^ “ s" aJ®r Fntschet 
terieller Hinsicht Rechtens ist. Nicht jede Bntschei 
düng ist ein Urteil, vielmehr sind darunter auch die 
Akte der Prozeßleitung und die Beschlüsse zu ver­
stehen Von der Einleitung des Rechtsstreites an 
bis zu seiner rechtskräftigen Beendigung und der 
Verwirklichung des Rechtsspruches können eine Un-

n i  10^7 1776ff und Bo h n a c k e r ,  ,,Einführung in die 
Arbeitsweise der Rechtsfindung“ : DJ. 1940, 976ff.

Vgl 1mni. zur 16. Aufl. des Kommentars zur ZPO. 
e) Auf die Bedeutung der Technik des Beweisbeschlus­

ses und der Beweiserhebung für die Wahrheitsermittlung 
habe ich in meinem Aufsatz: „Der Beweisbeschluß“  in 
DR. 1940,179 ff. hingewiesen.
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zahl richterlicher Entscheidungen ergehen. Ohne An­
spruch auf Vollständigkeit seien außer dem Urteil 
nur erwähnt die Entscheidungen über die Streitwert­
festsetzung, die Bestimmung des zuständigen Ge­
richts, die Ablehnung von Richtern, die Beschlüsse 
über die Ablehnung oder Bewilligung des Armen­
rechts, die Trennung, Verbindung, Aussetzung von 
Prozessen, die Fristenverlängerungen, die Wieder­
einsetzungen in den vorigen Stand, die Termins­
aufhebungen, die Zulassung von Klageänderungen, 
die Beeidigung von Zeugen usw. jede dieser Ent­
scheidungen ist nur zulässig, wenn die Voraus­
setzungen für sie gegeben sind. Es gibt dabei allen­
falls ein freies, d. h. pflichtgemäßes Ermessen, nie 
iaber W illkür. Daraus folgt, daß der Erlaß einer 
jeden Entscheidung zwangsläufig den Ausspruch 
des Gerichts enthält, daß es die Voraussetzungen 
fü r gerade diese Entscheidung als gegeben erachtet. 
D ie  E r m e s s e n s e n t s c h e i d u n g e n  b e d ü r f e n  
d a b e i  e i n e r  b e s o n d e r s  s o r g f ä l t i g e n  B e ­
g r ü n d u n g ,  um von vornherein den Eindruck der 
W illkür zu vermeiden. Diesem nobile officium sollte 
sich kein Gericht entziehen. Die durch Kann-Vor- 
schriften gewährte Freiheit verpflichtet.

H.

Von allen Entscheidungen hat nur das Urteil 
einen durch das Gesetz selbst in allen Einzelheiten 
zwingend vorgeschriebenen Inhalt. Im §313 ZPO. 
w ird über diesen Inhalt u. a. bestimmt, daß jedes 
Urteil m it Entscheidungsgründen zu versehen ist. 
Daneben enthält die ZPO. nur noch an drei Stellen 
ausdrückliche Anordnungen über die Begründungs­
pflicht, nämlich:

a) §126 Abs. 2 bestimmt, daß dem das Armen­
recht verweigernden oder entziehenden Be­
schluß eine kurze Begründung beizufügen ist, 
aus der die fü r die Entscheidung maßgebenden 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründe ersicht­
lich sind, sofern dies nicht nach Lage des Fal­
les entbehrlich oder unzweckmäßig erscheint;

b) § 227 Abs. 2 bestimmt, daß der ohne mündliche 
Verhandlung ergehende Beschluß über die Auf­
hebung eines Termins m it Gründen zu ,, ver­
sehen ist;

c) §449b bestimmt, daß das Gericht die Zurück­
weisung des Güteantrages wegen Aussichts­
losigkeit des erhobenen Anspruchs zu begrün­
den hat7).

Was unter Begründung zu verstehen ist, kann un­
mittelbar nur aus einer Stelle in der ZPO. entnom­
men werden, nämlich aus § 286 Abs. 1 Satz 2, wo 
es heißt, daß in dem Urteil die Gründe anzugeben 
sind, welche für die richterliche Überzeugung lei­
tend gewesen sind. Für zwei Einzelfälle hat die 
ZPO. den Umfang der Begründung allerdings noch 
genauer Umrissen. So hat die Schadensermittlung 
gemäß §287 ZPO. „unter W ürdigung aller Um­
stände“  zu erfolgen. Und beim Widerstand des 
Vernehmungsgegners (§ 446 ZPO.) hat das Ge­
richt •,unter Berücksichtigung der gesamten Sach­
lage, insbesondere der fü r die Weigerung vorge- 
brachten Gründe“  zu entscheiden, ob es die be­
hauptete Tatsache als erwiesen ansehen w ill. Im 
übrigen ist die Entwicklung der Grundsätze über 
die ordnungsmäßige Begründung einer Entschei­
dung der Praxis überlassen worden. Justizverwal-

’ ) Man vgl. damit die Möglichkeit des RQ. in Straf­
sachen, eine Revision als „offensichtlich unbegründet“  
zurückweisen zu können!

[Deutsches Recht, Wochenausgäbe

tung, Wissenschaft und Rechtsprechung haben 
daran in gleicher Weise beteiligt.

1. Soweit es ein rechtliches (und zwar verfahre 
rechtliches) Problem ist, hat die Rechtsprech 
des RG. auf seine Behandlung den sichtbarsten 
fluß. D ie  N o t w e n d i g k e i t  d e r  B e g r ü n d  
d e r  E n t s c h e i d u n g  ist von jeher als ein 1 
d a m e n t a l  e r P r o z e ß g r u n d s a t z  angesehen 
den, dessen Verletzung, abweichend von ..e j ij-ch- 
gemeinen Regel, unabhängig von der Ursact g 
keit für die getroffene Entscheidung zur Authe 
der angegriffenen Entscheidung führen muß-

Gemäß § 551 Z iff. 7 ZPO. ist eine Entscheid^ 
stets als auf einer Verletzung des Gesetzes beu e 
anzusehen, wenn die mit der Revision angeg . en 
Entscheidung nicht mit Gründen versehen ist- yef. 
diesem ganz formalen Gesichtspunkt, der ai ge. 
fahrensmangel anzusehen ist und daher auchi > g
rufungsverfahren gemäß § 539 ZPO. zur AutnL UI1g 
des angefochtenen Urteils und Zurückverw f£n 
der Sache an das Gericht erster Instanz ggö 
kann, ist jedoch auch die Verletzung des 
Abs. 1 Satz 2 ZPO. — von kurzen _ Unterbr«. 
gen8) abgesehen — mit der Revision ang ¡nen

* it hat, laufend seu^so daß das RG. Gelegenheit 
Einfluß auf die A rt und Weise ~_. 
Entscheidungen geltend zu machen

----------- -------- -----------0 LJ _ia .. J..«Pf
Einfluß auf die Art und Weise der Begründ A^je- 
Entscheidungen geltend zu machen. Schliem 5 
tet auch noch die Bestimmung des § Jiichk'ê » 
ZPO. der Rechtsprechung eine gewisse M “ ?kein, da 
Grundsätze über die Begründung zu entvvic ^ eflrl 
jeder Schiedsspruch der Aufhebung unterlieg > 
er nicht mit Gründen versehen ist. wenn

Der Revisionsgrund des § 551 ZPO., al®, en ist, 
die Entscheidung nicht mit Gründen vers .„al die 
ist allerdings immer seltener geworden, z ^ ¡mfiieJ 
Rechtsprechung diese Vorschrift — leider R0-9) 
enger faßt. In der letzten Entscheidung 
werden sogar schon Zweifel laut, ob die noch 
Rechtsprechung dieser Bestimmung nicht e gnt- 
zu weite Auslegung gegeben hat, wenn sie ver 
Scheidung auch dann als „n icht m it Gru Be
sehen“  erklärt, sofern nur ein Einwarm gel­
klagten nicht erörtert worden ist, welche Es

. . .  . -  » itenen

ver-

gemachten Anspruch zu Fall bringe'7 , . 
damit an den schon im 65. Band1U)

tend
wird damit an den schon im 65. tianu ‘V 'T stäfld.lllTx 
Standpunkt angeknüpft, wo es als selbstv 0icn 
bezeichnet wird, daß unter § 551 Z iff- /  AUsführUI1n" 
die Fälle einzuordnen sind, in denen die g0iideiy 
gen des BG. gedankliche Lücken zeige ’y0rlieSe!j 
nur solche, wo überhaupt keine Gnina efl0e j"  
oder ein ganzer Rechtsbehelf mit Stillsch . &po. “  
gangen ist. Da die Verletzung des § z , ersche.ia 
angefochtene Entscheidung revisibel rna > ^ Qr/i 
die Frage, wann eine Entscheidung thc vielle'c 
den versehen ist, auf den ersten B ^er lim  
nicht so bedeutsam. Erkenntnismäßig 1 , |jChe P 
schied jedoch beträchtlich. Die freie i,,,f>ndigel'vVÄh- 
weiswürdigung beschränkt sic.b n .̂tr i.llCjung»,Waer 
auf bestimmte Teile der U rteilsbegrund»^eiIe der 
rend das Fehlen von Gründen sich ai ün£je so1 « 
Urteilsbegründung beziehen kann. 
überzeugen, d. h. die Frage nachi e ¿e
beantworten. Dabei dürfen sich auf ‘ müssen -e 
fei nicht einfach unterdrückt, sonde werdenu)' 
gesprochen und dann ausgeräumt ^a. * ii)

s) Im Interesse der Entlastung d«  R° „ " i 924 bh\sJ sfn - 
visionsrügen aus §§ 139,286,'28/ 23 • aUSges>c
und von Mitte 1932 bis zur Novelle

») ROZ.156,119. out-
«) S. 93. „  ratbeM0 ’
i i )  Vgl. Schul  in,  „Der Aufbau von
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slrhlnf-n?erre^ lung einzelner apodiktischer Sätze ist 
er.nch keine Begründung in diesem Sinne, wirdierWu keme Begründung in diesen 

fe e *  von der Rechtsprechung als
fehl “ nöui1g angesehen, indem man < 
■ nlef Und nirhf FoUIo

_ ausreichende 
angesenen, maem man es auf Form- 

ab<!t(.riuUn,cl nicht auf gedankliche Fehler und Lücken 
des P r ■ d?n ersten Bänden der Entscheidungen 
merliß ' in Zivilsachen finden sich jedoch einige be- 
Urtpii n,SWeide Entscheidungen über die notwendige 
Anfnra gründunS> die erkennen lassen, daß die 
ffem«; un£en an die Urteilsgründe damals im all- 
3> 39Q1«)1 waren. So heißt es z. B. in RGZ.

w i f i  den Worten „n icht mit Gründen versehen“  
wo dKS Qosetz nicht etwa bloß Fälle bezeichnen, 
deri Cr d'e Ansprüche ohne Angabe von Grün­
sein ^anz oder teilweise erkannt ist; vielmehr ist 
auoh ein weiterer und begrenzt namentlich 
teidim a e> wo selbständige Angriffs- und Ver- 
daß pU,n2srnittel unberücksichtigt bleiben, ohne 
Ver^nu Cnn̂ ar wäre, ob dies absichtlich oder aus 
oder r l geschehen, und welche tatsächlichen 
laßtenrechtlichen Gründe den Richter dazu veran-

o ,

12. Fehr°riodc? Jahren, nämlich in einem Urteil vom 
daß di d881“ ) glaubte das RG. sagen zu dürfen, 
auf (¡¡p z.u g n a h m e  des h ö h e r e n  R i c h t e r s  
Grünri w e s e n t l i c h e n  z u t r e f f e n d e n
fach üK l des V o r d e r  r i e h  t e r s “  „früher viel­
eine derf *• gewesen sei, um hinzuzufügen, daß 
mäßip ni-’ge Entscheidung n i c h t  o r d n u n g s -  
s°lchen ¿' ‘ . p r ü n d e n  v e r s e h e n  sei. Bei einer 
aber besfßiPdndung können nämlich Zweifel dar- 
der höhP,e n ’ welche Gründe der vorigen Instanz 
and ühPr e Richter als die wesentlichen angesehen 
!° n ihmn°-m,men hat, und ob nicht bezüglich der 
der ¿P1 nicht f " -  4p

höh e Ä en. Insl.........................  —-
'Venduno. ” stan? zu sehen seien, welche zur An­

gelder als die wesentlichen angesehen 
l,un ihm ~.m,men hat, und ob nicht bezüglich der 
L6r vorio-ß1110]1 für wesentlich gehaltenen Gründe 
näheren t *nslanz Lücken in den Gründen der 
^etiduncr anz zu sehen seien, welche zur An- 
¡vesendA «es § 551 Zi f f .7 ZPO. führen. Die „im  
u rs“  s i nn .  zutreffenden Gründe des Vorderrich- 
r S°uders k • der immer noch „vielfach üblich“ , 
- 15chlüssp , ■ den das. Armenrecht verweigernden

eiUern hniJ1 der BG„ obwohl sie vor mehr als 
*}?be ausffß *n Jahrhundert schon einmal für bei- 
veUt dadp,- stürhen gehalten waren. Schließlich ver- 
, s RG auc'1 n°ch eine andere alte Entscheidung 
P1. geraten Gr dJ°henden Gefahr, in Vergessenheit 
‘ .d der r eni f ‘ssen zu werden, wenn sie sich auch 
Jtcalspnn|.iegründungspfHobt nur unter dem Ge- 
K and u /  freien richterlichen Beweiswürdi- 
c‘aßt. in nph  des Fehlens von Gründen, überhaupt 

Intj s vGZ. 6, 170 heißt es:
*bs. ^ dp  Satz 2 des § 259 ZPO. (jetzt § 286

die" p ZP ZPO.) vorschreibt, daß in dem Ur-

‘ .... .. -
heb ’ w ,l>

richtige Anwendung auf den Einzelfall jeder Urteils- 
fasser durch die A rt der von ihm gewählten Begrün- 
düng Rechenschaft abzulegen hat14). Gerade bei 
Weidurteilen, Ausführungen über Glaubwürdigkeit 
und allgemeine Lebenserfahrung sowie bei Wieder­
gabe eines bestimmten Eindruckes vermißt man 
häufig die sorgfältige Angabe der Tatsachen, die 
das schließlich Ausgesprochene auch wirklich recht- 
fertigen. Die Meinung der Urteiisfasser ersetzt nicht 
die Begründung; das sind zwei verschiedene Dinge.

Das RG. betont zwar, daß nicht schon jede ober­
flächliche, lückenhafte, zu unbestimmt und allgemein 
gehaltene Darlegung der Beweisgründe eine revi­
sible Gesetzesverletzung darstellt. Aber wenn aus 
der A rt der gegebenen Begründung erhellt, daß der 
Richter m it Hintansetzung der vom Gesetz ge­
botenen Sorgfalt zu Werke gegangen ist, ist ein 
Revisionsgrund gegeben. Es bedarf keines Zuruc 
gehens auf die Motive zur ZPO. und die Vorlau er 
der reichsgesetzlichen Regelung (vgl. Art. 388 Zur. 4 
BayProzeßO. und 5 Nr. 9 der preuß. VO. v. 14 Dez. 
1833 über die Nichtigkeitsbeschwerde), um darzu­
legen, welche Sorgfalt der Behandlung dieser t ra ­
gen stets gewidmet worden ist. Denn an der Not­
wendigkeit dieser Sorgfalt kann zu keiner Zeit 
Zweifel bestehen, ebenso wie es eine Selbstverständ­
lichkeit ist, daß die Urteilsgründe nicht unter dem 
Gesichtspunkte der Revisibilität abgefaßt werden, 
sondern jeder Urteiisfasser es als nobile officium 
ansieht, eine innerlich und äußerlich formvollendete 
Urteilsbegründung zu liefern. Gerade solche Urteile, 
die nur deswegen nicht revisibel sind, weil sie 
g e r a d e  n o c h  den Anforderungen an eine gesetz­
mäßige Begründung genügen, sind fü r das Ansehen 
der Rechtspflege am nachteiligsten, weil sie in ihrer 
unzulänglichen und unbefriedigenden Begründung 
weiter fortleben und damit das V e r t r a u e n  i n

s o r g f ä l t i g e  u n d  g e w i s s e n  h a t t e

anzugeoen seien, welche für die 
,, Wlll Beweiswürdigung leitend gewesen 

-oen P: er> wie die Motive zur ZPO. hervor- 
d>e D g e SOrg f ä l t i g e  A b w ä g u n g  d e r  f ü r  
hie« J c r zeu f l l  n rr Hoc D i p M o r c  h p c t i m -  
bi
tp n d en zeu g u n g  des R i c h t e r s  b e s t i m -  
Phchen v uU nde s i c h e r n  und dadurch Miß- 
?c'^eiswürH- u£en> welche das Prinzip der freien 
Quag ermö *n se'ner praktischen Anwen-

£ ,  Stelle'* der Beweiswürdigung hat daher nur an 
- l - o g i k  mm p c er Beweisregeln die Gesetze 
aehfP—P— a Erfahrung treten lassen, über deren

t  Ur,eilav. : jedpr c nSssrunclen =•• tv i = Beim 
.. aurh rv-Sinöer Satz auf das: warum?! 
i2.3, 434RGZ-6»138; 8, 262 und 341.

e i n e  s u t g u i u g ' -  u * — --- ... .
R e c h t s p r e c h u n g  e r s c h ü t t e r n .  Daß im uori- 
gen unzureichend begründete Entscheidungen un­
nötige Rechtsmittelkosten und oft finanzielle sena- 
den'verursachen, liegt auf der Hand. Wer immer in 
der Lage ist, Entscheidungen abfassen zu müssen 
sollte sich dabei vor Augen halten, daß die ^ f j t  
zur Angabe der Gründe nicht nur mit R” ?ksicM aut 
die Betroffenen und die Ermöglichung einer Nach 
Prüfung eingeführt ist, sondern in erster Lime aucn 
den Urteilsverfasser selbst vor Abwegen schutzen 
soll. Allgemeine Redensarten, wie z. B. daß das u  
rieht auf Grund der Beweisaufnahme und der ver 
handlung die Überzeugung erlangt habe, aai, ..■ 
oder gar, daß nach Lage der Sache die Einwendung 
unbegründet sei, oder daß das G erit 
Aussage des Zeugen NN. einen Beweis mcht hat 
entnehmen können, oder daß der ®he h
anscrelep't w ird daß . . .  oder daß die 1 atsacne nacn 
Ä f e s t s t e m  u. ä ersetzen O M

T F B iz E B s ä «
m i t  größtm öglicher Gewähr für die Richtigkeit der
Q t Ä ?  che
verbinden bezeichnet worden. Daß in diesem ersten
größeren nationalsozialistischen Verfahrensgesetz als
Neuemng die Pflicht zur kurzen Begründung für 
den S s  Armenrecht verweigernden Beschluß ein­
geführt worden ist, sollte die Rechtsprechung nicht 
einfach als eine mehr oder minder bemerkenswerte 
Änderung einer einzelnen gesetzlichen Bestimmung

ip~VgiTD au benspeck  - Sa t t e l  mach er ,  12. Aufl., 
S. 229.

u i DI. 1933. 602.
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(§126 ZPO.) hinnehmen, sondern daraus den klar 
zum Ausdruck gekommenen Willen zu einer w irk­
lich volksverbundenen Rechtspflege entnehmen, der 
allgemein Beachtung verdient. S t a u d  führte da­
mals folgendes dazu aus:

Die Verweigerung des Armenrechts ohne jedes 
W ort der Begründung oder mit den für den Ein­
zelfall natürlich nichtssagenden Worten des Ge­
setzes mußte in zahlreichen Fällen verstimmen 
und vertrauenerschütternd wirken, wie die Fülle 
der Beschwerden zeigt, die gerade darüber kla­
gen, daß der Verweigerung nicht einmal der Wert 
der Begründung zuteil geworden sei.

Daß diese Ausführungen für jede Entscheidung 
ohne Angabe von Gründen — gleichviel um welche 
Behörde und um welches Verfahren es sich im Ein­
zelfall handelt — Geltung haben, sei hier nur am 
Rande bemerkt.

Es ist noch gar nicht so lange her, da befaßten 
sich die Verfahrensgesetze viel eingehender mit die­
sem Problem. Der 13. T ite l der Preuß. ProzeßO. 
von 1793 handelte ausschließlich von der Abfassung 
und Publikation der Erkenntnisse. Im § 7 wurde 
dort ausgeführt, daß in den Gründen eine vollstän­
dige und zusammenhängende Erzählung des ganzen 
Fakti nach allen seinen Haupt- und zur Sache ge­
hörigen Nebenumständen vorausgeschickt werden 
muß; in gewöhnlichen Fällen w ird sich aus dieser 
zusammenhängenden Erzählung des Fakti die Ent­
scheidung des Prozesses von selbst ergeben, und es 
darf alsdann nur die Gesetzesstelle, deren Anwen­
dung auf das Faktum die Entscheidung begründet, 
angeführt werden. Sind im Einzelfall weitere recht­
liche Ausführungen erforderlich, so müssen sie kurz 
und bündig sein. Die Einwendungen der Partei in 
tatsächlicher Hinsicht sowie gegen die Zulässigkeit 
und Beweiskraft der Beweismittel „machen die Zwei­
felsgründe aus, mit deren Aufnahme und W ider­
legung geschlossen w ird“ . Verstöße gegen diese 
Grundsätze hatte das mit der Nichtigkeitsbeschwerde 
befaßte ObTrib. in der ersten Zeit durch Verweise 
und Ordnungsstrafen16) zu rügen, später dem zu­
ständigen Oberstaatsanwalt oder Disziplinargericht 
mitzuteilen. Auch die umfangreichen gesetzlichen 
Beweisregeln gehören hierher, da durch sie der In­
halt der Entscheidungsgründe zwangsweise bestimmt 
wurde. Manche dieser gesetzlichen Beweisregeln, 
z. B. über den Zeugenbeweis haben praktisch ihre 
Gültigkeit bis auf den heutigen Tag behalten, da 
der entscheidende Richter ja z. B. bei der Beurtei­
lung der Glaubwürdigkeit dieselben Erwägungen an­
stellen muß, die den Gesetzgeber seinerzeit veranlaßt 
hatten, allgemeingültige Regeln darüber aufzustellen 
(Grad der Verwandtschaft, Grad des eigenen Inter­
esses u. ä.).

2. Damals wie heute hat neben der mehr oder 
minder umfassenden gesetzlichen Regelung die Ju­
stizverwaltung es sich jedoch noch besonders an­
gelegen sein lassen, in ihren allgemeinen Verfügun­
gen die Grundsätze hervorzuheben, die sie bei der 
Durchführung der Prozesse von ihrem Beginn an 
bis zur Abfassung der Entscheidungsgründe als von 
jeher bewährt beachtet wissen will. Über den Pro­
blemen der richterlichen Prozeßleitung, der Unmit­
telbarkeit der Beweisaufnahme, der straffen Kon­
zentration des Verfahrens, der Verwirklichung der 
Wahrheitspflicht der Parteien sowie der Beschleuni­
gung und Verbilligung der Rechtspflege (hierher

lc) Die Ordnungsstrafe fiel beim Kollegialgericht dem 
Urteilsfasser und subsidiär demjenigen zur Last, dem die 
Leitung oder Oberaufsicht zustand.

gehören auch die Zuständigkeitsgrenze und *  
Rcchtsmittelbeschränkung!) steht wegen sein 
liehen Auswirkungen17) die Notwendigkeit » eIli 
fähig und gewissenhaft begründeten Entschei » n 
Das Problem der Begründung der Entscheiau 
taucht im Grunde genommen natürlich über ¡„ 
auf, wo der Volksgenosse mit Hoheitstrag ^ 
Berührung kommt. Es sollte immer mehr un ^  
zu einer Selbstverständlichkeit werden, a g , j^. 
Volksgenossen bei jeder ihn betreffenden n t. 
düng das „W arum “  klargemacht wird. Nien« ge­
eigneter, Vertrauen zu erwecken, nichts
aiger, je ireier uie oicuuug aua -- ? ße
formalen Fesseln w ird 18). Daß man sich qcrormaien ressem w n u - ; .  uau i j „s 
deutung dieses Problems gerade auch ru r. „ ; 
biet der Verwaltung voll bewußt ist, beweis all. 
die Ausführungen des Prof. Dr. J. v ? ” .. knuff d«f
läßlich der jetzt sehr aktuellen Verwirkhc &v0li 
Marktordnung in der Kohlenwirtschatt. * , üjnuflg 
L e e r s  weist darauf h in 19), wie die Marx Rech* 
des Reichsnährstandes, aufgebaut aut » , ß def
des einzelnen „auf Existenz“ , dafür sorS*’i;pfert 
Betrieb nicht bürokratischer W illkür aus£^J:rdnU¡>S 
Zutreffend hebt er hervor, daß keine Mar . efnes 
ohne die Grundlage strenger Rechtlichkeit aiü 
gesicherten Rechtsweges funktionieren d ztl ge- 
dann zu der allgemein gültigen Festste»« B

langen : . v+ um so ge'
Je stärker die öffentliche Leitung is t ¡n, 

sicherter muß auch sein Rechtsschutz ^  der
Die Güte dieses Rechtsschutzes hängt n‘^ j g rn vof1 
Zahl der Beschwerdemöglichkeiten ab> s f fenen £nt’ 
der überzeugenden Begründung der geti 
Scheidung. no m m  *

Vergleicht man die A llgVfg. v. 28. ueutigê  
(JMB1 1857, 122) mit den A llgVfg. j e r »  djeSes 
Zeit, w ird man gerade in der Behan ge Obe 
Problems interessanterweise eine wej  gej rän£ft n.? a- 
einstimmung feststellen. Immer wieder tatsäc
lieh die Justizverwaltung darauf, dali ejne 
liehe und rechtliche Auffassung, a«‘ f und K 'L  
Scheidung beruht, mit genügender Scna -patsac 
heit zum Ausdruck gebracht wird. u  psehen ^  
kann unbedenklich als Beweis dafür ai g ^  Abi 
den, daß die bewährten Grundsätze von
sung der Entscheidungsgründe unabl 
jeweiligen Verfahrensordnung sind „ i ußfolgert 
rlip nllo-pmeinp F.rfahrunp' bestätiöftc ^uie allgem eine u ic tm u n g  u _r,
aus der Logik und Vernunft darstelle!■ rustizve 

Weil das so ist und weil trotzdem ¡t der A 
waltung immer wieder die Aufmerk * zU be f
fasser von Entscheidungsgründen a |[ends t  V
tenden Grundsätze hinlenkt, w ird t,ferlicher 
daß das Problem der Begründung sofl -n

•Scheidungen nicht allein ein rein r .„ soUar.• sciiciuuugcii uiv.ui am.ui >-•** ja SUB“  „igr,
auch ein justizverwaltungsmaßig > , weiter ‘V j,
justizpolitisches ist. Es w ird aber bleiben w g 
daß es ein ungelöstes Problem ist dessen Lo ^  
da es ein Erziehungsproblem ist> . j er von 11 . ü5. 
jede Juristengeneration immer w d i Iire.Fhrend 
ringen muß, und zwar nicht ^ r  wahren ^  w h e 
bildungszeit, sondern in ve[ s{ f r.i is der GrUp(, an­
der täglichen praktischen Arbelt„  ;fe Wäre RÜ.
wachsender Erkenntnisse und d .
ders, brauchte der § 18 der G rzlischrei 
nicht noch ausdrücklich folgend Wecht“  (beS’

i i)  Vgl. I h e r i n g , „Der Kampf umS
S. 67 ff., 22. Aufl. 1929). . i i l e r ,  „R>chter

18) Vgl. dazu auch OLGR. M u l1 
— Richterkunst“ : DJ. 1937,1776. ^  j ff,

is) Vgl. Deutsche Kohlenzeitung

andW rk
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Die Entscheidungsgründe sind in bündiger Kürze 
^nter strenger Beschränkung auf den Gegenstand 
p r Entscheidung und tunlichster Vermeidung von 
remdwörtern und nicht allgemein üblichen Aus- 
rucken abzufassen.

u!!h Justizverwaltung widmet zahlreiche AllgVfg.
oder minder offiziöse Veröffentlichungen 

.. osem Problem. Im Vordergrund steht dabei natiir- 
entsprechend der Unabhängigkeit des Richters 

mehr61?61' Entscheidungsbefugnis die Lösung der 
Re-ht ecilIlischen Fragen der Beschleunigung des 
der Pg4anges in Zivilsachen und der Verbesserung 
der r 11Ischeidungsgrundlagen. Die Unmittelbarkeit 
I934.er??*sau n̂abme (vgl. ÄV. des PrJM. v. 16. Jan. 
raumii J' ^34 , 78), die sachgemäße Terminsanbe- 
sowip i  Und Beseitigung des Vertagungsunwesens 
handln 16 /^lege einer wirklichen mündlichen Ver- 
l S t a -  AV. des IM. V. 25. Sept. 1933: DJ. 
liehen v  ";)> die gründliche Vorbereitung der münd- 
gunp- ■ r‘landlung durch den Richter als Vorbedin- 
(v?r i u es, schleunigen Rechtsganges in Zivilsachen 
bilden a ?es ^ J M  v. 9. Dez. 1933: DJ. 1933, 800) 
Die re« i -.r .den Hauptgegenstand der A llgVfg.
richte nu 'tiäßig wiederkehrenden statistischen Be- 
j  “ lE Uber di« n . .  . .... •_______ i i r __u+oiSorl/oit

'^glichen zugleich jedem am '
Die v  le bändige Selbstkontrolle.

(Dj. igo7rfhgung des SächsJM. v. 20. April 1934 
Av. riPt. ’Jp7) begnügt sich damit jedoch nicht. Die 
über d ji v. 11 Nov. 1935 (DJ. 1935, 1654) 
Recht,1? Beschleunigung und Unmittelbarkeit des 
^andesiri?res nach ihrem W illen die vpn den 
^ n°rdmi ' ‘Verwaltungen ergangenen Hinweise und 
Den. LP:age1 für alle Gerichte des Reiches zusarri- 
über die sie die Formulierung des SächsJM.
a°mmen Drteilsabfassung nicht vollständig über- 
ei*sbeo-n'-,Sandern sich damit begnügt, über die Ur- 

^  mdung nur folgendes zu sagen:Pj —»g uui ioigenaes zu sagen.
Verküni^r*ed ist in guter deutscher Sprache zu 
ter und y  »Juristendeutsch“  gibt es nicht. Rich- 
die cle„ * V?lk sprechen eine gemeinsame Sprache, 
sind liüa . Muttersprache, in der sie verbunden 

Die v  einander verstehen21).
brkenntnV^U-?g des SächsJM. befaßte sich in klarer 
Rcchtsnfi. ’ " ler Bedeutung für das Ansehen der 
snng. H;?ge auch mit der Frage der Urteilsabfas- 
?erksami;Q-/Ustizverwaltung hat danach ihre Auf- 
r'chtp _d auch darauf zu richten, daß die Ge- 

auf vollständige Erörterung 
Ve ,... •"— “ ■*& zugrunde liegenden tatsäch- 

landün„  nunisse legen und der Stil sowie die Be- 
,'e>, kurz l  , Entscheidungen sprachlich einwand- 
v vcrst’änm-r ,Und auch den einfachen Volksgenos- 
n Eidlich i .. sind. Der Weg zu in diesem Sinne 

Win PpPegründeten Entscheidungen ist mühsam 
R rWaltun?-T er, erarbeitet sein. Die von der Justiz- 
rt?cbtsganrrJ als Vorbedingung eines schleunigen 
A^.mündifPi? geforderte gründliche Vorbereitung 

Verhandlung durch die regelmäßige 
f  e*ch aUcIg kurzer richterlicher Gutachten ist zu-
v ;nu m pd'p wesentlichste Grundlage für zutref- 

jeher K t j dp f end  begründete Entscheidungen. 
üie Schrift als ein guter Zwang, sich

lq>) Vgi
sn U : 193rU1 :pDJ- 1934,152; 1935,371,737; 1936,367; 
; ) W  j r 8» 372; 1939, 539.

v l?vVg'AVZU AUCh F r e »sler: DJ. 1934, 73.
'^ov. 193,  'n ,Dez-1933: DJ. 1933, 800 u. AV, d.RJM. 

35 • DJ. 1935,1654.

über seine Gedanken klar zu werden, angesehen 
worden. Senatspräsident V i e z e n s 23) schreibt dar­
über :

Es begegnet auch einem erfahrenen Richter, 
daß ihm eine im Kopf durchdachte und vö llig  un­
bedenklich erschienene Urteilsbegründung, sobald 
er genötigt ist, sie schriftlich festzulegen, plötz­
lich unerwartete Schwierigkeiten bereitet.

Je mehr die Justizpolitik dazu geneigt ist, zum 
Einzelrichtersystem überzugehen, desto größere Auf­
merksamkeit w ird sie der Frage der Begründung 
der richterlichen Entscheidungen schenken müssen. 
D ie  A u t o r i t ä t  des  E i n z e l r i c h t e r s  s t e h t  
u n d  f ä l l t  m i t  de r  A u t o r i t ä t  s e i n e r  U r t e i l e .  
Die Autorität der Urteile ist aber bedingt starker 
noch durch ihre Begründung als durch die Art ihres 
Zustandekommens und den schheßlichen Urteils- 
tenor. RA. S c h n e i d e r 23) hat bereits auf die er­
heblichen Bedenken gegen die Beibehaltung des 
Einzelrichters für die LG. in Friedenszeit hingewie­
sen. Der geistige Kampf innerhalb des Kollegiums 
als Folge der verschiedenen Beurteilungsmoghch- 
keiten vieler Rechtsfälle in juristischer, Wirtschaft- 
licher und menschlicher Hinsicht m it dem Ziel der 
Schaffung einer gemeinschaftlichen Überzeugung b il­
dete die Grundlage wohlerwogener und darum auch 
wohlbegründeter Entscheidungen. Der Emzelrichter 
braucht aber diese Grundlage nicht zu entbehren. 
Aufgabe der Anwälte w ird es sein, in diesem Sinne 
an die Stelle des richterlichen Kollegiums zu treten. 
Daß die R e c h t s a n w a l t s c h a f t  z u r  P f l e g e  
e i n e r  i n  d e r  Sache u n d  i n  de r  F o r m  h o c h ­
s t e h e n d e n  m ü n d l i c h e n  Y e f b an d 1 u n S b e ­
s o n d e r s  b e r u f e n  ist, hat der RJM. in-der A g- 
V fg  v 11 Nov. 193527) betont. Diese M itw irkung 
ist aber nicht Selbstzweck, sondern soll sich in der 
schließlichen Entscheidung und ihrer Begründung 
auswirken. Erfolgreich gelöst werden kann diese 
Aufgabe jedoch nur, wenn der Emzelrichter sicn 
dieses Hilfsmittels zu bedienen weiß, d. h. die Zu­
sammenarbeit m it dem Anwalt bei der Rechtstm- 
dung wirklich fruchtbar zu gestalten versteht. Dazu 
gehört, daß er sich über seine Gedanken wirklich 
klar geworden ist und die mündliche Verhandlung 
dazu benutzt, die letzte Überprüfung vorzunehmen. 
Je volksverbundener das Recht ist, desto weniger 
g ilt der Satz: iura novit curia, dessen unbedingte 
Gültigkeit die lebendige Fortentwicklung des ge­
schriebenen und ungeschriebenen Rechts unmög­
lich machen würde. Hier ö f f n e t  sich der Anwalt 
schaft ein Betätigungsfeld von allergrößter ideeller 
Bedeutung, hier kann sie ihre .Bedeutung^ unter 
Beweis stellen. Wie alles, was leben w ill, kamptoi 
muß, so muß auch das Recht sein Dasein «kämpfen. 
Im Ringen um das Recht wird der Anwaltstets em 
wertvoller, ja dank seiner besonderen Stellung u 
entbehrlicher Mitkämpfer sein.

Daß die Begründung der & * * “ * “ £ ”  
ein politisches Problem ist, bew ert diie Eiatschm 
düng des RG. v. 17. Juni 1940-8). Das KG. sprient 
dort folgenden Satz aus:

Allein ob die nationalsozialistische Rechtsan- 
^  einer gesetzlichen Anordnung wider­

spricht darüber hat der Richter keine Erwägung

—¡¡7~DkT~Kunst der mündlichen Berichterstattung“, 
Hannover 1914, S. 23.

2«) „Erfahrungen mit dem Knegsverfahrensrecht“ : DR. 
1940,1868.

21) DJ. 1935,1655.
*s) AkadZ. 1940, 304.
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anzustellen, wo der nationalsozialistische Gesetz­
geber selbst in jüngster Zeit gesprochen hat.“

Es genügt an dieser Stelle, auf die interessanten 
Bemerkungen dazu von M a l z  in seinem Aufsatz29): 
„Einheitliche Lehre gegen nationalsozialistische W elt­
anschauung“  zu verweisen. Der Richter ist jeden­
falls der Sprecher des Gesetzgebers in den Streit­
fällen des täglichen Lebens, und das Urteil ist so ein 
M ittel der allgemeinen Menschenführung30). Damit 
trägt er auch eine politische Verantwortung, der er 
sich bei der Abfassung der Entscheidungsgründe 
bewußt sein muß.

3. Jahrzehntelange Erfahrungen in der Technik 
der Rechtsfindung und damit auch der Abfassung 
der Entscheidungsgründe als einer wichtigen Vor­
aussetzung zu klaren und richtigen Urteilen haben 
ihren Niederschlag in den nun schon als klassisch 
anzusprechenden, in erster Linie, aber keineswegs 
ausschließlich für den juristischen Nachwuchs be­
stimmten wissenschaftlichen Werken von A d o l f  
S t ö l z e l :  „Schulung für die juristische Praxis“  
und D a u b e n s p e c k - S a t t e l m a c h e r :  „Referat, 
Votum und U rte il“ 31) gefunden. Zu diesen ist neu 
hinzugekommen das Buch von S c h u l i n 33): „Der 
Aufbau von Tatbestand, Gutachten und Entschei­
dungsgründen.“  Für alle drei g ilt das, was P a l a n d t  
in seiner Einleitung zu dem Letztgenannten gesagt 
hat: Möge es auch in die Hände der längst in Amt 
und Würden stehenden Juristen gelangen, denn 
auch ihnen kann es Wegweiser und Berater sein. 
Nach der Überführung der Justiz auf das Reich 
haben viele nichtpreußische Rechtswahrer sich erst­
malig mit der Technik der Rechtsfindung nach den 
dort niedergelegten Grundsätzen befaßt und dabei 
festgestellt, wie wertvoll die bewußte Beherrschung 
aller jener Grundsätze ist, die zu einer übersicht­
lichen Ordnung des gesamten wesentlichen Stoffes 
und damit zu einer raschen und klaren Urteilsfin­
dung und Urteilsfassung führen33). Grundbedingung 
fü r jede zutreffende Entscheidung ist nun einmal, 
daß der gesamte Tatsachenstoff auch wirklich be­
herrscht wird. Wie häufig liegt die Schwäche der 
Zivilrechtspflege in der Behandlung des Tatsäch­
lichen31). Gerade deshalb muß immer wieder be­
sonderes Gewicht auf die Kunst der Sachdarstellung

felegt werden, da nur sie wirklich dazu zwingt, alles 
as vollständig und geordnet wiederzugeben, was 

von den Parteien vorgetragen ist. M it Recht be­
zeichnet daher S a t t e  Im ach  e r  die Relation als 
zeitlos. Schließlich weiß jeder aus seiner eigenen 
Praxis, wie mühelos, ja beinahe selbstverständlich 
die Abfassung der Entscheidungsgründe vor sich 
geht, wenn ein gut durchgearbeiteter Bericht und 
ein sorgfältig abgefaßtes Gutachten bereits vor­
liegen. Diese Arbeit wird sich nur in den seltensten 
Fällen rein gedanklich vollziehen können, sondern 
in aller Regel eine mündliche Beratung, besser noch 
eine schriftliche Vorbereitung nötig machen. Dabei 
ist schriftliche Vorbereitung mehr als einige Notizen 
auf dem Terminszettel. Die allgemeine Durchführung 
der schriftlichen Vorbereitung, die durch noch so 
gründliches Durchlesen und Durchdenken des Akten­
inhaltes nicht ersetzt werden kann, bezeichnet G ü 1 - 

23) DR. 1941.183/84.
80) Vgl. Bohnacke r :  DJ. 1940, 976ff.
31) 12. Aufl., S. 226 ff.
32) S. 166 ff.

, Vgl. B o h n a c k e r :  DJ. 1940, 976ff.: „Einführung 
in die Arbeitsweise der Rechtsfindung“ , der sich aber 
nur mit dem Bericht und Gutachten, nicht mit den Ent­
scheidungsgründen' befaßt.
!935> 1549 Sa t t e Imacher :  DJ. 1935, 1553; P fe i l :  DJ.

I a n d 35) überhaupt als die einzige sichere Bürg 
schaff für die Gründlichkeit der Rechtsprechung 
Auf Grund der AV. v. 9. Dez. 193336) kann sie

Bens im Dienstaufsichtswege durchgesetzt w e r ' ' 
•abei handelt es sich aber keineswegs nur um re 

Verstandestätigkeit, sondern auch um eine Herze 
angelegenheit. Dies im Rahmen der bürgerlic 
Rechtspflege wieder einmal besonders klar erKa* ^  --------- — —-- t . \J P\‘
und zum Ausdruck gebracht zu haben, ist ein 
dienst von S c h u l i n 37). Zum Rechtswahrer ist , 
der berufen, der wirklich mit Liebe und Verstaut“ ,,
sich der Sorgen und Nöte des Volkes annehmen j 
Ob eine Entscheidung m it dieser Liebe begrün 
ist, dafür haben die Parteien ein fast un r̂^ßl\\vA 
Gefühl. Denn diese Liebe zeigt sich ausschlie ^  
in der A rt und Weise, ob überhaupt und (s. 
Richter zu allen Tatsachenbehauptungen und e, 
ausführungen der Parteien Stellung nimmt. 
meine Redensarten, belanglose Schlagworte, 
Bezugnahmen und verschwommene Billigten t
gungen sind für das Ansehen der Rechtst ^  
schädlicher als z. B. die Dauer eines Prozesse 
die Unzulässigkeit eines Rechtsmittels.

„Das Volk w ill in erster Linie — und mit ft 
Recht — eine Rechtsprechung, die gewis 
und sorgfältig alles, was vorgebracht wira’aerüh‘ 
Wer im Rechtsleben und in unmittelbarer ^  
rung — nicht nur durch Anwälte — ¡cjits 
Volksgenossen aller Stände steht, we’“ \  a's
so sehr die Menschen erbittert (und vertut . , ’des 
wenn sie sich auch nur mit einem , -Vffertig 
Rechts sagen müssen, der Richter sei le‘ „ egati' 
und nachlässig über ihren Vortrag hinwegi» er. 
gen. Eine andere Auffassung, die s?rS“ r noch 
arbeitet und begründet ist, findet mim 
Verständnis, ein Pfuschen nie.“

Man muß sich immer wieder vor Augen haltepartei 
nur der Abweisungsgrund die unterlegen ^ese3 
interessiert. In diesem Punkte soll sie nac s ist. 
der Gründe überzeugt sein, daß es so ree ,e sic“ 
Daraus ergibt sich von selbst, daß die ÜIJr heIt z_U 
streng auf die Erörterung des Wesent «rie 
beschränken haben und keine Zweifels ‘ j,ciiit 
„dürfte “ , „sollte“ , „könnte“ , »möcj£® ¿ "¿ h e n  f
o. ä. enthalten dürfen38). Zu dem Wesen u0ter 
hört danach in aller Regel auch das, was . •,{ vo<" 
Iegene Partei zur Begründung ihrer A ^ te1*»
getragen hat. Sie darf mit Fug und ■̂e. ;-he[Ze ^ ef  
daß darauf eingegangen w ird 39). Dabei . gnt- 
Tatsachen mehr als Rechtsausführungen; J u„d d®' 
Scheidung soll aus sich heraus versj aod j ; e pr°zel' 
m it auch nachprüfbar sein, ohne daß e Pa!' 
akten herangezogen werden müssen, u- : . in m
teibehauptungen und Beweisergebniss - ges0flder.

wo

Entscheidungsgründe aufzunehmen )• erSchoP' 
brennend ist schließlich das Problern jj dot ’ 
fenden Begründung der Entscheidung j j e Ha3 

die Zulassung des Rechtsmittels z° r Me
desjenigen gelegt ist, dessen Entsch ^ ¿ l i c h J  
örterung steht. In diesen Fallen mm• ..¡g begrü
Nichtzulassung des Rechtsmittels sorg rU v 
det sein, um jeden Anschein der V,41\ 
meiden, was nicht immer beachtet w

83) DJ. 1934,185.
33 DJ. 1933,800 Nr. 371. c 23i-
37) a.a.O. S. 129. „  , .  , .  m a c h e r c'22Öi
38j Vgl. D a u b e n s p e c k - S a t t e  c j ,e r •
39) Vgl. D a u b e n s p e c k -  Sat t e

RG.: JW. 1938,1189«.
«) RGZ.94,164. «rhränkun^«) Diese Art der Rechtsmittelbescn

eigentlich nur eine Notmaßnahme sein-

kan11
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n  1ILp 7 as Problem der Begründung der richterlichen 
seih* dun2en ist so alt wie das Prozessieren 
„ r i j j  größere Sorgfalt der Abfassung der Be- 
» n g e n  allgemein gewidmet wird, desto inniger 

o das Band sein, das die Justiz und die Volks- 
L j c h a f t  miteinander verbindet. Denn die Ent- 

luungsgründe sind für den einzelnen Volks- 
QespfSCn d'e Quelle, aus der er seine Kenntnis der 
keif tz<r..Und sein Verständnis für ihre Notwendig­
es  ! , ! ? ¥ * ;  S1"e bilden und schärfen zugleich das 
die r  e volksempfinden, das dann wiederum selbst 
belpti rundiage neuer Entscheidungen abgibt. Rechts- 
diesp “ "g  und Rechtserziehung des Volkes42) auf 
ZU e i n e - i s t  daher das aussichtsreichste Mittel, 
komm1" 'vbklich volksverbundenen Rechtspflege zu 
p r^ T ^ 'P ie  NS.-Rechtsbetreuungsstellen, die Justiz- 
riclp S!e ,?n> die Tagespresse, Anschauungsunter­
alle U All™lärungsarbeit im letzten Schuljahr, sie 
die e;nIlnc.n d‘e praktische Erfahrung nicht ersetzen, 
duntr f- nc.hterliche Entscheidung und ihre Begrün- 
Parftip r eil)en ° f t  über die im Rubrum genannten 
Vertrp*11 We,t hinausgehenden Kreis bedeutet. Die 
die der Parteien durch Rechtsanwälte macht
dunp-p c l0.Pfende Begründung richterlicher Entschei- 
z u f e ”  " Icht überflüssig. Im Gegenteil: sie zwingt 
vom Q . rs sorgfältiger Darlegung der schließlich 
nicht vertretenen Meinung. Denn es kann
Vertrete e, u f g a b e  des Anwalts sein, der von ihm 
Er\väm,nen Unterlegenen Partei die vermutlichen 
ficht 7u ? etl u°d Gründe klarzulegen, die das Ge- 
Iich vera i n  Se*roffcnen Entscheidung wahrschein- 
dirnn- t haben, wenn sie sich aus der Entschei- 
S°H durrhSt- n'cbt ergeben. Das Parteivorbringen 
fhe sich u e‘ tlen juristisch geschulten Filter gehen, 
Pechtsnfi S mit ihm befassen muß. Wo die

e£e eines solchen Filters in umgekehrten

irr!gerWeLda,zu R o h l i n g :  DJ. 1936, 1265,, der m. E. 
i k der p5 L.as größte Hindernis für die Volkstümlich- 
c nntnisvipi t̂spflege in der vielfach erschreckenden Un- 
'vhen p).-n er Volksgenossen in rechtlichen und geschäft- 
°aerflächli eröhckt. Die Neigung des Laien, sich nach 

Zll u ,,m Studium eines Problems für einen Fach- 
J.ffmte erschwert oft das Verständnis für be-
rijl leichtpiScle'<fungen> die der unverbildete Laie sehr 
ländlich hP vi rsteht, vorausgesetzt, daß sie ihm ver- 
!ng, daßgründet werden. Die Besorgnis von Roh-. S ' daß u ■ weruen. Uie Besorgnis von Kon-  
»"’keithcu- p lc“  als außerordentlich nachteilig für eine 
/Vskünft» utserziehung die Erteilung unsachgemäßer 

Sowie r t i°  die Vertretung unhaltbarer Rechtsansich- 
Vfch die (Up Ujangelhafte Bearbeitung von Armensachen 

jp'virkt ha+ 'Mandanten vertretenden Rechtswahrer aus- 
i^ ig t ßewf’c5Ur“ ? nur in sehr engen Grenzen gerecht- 
‘ f IDe Rolle p V cin- Honte spielen diese Dinge sicherlich

’S liV “ "5 '« 'e t liegt,-

l! '1C Rolle "V * pwiv.ie.il uivov o iv iiv iuv ii
Jochen ,i„pehr> ein Beweis dafür, daß die eigentlichen 

cge tief,.. Ufaugelnden Volkstümlichkeit der Rechts-

Fall, nämlich auf dem Wege vom Gericht zur Partei, 
bedarf, ist sie sicherlich nicht volkstümlich. Und 
doch wird schon mancher Anwalt in die Lage ge­
bracht worden sein, seine eigenen, wohlbegründeten 
Ansichten ohne ausreichende Unterstützung durch 
die Entscheidungsgründe der Partei als irr ig  oder 
unzutreffend erklären zu müssen, eine ebenso un­
erfreuliche, wie dem Ansehen der Rechtspflege 
nachteilige Aufgabe.

Daß aber auch ein gelegentlicher Fehlspruch An­
erkennung finden wird und keineswegs zu einer 
Vertrauenskrise zu führen braucht, hat der verstor­
bene RJM. Dr. G ü r t n e r  selbst vor nicht allzu­
langer Zeit dargelegt43) :

Je mehr die Rechtswahrer sich hineinfühlen 
können und werden, in das, was w ir das Bewußt­
sein des Rechts, das Volksempfinden für Recht, 
nennen, und je mehr sie die Gebiete beherrschen, 
aus denen heraus die Forderung nach dem Rechts­
spruch an sie gerichtet wird, um so sicherer dür­
fen sie sein, daß ihr Spruch und ihre Tätigkeit 
in jedem Fall die Anerkennung findet, die jeder 
Schaffende für sich beanspruchen muß, und zwar 
auch dann, wenn in einzelnen Fällen der Spruch 
ein Fehlspruch gewesen sein sollte. Dieser Zu­
sammenklang, die völlige Hingabe des Menschen 
an den Dienst im Recht und auf der anderen 
Seite die Achtung, die w ir vor jedem haben, der 
ein Werk pflichtbewußt und treu erfüllt, das ist 
die festeste Grundlage für das Vertrauen des Vol­
kes in das Recht und in den Richter.

Der Weg dorthin führt über die bewußte Beachtung 
langjährig erprobter Erfahrungssätze.

. Selbst einsehen und begreifen können wollen die 
Parteien, was eigentlich und warum es einem von 
ihnen ab- und dem anderen zuerkannt worden sei, 
wie es der §42 des 13. T itels der preuß. ProzeßO. 
von 1793 in zeitloser Gültigkeit für die Abfassung 
der Entscheidungen wie fo lg t vorschreibt:
§42:  Bei Abfassung der Erkenntnisse und Entschei­

dungsgründe müssen die Kollegia und Rete- 
renten sich der möglichsten Deutlichkeit und 
Präzision, ingleichen einer natürlichen und all- 
gemeinverständlichen Schreibart befleißigen, 
damit über den Sinn des Urteils kein Stieit 
entstehe; das Objekt eines jeden Punktes, und 
was dabei erkannt wird, vollständig, und nicht 
bloß beziehungsweise auf die Akten und die 
vorigen Urteile, darin ausgedrückt sei; aucn  
d i e  P a r t e i e n  s e l b s t  e i n s e h e n  u n d  b e ­
g r e i f e n  k ö n n e n ,  was  e i g e n t l i c h ,  u n d  
w a r u m  es e i ne m  v o n  i h n e n  ab-  u n d  
dem a n d e r e n  z u e r k a n n t  w o r d e n  sei . 19

19) DJ..1939,443/44: Von den Aufgaben des Rcchtslebens.

Anwaltliche Ehrengerichtsbarkeit
Von Rechtsanwalt und Notar Justizrat Dr. S t a e g e

„Der Rechtsanwalt ist der berufene, 
unabhängige Vertreter und Berater 
in allen Rechtsangelegenheiten. Sein 
Beruf ist kein Gewerbe, sondern 

Bjes Dienst am Recht.“
Jjjening Vorspruch der RRAO. sollte jeder Er- 
brl änwaUi; 5? n£esteHt werden, die sich überhaupt 

Er e,n Unc* standesrechtlichen Fragen be- 
1 der Kern der Berufsausübung des

Rechtsanwalts. Dieser Kernsatz müßte nicht nur 
jedem rechtssuchenden Volksgenossen geläufig sein, 
auch jede Behörde oder Dienststelle sollte sich 
diesen Vorspruch ständig gegenwärtig halten, nicht 
zuletzt aber muß ein jeder Anwalt, in welcher Rich­
tung er auch tätig werden möge, ihn ständig be­
achten.

Weder die RRAO., noch die Richtlinien des Prä­
sidenten der Reichs-Rechtsanwaltskammer für die
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Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, noch die Er­
kenntnisse der anwaltlichen Ehrengerichte können 
das Recht der anwaltlichen Standesehre erschöpfen. 
Nur d e r  Anwalt w ird dem Recht seines Standes 
gemäß handeln und leben, der den Geist dieses Vor­
spruchs erfaßt hat: Es is t  d ie  h o h e  B e r u f u n g  
zum u n a b h ä n g i g e n  D i e n s t  am R e c h t ,  de r  
G e r e c h t i g k e i t  und  d e r  W a h r  he i t .

Ein Stand, der zu solchem Dienst berufen ist, muß 
an sich selbst und jeden einzelnen seiner Glieder 
die höchsten Anforderungen stellen, um die Lauter­
keit der Berufsausü,bung zu wahren und dem 
Stande das ihm nach dem W illen des Führers zu­
gemessene Ansehen und Vertrauen der Volksge­
nossen zu erhalten.

Dazu dient neben der allgemeinen DienstauF 
sicht der berufenen Organe die E h r e n g e r i c h t s ­
b a r k e i t :  Für den Stand als solchen M ittel zur 
Erziehung der Standesgenossen, notfalls zur Aus­
merzung nicht in den Stand gehöriger Persönlich­
keiten, für den einzelnen Anwalt Schranke und Weg­
weiser fü r sein Handeln.

Das Ehrengerichtsverfahren ist ein Verwaltungs­
verfahren, und als solches w ird es von dem Grund­
satz de,s Ermessens beherrscht. Daher trägt die 
Ehrenstrafe verwaltungsmäßigen disziplinären Cha­
rakter. Der Schuldige soll erzogen werden zur ord­
nungsmäßigen Erfüllung seiner Standespflichten. 
Zur Reinigungsmaßnahme w ird die Ehrenstrafe 
dann, wenn der Täter so schwer gefehlt hat, daß er 
nicht mehr länger der Standesgemeinschaft ange­
hören kann. Es muß aber in diesem Zusammenhang 
hervorgehoben werden, daß der Ausschluß aus 
dem Stande den Täter nicht auch in jedem Falle 
außerhalb der Volksgemeinschaft stellt. Der Aus­
geschlossene ist nur nicht fähig, die höheren Pflich­
ten seines ehemaligen Standes auf sich zu nehmen. 
Er kann in einem anderen Berufskreis, der andere 
Anforderungen an seine M itglieder stellt, die seiner 
persönlichen Eigenart mehr entspricht, ein durch­
aus brauchbares M itglied sein. Es muß auch der 
Auffassung gesteuert werden, daß das ehrengericht­
liche Verfahren notwendig die Ehre des Betroffenen 
in Zweifel zieht. Das Ehrengerichtsverfahren befaßt 
sich mit der Verletzung aller anwaltlichen Berufs­
pflichten einschließlich der Pflichten, die dem 
Rechtsanwalt sein Beruf auch noch außerhalb des­
selben auferlegt. Ein Vorwurf braucht also nicht 
unbedingt eine ehrenrührige Handlung zu betreffen 
(XXXI. S. 23).

In den Jahren seit der Machtübernahme ist das 
politische Verhalten des Anwalts, seine Stellung zu 
Volk und Reich wiederholt Gegenstand ehrenge­
richtlicher Nachprüfung gewesen. Trägerin des deut­
schen Staats- und Rechtsgedankens ist die NSDAP. 
Deshalb m uß d e r  A n w a l t  n i c h t  n u r  m i t  den  
G e d a n k e n  d e r  n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n  
B e w e g u n g  v e r t r a u t  s e i n ,  s o n d e r n  auch  
i h n e n  e n t s p r e c h e n d  h a n d e l n .  Die Aufgabe 
des Anwalts ist so hoch, daß sie eine Zurücksetzung 
hinter anderen Pflichten nicht ertragen kann. Die 
Ausfüllung arbeitsreicher und verantwortungsvoller 
Ehrenämter darf nicht dazu führen, Berufspflichten 
zu vernachlässigen. Auch die Tätigkeit als po liti­
scher Leiter darf nicht zu einer Vernachlässigung 
der Berufspflichten führen (XXXI. S. 23, 24).

V e r s t ä n d n i s l o s i g k e i t  g e g e n ü b e r  s o ­
z i a l e n  E i n r i c h t u n g e n  des heutigen Staates 
führt zu ehrengerichtlicher Bestrafung. Der Anwalt 
darf keine mißverständliche Haltung, z. B. gegen­
über dem Winterhilfswerlr, einnehmen. Dadurch 
würde das Ansehen des Anwaltsstandes erheblich

geschädigt (XXXII. S. 11). Der Anwalt hatte ein 
Bäckermeistersfrau verteidigt, die als Pfundspet® 
für das W interhilfswerk vorsätzlich verdorbene wa­
ren hergegeben hatte. Dabei hatte er ausgefühn, 
daß ein Beschenkter, der teilweise verdorben
Lebensmittel erhalte, sich den brauchbaren TeÜ
heraussuchen müsse, und hatte in diesem Zusaiöj 
menhang auf das Sprichwort „Einem geschenkte 
Gaul schaut man nicht ins Maul“  verwiesen, wenn
der Angeklagte damit eine mildere Beurteilung hat
herbeiführen wollen, weil der Spenderin zugute z 
halten sei, daß im allgemeinen an Schenkung® 
geringere Ansprüche gestellt würden, so hätte 
doch unmißverständlich zum Ausdruck bring" 
müssen, daß zwischen gewöhnlichen Schenkung 
und Pfundspenden für das W interhilfswerk 
fern ein grundsätzlicher Unterschied besteht, 
das W interhilfswerk zu einem Symbol der deutsct) 
Volksgemeinschaft geworden ist. Er hätte Zwe> 
daran bei seinen Ausführungen nicht aufkoffl® 
lassen dürfen. Ein Verweis ist als ausreichen 
Sühne angesehen worden. n

Der Anwalt darf bei privaten Rechtsstreitigk®1 J  
die kein Interesse für die Öffentlichkeit haben j* j  
mit prozessual zulässigen Verteidigungsmitteln JF, 
Einwänden erledigt werden können, k e i n e  p ° 11 s. 
sehen  S t e l l e n  a n g e h e n ,  um einen Druck a^  
zuüben. Ein Rechtsanwalt muß das Vertrauen J 
den ordentlichen Gerichten aufrechterhalten, 
die von ihm vertretenen Rechtssachen in sad'&o|1 
mäßer Weise erledigt werden, da sonst die 
interessierten privaten Stellen gemachten Anstr 
gungen, durch Einrichtung von Schiedsstellen ,£i 
dergleichen die Erledigung von Rechtssachen n1 ^  
Ausschließung der staatlichen Gerichtsbarkeit 
sich zu ziehen, gefördert werden. Das muß aüĈ  
Interesse des Anwaltsstandes vermieden we * 
(XXXI. S. 128). H ier hatte der EGH. eine W artu 
ausgesprochen. . , „e#

Schwerwiegender zu beurteilen sind Fälle, in a g 
der Anwalt es ablehnt, die deutsche Staatsfun ^  
bei ihren großen weltpolitischen Entscheidung^ e. 
unterstützen und er sein unmittelbares T r  
V e r h ä l t n i s  als deutscher Rechtsanwalt zunib ^ ein 
Oberhaupt dadurch v e r l e t z t ,  daß er m. , ^ ags- 
stimmt. Ein Anwalt hatte sich von der Reu- ,errt. 
wähl am 29. März 1936 bewußt und gewollt die
gehalten. Gemäß der VO. des Führers üb .^e 
Auflösung des Reichstages v. 7. März 1936 ej |lUng 
die Auflösung des Reichstages und die An°r y 0]ji 
einer Neuwahl in der Absicht, dem deutschen 
Gelegenheit zu geben, der mit dem Tage d^ j er- 
abgeschlossenen dreijährigen Politik der w
herstellung der nationalen Ehre und Souve ßC. 
des Reiches verbunden mit dem aufrichtig ' ul)d 
streben nach einer wahren Völkerversöhnu 
-Verständigung auf den Grundlagen gleichen *  ){1g 
md gleicher Pflichten, seine feierliche Zusti

.rteH

ität

dererteilen zu können. Es war dies zugleich 
an welchem die Besetzung der entrnihta er- 
Zone des Rheinlandes durcli deutsche ü JuPI J refir' 
folgte, also die Wiederherstellung der volle' ^¿(t 
hoheit des Reiches. Der EGH. hat ^ s| f lgff.). 
aus dem Stande ausgeschlossen (XXX IIL  b. jiattc 

Bei der Volksabstimmung am 10. April errebel1 
ein deutscher Rechtsanwalt, wie er se!pst / J f tT1mlii1l  
hat, mit Nein gestimmt. Diese Volksab 9̂3» 
sollte, wie der Führer durch VO. v. 18. M y 0[lce 
zum Ausdruck gebracht hat, dem deutsch ^  zu 
Gelegenheit geben, sich in seiner Gesaim 
dem durch die Wiedervereinigung Österre tsC] 
dem Deutschen Reich geschaffenen Orotm

hei
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n Ä h  zu bekennen. Eine besondere Bedeutung 
tunp-H 16Se Volksabstimmung auch für die Hal- 
Vom & S Auslandes zu der Wiedervereinigung ein. 
2U m n£eklagten konnte ein freudiges Bekenntnis 
Wp .Uroüdeutschen Volksreich um so mehr erwartet 
seit au  ̂ die Schaffung Groß-Deutschlands
volksri * a*s Ilundert Jahren das Streben aller 
¿lalVfi sc^er akademischer Kreise gerichtet war. 
ist de r^ n§eklagte sich dieser Pflicht versagt hat, 
dem A ® l'enHlchkeit bekannt geworden und hat 
Qe„ e n®ehen der Anwaltschaft schwer geschadet. 
verhänJ?611 Angeklagten is ta ein Vertretungsverbot 
kenloii i y or(len. Freiheit bedeutet nicht Schran- 
handcln Clt Und W illkür. Jeder hat, um richtig zu 
Stellun ’ Von der Freiheit innerhalb der ihm durch 
Beachit, UntJ Beruf gezogenen Grenzen und unter 
zu macl'1̂  dcr. obliegenden Pflichten Gebrauch 
des Anw^i *")'e besondere gesetzliche Treuepflicht 
er Hei ^ o gegenüber dem Führer verlangt, daß 
deut schpcen weltpolitischen Entscheidungen der 
Seite ^aatsführung dem Führer in Treue zur 
. In Ä (XXXI" .  S. W
Obernah, ^ reis politischen Verhaltens fällt auch die 
RechtSan , der V e r t r e t u n g  v o n  J u d e n  in 
Fälle zu Gelegenheiten. Dabei ist nur an solche 
Stellverrr„5n <en> ’n denen nach der Anordnung des 
^ ‘ehtlinip, er5 des Führers v. 19. Dez. 1938 und den 
(M. (j p i  des Reichsrechtsamts v. 2. Jan. 1939 
genehmigt 2) die Vertretung von Juden
der An»! u ar- Gerade auch in solchen Fällen muß 
Wahr Walt ~-anren r 'D^ Urückhaltung und politischen Takt 
EGH. hat”  • • ^X)CI1 S. 158 der Entscheidung des 
^eldstni,.Cln Verstoß dagegen zu einer erheblichen 

Aber nf ,Seführt.
^"Walts nur das außerberufliche Verhalten des 
des;w “aufsicht F? ‘Äscher Hinsicht unterliegt der Stan- 
• halten i, r Uc^ se*n sonstiges außerberufliches 

s'eh ke inp rl, der Anwalt so einzurichten, daß er 
'vürdmer 'tandesverfehlung schuldig macht. Un-

Aussrm-ni ^ a n g m it  H o m o s e x u e l l e n  hat 
r-Feststpneßung des Anwalts geführt. Dazu hat 
p0mosexup]ing ?enbgt, daß der Anwalt Briefe

i ks
“Gseviipii ® ßv-augi, uau uci nuwau d u <-h-

Cltl körnpri; ,n Jßbalts gewechselt hat, ohne daß
r- Denn Cher bomosexueller Verkehr feststellbar

daß so'che Briefe wechselt, beweist da-ota- - pr ^ —  —  - - . . .vland aj-,6jH^en s'Rlichen Anforderungen, die der 
efaiag stellen muß, nicht zu entsprechen
itv r X|J s. iss).

: i f a n g  e i ne s  A n w a l t s  m i t  e i n e r  
ger Mmstand arengerichtlich bestraft worden. Nur
Ink,w^bungen ^ aß der Angeklagte, der früher nähere
li ^afttreten i U dei  Jüdin unterhalten hatte, nach 

en Bc7ip, r Nürnberger Gesetze diese körper- 
bewahfngen nicht fortgesetzt hat, hat ihn 
»n rt> aus dem Anwaltsstande ausge-

daV;
schl,
?uß

;or 
° ssen

hauerhalb Ẑ „.Wercfen. Er war verpflichtet, sich auch 
fjtcn  den _ ner Berufsausbildung in seinem Ver-& uen ar, .Berufsausbildung in seinem Ver- 
Spu .Staate^ ; ■ ] egenden Erkenntnissen des heuti- 
Lr^'daria- er die Notwendigkeit der Rassen- 
VP!üng seinprUnaSsen un(f bat durch die langsame 
derkflichtUnrr “ ‘ "düng an die Jüdin gegen diese

0:
•MllUno * fe ju u iu

stän -mstan§ sHchRWej;  gefehlt (XXXI. S. 62). Nur 
dipnl nislosicrkP; taß , die Verfehlung nicht auf Ver- 
1'ehp^assenaespi ° du r gar Widersätzlichkeit gegen 
$etD?.n der «nt, p e^ ung beruhte, sondern daß er 
aurk 'le V e r K Ä en Unterwerfung unter das ge- 
Schi der i der geschlechtlichen Vermischung 
üchp Sen W a r^ 1!?^ der übrigen Beziehungen ent- 
HP ’ nicht „  >d nur durch menschlich verständ- 
Vetv^ngen r)-n ^Jjteren Gefühlen entspringende 

°gert hat p ß UrchsetzunF seines Entschlusses
eine mildere Beurteilung zu.

Der E h e b r u c h  des  v e r h e i r a t e t e n  A n ­
w a l t s  ist als schwere Standesverfehlung anzu­
sehen. Dabei fä llt erschwerend ins Gewicht, wenn 
sich der Anwalt mit der Ehebrecherin öffentlich 
zeigt und dadurch Veranlassung gibt, daß seine Be­
ziehungen zu ihr den Gegenstand abfälliger K ritik  
bilden (X X X III. S. 2).

Daß s t r a f b a r e H a n d l u n g e n  e i nes  R e c h t s ­
a n w a l t s  außerhalb seines Berufs, welche mit 
ehrenrühriger Bestrafung durch die staatlichen Ge­
richte enden, von der Standesgerichtsbarkeit ge­
ahndet werden und zur Ausschließung führen, ist 
selbstverständlich. In der Regel kommt es zu einer 
ehrengerichtlichen Ausschließung in solchen Fällen 
nicht mehr, weil der Betreffende seine Zulassung 
vorher aufgibt, weil er sich andernfalls zwangs­
läufig der Ausschließung durch ehrengerichtliche 
Verurteilung aussetzt. Deshalb findet man Urteile 
des Ehrengerichts über solche Fälle in der amt­
lichen Sammlung nicht. Eine Verurteilung durch die 
Strafgerichte braucht nicht immer auch eine standes­
gerichtliche Verurteilung nach sich zu ziehen. Die Ver­
urteilung wegen eines Konkursvergehens kann so 
liegen, daß eine Standesverfehlung nicht festzu­
stellen ist. Auch eine strafgerichtliche Verurteilung 
wegen eines Verkehrsvergehens muß nicht, wenn 
nicht besondere erschwerende Umstände vorliegen, 
zugleich auch eine Standesverfehlung sein. In sol­
chen Fällen kommt es nicht zu einem ehrengericht­
lichen Verfahren.

Die weitaus meisten Fälle ehrengerichtlicher Ver­
folgung betreffen die B e r u f s a u s ü b u n g  des 
A n w a l t s  s e l b s t  und damit in engem Zusammen­
hang stehende Vorfälle. H ier sind Gegenstand der 
Erkenntnisse des EGH. berufliche P flichtw idrig­
keiten leichter A rt bis zu schweren Straftaten ge­
wesen.

Die Notlage des Anwaltsstandes bringt es mit 
sich, daß einzelne Anwälte das V e r b o t  d e r  W e r ­
b u n g  übertreten. Diese Notlage entschuldigt aber 
eine solche unlautere Werbung keinesfalls. Die 
Werbung von Mandanten durch Ansprechen unbe­
kannter Rechtssuchender im Gerichtsgebäude ist 
ebenso wie die Werbung von Mandanten durch 
Gewährung von Vorteilen an Justizbeamte geeig­
net, das Ansehen des Anwaltsstandes in den Kreisen 
der rechtssuchenden Bevölkerung tief herabzusetzen 
und vom EGH. mit Verweis (XXXI. S. 121; XXXII. 
S. 22) oder mit einer sehr hohen Geldstrafe (XXXII. 
S. 71) belegt worden. Die Werbung von Armen­
mandanten durch Verbindung mit Justizbeamten 
w ird vom EGH. als besonders strenger Ahndung 
nötig bezeichnet, bei welcher auf Verweis neben 
Geldstrafe erkannt werden mußte, weil dieses un­
zulässige Werben um Praxis an die Grundlagen des 
Standes rührt (XXXII. S. 49).

Die Werbung eines Mandanten, der schon einen 
Prozeßvertreter hat, ist standesrechtlich strafbar 
(X X X III. S. 1—2). Die schriftliche Reklame ist dem 
Anwalt untersagt, auch in der Form der Übersen­
dung der „Richtlinien für die Gebührenberechnung 
in Beitreibungssachen“ . Dies hat der EGH. ins­
besondere deshalb für unzulässig gehalten, weil der 
Angeklagte in einem Anschreiben den besonderen 
Hinweis aufgenommen hat: „Voraussetzung für die 
Vergünstigung ist lediglich, daß Sie Ihre sämtlichen 
Einziehungssachen einem bestimmten Anwalt über­
tragen. Ich bitte ergebenst um Ihre baldgefl. Kennt­
nis- und Stellungnahme“ . Damit hat der Angeklagte 
nicht nur die fü r Beitreibungssachen ergangenen 
Richtlinien dazu benutzt, um durch Hervorhebung 
seiner Person seinen eigenen Belangen zu nutzen,
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sondern es mußte ihm auch bekannt sein, daß der 
eine oder andere Empfänger seines Schreibens 
einen anderen Anwalt mit Aufträgen bedachte. 
Durch die von ihm gewählten Wendungen konnte 
auch die Auffassung entstehen, als habe er die 
Berufsgenossen verdrängen wollen. H ier hat der 
EGH. eine geringe Geldstrafe für ausreichend an­
gesehen (XXXI. S. 47).

Schwere S ä u m i g k e i t  i n  d e r  B e r u f s a u s ­
ü b u n g  hat zur Ausschließung des Angeklagten ge­
führt. Diese Säumigkeit war allerdings so schwer­
wiegend, daß der Angeklagte sich der Grenze kri­
mineller Straffälligkeit genähert hatte und später 
auch wegen Untreue zu Gefängnis verurteilt worden 
ist (XXXII. S. 28).

Grobe U n s a c h l i c h k e i t e n  u n d  B e l e i d i ­
g u n g e n  in Schriftsätzen hat der EGH. gleichfalls 
zum Anlaß genommen, einen Angeklagten aus der 
Rechtsanwaltschaft auszuschließen, allerdings, nach­
dem dieser bereits zweimal ehrengerichtlich ein­
schlägig vorbestraft war und auch strafgerichtliche 
Verurteilungen wegen Beleidigung vorangegangen 
waren (XXXII. S. 81).

Die Mahnung eines Schuldners auf offener Post­
karte ist ein Verstoß des Anwalts gegen seine 
Pflichten als Rechtswahrer. Die darin liegende Be­
leidigung nach § 185 RStGB. ist ehrengerichtlich 
geahndet worden (XXXI. S. 172).

Die U n t r e u e  wird stets mit Ausschließung be­
straft (XXXI. S. 21; XXXII. S. 86; X X X III. S. 28). 
In dem erstgenannten Falle hatte der Anwalt von 
ihm eingezogene Stempelsteuern nicht abgeführt. 
Dabei hat er sich als Notar Falschbeurkundungen 
im Amte zuschulden kommen lassen, als er die Ver- 
stempelung nachholte und den Entwertungsver­
merk auf den Tag der Ausstellung der Urkunde 
vordatierte. Im zweiten Falle sind von dem Anwalt 
Gelder seiner Auftraggeber veruntreut worden. Im 
dritten Falle hatte der Angeklagte anvertraute Vor­
schüsse nicht abgeführt. Dabei hat der EGH. als 
Entschuldigung weder Notlage (Verschuldung), 
noch Krankheit oder andere persönliche Umstände 
gelten lassen, die den Angeklagten in der Ausübung 
seiner Berufstätigkeit gehindert haben. Keineswegs 
erforderlich ist es für die ehrengerichtliche Be­
strafung aus dem Gesichtspunkte der Untreue, daß 
der Straftatbestand des StGB, lückenlos erfüllt ist. 
Der Angeklagte hatte fremdes, fü r einen Mandanten 
vereinnahmtes Geld wider den W illen des Man­
danten für sich verwendet, ohne in der Lage zu 
sein, das Geld sofort auszuzahlen. Die StrK. hatte 
das Verfahren eingestellt m it der Begründung, daß 
zwar ein hinreichender Verdacht der Untreue vor­
liege, daß aber die Voraussetzungen des StraffreihG. 
v. 23. A pril 1936 gegeben seien. Der EGH. hat 
seiner ständigen Rechtsprechung gemäß auch in 
diesem Untreuefall auf Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft erkannt (XXXI. S. 169).

Die M itw irkung bei betrügerischer Kreditauf­
nahme (XXXI. S. 64) hat ebenso zur Ausschließung 
aus dem Anwaltsstande geführt, wie die Förderung 
betrügerischen Handelns eines Mandanten (XXXII. 
S. 45).

Der P a r t e i  v e r r a t  führt nicht immer zum Aus­
schluß aus der Anwaltschaft, vor allem nicht in den 
Fällen, in denen der Anwalt sich des Parteiverrats 
nicht bewußt ist. So wurde ein Anwalt zu einem 
Verweis zusammen mit einer Geldstrafe von 
1000 3UI verurteilt, weil er widerstreitende Inter­
essen vertrat und ihm bei genauer Prüfung der 
Widerstreit nicht hätte entgehen können. Nur da­
durch, daß die beiden Rechtsfälle zeitlich sehr aus-
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einanderfielen und sachlich nur lose zusamt 
hingen, irgendwelcher Schaden auch nicht entsl1 
den war, kam der Angeklagte mit einer relativ g 
ringen Strafe davon (XXXII. S. 130). e.

ln  einem anderen Falle wurde gegen den

Be­
klagten ebenfalls auf Verweis und Geldstrafe 
kannt. Hier vertrat der Angeklagte in einemiv a m ii.  i  i i c i  v c i u a i  u c i  / \ i ig C K ia g ic  u i  ^
Scheidungsprozeß den Ehemann, Klage und Wi 
klage wurden jedoch zurückgenommen. Nach e 
einem Monat kam die Ehefrau zu dem ReCdr 
anwalt und erzählte ihm, daß ihr Mann, also . 
ehemalige Mandant des Angeklagten, sie mißhan 
hätte, wobei sie dem Angeklagten die hiervon n . 
rührenden Verletzungen zeigte. Der Angeklagte ^  
hier zum Zwecke der Beweissicherung 50 . yef. 
ihm zu hinterlegen, lehnte aber später die v ^  
tretung der Ehefrau wegen Aussichtslosigkeit 
und vertrat seinen ehemaligen Mandanten, “ en be­
mann, in dem folgenden Prozeß. Dem Eheman ^ 
richtete er auch das, was er von der Ehefrau g n 
hatte. In diesem Sachverhalt sah der EGH. ^ e. 
Parteiverrat, und zwar einmal gegenüber dern ^  
mann durch die Beratung der Ehefrau in “ Cf”  eD- 
weissicherungsverfahren, das andere Mal g 
über der Ehefrau, indem er nach ihrer Be ^  
wieder den Ehemann vertrat. Nur die *a erdea 
daß dem Angeklagten nicht nachgewiesen '  war, 
konnte, daß er sich des Parteiverrats beW^ L aIts- 
verhinderte seine Ausschließung aus dem A 
stand (XXXII. S. 111 ff.). , „«des

W ird jedoch festgestellt, daß sich der Anw 
Parteiverrats bewußt war, so erfolgt ste feStge- 
Ausschließung, wobei der EGH. eindeutig ¿aß 
stellt hat, daß Parteiverrat nicht vorausse ’ ^eit 
es zwischen den Parteien zu einem R eC jegeF

fekommen ist, sondern daß jede Rechtsang 
eit genügt, in der sich mehrere P , e„(X.X$' 

widerstreitenden Interessen gegenüberstehe i 
S. 138 ff.).

Einige für den S t r a f v e r t e i d i g e r  b fl sich 
interessante Entscheidungen des EGH. beia ra­
nnt Verstößen gegen die Anstaltsordnung 5traf" 
fängnisse oder mit der Begünstigung v j (1 sol- 
gefangenen oder Untersuchungshäftlingen- {s niit 
chen Fällen wurden die Angeklagten * fst, u VaS 
dem Ausschluß aus der Anwaltschaft bes g ¿\e 
ist auch im H inblick darauf zu begrüßen, . ej¡¡e 
Anwaltschaft eine Hebung des Ansehens part 
freiere Stellung des Verteidigers anS Verl
muß insbesondere ein möglichst ungest eCline
kehr m it den Untersuchungshäftlingen &veriaiigl
werden. Es muß de lege ferenda in da's

des

ders

WUUUl. L-ö 11IU1J UC ICgC IW'-“ “ "  . ejn 1U
werden, daß der Verteidiger von vornn 
Ermittlungsverfahren eingeschaltet w , r t rlJflg . 
muß ermöglicht werden, die zur Vertei z
Angeklagten maßgebenden Umstande ^  vye 
einem Zeitpunkte zur Klärung zu bring > ßjcbti£  
ehern es noch nicht zu spät ist. Manche blsehern es noch nicht zu spat ist. ¿¡nes u
Stellung und manche Klarheit zugunst errejchj ' 
dahin unbescholtenen Menschen läßt si ^ j-̂ ei d 
wenn bei der Vernehmung von beugen . r z 
Niederschrift ihrer Aussagen der V rständl^ . 
gegen ist. Dadurch kann manche mH aber a,u r.
Aussage eines Zeugen geklärt werde , Hieß 
verhindert werden, daß die Fassung eget> 
schritt unklar oder gar mit Worten 7euge!!a,te 
wird, die den tatsächlichen Sinn ein die 
sage anders zum Ausdruck bringen, s
des Zeugen gemeint waren. Die Munde ein 
Niederschrift geschieht aus dem dem b 
Rechtskundigen; hier werden zuwen iiilderl1 o 
ben nach der Subsumtion einer Tatsac
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er den Straftatbestand des Gesetzes Mißdeutun- 
r„l. unterlaufen können. Deshalb ist auch die Ver- 

niechterung der Lage des Beschuldigten in der 
rüntersüehung im Dienststrafverfahren dadurch, 

Nr imCh der neuen RDStO. v. 26. Jan. 1937 (RGBl, 
sinh § ^9 der Verteidiger aus der Vorunter- 
dPri!unS ausgeschlossen ist, unerträglich und Wie- 
[)i eil;RlLung des früheren Zustandes geboten, 
nur ri früllzeitige M itw irkung des Verteidigers w ird 
in dp ailD möghch und erreichbar, wenn der Staat 
daR A' Rechtsanwalt volles Vertrauen setzen kann, 
wird a 6 .ire>e Stellung von ihm nicht mißbraucht 
tre;up nw.älte, die mit diesem Vertrauen Mißbrauch 
Walte*!’ Müssen daher als Schädlinge aus dem An- 
Oro-a? a?d entfernt werden. Der Anwalt muß als 
Wahr! dter. Rechtspflege untadlig sein und an der 
der !ei*sfüidung so mitwirken, daß ein Schuldiger 
aber ?.e-re,c^ en Strafe zugeführt, der Unschuldige 

Deshlr,,sam geschützt w ird. 
äUSffp, l i  es zu billigen, wenn ein Angeklagter 
des n C!l ossen worden ist, weil er einen Kassiber 
S. m i!1 e!?Uc'lungshäftlings befördert hat (XXXII. 
bereich« deshalb ist es als milde Bestrafung zu 
Verweisu’ wenn ein Angeklagter nur mit einem 
verteid; , straft worden ist, weil er dem von ihm 
ihm d(g en ^ andanten Mitteilungen aus den nur 
gänffiipi1’! angeklagten Anwalt, als Verteidiger zu- 
danfind Gerichtsakten machte, so daß der Man­
sch a- n ^tand gesetzt wurde, seine Verteidigung 
S,94f *sen Mitteilungen einzurichten (XXX11. 
niskont * i, on allein die Übergehung der Gefäng- 
Weis e wurde in zwei Fällen mit einem Ver­
bind 117) mit Geldstrafen bestraft (XXXI. S. 29 ff.

scheide^G.ld- hatte auch über die Frage zu ent- 
WaItlichp lr! ^ ‘evveit ein Anwalt neben seiner an- 
ausüben". Tätigkeit auch einen sonstigen Beruf 
Urteilen f n- Hierbei stellte der EGH. in zwei 
?n Handni ' daß ein Anwalt wohl kapitalmäßig 
ledoch n ^Gesellschaften beteiligt sein kann, daß er 

>cnt neben seiner anwaltlichen Tätigkeit

als Einzelkaufmann oder als Gesellschafter einer 
OHG. tätig sein darf (XXXIII. S. 78ff. ;  XXXI. 
S. 5 ff.).

Im wesentlichen hat der EGH. seine Entscheidun­
gen damit begründet, daß der Anwaltsberuf grund­
sätzlich als freie Praxis im Hauptberuf ausgeübt 
werden müsse, und, daß die einzige Ausnahme nach 
Gesetz und Rechtsprechung für den sogenannten 
Syndikus gilt. Danach widerspricht die Bindung 
eines Anwalts im Geschäftsbetrieb einer Handels­
gesellschaft den Aufgaben des Anwaltsstandes.

Schließlich w ird  auch noch auf eine Entscheidung 
des EGH. v. 1. März 1937 hingewiesen (XXXI. 
S. 41 ff.), wonach ein Rechtsanwalt zu einem Ver­
weis und einer Geldstrafe unter anderem deswegen 
verurteilt worden ist, weil er seine Anwalts- und 
Notariatspraxis zu einem übersetzten Preise ver­
kauft hat. Der EGH. weist darauf hin, daß allein die 
realen Werte einer Anwaltspraxis, nämlich die Ge­
bührenansprüche aus laufenden Prozessen und das 
Inventar veräußert werden können, nicht aber die 
ideellen Werte.

Diese Übersicht über die anwaltliche Ehrenge­
richtsbarkeit w ill nicht erschöpfend sein. Aber schon 
die hier erörterten Fälle reichen aus, um klar zu 
erkennen, welche hohen Anforderungen an die 
Berufsausübung des Anwalts im heutigen Staate 
gestellt werden. Sie macht aber auch deutlich, daß 
der deutsche Rechtsanwalt in seiner Ehrauffassung 
und Lauterkeit der Berufsausübung, nach Haltung 
und Charakter Vorbild in der W elt ist. Das ist das 
positive Ergebnis einer Betrachtung standesrecht­
licher Verfehlungen, welche zur Beurteilung durch 
das Ehrengericht gelangt sind.

Je untadeliger der einzelne Anwalt und damit 
auch der Stand in seiner Gesamtheit ist, desto eher 
und nachhaltiger werden die zuständigen Behörden 
und Dienststellen in der Lage sein, in Fällen von 
Beeinträchtigung der Berufsausübung oder von 
Achtungsverletzungen von außen solchen Unter­
fangen entgegenzutreten.

Die Grenzen des Ermittlungsverfahrens in Ehesachen
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. F a b e r ,  Kassel

y  G alter Fassung gestattete dem Gericht, 
Uh e Taten6 u ie  d e r A u f r e c h t e r h a l t u n g  de r  
8rf>racht achen, welche von den Parteien nicht vor- 
5ahme Vo^ R en> ,zu berücksichtigen und die Auf- 
Uiese gef beweisen von Amts wegen anzuordnen.
ble Nichtin-?11!? war in einem Rechtsstreit, welcher 
, s t ehen« j  der Ehe oder die Feststellung des 
z n Parte’ 6* Nidübestehens einer Ehe zwischen 
5.Wecke f Ä  ZUm Gegenstand hatte, auch zum 
Icht best!!.Ermittlung, ob die Ehe nich 
Der n l .  , ’ gegeben.

uct cne oaer uie resisienuiig ues 
Nichtbestehens einer Ehe zwischen 

itte, auch zum 
nichtig ist oder

Der gegeben.
?le AufrppÜ^Seher stand auf dem Standpunkt, daß 
,5resse ];P„ terßaßung der Ehe im öffentlichen In- 

AnferiV  er *'eß deshalb bei Ehescheidungs- 
^ rMittlun *LIngskIagen die Berücksichtigung und 
_UtTi Zweck» i Tatsachen von Amts wegen nur 
fingen Sa[ Aufrechterhaltung der Ehe zu. Da- 
si ,2sprozpecer , den Nichtigkeits- und Feststel- 
dif *UnS des j”  das. öffentliche Interesse in der Her-ri Ung (J 1 U ____ __ _ w.tv.wov V.W ___

Zustand6*, "G lic h e n  Rechtslage entsprechen- 
Ib ¡nsowPi SJ-(Motive S. 131) und gestattete des- 

h, ZvveruJ dle Erm ittlung von Amts wegen auch 
andes. öer Lösung des (scheinbaren) Ehe-

Das neue EheG, hat eine andere Blickrichtung. 
Es hat erkannt, daß die Aufrechterhaltung der Ehe 
durchaus nicht im öffentlichen Interesse zu liegen 
braucht, daß dieses vielmehr sehr wohl die A b ­
lösung von Ehen fordern muß, die inhaltlos gewor­
den sind, die den an eine Ehe zu stellenden sitt­
lichen Anforderungen nicht mehr genügen, zumal 
wenn die Ehegatten sich ihren bevölkerungspoliti­
schen Pflichten entziehen. .

Die durch § 37 der VO. v. 27 Juli 1938 (RGBl I 
923) geschaffene neue Fassung des § 622 ZI O. hat 
deshalb das Ermittlungsrecht des Richters erweitert. 
Danach kann das Gericht allgemein in allen Ehe­
sachen auch von Amts wegen die Aufnahme von 
Beweisen anordnen und nach Anhörung der Par­
teien auch solche Tatsachen berücksichtigen, die 
von den Parteien nicht vorgebracht sind. Im Ver­
fahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungs­
klage und eine Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens g ilt dies jedoch, sofern die Partei, die die 
Auflösung der Ehe begehrt oder ihre Herstellung 
verweigert, widersprochen hat, nur hinsichtlich der 
Tatsachen, die der Aufrechterhaltung der Ehe die­
nen.
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Es fragt sich, ob dem Ermittlungsrecht des Rich­
ters über den oben erwähnten Widerspruch hinaus 
Grenzen gezogen sind und bejahendenfalls, wo diese 
liegen.

Nach dem alten Recht konnte eine solche Frage 
kaum entstehen.

Soweit von dem Ermittlungsrecht des Richters 
lediglich zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Ehe Gebrauch gemacht werden konnte, ergab sich 
sein Anwendungsgebiet ohne weiteres. Es umfaßte 
die Fragen der Aussöhnung der Parteien, der Ver­
zeihung, der Unzurechenbarkeit einer Lheverfeh- 
Iung, deren Zumutbarkeit für die klagende Partei, 
aber auch der Rechtskraft und Rechtshängigkeit, 
des Ablaufs von Ausschlußfristen, der Auswirkung 
der Vorschrift des §616 ZPO. Sonderliche Zweifels­
fragen sind insoweit nicht zutage getreten. Das 
Schrifttum ist deshalb gering. Die Rechtsprechung 
ist auch nur in geringem Umfange zur Veröffent­
lichung gekommen; sie bezieht sich in der Haupt­
sache darauf, daß die Berücksichtigung der der Auf­
rechterhaltung der Ehe dienenden Tatsachen von 
Amts wegen und die Beweisanordnung in freiem 
Ermessen des Gerichtes steht, das der Nachprüfung 
im Revisionsverfahren entzogen ist (JW. 1892, 463; 
1909, 500; Warn. 1908 Nr. 105), es sei denn, daß das 
Gericht ersichtlich seine Amtspflicht zur Berück­
sichtigung verkannt hat (JW. 1890, 274; 1909, 500); 
daß das Gericht aus seinen Ermittlungen auch ohne 
Antrag die Folgerungen zu ziehen hat, die das Recht 
im Interesse der Aufrechterhaltung der Ehe an sie 
knüpft (RGZ. 23, 143; 126, 303), daß es mithin 
auch dann, wenn ein Antrag auf Klageabweisung 
nicht gestellt war, auf Klageabweisung erkennen 
konnte; daß es aber zu Ermittlungen nur insoweit 
befugt war, als es mit dem Rechtsstreit befaßt war 
(RGZ. 151, 182), daß es mithin, wenn etwa die Be­
rufung nur hinsichtlich der Widerklage eingelegt 
war, die auf die Klage ausgesprochene Scheidung 
nicht mehr auf Grund von Amts wegen berücksich­
tigter Tatsachen rückgängig machen konnte (RGZ. 
126, 303).

Hinsichtlich der Klagen, bei denen die Berück­
sichtigung von Tatsachen von Amts wegen unein­
geschränkt zulässig war, liegt kaum eine wesent­
liche Rechtsprechung vor. Das kann nicht verwun­
derlich erscheinen. Die Ehefeststellungsklage, die 
im BGB. überhaupt nicht erwähnt ist, war sehr 
selten. Da eine geschlossene Ehe, wenn sie min­
destens in das Heiratsregister eingetragen war, nur 
durch Nichtigkeitsklage beseitigt werden konnte 
(§ 1329 BGB.), blieben für die Feststellungsklage 
nur die Fälle übrig, daß eine Eintragung nicht er­
fo lg t ist (was vermutlich überhaupt nicht vorgekom­
men sein dürfte), daß die Eheschließung nach aus­
ländischem Recht zu beurteilen ist oder daß der 
Kläger die Feststellung begehrt, daß ein behaupteter 
Nichtigkeitsgrund nicht besteht. Alle diese Fälle 
dürften wenig zahlreich gewesen sein, wie m ir 
denn in über 20 Jahren Tätigkeit als Zivilrichter 
eine Ehefeststellungsklage überhaupt noch nicht zu 
Gesicht gekommen ist.

Ehenichtigkeitsklagen sind gewiß häufiger, wenn 
auch keineswegs zahlreich vorgekommen. Aber auch 
sie gaben zu Entscheidungen über den Umfang des 
Ermittlungsrechtes des Richters wenig Anlaß. Denn 
gerade die Frage, die in erster Linie zu Zweifeln 
Anlaß geben mag, nämlich inwieweit der Richter 
von Amts wegen Tatsachen berücksichtigen kann, 
die zwar nicht den vom Kläger seinen Klagebehaup­
tungen zugrunde gelegten Eheauflösungstatbestand, 
wohl aber einen anderen betreffen, konnte kaum

zur Erörterung kommen; es erscheint wenig wah 
scheinlich, daß eine Ehe gleichzeitig aus vefscn 
denen Gründen, etwa zugleich wegen Geschäfts« 
fähigkeit zur Zeit der Eheschließung und weg 
Doppelehe nichtig sein sollte. Zum mindesten W , 
den solche oder ähnliche Fälle außerordentlich s 
ten gewesen sein.

Dagegen werden in Zukunft bei ScheidungsKla& 
Fälle, in denen mehrere Scheidungstatbestände 
fü llt sein werden, gleichwohl aber nur einer i  
Gegenstand der Klage gemacht ist, häufige1" 1 
Entscheidung der Gerichte kommen. i

Betrachtet man die Vorschrift des § 622 Ab ■ 
ZPO. nach ihrem W ortlaut und losgelöst von 
deren grundsätzlichen Bestimmungen der Z ■ * 
dann hat es zunächst den Anschein, als ob 
Richter in seinen Ermittlungen von Amts weg 
überhaupt keine Grenze gesetzt sei. Dem ist in 
in der Tat keineswegs so. ,eS

Zunächst greift die ausdrückliche Vorschrift . 
Abs. 2 Platz, laut der bei Scheidungsklagen, ^  
hebungsklagen und Klagen auf Herstellung ^  
ehelichen Lebens das Gericht bei Widerspruch 
die Auflösung der Ehe begehrenden oder ihre ^  
Stellung verweigernden Partei Tatsachen, die Ljt 
den Parteien nicht vorgebracht sind, nur ins° j, 
berücksichtigen kann, als sie geeignet sind, der 
rechterhaltung der Ehe zu dienen.

Der Widerspruch des Scheidungs- oder 
hebungsbek l ag t en  und des die Herstellung ^  
gehrenden Klägers ist somit ohne Bedeutung- *v0f. 
der ja auch dem Gegner nicht verwehren kann, ^¡ö 
zubringen, was er fü r sachdienlich hält, konnte ^  
Recht gegeben werden, gegen die Ermittlung fS| 
Amts wegen, die nicht im Interesse des Geg' ^ 
sondern der Allgemeinheit erfolgt, ein Veto e 
legen.

Anders bei dem Scheidungs- und Aufhebh »f, 
kläger und dem Beklagten, der die Herstellung ^  
weigert. Wenn er erstrebt, den Streitstoff 1 ^o- 
schränken, so kann das aus so achtungswerten^j 
tiven geschehen — etwa, um seinen Ehegatten ^  
ohne Not bloßzustellen oder um dritte Person« ^ e

" h e l t > -.iCfcschonen —, daß es sich für die Allgemeine- ^ CJ 
an einer anständigen Prozeßführung — gerad sei11" 
in Ehesachen — ein erhebliches Interesse ha > ^
wohl rechtfertigt, den Widerspruch gegen 
nicht genehme Tatsachenberücksichtigung von gC, 
wegen zuzulassen. Dieser Gedanke hat sein ^¡1 
setzlichen Ausdruck in der Vorschrift des 8 ^  
BGB. -  jetzt § 59 EheG. — gefunden, die die 
Kläger nachläßt, Scheidungsgründe, auch we n,te 
für ihre Geltendmachung in § 1571 BGB. bes oCji 
Frist verstrichen ist, im Laufe des Rechtsstrei 
geltend zu machen, sofern die Frist zur Zeit 
hebung der Klage noch nicht verstrichen vva '¡t gc" 
Vorschrift, die das Interesse der Ehegatten, ge­
wissen Scheidungsgründen zurückzuhalten, 
rücksichtigenswert beurteilt und dementsp 
beachtet (Motive S. 606; RG.: JW. 1904, 23 /• sein- 

Der Widerspruch muß ausdrücklich erku ge- 
Ein sog. schlüssiges Verhalten w ird nicht sor 
nügend angesehen werden können. Denn ^  
ches schlüssiges Verhalten würde ja berei parte|
Umstande gesehen werden müssen, daß o rlings' 
den Eheauflösungs- bzw. Herstellungswe g p arnt 
grund trotz Kenntnis nicht vorgetragen n • g0deI 
wäre aber der Vorschrift des § 622 ZPO. der o

JlO'entzogen. , , hPr
Das Ermittlungsrecht des Richters hat aD 

weitere Grenzen. . nur
Das Gericht hat über die Ehe der Parteien

,ch

in-
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_weit zu entscheiden, als es mit ihr befaßt ist. Wie- 
, “d es mit ihr befaßt ist, ergeben die von den Par- 
uen gestellten Anträge. An diese ist das Gericht 
59S c o en- Das fo lg t aus dem sich aus den §§ 308, 
sat’ ZPO. ergebenden allgemeinen Grund-

z des Zivilprozesses, nach dem das Gericht nicht 
‘T  zusprechen kann, als begehrt ist. Daran ist 

151 den Eheprozeß nichts geändert (RGZ. 
gea’r.u ?)• Wie es Ehegatten nicht verwehrt ist, un- 
feuf»!e , der völligen Zerrüttung einer Ehe an ihr 
herk- rten ein Zwang, die Lösung der Ehe 
NirhcZV ühren> nicht besteht — soweit nicht (bei 
mein- i eit der Ehe) die Klagebefugnis im Allge- 
aehpln j fesse dem Staatsanwalt ausschließlich oder 
Wenia • Ehegatten übertragen ist —, ebenso- 
durch !?• es ihnen verwehrt, ihrem Klagebegehren 
Richti d'e Teilung ihrer Anträge eine bestimmte 
Es gehen, an die das Gericht gebunden ist.
eines i z i a l l e r d i n g s  dabei, daß die Nichtstellung 
nicht £-a?eahweisungsantrages die Klageabweisung 
ach+iiVu Hdert, wie ja auch ein Anerkenntnis unbe- 

H lch sein würde (§617 ZPO.).
Bericht 0mnnt, daß in der Rechtsmittelinstanz das 
der d , insoweit zu entscheiden berufen ist, als 
Gericht i 1s tre it in diese Instanz gelangt ist. Das 
nur ühp kÜnn somit, wenn bei Klage und Widerklage 
mittel das Urteil zu einem von beiden das Rechts- 
der Ent n?e!e?f ist, unbeschadet der Einheitlichkeit 
mit der>S<n dung in Ehesachen auch nur über den 
darf ¡.K Rechtsmittel angegriffenen Teil befinden, 
Amts 0 im übrigen auch keine Tatsachen von 

Die Regen berücksichtigen, 
träge |, !tndun? des Gerichtes an die gestellten An- 
Nichtjo-u zunächst zur Folge, daß es, je nachdem 
gehrt wirn Auflösung oder Scheidung der Ehe be- 
^ntseheirt. aucE nur entsprechend diesem Begehren 
^en Tat611 iUnd deshalb auch nur in diesem Rah- 
darf. nJS c en von Amts wegen berücksichtigen 
schon dnr f°fg t hinsichtlich der Nichtigkeitsklage 
einer anpiaUs’ daß eine Verbindung dieser Klage mit 
^ atsachpr,erei”  ^beklage nicht zulässig ist (§ 615); 
der Ehe k .9 die Auflösung oder die Scheidung 
die Ents ngründen könnten, kommen somit als für 
.dunen d uldlln§ unwesentlich nicht in Betracht, 

s'ch%t . . ha l b  auch nicht von Amts wegen berück­
end Schm^rden' Die Verbindung der Aufhebungs- 
. r Vo ,ahngsklage ist zwar zulässig und im § 18 

Mel, nur * Seregd t, daß, wenn beide begründet 
nUr eine 5. Aufhebung zu erkennen ist. Ist aber 
aUs der R -ei er beiden Klagen erhoben, so fo lg t 
Anträge r)!ß ng des Gerichtes an die gestellten 

erkeMp . auch nur über den gestellten Antrag 
aUch nur i?* Und Ermittlungen von Amts wegen 

Das hat diesem Rahmen zu erheben sind.
^ d  SchoiHUc*1 zu gelten, wenn zwar Aufhebungs- 
I- dahin i gsk,a£e erhoben sind, die Anträge 
G.nie, der ■ , ten> daß der eine Antrag in ersteru a i j  u c l  e in e  u i  e ia u - i

andere nur hilfsweise geltend gemachtt,.“ u nur nuisweise genenu gciuacm
- aSepartei *1 - Fassung des Antrages, die, wenn 

auch beide Klagen derselbe Ehegatte ist,
Aki Rlaß-pin* anders lauten kann. Alsdann ist, da 

hätigipk -,rage und damit auch ihr gegenseitiges 
H  zuM ^sverhältn is für das Gericht bindend 

Meiden ai„st nur über den Hauptantrag zu ent- 
aimhalso wenn dieser 

hnfht stattgegphÜber diesen,
da sWeise p-pgä u n werden konnte, darf auf den

ja
die

I». n -**'''-* UVU 1 lu u p iu i i u u g
n,ab auch' „? w9Pn dieser auf Scheidung gerichtet 
hiifd stattnPd r> er diesen, und erst, wenn ihm 
da sWeiSe jL f f  n/ 1 werden konnte, darf auf den 
sa11,11 auch0 „ ¿ d e n  Antrag eingegangen und erst 
ttpCkenrnateriaint!? re9hend von Amts wegen Tat- 
aJhachten a! «  hinsichtlich des hilfsweise geltend 

a‘ Ander« Y1ebungsbegehrens berücksichtigt wer- 
b hagegen, wenn der Kläger die Schei­

dung, der Beklagte die Aufhebung der Ehe begehrt 
oder umgekehrt. Dann findet die Vorschrift des § 18 
Anwendung, die mithin, wennschon das aus ihrem 
Wortlaut nicht hervorgeht, dahin ausgelegt werden 
muß, daß nur dann auf Aufhebung der Ehe zu er­
kennen ist, wenn in demselben Rechtsstreit m it  
K l a g e  u n d  W i d e r k l a g e  Aufhebung und Schei­
dung der Ehe begehrt wird. Alsdann sind dem­
gemäß von Amts wegen zunächst nur solche Tat­
sachen zu berücksichtigen, die fü r das Aufhebungs­
begehren bedeutungsvoll sind.

Schwieriger zu entscheiden ist die Frage, wie es 
sich verhält, wenn von beiden Seiten nur Auf­
hebungsgründe oder nur Scheidungsgründe geltend 
gemacht sind, das Gericht aber von Tatsachen 
Kenntnis erhält, die sich auf andere Aufhebungs­
oder Scheidungsgründe beziehen. Darf das Gericht 
beispielsweise, wenn eine Klage aus § 49 EheG, 
erhobeti ist, mit Rücksicht darauf, daß das ehe­
widrige Verhalten des Beklagten diesem wegen einer 
geistigen Störung nicht zuzurechnen ist, aus § 50 
EheG, scheiden oder hat es die Klage abzuweisen?

Der Klageantrag scheint in solchem Falle keine 
Beschränkung des Richters zu enthalten. Er ist bei 
jedem Aufhebungsgrund gleichmäßig auf Aufhebung 
der Ehe gerichtet; er lautet bei jedem Scheidungs­
grunde gleich — wobei zunächst davon abgesehen 
sei, daß bei der Scheidung wegen Ehebruchs die 
Feststellung des Ehebruches m it einer bestimmten 
Person in den Klageantrag aufgenommen werden 
kann.

Der Klageantrag erschöpft sich indes nicht in sei­
nem Wortlaut. Er ist — ebenso wie demnächst die 
Urteilsformel — auslegungsfähig. Der Inhalt der 
Klageschrift ergänzt ihn und gibt ihm seinen Inhalt. 
Ebenso wie bei einer Klage auf Zahlung einer 
Geldsumme, die ausweislich der Klageschrift auf 
Grund eines Darlehens geschuldet sein soll, eine 
Verurteilung nicht auf Zahlung der Klagesumme 
ergehen kann, die neben der Darlehensschuld etwa 
außerdem noch als Kaufpreis geschuldet wird, kann 
auch ein Auflösungs- oder Scheidungsurteil nicht 
auf Grund eines nicht behaupteten Sachverhaltes 
ergehen, obwohl auch diese Verurteilung dem W ort­
laut des Klageantrages gerecht wird. Der Unter­
schied beider Fälle liegt nun gewiß auf der Hand: 
Bei der Darlehens- und der Kaufpreisklage handelt 
es sich um zwei verschiedene Rechtsbeziehungen 
zwischen denselben Personen, bei der Eheklage aber 
um ein und dasselbe eheliche Verhältnis. Deshalb 
w ird die Auslegung des auf Aufhebung oder Schei­
dung der Ehe gerichteten Klageantrages dahin 
gehen müssen, daß zwar die Aufhebung bzw. Schei­
dung aus dem in der Klage vorgetragenen 4 atbe- 
stand erstrebt wird, daß aber der Kläger m it einer 
Aufhebung oder Scheidung aus einem anderen at- 
bestand einverstanden ist, da es ihm in der Regel 
— die Ausnahme wird gleich zu erörtern sein — nur 
auf das Ergebnis der Auflösung oder Scheidung an­
kommt, nicht aber auf die Begründung.

Voraussetzung für diese Auslegung ist indes, daß 
der Kläger auf Grund des anderweiten Tatbestandes 
dasselbe erreicht, was er mit dem der Klage zu­
grunde gelegten Tatbestand zu erreichen bestrebt 
war M it anderen Worten: Nur soweit die Auf- 
hebiings- bzw. Scheidungsgründe einander gleich­
wertig sind, kann eine Verurteilung aus einem an­
deren als dem vorgetragenen Tatbestand erfolgen, 
kann mithin auch nur eine Tatsachenberücksichti­
gung von Amts wegen erfolgen. Wünscht der Klä­
ger eine solche dennoch nicht, mag er von seiner 
Befugnis zum Widerspruch Gebrauch machen.
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Die einzelnen Aufhebungs- und Scheidungsgründe 
sind aber nun einander durchaus nicht gleichwertig. 
Das zeigt sich in ihren Folgen.

Bei der Aufhebung der Ehe ist nach § 42 Abs. 2 
EheG, ein Ehegatte unter den dort genannten Vor­
aussetzungen für schuldig zu erklären, was nach 
Abs. 1 entsprechend den Folgen der Scheidung 
schwerwiegende Folgerungen, insbesondere hinsicht­
lich der Unterhaltsverpflichtung, aber auch hin­
sichtlich des Verhältnisses zu den Kindern, der Na­
mensführung der Ehefrau, ferner auch der Aus­
einandersetzung bei Güter- und Fahrnisgemeinschaft 
{§§ 1478, 1549 BGB.) und des Erbrechts (§§ 1933, 
2077 BGB.) nach sich zieht. Als mutmaßlicher W ille 
des Klägers, der bei Auslegung seines Klageantra­
ges zu berücksichtigen ist, ist deshalb im Zweifel 
anzunehmen, daß er, wenn seine Klage auf einen 
Tatbestand gestützt war, der seine Schuldigerklärung 
nicht zur Folge hatte, eine Aufhebung auf Grund 
eines anderen Sachverhaltes mit seiner Schuldig­
erklärung nicht w ill, und daß er, wenn er Aufhebung 
m it Schuldigerklärung des Beklagten erstrebt, eine 
Aufhebung ohne diese Schuldigerklärung auf Grund 
eines anderen Tatbestandes nicht wünscht. So könnte 
beispielsweise, wenn Aufhebung wegen arglistiger 
Täuschung erstrebt ist, nicht etwa Aufhebung wegen 
Irrtums erfolgen, wenn der Kläger diesen Irrtum 
nicht wenigstens hilfsweise geltend gemacht hat. 
Daß er, wenn ein solches Urteil gleichwohl erginge, 
beschwert und deshalb zur Einlegung eines Rechts­
mittels befugt wäre, kann nicht zweifelhaft sein.

Ist aber die Verurteilung aus einem solchen nicht 
gleichwertigen Aufhebungsgrund nicht zulässig, so 
ist auch insoweit eine Berücksichtigung von Tat­
sachen von Amts wegen nicht möglich.

Man wird dagegen nicht anführen können, daß 
gerade bei dem von m ir gewählten Beispiel der arg­
listigen Täuschung und des Irrtums eine Aufhebung 
der Ehe wegen Irrtums als ein Minus gegenüber der 
Täuschung wohl in der Regel von dem Kläger ge­
w ollt sein werde. Denn gerade wegen der durchaus 
anderen rechtlichen Folgen stellt sie sich nicht als 
ein Minus, sondern als etwas ganz anders Geartetes 
dar.

Die Scheidungsgründe zerfallen schon nach der 
äußeren Einteilung des Gesetzes in zwei Gruppen: 
In solche wegen Verschuldens und solche aus an­
deren Gründen. M it Rücksicht auf ihre Folgen in 
vermögensrechtlicher und anderer Beziehung, wie 
sie oben kurz geschildert sind, sind sie nicht gleich­
wertig. Es g ilt hier das bei der Aufhebung Aus­
geführte. Das Gericht dürfte beispielsweise bei einer 
Klage wegen schuldhafter Eheverfehlungen aus § 49 
nicht aus § 50 wegen eines auf geistiger Störung 
beruhenden Verhaltens scheiden (vgl. RG.: DR. 
1940, 1675 und die Anm. von L a u t e r b a c h  dazu). 
Es darf deshalb auch entsprechende Tatsachen von 
Amts wegen nicht berücksichtigen. Umgekehrt würde 
allerdings bei einer Klage aus anderem Grunde 
(etwa aus § 50) eine Scheidung aus Verschulden 
(etwa, weil das Gericht den Beklagten ungeachtet 
der Klagebehauptungen auf Grund von Amts wegen 
ermittelter Umstände für zurechnungsfähig hält) für 
den Kläger m it Rücksicht auf die Folgen der Ent­
scheidung, die sich für ihn günstiger gestalten wür­
den, eine Beschwernis nicht darstellen. Daraus, daß 
ein Antrag auf Schuldigerklärung nicht gestellt ist, 
ergibt sich indes, daß der Kläger eine Scheidung 
wegen Verschuldens nicht erstrebt. Allerdings be­
darf es nach höchstrichterlicher Rechtsprechung 
eines ausdrücklichen Antrages auf Schuldigerklärung 
nicht, da der Schuldausspruch von Amts wegen zu

[Deutsches Recht, Wöchenausgä^

erfolgen hat (RG.: JW. 1904, 235); indes läßt d j 
Fehlen dieses Antrages im Zusammenhang mit fl 
Klagebegründung den W illen des Klägers unzWe' 
deutig erkennen.

Dagegen halte ich wegen der Gleichartigkeit de 
Rechtsfolgen eine Scheidung innerhalb der beiu  ̂
Gruppen der Scheidung wegen Verschuldens 
aus anderen Gründen — m it unten zu erörternd 
Ausnahmen — für zulässig und damit auch die » 
rücksichtigung der dem Gericht bekannt gevV  ̂
denen Tatsachen von Amts wegen. Eine Ausleg""» 
des Klageantrages dahin, daß die Scheidung 
schließlich nur auf Grund des vorgetragenen Sa 
Verhaltes begehrt werde, halte ich nicht für m 
lieh. Der Kläger muß das, wenn er es w ill, bes 
ders zum Ausdruck bringen; er w ird zudem 
Überraschungen durch die Pflicht des Gerichtes, 
Parteien vor Berücksichtigung nicht vorgetrage^ 
Tatsachen zu hören, geschützt und mag dann du 
seinen Widerspruch den Streitstoff in dem von > 
gewünschten Maße beschränken. So wird einem ^ 
§ 51 (Geisteskrankheit) erhobenen Scheidungsben 
ren aus § 50 (auf geistiger Störung beruhendem ,, 
halten) stattgegeben werden können und umgek^ ■ 
einem Scheidungsbegehren aus § 53 wegen v°rj ef 
tiger Unfruchtbarkeit ebenso wegen anstecken 
oder ekelerregender Krankheit (§ 52), etwa 
eine syphilitische Erkrankung noch keine Unuu 
barkeit zur Folge gehabt hat. $

Dagegen erscheint wiederum bei einer K la g ^ j.
einer der vorgenannten Tatbestände eine veru 
lung aus § 55 (Auflösung der häuslichen 
Schaft) und umgekehrt bei einer Klage auS. J 5̂ 0rntf
Verurteilung aus §§ 50 bis 53 unzulässig, v0u 
eine entsprechende Tatsachenberücksichtiguhj? ^  
Amts wegen entfällt. Hat der Kläger aus s ^ j^ e  
klagt, so erscheint mir das zweifelsfrei. Hat er u-p,t- 
Klage erhoben, obwohl einer der vorgenannten ¡ß 
bestände gegeben ist, so hat er das ersichti 
dem Bestreben getan, den Beklagten zu scn nae- 
ihn der — besonders bei Unfruchtbarkeit ^  
nehmen, ja in gewissem Sinne demütigen^-, 
ärztlichen Untersuchung (die nach §623 Z1 '¿et 
allen Fällen der §§ 50—53 stattgefunden habe ^ en, 
noch angeordnet werden muß) nicht auszij 2ijchs* 
somit überhaupt den Rechtsstreit in einer mog j es 
anständigen Form durchzuführen. Dieser w i 
Klägers dürfte dem Gericht ohne weiteres ^  
bar, mithin bei Auslegung seines Antrages ^  
rücksichtigen sein. Das Gericht darf diese 
kennenswerte Bestreben des Klägers schon vo" 
nicht vereiteln, weil das Gesetz immer wiea ^  ej- 
dem sittlichen Wesen der Ehe spricht, da® gc|iei" 
fordert, den Ehepartner auch während deS j  ihh1 
dungsprozesses achtungsvoll zu behandeln t  jasSen- 
jede erdenkliche Schonung zuteil werden z« ¡^r 

Ich glaube aber auch, daß umgekehrt v . jjC|ie 
Klage aus §§50—53 nicht ohne das ausci 
Verlangen des Klägers aus § 55 geschieden 
darf. Diesem Scheidungsgrund gebührt au 
halb der Klagen auf Scheidung 0*ine,ty eweil 
eine Sonderstellung, und zwar deshalb, eineI: 
das Gericht durch sein Urteil eigentlich ¡n j#  
tatsächlich bestehenden Zustand bestätit, , 
dem äußeren Anschein und der Recht®* 
bestehendes Band löst, dem keine Lebe & paW
schaft mehr entspricht, die in den an^ reuen 
noch gegeben ist oder doch noch geß  „  a

ei"
noch
kann.

vveg'ei
Kann. Kann doch selbst bei einer Scheid ^ejStig^ 
Geisteskrankheit, die die Aufhebung de &ussetZi 
Gemeinschaft zwischen den Ehegatten f^sch" 

noch eine rein körperliche um 11immer
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K,a!>  Hinzu kommt, daß der Kläger bei der 
kiaatPnaus § 55 mit dem Widerspruch des Be- 
antferp1 ^ ir j1 Abs. 2 zu rechnen hat, dem er in den 
beklaat • en n‘cbt ausgesetzt ist, bei denen der 
auf c“ve, j l.ch auf ein Bestreiten oder einen Antrag 
schrinuV erk lä rung  nach § 61 Abs. 2 EheG, be- 
kann f s°fern er nicht Widerklage erheben
er t roba ■ -nt.mir deshalb, daß der Kläger, wenn 
dern an= rC1Hhriger Trennung nicht aus §55, son- 
den khs,and.erem Scheidungsgrund ohne Verschul- 
Klaeoant mit hinreichender, die Auslegung seines 
kennen Lrage,s ermöglichender Deutlichkeit zu er- 
nicht wifnŝ en hat> daß er die Scheidung aus § 55

K la g e t ^cheidung wegen Verschuldens nimmt die 
Der Kläsî 60 Ehebruchs eine Sonderstellung ein. 
chen J E ?  erreicht, wenn die Scheidung ausgespro- 
hrecher n' >,?aß. der schuldige Ehegatte den Ehe- 
freiunp- lcht heiraten kann (sofern diesem nicht Be­
antrag „ ! Wahrt wird) und daß er befugt ist, Straf- 
StQß) den Ehebrecher zu stellen (§172
eine Sche‘nIS* deshalb seit langem anerkannt, daß 
wil[en aus anderem Grunde gegen den
“ ¡cht etwa q fScrs nicht zulässig ist. Es darf auch

fol;

[U etwa Q u5 . s m cn r zulässig is i . u a n  auun 
anderen al , , eidung wegen Ehebruchs mit einer 
(eigen bASn7?r ‘n der Klage genannten Person er- 
JH0)) , ^ 2 .  123, 134 und neuestens DR. 1940,
, rsonpn \ >s darf, wenn Ehebruch m it mehreren 
h!—  • "  beha„ ^  , . . . . . . . .  — ld d u n g

werden 
zu der

1 j u* * j VV v. I I11 J—. 11LU1 L1LU 1IIIL IllC IIlv .lv .il
ainsichti;,.ue . uPtet ist, nicht von der Entscheidung (so -  . “ cn einer _r>______ _i___ . „ i ___

letz 

lieh
hin, uio.h^’ .daß es ihm auf die Scheidung schlecht-

is° m it' n1 ej aer dieser Personen abgesehen 
etdange, cßt L i n d e m a n n  in der Anm.

Daraus f ”  Entscheidung).
!lch e rt^r. °  Sh, sofern der Kläger nicht ausdrück-

> S lC ichv i °  111111 01111 U lt: O L IlC iU U llg  &L1IICU1II“
„ie Klap-p iei aus welchem Grunde, ankomme, daß 
> "«W idrig i^Scn Ehebruchs die Berücksichtigung 

in “ eziehumzen oder sonstiger Eheverfeh-lU;<fagen anoo L,?iehungen oder sonstiger Eheverfeh- 
T^eidunn- „  ließt- Allerdings wird man, da die 

ah nur einV\*? eri ehewidrigen Verhaltens in der 
q J1 hönnen , nus darstellt, im allgemeinen anneh- 
? .jduno- daß.der Klageantrag als hilfsweise auf 
zi^achst i<;f .d*esem Gesichtspunkt gerichtet ist. 
U befincjen Jedoch über den behaupteten Ehebruch

Es f 0 i
Ru1 Amts n , !e'*er> daß Tatsachenberücksichtigung 
ff'ii reeher , ^ en hinsichtlich sämtlicher angeblicher 
|l,e , daß f.f11 erfolgen hat, jedoch mit der Maß- 

.echer : 1 den Fall, daß der Kläger einen der
b r o t ig e n  ^ laSeantrag als in erster Lini 
rjjppber betn-ft ervorßebt, die die anderen Ehe 
Hin 'cbtipUn. enden Tatsachen erst dann zur Be­
de nhe Elieu ^ {<)m»en, wenn der vordringlich ge-

Linie zu be- 
anderen Ehe-

. ->ue p e  , ‘k K<
etl kann n rA cher nieht als solcher festgestellt wer- 

ein oaIaU,,. ..... i— „‘St
Hnp^bedenU; iem s°Icher Klageantrag zulässig ist, 

r^m ,t nkI,ch> auch vom RG.: DR. 1940, 1140

Ä S iM M teSr"1'mit sich aber weiter ergeben, daß ein

lchpn aem r pi r  1111 «uei ais sur 
We?n> oder ü ek.*agten die Ehe mit ihm zu ermög- 
Z\i l!;? bestehen - aus sonstigen Gründen (z. B.

p''0nen . ,i s e‘nes Abhängigkeitsverhältnisscs) 
er kn aebrec’hprs n enhfällt die Berücksichtigung die- 
er Stiche ihn „■ u? vom Kläger nicht gewollt. Oder 
“Utzp b die d. ‘ch‘ : dann hängt es von ihm ab, ob 

tIlacbt und . r*cht gewordene Kenntnis zu- 
sein Scheidungsbegehren nunmehr

auch auf diesen Ehebruch stützt. Unterläßt er das, 
so ist dessen Berücksichtigung unzulässig.

Zweifel würden insoweit in der Praxis kaum ent­
stehen können, wenn sehr viel mehr, als es bisher 
üblich ist, bereits im Klageantrag die Person na­
mentlich bezeichnet würde, m it der der Ehebruch 
stattgefunden haben soll, wegen dessen die Schei­
dung begehrt w ird — wie es auch vornehmlich im 
Interesse besserer Klarstellung für den Standesbe­
amten ausnahmslos im Urteilstenor geschehen sollte. 
Wer nicht im Klageantrag genannt ist, wäre alsdann 
nicht zu berücksichtigen. Es sei denn, daß etwa die 
Klageschrift den Gegner als Dirne bezeichnet, die 
wahllos m it einer größeren Zahl von Männern Ver­
kehr gehabt habe, von dem die besonders Aufge­
zählten nur beispielsweise genannt seien.

Hat nun der Kläger, obwohl tatsächlich ein Ehe­
bruch stattgefunden hat, gleichwohl nur Klage aus 
§ 49 wegen ehewidrigen Verhaltens erhoben, so er­
gibt sein Klageantrag, daß er eine Scheidung wegen 
Ehebruchs nicht w ill. Das Gericht darf deshalb eine 
ihm gewordene Kenntnis, daß Ehebruch vorliege, 
nicht berücksichtigen. Es darf deshalb auch nicht, 
wie es fälschlich o ft genug geschieht, bei der Be­
weisaufnahme die Frage nach Ehebruch stellen.

Dagegen bestehen innerhalb des Rahmens des 
§ 49 keine Bedenken, bei Scheidung wegen schuld­
hafter Eheverfehlungen andere als die behaupteten 
Verfehlungen der Entscheidung zugrunde zu legen, 
mithin auch diese von Amts wegen zu berücksichti­
gen. Eine Auslegung des Klageantrages dahin, daß 
die Scheidung n u r  auf Grund der vorgetragenen 
Verfehlungen begehrt werde, dürfte nicht möglich 
sein, dürfte auch dem W illen des Klägers, wenn 
diesem auch gewiß die Befugnis zustande, eine sol­
che Beschränkung vorzunehmen, in der Regel nicht 
entsprechen. Er hat hinsichtlich seiner eigenen 
Rechtsverfolgung kein Interesse an der Ausschei­
dung anderer Verfehlungen; sollte er aber etwa die 
Berücksichtigung einer bestimmten Tatsache nicht 
wünschen, etwa weil der Gegner alsdann in die Ge­
fahr strafrechtlicher Verfolgung geraten könnte, so 
mag er den Widerspruch aus § 622 ZPO. erheben.

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß der 
Erm ittlung von Amts wegen, ungeachtet der unein­
geschränkten Fassung des §622 hinsichtlich der 
Verwertung anderer als der in der Klage angegebe­
nen Aufhebungs- und Scheidungstatbestände viel­
fach recht enge Grenzen gesetzt sind.

Das kann sich zuungunsten des Klägers auswir­
ken, wenn dieser die Scheidung aus einem Tatbe­
stände begehrt hat, der kein Verschulden voraussetzt, 
dem Gericht aber ein die Scheidung rechtfertigendes 
Verschulden des Beklagten bekannt wird. Eine Be­
rücksichtigung dieses Umstandes von Amts wegen 
ist, wie ausgeführt, unzulässig. L a u t e r b a c h  (DR. 
1940, 1676) macht aber mit Recht darauf aufmerk­
sam, daß der Richter, der auf die Stellung sach­
gemäßer Anträge hinzuwirken hat (§139 ZPO.), 
in solchem Falle die Pflicht hat, den Kläger auf die 
■Möglichkeit, Scheidung aus Verschulden zu ver­
langen, hinzuweisen.

Dagegen ist eine unzumutbare Benachteiligung 
des Klägers im Hinblick auf die Vorschrift des §616 
ZPO. nicht zu befürchten, laut welcher der m it der 
Scheidungs- oder Aufhebungsklage abgewiesene Klä­
ger das Recht, die Scheidung oder Aufhebung der 
Ehe zu verlangen, nicht mehr auf Tatsachen stützen 
kann, die er in dem früheren Rechtsstreit geltend 
gemacht hat oder geltend machen konnte. Denn ent­
weder kannte der Kläger diese Tatsachen, an deren 
Berücksichtigung von Amts wegen das Gericht nach



528 Aufsätze

den obigen Ausführungen verhindert ist, und hat sie 
gleichwohl nicht vorgetragen; alsdann hat er die 
Gefahr des Rechtsverlustes bewußt auf sich genom­
men; oder er kannte sie nicht, dann steht §616 der 
späteren Geltendmachung nicht entgegen, weil ja 
alsdann der Kläger sie in dem Rechtsstreit nicht 
geltend machen konnte.

Was oben für die Klage ausgeführt ist, g ilt auch 
für die Widerklage. Das liegt auf der Hand. So­
fern aber eine Widerklage nicht erhoben ist, dürfen 
Tatsachen, die sie zu rechtfertigen vermöchten, nicht 
zu d i e s e m  Z w e c k e  von Amts wegen berücksich­
tig t werden, da das die Grenzen überschreiten 
würde, die dem Gericht durch die Anträge der Par­
teien gezogen sind. Das gleiche g ilt für einen An­
trag des Beklagten auf Schuldig- oder Mitschuldig­
erklärung des Klägers.

Tatsachenberücksichtigung und -ermittlung von 
Amts wegen ist auch hinsichtlich solcher Tatsachen 
zulässig, die den Widerspruch des Klägers gegen­
über der Klage aus § 55 begründen oder ihn für un- 
beachtlich erscheinen lassen. Voraussetzung ist in­
des, daß der Widerspruch überhaupt erhoben ist; 
im Antrag auf Klageabweisung dürfte er allerdings 
ohne weiteres enthalten sein (ebenso J o n a s ,  
16. Aufl., § 622 II I  3), so daß er nicht noch einmal 
besonders erklärt zu werden braucht. Während 
sonst, wie oben ausgeführt, die Berücksichtigung 
von Tatsachen, die der Aufrechterhaltung der Ehe 
zu dienen geeignet sind, nicht von der Stellung eines 
Antrages auf Klageabweisung abhängig ist, liegt 
es hier anders. Sind die Voraussetzungen des § 55 
Abs. 1 erfüllt, was das Gericht auch bei Fehlen eines 
Klageabweisungsantrages von Amts wegen zu prü­
fen hat, so ist es der freien Entschließung des Be­
klagten überlassen, ob er von seinem Widerspruchs­
recht Gebrauch machen w ill oder nicht. Tut er es, 
so hat das Gericht weiter zu prüfen — und ge­
gebenenfalls dabei Tatsachen von Amts wegen zu 
berücksichtigen —, ob die Aufrechterhaltung der 
Ehe sittlich gerechtfertigt ist oder nicht. Tur er es 
nicht, so ist die Ehe zu scheiden, ohne daß weitere 
Tatsachen von Bedeutung sein könnten. Der W ider­
spruch ist, wie das RG. mit Recht ausgeführt hat 
(DR. 1940, 1626; dazu Anm. von v. Scanzon i ) ,  
nicht oder jedenfalls nicht ausschließlich ein pro­
zessualer Rechtsbehelf, sondern eine dem sachlichen 
Recht angehörige Befugnis, durch die der Schei­
dungsbeklagte auf die Gestaltung des Scheidungs­
anspruchs Einfluß zu nehmen in der Lage ist.

Ist nach alledem das Gericht hinsichtlich des sei­
ner Entscheidung zugrunde zu legenden Eheauf­
lösungstatbestandes durch die Antragstellung der 
Parteien weitgehender Beschränkung unterworfen, 
so entfallen Schranken insoweit, als dieser Tatbe­
stand im übrigen in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht der Prüfung des Gerichtes unterliegt.

Wie bisher hat dieses von Amts wegen die Fragen 
der Rechtskraft eines Urteils in einem Vorprozeß, 
der Rechtshängigkeit, des Ablaufs von Ausschluß­
fristen und der Auswirkung der Vorschrift des § 616 
ZPO. (die, wie A l b e r t i :  DR. 1940, 1547 überzeu­
gend nachweist, mit Rechtskraftwirkung nichts ge­
tanem hat) zu prüfen. Bei der Prüfung der Aus­
schlußfristen könnte es jetzt, was ihm früher ver­
wehrt war, zu dem Ergebnis kommen, daß Tat­
sachen, die nach der Auffassung des Klägers wegen 
des Fristablaufs nur noch unterstützend herangezo­
gen werden konnten (§ 59 Abs. 2), als vollwirksame 
Scheidungsgründe zu werten seien, da die Frist noch 
nicht verstrichen sei.

Bei der Aufklärung des Sachverhaltes im übrigen

hat das Gericht zunächst für die KlagebehauptungjjJ 
des Klägers alle ihm geeignet erscheinenden p 
weismittel zu erschöpfen. Hieran kann es auch du 
einen etwaigen Widerspruch des Klägers nach s 
Abs. 2 nicht gehindert werden, da dieser sich 
auf Tatsachen, nicht auf Beweismittel bezieht (eD. 
iso J o n a s  § 622 II 2), wie schon der Wortlaut 
ser Vorschrift ergibt. 0ll

Im übrigen hat das Gericht darüber hinaus , 
Amts wegen den Sachverhalt zu klären. DabeOV^_

ist
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in der Praxis nach wie vor, zumal wenn der 
■ • ■ — • • • -  - ...................x-eter

-------------- ---------- ..........................  f J t he
Linie im Interesse der Aufrechterhaltung cier

klagte Ehegatte im Rechtsstreit nicht vertreten 
Tatsachenberücksichtigung von Amts wegen ine .

in Frage kommen, da wohl ohne weiteres an£erl e|i- 
men werden kann, daß der die Auflösung 
rende Ehegatte nicht versäumen wird, von sic 
alles erforderliche Tatsachenmaterial zusamt» 
tragen. ¿e(

Bei der Aufhebungsklage sind zum Zwecke ^  
Aufrechterhaltung der Ehe insbesondere z u DfheQ. 
sichtigen Tatbestände, die in den § § 35—39 
jeweils nach Abs. 2 die Aufhebung aUtf.s-^vi £he' 
also die dartun, daß der aufhebungsberechtig1• . ¡.ejt 
gatte nach Erreichung der vollen Geschäfts»! 
(§35), nach Entdeckung des Irrtums (§SJ ’ nach 
nach Entdeckung der Täuschung (§38) »zw- £tefl 
Aufhören der durch die Drohung er
Zwangslage (§ 39) zu erkennen gegeben hat, » die 
die Ehe fortsetzen will. Nach § 35 ist »& yer- 
nachträgliche Genehmigung des gesetzhc» gS-
treters, nach §37 die Fra|e, ob das Aufhebü^. 
verlangen m it Rücksicht auf die bisherige ge- 
tung des ehelichen Verhältnisses sittlich J1 ob
rechtfertigt erscheint, und nach §38 die t  ,g|n deS 
die Täuschung von einem Dritten ohne w i 0n', 
beklagten Ehegatten verübt worden ist, zu I ^ n,ts 
sie bieten mithin Raum für Ermittlungen '  
wegen, und zwar sicherlich nicht nur zum _ slII1g 
der Aufrechterhaltung, sondern auch der a  ^

Bei der Scheidungsklage wegen Verschu lde te  
zum Zwecke der Aufrechterhaltung der so\v>e
Aussöhnung der Ehegatten, eine Verzeih & yyrits 
jedes Verhalten des verletzten Ehegatten .^t, d d 
wegen zu berücksichtigen, aus dem sicv.p7erstöre.fl  ̂
er die Verfehlung des anderen als etie , ^ ejne
nicht empfunden hat (§56). Dabei ist 
Prüfung von Amts wegen im Interesse dei ¿hnU™ 
der Ehe dahin geboten, ob etwa die \ /erZeihrJf1̂  
nicht unbedingt, sondern nur erfolgt, die n ein- 
nur gewährt ist in der Erwartung w i etltspj;' 
wandfreien, den ehelichen Verpflichtung gd
chenden Verhaltens, bei einer durch For Ve
Geschlechtsgemeinschaft angeblich S^ , sV/i\le S 
zeihung ferner, ob w irklich der Verzeiht soIchc 
geben war, der nach meiner Auffassung 
Falle von den Gerichten allzu oQRKorlliTi
zu werden pflegt (siehe dazu die 11°  reCjrUh 
zu § 1570 BGB. zusammengestellte Re^ f tPv0n A1*

Bei der Scheidung wegen Ehebruchs f uebrtich. u 
wegen zu prüfen, ob der Kläger de™ absic,ltL i 
gestimmt oder ihn durch sein Verha ^  2), 
ermöglicht oder erleichtert hat (§ ^ die f,
der Verweigerung der Fortpflanzung Q{ünd 
Weigerung beharrlich und ohne tr ii g ^

wegen
§ 49 hat sich die Prüfung von Amts | ner i h r ,  
zu erstrecken, ob die Wiederherste b erWa f 
Wesen entsprechenden Lebensgenie . der Ar 
werden kann oder nicht, sowie, ob
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etfehlung des beklagten Ehegatten, insbesondere 
r>pRen des Zusammenhanges der Verfehlung des 
Srh -?ten mit dem Verschulden des Klägers, sein 
vw eidungsbegehren bei richtiger Würdigung des 
:H:p!en* der Ehe sittlich nicht gerechtfertigt ist. 
¡ ^ r hat somit eine Prüfung des Verhaltens des 
cjjp,prs einzutreten, und zwar auch insoweit, als 
hprrÜ Verhalten nicht Gegenstand des Scheidungs- 
kein w-ns einer der Streitteile bildet. Das stellt 
dar ,. lnausgehen über die Anträge der Parteien 
zu e! leses Verhalten des Klägers dürfte zwar nicht 
kJ, ner Scheidung auf eine (nicht erhobene) Wider- 
erkfän er zu e‘ner (nicht beantragten) Mitschuldig- 
begrfi iü hren, kann aber die Klageabweifeung 
ch?„Hnae?> l a> w 'e ausgeführt, ohne entspre- 

ge- Antrag erfolgen kann, 
allem a- r Scheidung ohne Verschulden kann vor 
v0n Aai  ̂ Vorschrift des § 54 Anlaß zu Ermittlungen 
ob a .j |  Wegen geben, und zwar in der Richtung, 
fertiou ■ cfleidungsbegehren sittlich nicht gerecht­
e m D a b e i  sind die im Satz 3 aufgeführten 
gatten ndAe /Dauer der Ehe, Lebensalter der Ehe- 
barkeiti n a? der Erkrankung oder der Unfrucht- 
berücid- ferner alle Umstände besonders zu 
daß dipA t8Len> aus denen sich ergeben könnte, 
außprrv Auflösung der Ehe den beklagten Ehegatten 

Darfu^0 ln *'ch hart treffen würde, 
die hinaus ist bei §§50, 51 zu prüfen, ob
entsDrpp, r ‘lerstellung €iner dem Wesen der Ehe 
s%en phenden Lebensgemeinschaft bzw. der gei- 
ob die Hucinschaft erwartet werden kann, bei § 52, 
elce[errp Teilung der schweren ansteckenden oder 
Anstec. f enden Krankheit oder die Beseitigung der 
den kann Ŝ e*a*11 ’n absehbarer Zeit erwartet wer-

barkejf '^.schließlich zu prüfen, ob die Unfrucht- 
ltliteinanri°rZeitig eingetreten ist, ob die Ehegatten 
oder ein r erbsesunde eheliche Nachkommenschaft 
aieries „Jffjueinschaftlich an Kindes Statt angenotn- 

neuches Kind haben, ob der klagende Ehe­

gatte selbst unfruchtbar ist und schließlich, ob der 
Kläger eine neue Ehe aus gesundheitlichen Grün­
den nicht würde eingehen dürfen oder ob das Ge­
sundheitsamt hiervon abraten müßte.

§ 55 bietet den Ermittlungen von Amts wegen ein 
besonders weites Feld. Denn das RG. verlangt mit 
Recht, daß bei Prüfung der Begründetheit und Be- 
ächtlichkeit des Widerspruchs alle Zerrüttungsur­
sachen, mögen sie auf Verschulden beruhen oder 
nicht, bis zum U r g r u n d  der Zerrüttung unter­
sucht werden sollen und daß a l l e  nur irgendwie 
in Betracht kommenden Umstände Berücksichtigung 
finden müssen. Dabei spielt es keine Rolle, ob ein 
etwaiges schuldhaftes Verhalten verziehen ist odei 
ob darauf wegen Fristablaufs ein Scheidungsbegeh­
ren nicht mehr gestützt werden kann, wie auch die 
Vorschrift des §616 ZPO. hier nicht anwendbar ist 
(so zutreffend v o n  S c a n z o n i :  DR. 1940, 2207 
unter IV). Voraussetzung ist indes, wie bereits aus­
geführt, daß der Widerspruch überhaupt erhoben ist.

Auch die Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens gibt reichlich Veranlassung für Ermittlungen 
Von Amts wegen. Das gesamte Verhalten des Klä­
gers, das sein Herstellungsverlangen als unbegrün­
det erscheinen lassen könnte, aber auch das Ver­
halten des Beklagten, soweit es einen Grund zur 
Weigerung ausschalten könnte, sind von Amts wegen 
zu erörtern. Dabei sind auch die verziehenen und 
durch Fristablauf ausgeschalteten Scheidungsgrunde 
mitzuberücksichtigen, wenn auch nach §83 EheG, 
aus solchen Gründen allein das Recht, die Herstel­
lung der ehelichen Gemeinschaft zu verweigern, 
nicht hergeleitet werden kann.

W ir kommen mithin zu dem Ergebnis, daß zwar 
hinsichtlich der Verwertung anderer als der in der 
Klage angegebenem Aufhebungs- und Scheidungstat­
bestände " der Tatsachenberücksichtigung und -ermitt- 
lung von Amts wegen recht enge Grenzen gesetzt 
sind, daß für diese aber innerhalb der einzelnen 
Tatbestände weitester Raum ist.

^achliquidation von Vergleichsgebühren in Armen-Ehesachen
Von Landgerichtsrat Dr. W o l f g a n g  M e y e r ,  Berlin

Es ist „• , f-
"her die {y herl'ch kein Zufall, daß die neuerdings 
l ° n Arm„rJ a£e der Zulässigkeit der Nachliquidation 
^atscLj ,” anwaItskosten bekannt gewordenen OLG.- 
Verlangtc v ? en '.m H inblick auf in Ehesachen nach- 
, Einepßy,e,r?le!chsgebühren ergangen sind. 
‘̂ Jsetzunr lts^rafJ kennt das Armenanwalts-Kosten- 
016 MöcriFl'ier.fahren nicht. Als die Rechtsprechung 
Gebühr für j -'* der Entstehung einer Vergleichs- 
püßte s: . nie Aussöhnung zu bejahen begann, 
iSeber,' 5! daher ganz zwangsläufig die Frage 
, ese J. und unter welchen Voraussetzungen 

aiCr, bisherigen entgegengesetzte — Be- 
t^n ie ti auf solche Sachen zur Anwendung
> * der Ä ’ bezüglich deren die Verjährungs- 
rWar noch -°u’ 196 N r- 15 BQB-’ § 85 RAGebO. 
Z^adsätzp^'j * abgelaufen, wohl aber nach den 
abilijeUn n der alten Rechtsprechung, d. h. ohne 

eiilcr Vergleichsgebühr, eine Armen- 
i n l nmehi' k *  . set zung bereits erfolgt war. 
ri;s<afern „... 1aJ s>eh die Rechtsprechung auch noch 
V6 Herbeir-ni?er*> a’s bei bestimmter Sachlage für 
h!rSleich^rr„u..r,UnK der Scheidung gleichfalls eine 

Cschl. v S o U11 zugebil!igt w ird (OLG. Dresden, 
• J3. Dez. 1939 (14 W  400/39: DR. 1940,

465); KG., Beschl. v. 20. Sept. 1940 (20 W  2758/40: 
DR. 1940, 21222i). Es haben deshalb bereits eine 
Anzahl von Anwälten ihre in den letzten Jahren ge­
führten Armenehesachen einer Durchsicht unter­
zogen und in der Mehrzahl der Fälle im Wege der 
Nachliquidation eine Vergleichsgebühr beansprucht

Die Frage, ob dieser erhebliche Arbeitsaufwand 
der Anwälte lohnend ist, vielleicht sogar Nach­
ahmung verdient, fä llt zusammen m it de äußerst 
wichtigen Frage, ob es Rechtens sein soll, daß im 
Hinblick auf die Änderung der Recb.tsPrech^ §  
nahezu sämtlichen noch nicht verjährten Sachen 
Urkundsbeamte, Richter und Rechnungshof m it der 
Folge schwerster Belastung der Reichskasse Ver­
fahren wieder aufnehmen müssen, die sie -  viel­
leicht schon seit Jahren -  für abgeschlossen hielten.

Selbst wenn man dabei die Fälle, in denen auch 
nach heutiger Rechtsprechung keine Vergleichs­
gebühr erwächst, von vornherein ausscheidet, so 
stellen doch diejenigen, in denen nach derzeitiger 
Auffassung eine Vergleichsgebühr zu bewilligen und 
daher eine Nachliquidation in Frage kommen könnte, 
noch eine stattliche Anzahl dar. Seit dem neuen 
EheG, ist der Abschluß von Unterhalts- oder son­
stigen vermögensrechtlichen Auseinandersetzungs-

67
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vertragen in Verbindung mit einem Rechtsmittelver- 
zicht bezüglich des ergangenen Scheidungsurteils 
mehr und mehr in Übung gekommen. Eine Ver­
gleichsgebühr in der Ehesache ist bei solchem Tat­
bestand aber erstmalig im Beschl. des OLG. Dresden 
v. 13. Dez. 1939 (a. a. O.) zugebilligt worden. Diese 
am 16. März 1940 veröffentlichte Entscheidung hat 
wohl nur allmählich Beachtung gefunden. Für keinen 
der in  der Zeit vom Inkrafttreten des EheG, bis 
zum März 1940 geschlossenen und nur ganz ver­
einzelt für seitdem zustande gekommene sog. Ge­
samtvergleiche dürfte daher eine Vergleichsgebühr 
liquidiert und festgesetzt worden sein. Für alle diese 
Fälle hat deswegen die Frage, ob eine Nachliquida­
tion zulässig ist, äußerst praktische Bedeutung.

II.
Der Grundsatz, daß die Änderung der Recht­

sprechung in einer bestimmten gebührenrechtlichen 
Frage keinesfalls zur Wiederaufrollung solcher Ver­
fahren führen darf, die durch Kostenfestsetzung, 
Kostenzahlung und Verrechnung abgeschlossen sind, 
ist wohl erstmalig vom KG. im Beschl. v. 28. Sept. 
1931 (20 Wa 233/31: JW. 1931, 3574) aufgestellt 
\yorden. Dieser Entscheidung — wie auch der gleich­
liegenden, JW. 1935, 2654 abgedruckten — lag ein 
Fall zugrunde, in dem zunächst entsprechend dem 
— in Übereinstimmung mit der damaligen Recht­
sprechung gestellten — Anträge eine bestimmte Ge­
bühr festgesetzt, dann aber, nachdem inzwischen 
längere Zeit vergangen und zugunsten der Reichs­
kasse eine Änderung der Rechtsprechung bezüglich 
jener Gebühr eingetreten war, versucht worden ist, 
durch nachträgliche Einlegung des — an sich un­
befristet zulässigen — Rechtsmittels die frühere 
Entscheidung zum Nachteil des Anwalts der neuen 
Rechtsprechung anzupassen.

Das OLG. Naumburg hat dann im Beschl. vom 
12. Juni 1936 (6 W  172/36: JW. 1936, 30683«) den 
gewissermaßen entgegengesetzten Fall zu entschei­
den gehabt: Ein Anwalt hatte in einer Ehesache, 
die unter seiner M itw irkung durch Aussöhnung der 
Parteien ihre Erledigung gefunden hatte, im April 
1934 Festsetzung seiner Armenanwaltskosten be­
antragt, ohne dabei — was nach der damaligen 
Rechtsprechung ja auch nicht begründet gewesen 
wäre — eine Vergleichsgebühr in Ansatz zu brin­
gen. Nachdem dann das OLG. Naumburg seit sei­
nem Beschl. v. 3. Juni 1935 (6 W  108/35: JW. 1935, 
2520) in ständiger Rechtsprechung die Entstehung 
einer Vergleichsgebühr fü r anwaltliche M itw irkung 
bei der Aussöhnung bejahte, beantragte der be­
treffende Anwalt im Nov. 1935, also eineinhalb 
Jahre nach seiner ersten Liquidation, im Wege der 
Nachforderung die Festsetzung einer Vergleichs­
gebühr. OLG. Naumburg entschied, daß der Antrag 
begründet sei, da die Sachlage wesentlich anders 
wäre als die im Beschl. des KG. v. 28. Sept. 1931 
behandelte. Denn hier liege eine Vorentscheidung, 
deren Aufrechterhaltung im Interesse der Rechts­
sicherheit geboten erscheinen könnte, gar nicht vor, 
da in dem ersten Anträge eine Vergleichsgebühr 
überhaupt nicht gefordert worden sei.

Bach  hat in seiner Anmerkung dieser Entschei­
dung voll zugestimmt.

Das KG. hat in seinem Beschl. v. 12. April 1940 
(20 W  521/40: DR. 1940, 1208) über einen gleich­
liegenden Sachverhalt zu befinden gehabt. Es hat 
die Nachbewilligung der Vergleichsgebühr abgelehnt, 
da es nicht gerechtfertigt sei, für die Zulässigkeit 
der Nachliquidation zu unterscheiden, ob s. Z. unter 
der Herrschaft der — inzwischen aufgegebenen —
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Rechtsprechung die Vergleichsgebühr zwar g^0]'
■ vielleicht gef,aildert, aber abgesetzt, oder ob sie — vicucicm sv,r j  

wegen der ihr ungünstigen Rechtsprechung — nlCf 
erst zur Festsetzung gestellt und so eine ablehnend 
Entscheidung vermieden worden sei.

K u b i s c h  hat in seiner Anmerkung zu diese® 
„eschluß der vom OLG. Naumburg und Bach 
tretenen Auffassung den Vorzug gegeben. Er 
es im Interesse der Rechtssicherheit für höchst ß

Beschluß der vom OLG. Naumburg und Bach veZ 
tretenen Auffassung den Vorzug gegeben. Ei 
es im Interesse der Rechtssicherheit für höchst un­
denklich, Ansprüche, die in Wahrheit nicht gê e!L 
gemacht worden seien, wie solche zu behandeln, 01 
zwar erhoben, aber abgelehnt worden seien.

Nur eine Erläuterung des Beschl. des KG. V°J? 
^2. April 1940 stellt die Entscheidung des KG.

wo klargestellt wird, daß die Grundsätze des *> 
Schlusses v. 12. April 1940 dann nicht gelten, ^  
der Armenanwalt in seiner ersten Kostenrechnu d 
von dem Ansatz einer bestimmten Gebühr nur <* 
wegen abgesehen hat, weil er in Unkenntnis o 
Verkennung der die Gebühr in W irklichkeit sei 
damals zubilligenden Rechtsprechung irrigen^ 
angenommen hatte, er habe die Gebühr nicht 
beanspruchen.

HL |(.
Folgt man den vom OLG. Naumburg auf?eSL- 

ten Grundsätzen, so ist der Nachliquidation be q, 
lieh aller unter der Herrschaft des neuen 
geschlossenen Gesamtvergleiche stattzugeben, 
die nicht schon gleich zusammen mit den aIja 
Armenrechtsgebühren eine Vergleichsgebühr >u ^  
Ehesache liquidiert worden ist. Das aber vV',cl ¿¡e 
bei der Minderheit der Fall gewesen sein. Den , 
vom OLG. Dresden im Beschl. v. 13. Dez. 1 . ,artig 
wickelten Gedankengänge waren durchaus new1̂  
und ergaben sich auch keineswegs zwangsläung b 
den grundlegenden Ausführungen des KÖ. int ty/og), 
v. 19. Aug. 1939 (20 Wa 132/39: DR. 1939,
Vor Veröffentlichung des Beschl. v. 13. Dez-vui veronenrnenung aes tsesem. v. 10.* - '^  
also vor M itte März 1940, dürfte daher wohl * 
ein Anwalt auf den Gedanken gekommen 
einen in Zusammenhang und Verbindung nw ^ ¡c|it 
Unterhaltsabkommen erklärten Rechtsmitteiv 
eine Vergleichsgebühr zu fordern. js in

Insofern ist die Sachlage durchaus anders. , sge- 
den Fällen der Nachliquidation von VergK L̂ enn 
bühren für M itw irkung bei der Aussöhnung- .^ t  
schon ehe sich die OLG. nach und nach 
OLG. Dresden im Beschl. v. 18. Sept. 1940J- für 
148/40: DR. 1941, 111) — dazu entschlossene 
M itw irkung der Anwälte bei der Aussöhnung 
Vergleichsgebühr zuzusprechen, waren bere 
reiche Stimmen laut geworden, die der . r°f je­
der Vergleichsgebühr für diese Fälle das zelpeh 
deten. Daher werden, schon bevor die qngeß: 
OLG. ihre Rechtsprechung zu ändern ‘ bß‘ 
Armenanwälte in vielen Fällen für M itw ir* J  eißc 
der Aussöhnung — wenn auch vergebhen ir,acl> 
Vergleichsgebühr verlangt haben. Ihnen w . p;3ö 
dem Beschl. des OLG. Naumburg v. 1*- J 
jetzt nach Änderung der Rechtsprechung Ç aber’ 
liquidation verwehrt. Den anderen Anwa ja- 
die früher nicht versucht haben, entgege‘ zi
maligen Rechtsprechung eine Vergleichsg 
erhalten, wäre sie erlaubt. ji*1’ ,nanen, wäre sie enauDt. .. fiew:

Den Standpunkt des OLG. Naumburg tei frSchay 
im Endergebnis also, fü r a l l e  unter dei r  sarnWer' 
der alten Rechtsprechung geschlossenen . „ffassa/1-” 
gleiche die Nachliquidation zulassen, die n fäHegleiche 
des KG 
versagen.

vertreten, bedeutet, sie in
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n  I V -fe. t er Gesetzgeber hat das Armenanwalts-Kosten- 
Der,,ef ,Ungsverfahren nicht m it der Einrichtung der 
Arm» ra”  ausgestattet. An sich ist also kein 
schönfanWa*t Selaindert, nach — vergeblicher — Er- 
2tl Ppng des Instanzenzuges einen neuen Antrag 
Entsrh -ü und gegen eine etwa wieder ablehnende 
mittel e'dUng nocn einmal jedes zulässige Rechts- 
Anträ zu,ergreifen. Auch darin, wie er seine neuen 
den faegründen will, ob in gleicher Weise wie 
sehen? nr ° der etwa mit dem Hinweis aui einezwi- 
chunn-u lc^ e‘ngetretene Änderung der Recht&pre- 

‘g, hat er an sich freie Hand. 
b i sch'1 nU-n Naumburg, Bach  und K u ­
dern An i*n .Übereinstimmung mit dem KG. — 
erklären a d‘ese Möglichkeit nehmen wollen und 
einer v  ’ daß e*ne Nachliquidation beim Vorliegen 
damit: ° rentscheidung unzulässig sei, so statten sie 
fahren Endergebnis die im Kostenfestsetzungsver- 
Wirknn^ rEangenen Entscheidungen mit Rechtskraft- 
PechtsiA iP '.^denkt man> dad d‘e Einrichtung der 
bewußtrat ein Machtmittel ist, daß der Gesetzgeber 
SicherunaÛ doi!i einsetzt, wo er es im Interesse der 
Unerläßli h te- Staats- und Gemeinschaftslebens für 
den Eino^ff tj. so w ird klar, einen wie weitgehen- 
^nwalk k i es in die Rechte des nachliquidierenden 
unter der seinen Antrag im Hinblick auf die
Eigene v errschaft der alten Rechtsprechung er- 
sam als Entscheidung zurückzuweisen, gleich- 

Oan? aDj diese in Rechtskraft erwachsen wäre, 
eine Vor» * 8 ‘s* das Bild in den Fällen, in denen 
f r°blem 1-Ltsc,beidung nicht vorliegt. Hier ist das 
Kub iSchDer. uPt kein solches der Rechtskraft, wie 
pn, wenn ? cint- Es wäre in gleicher Weise entstan­
d e n  Vnm/ l s Armenanwalts-Kostenfestsetzungsver- 
Penn recht V e.?etz mit Rechtskraft ausgestattet wäre. 
Stimmte Pu«*5® *iann nur e'ne konkrete, d. h. auf 
pn. [ŝ  j . Gebühren bezügliche Entscheidung wer- 
‘°rdert wrf a 1rg*eichsgebühr ursprünglich nicht ge­
l te n  Fnt War sie also nicht Gegenstand der 
?e.ren _  pbeidung, so kann sie auch nicht an 
teihiehmen *6r e'nma* unterstellter — Rechtskraft

PdbJsPp^bt  haben OLG. Naumburg, B a c h  und 
L°rentscIiP;Jl ” er geglaubt, auch die Fälle fehlender 
r*ft prüfen Un^  Ut?.ter dem Gesichtspunkt der Rechts- 

rniPHnte Fr ZU müssen. N ur so ist die von ihnen 
rtT die V e Ä  zu erklären, ob sich sagen ließe, 
aatig abne? t ' t  sgebühr nach damaliger Rechtspre­

ssen ¡n& etzt worden wäre, wenn sie der Anwalt 
n v d  würriplner ersten Kostenrechnung verlangt 
p;1 vorhann Und dab aus diesem Grunde die Fälle 
A m tlich  )S?e,r und fehlender Vorentscheidung 

da e8? r ,  lägen. Dabei wurde übersehen, 
J? ein p rn, !ctl bei letztgenannten überhaupt nicht 
f r d ngen fr, etR der Rechtskraft handelt, diese Er- 

a,?e Weder „ ( lne befriedigende Lösung der Streit- 
d P as Rq  , fo rd e rlic h  noch genügend sind.
~arauf ui ■ «at m sein«™ ,, n  a „,-;i

Re,
mit

3 f f  hincrp,,/ ln seinem Beschl. v. 12. April 1940 
PpL brenKs S E R ’ da® der Armenanwalt, der seine 

nüng gefgn j auf die Vergleichsgebühr inm t ,  “ s eestßiu , ,
dir Zu Versieh und festgesetzt erhalten hat, da- 
VpfT S H orcw E 0 gegeben habe, daß er weitere als 
Atiri nge, unrt 11 Ul?.d festgesetzten Gebühren nicht 
ßip rUnR rip_.ab eliese Willensäußerung auch nach 
' -au6 völlio- . Rechtsprechung gebunden bleibe. 

anRestßiubängig vom Gedanken der Rechts- 
lrp  Hat sich 6p: ^ r^ägung verdient volle Beacli-

kr¡
Hi
«lUr*
ahrPylderstrpK, E  ^ nwalt — wenn vielleicht auch 
p,̂ êrunden ° end — m it dpr al+pn Rprirt-cnrprhunP'm it der alten Rechtsprechung
rSt VerHn J ellabi ’ ei.ne Vergleichsgebühr gar nicht 

*“ Und eine ablehnende Entscheidung

deswegen auch nicht herausgefordert, so hat er 
damit ein Verhalten an den Tag gelegt, daß zur 
Annahme, wenn nicht eines Verzichts, so doch einer 
Verwirkung ausreicht.

M it dieser Auffassung tut man der Sachlage weni­
ger Zwang an, als m it jener, welche bei vorliegender 
Vorentscheidung den Anwalt die volle W irkung einer 
— fehlenden — Rechtskraft spüren läßt. Es ist über­
dies ein unbedingtes Gebot der Gerechtigkeit, wenn 
man — wie die einhellige Meinung — beim Vor­
liegen einer Vorentscheidung die Nachliquidation 
versagt, sie e r s t  r e c h t  nicht zuzulassen, wenn 
eine solche Vorentscheidung fehlt. Denn im ersten 
Fall hat der Anwalt, indem er schon unter der Herr­
schaft der alten Rechtsprechung die Gebühr — 
vielleicht gar durch mehrere Instanzen — verlangte, 
dokumentiert, daß er trotz der ihm ungünstigen 
Rechtsprechung auf seinem Anspruch bestehe. Dar­
über hinaus ist gerade er Vorkämpfer der neuen 
Rechtsprechung gewesen. Es wäre im höchsten 
Maße unbillig, ihm die Nachliquidation zu ver­
sagen, sie aber bei jenem Anwalt zuzulassen, der 
sich m it der alten Rechtsprechung abgefunden hatte, 
der einen Anspruch auf die Gebühr niemals er­
hoben hat und durch den eine Änderung der Recht­
sprechung daher auch keinesfalls herbeigeführt wor­
den wäre. Der Grundsatz, daß die Rechtssicherheit 
eine Nachliquidation verbiete, hat deswegen in allen 
Fällen zu gelten.

V.
Es bleiben nur noch wenige Fragen offen. Die 

von K u b i s c h  aufgeworfene, ob die Nachliquidation 
auch dann zu versagen sei, wenn ein Anwalt — viel­
leicht nur versehentlich — s. Z. nicht nur von der 
Beanspruchung der Vergleichsgebühr, sondern von 
jeder Kostenrechnung abgesehen hat, findet nach 
vorstehenden Ausführungen ohne Schwierigkeit ihre 
Antwort. Denn in solchem Falle hat der Anwalt in 
keiner Weise zu verstehen gegeben, daß er auf seine 
Gebühren, sei es die Vergleichsgebühr oder son­
stige, verzichten will. Es handelt sich hier über­
haupt nicht um eine Nachliquidation, sondern um 
eine erste Liquidation, die zweifellos zulässig ist.

Eine andere, nicht so eindeutige Frage ist, ob die 
Nachliquidation nur dann unzulässig ist, wenn zwi­
schen ihr und der ersten Kostenliquidation ein l ä n ­
g e r e r  Zeitraum liegt. Das KG. hat dies in seinem 
Beschl. v. 12. April 1940 sowohl für die Fälle, in 
denen schon in der ersten Kostenrechnung die Ver­
gleichsgebühr in Ansatz gebracht worden war, wie 
für diejenigen, in denen das nicht der Fall war, 
angenommen. Es meint, daß regelmäßig erst eine 
Frist von einigen Monaten den Schluß auf eine end­
gültige Erledigung des Verfahrens gestatte.

Dem ist unbedenklich für die Fälle zuzustimmen, 
in denen der Anwalt Schon unter der alten Recht­
sprechung — vergeblich — die Vergleichsgebühr 
gefordert hatte. H ier verlangt die Billigkeit, dem 
Anwalt eine gewisse Zeit die Möglichkeit, sei es 
der Einlegung eines Rechtsmittels, sei es bei be­
reits durchlaufenem Instanzenzug erneuter An­
tragstellung zu geben. Nicht ganz unbedenklich ist 
die Auffassung des KG. aber für die Fälle, in denen 
der Anwalt s. Z. unter der Herrschaft und dem Ein­
druck der alten Rechtsprechung von dem Ansatz der 
Vergleichsgebühr abgesehen hat. Kam doch damit 
zum Ausdruck, daß er hinsichtlich dieser Gebühr 
ein Kostenfestsetzungsverfahren überhaupt nicht in 
Gang bringen wolle. Daher erscheint es kaum ge­
rechtfertigt, die — auf Grund der Änderung der 
Rechtsprechung erfolgende — Nachliquidation hier 
zuzulassen, soweit sie noch innerhalb einiger Mo-

67*
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uate nach Einreichung der ersten Kostenrechnung 
vorgenommen werden kann, sie dagegen zu ver­
sagen, soweit die erste Kostenrechnung bei Ände­
rung der Rechtsprechung und der dadurch ausge­
lösten Nachliquidation bereits länger zurücklag.

War die Vergleichsgebühr in der ersten Kosten­
rechnung nicht eingesetzt, obwohl sich die Recht­
sprechung in diesem Zeitpunkt bereits zu ihren Gun-

[Deutsches Recht, W ochenausg^

sten geändert hatte, so steht einer Nachliquidati 
nichts im Wege. Denn ein Verzichtswille des 
walts läßt sich in solchem Falle genau so wenig v , 
muten wie in anderen Fällen, in denen aus irg?" 
welchen von der Rechtsprechung unabhängig 
Gründen die Liquidation aller oder einzelner . 
bühren unterblieben ist. Zu diesem Ergebnis koi». 
auch das KG. im Beschl. v. 31. Juli 1940 (a. a-

Zur Umschreibung der Vollstreckungsklausel
Von Oberlandesgerichtspräsident a. D. Dr. K u h n t ,  Bonn

I. Nach § 729 Abs. 2 ZPO. kann gegen denjenigen, 
der ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft 
unter der bisherigen Firma fortführt (§ 25 HGB.), 
auf Grund eines gegen den früheren Inhaber er­
wirkten Urteils die Vollstreckungsklausel erteilt wer­
den, wenn es sich um eine im Betriebe des Geschäfts 
begründete Verbindlichkeit handelt, und das Urteil 
vor dem Erwerb des Geschäfts Rechtskraft erlangt 
hat. Diese Vorschrift findet nach nahezu einhelliger 
Ansicht auf den Fall des § 28 HGB. entsprechende 
Anwendung, also dann, wenn jemand als persönlich 
haftender Gesellschafter oder als Kommanditist in 
das Geschäft eines E inzelkaufm annseintritt(Jonas, 
ZPO., 16. Aufl., Anm. II Abs. 2 zu § 729, K ö  n i g e, 
HGB., 4. Aufl., Anm. 3 zu §28, S c h l e g e l b e r ­
g e r ,  HGB., Anm. III Abs. 3, F l a d - ü a d o w ,  
HGB., Anm. 6 Abs. 3, R i t t e r ,  HGB., 2. Aufl., 
Anm. 5, N e u f e l d - S c h w a r z ,  HGB., Anm. 9). 
Aber ungeklärt ist in der Literatur die Frage, wem 
gegenüber die entsprechende Anwendung von § 729 
Abs. 2 ZPO. statthat: ist die Klausel gegen die OHG. 
oder ist sie gegen den neu eintretenden Gesellschaf­
ter oder gegen beide zu erteilen? J o n a s ,  F l a d -  
G ad o wu n d  R i t t e r a . a . O .  nehmen zu dieser Frage 
keine Stellung; K ö n i g e  und S c h l e g e l b e r g e r  
a. a. O. lassen die Erteilung der Klausel gegen den 
neu eintretenden Gesellschafter zu, während N e u ­
f e l d - S c h w a r z  a. a. O. die Erteilung gegen die 
OHG. fü r zulässig erklärt. Und wie ist beim Kom­
manditisten zu verfahren? Hierzu fehlt, soviel ich 
sehen kann, bisher eine Stellungnahme.

Im Falle des § 25 Abs. 1 Satz 1 HGB. tr itt der 
Übernehmer einer Firma durch die Übernahme 
neben dem bisherigen Inhaber in dessen Schulden­
haftung für die bestehenden Geschäftsverbindlich­
keiten ein; es liegt also ein Beitritt zu dessen Haf­
tung vor. Eine Anwendung von § 727 ZPO., der 
den Fall der Rechtsnachfolge zum Gegenstand hat 
und die Erteilung der Klausel fü r und gegen den 
Rechtsnachfolger fü r zulässig erklärt, ist daher aus­
geschlossen, und es bedurfte zur Erteilung der Klau­
sel gegen den neuen Inhaber der Firma einer be­
sonderen Vorschrift, die § 729 Abs. 2 ZPO. aus­
spricht.

Im Falle des § 28 HGB. hat der E in tritt in das 
Geschäft des Einzelkaufmanns als persönlich haften­
der Gesellschafter zur Folge, einmal daß neben dem 
bisherigen Einzelkaufmann auch die OHG. für die 
entstandenen Geschäftsverbindlichkeiten haftet (§ 28 
Abs. 1 Satz 1 HGB.), und ferner, daß auch der neue 
Gesellschafter in die Haftung für diese Verbindlich­
keiten eintritt (§ 128 HGB.).

Die Tatbestände der §§25 und 28 HGB. liegen 
also einander parallel, und es erscheint gerechtfertigt, 
den § 729 Abs. 2 ZPO. auf den Fall des § 28 ent­
sprechend anzuwenden, und zwar sowohl gegenüber 
der OHG. wie auch gegenüber dem neuen Gesell-

OHÖ'schafter. Die Erteilung der Klausel gegen die ^  
ist die unmittelbare Folge dieser entsprechenden. { 
Wendung. Es dürfte nicht angehen, wie Ko ^  
und S c h l e g e l b e r g e r  es tun, ihre Erteilung jje
gegen den neuen Gesellschafter zuzulassen, den'
Haftung des neuen Gesellschafters (§ 128 nüD-Lf, 
erst die Folge der in § 28 HGB. bestimmten ^  
tung der OHG.; die Erteilung der Klausel gegnejße 
OHG. muß daher auch die Voraussetzung >u ^f- 
Erteilung der Klausel gegen den neuen Ges e l er- 
ter sein. Aber auch gegen diesen ist die Kn“  uaf< 
teilbar. Seine Haftung tr itt automatisch mit de $  
tung der Gesellschaft ein. Daß sie n ich t m s ,  
HGB., sondern im Recht der Handelsgesells 
ausgesprochen ist, steht einer entsprechend qc. 
Wendung des § 729 Abs. 2 ZPO. auf den netjfstisch, 
sellschafter nicht entgegen; es wäre forma  ̂
hieraus ein Bedenken herzuleiten. Vor allemj
aber folgendes zu berücksichtigen: Die ÖHO'■ *'j 
worauf im einzelnen unten (III)  noch cinz |.
sein wird — nicht juristische Person, sonder' e||«
die Gesamtheit der Gesellschafter in ihre, B j er 
schaftlichen Verbundenheit. M it der Erteil 
Klausel nicht nur gegen den bisherigen Lin ^ ^  
mann, sondern auch gegen die OHG. und {jrK1' 
sönlich haftenden Gesellschafter wird also fl j in 
vollstreckbar gegen die Gesellschafter e; jn da* 
ihrer gesellschaftlichen Verbundenheit, d• • s ge- 
Gesellschaftsvermögen, und ferner ohne fl edes 
sellschaftliche Band, d. i. in das Vertnog, ege"
einzelnen. Es ist sinnvoll, die Vollstrecku g ° s0n- 

[schafter nicht auseinanderzurem ’ g0n-

ehe«

die Gesellschafter
dern sie in vollem Umfange in das gemeinsajjjze 
dervermögen und in das Vermögen jedes

ine"

dervermögen ....^ ... . „....« t,— .
zuzulassen. . nichj

Demgegenüber erscheint mir dje JSrwägj1̂ bO (^

lieis gegen uie u n u .  uic y «.*— - ..» j 
gegen den einzelnen Gesellschafter eirt® ^pr 0 \ 3

stichhaltig, daß nach § 129 Abs. 4 HOB- & ^
eines Titels gegen die OHG. die Vollstreckung d r 
gegen den einzelnen Gesellschafter ert ä ö a. 
Denn im Fall des § 129 Abs. 4 HGB. hat ae  hal
biger sich nur an aas Gescllschaftsverm fc. ^ 0hl e 
ten und nur gegen die OHG. geklagt, 0 \\

auch die Gesellschafter Pcr®?JL » %gieicnzemg aucn aie uesensuiaH^ y — in
ihre gesellschaftliche Verbundenheit, n j afrlit 
sprucn nehmen können. Er hat diese 
Möglichkeit genommen, in dem von .'

Doolifccfrpit ihfP DerSÖnlie -gemachten Rechtsstreit ihre person“ i; rpS gereC,iti 
düngen vorzubringen. Es ist ohne weI;, /ubiger 1!,ff 
fertigt, daß bei dieser Sachlage der ^ Zugr ( 
nicht in der Vollstreckungsinstanz P‘ r  - sellschaj i(A 
auch auf das Vermögen der einzelnen hats ^
nehmen kann. Im vorliegenden Fall d‘ S L erhe& 
der klagende Gläubiger an seinen bei ‘ geha*1 •„ 
alleinigen Schuldner, den Einzelkaufm ' ßann f. 
Erst nach Rechtskraft des Urteils ist d en * j  
Anspruch auf Befriedigung a u s z7^,prmöSeI1 
mögensmassen, dem Gesellschaftsv
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sei? Xermögen des neuen Gesellschafters, erwach- 
P er Fall ist also ganz anders geartet als der 

ein V Abs. 4 HGB.: es handelt sich nicht um 
y ,e .Frstreckung des gegen eine OHG. erwirkten 
der v  auf die bereits vorhandenen Gesellschafter in 
deh V°'Istreckungsinstanz, sondern um eine Aus- 
nen n ?  des gegen einen Einzelkaufmann ergange- 
auf Vrteda aid die später entstandene OHÖ. und 
sriw * ueuen Gesellschafter, ln  diesem Fall er­
den n i.es gerechtfertigt, wie im Fall des § 25 HGB. 
und h °ernehmer des Geschäftes, so hier die OHG. 
die Heu neuen Gesellschafter m it dem Einwand, daß 
l i - f u n g  für die bestehenden Geschäftsverbind- 
Wedp* ■n ausgeschlossen und der Ausschluß ent­
geh Flandelsregister eingetragen und bekannt 
big-erc .) °der von einem Gesellschafter dem Gläu- 
geo.pn^ g e te ilt  sei, auf den Weg der Einwendung 
der Vpi!1 i  ^ rte‘lung der Klausel (§ 732 ZPO.) oder 
Weisen; sJreckungsgegenklage (§ 768 ZPO.) zu ver- 
Einu„  1 auch der neue Gesellschafter kann diesen 
erste Angeltend machen (§ 129 Abs. 1 HGB.). Die 
rege i^ i. rnative des Einwandes wird allerdings 
Abschrui1̂  schon geprüft sein, da sie sich aus der 
habend ues Handelsregisters ergibt, die der be- 
fiir Vftp,e Gläubiger als urkundlichen Nachweis da- 
§ 28 H rt?eri muß> daß die Voraussetzungen von 
WetidimUB' « fü llt  sind. Für seine persönlichen Ein- 
neuen J?en (Aufrechnung, Erlaß u. a.) steht dem 
(§ 767 7nSP lschafter die Vollstreckungsgegenklage 
kann er P*) ,zu; auf dem Weg des § 732 ZPO. 
ihm niriitS1-e n'cbf Vorbringen, denn hier w ird von 
des s 7or\ \n Zweifel gezogen, daß der Tatbestand 
dernY s „ . Abs- 2 ZPO. u. §28 HGB. erfüllt ist, son- 
toateripiui , gütend gemacht, daß andere Umstände 
besfandp ec,mlicher Art, die außerhalb dieses Tat- 
rUtig rrp^-, iegen, zum Erlöschen der Urteilsforde-

UeÄ h * haben‘
aiand ni?m z^ eite Fal1 des § 28 HGB. vor> daß ie'  
?°ndern •,]1 v  s Persönlich haftender Gesellschafter, 
^aufuiann S • om.manditist in das Geschäft des Einzel- 
Xetldüncr,? eintritt, so erscheint die entsprechende An- 
jCs. ohnp0,? §.?2^ Abs. 2 ZPO. gegenüber der Komm-

Ä .
auch

. -Vi. Ohnfi rvua. Z> Z -r W. u v i iw m u i
eie Erip-, Weiteres gerechtfertigt. Dann aber muß 

Uno- . ug der Klausel in folgerichtiger Durch- 
t g |„J ;r , ei der OHG. entwickelten Gedanken 
Komm1 j?.Kommanditisten zulässig sein. Auch 

^"imQpp anditist ist Gesellschafter und auch die 
fe ils c h ;,*  .n'c.hts anderes als die Gesamtheit der 
g it. I Sri ter m ihrer gesellschaftlichen Verbundes

Ko

läßr!Per 10 ihrer gesellschaftlichen Verbundes 
r  ausel p.J” an al?° bei der OHG. die Erteilung der 
p Seilschaf+en d‘e Gesellschaft und die einzelnen 
c lS- die Vf!nr iZU’ so muß man auch bei der Komm- 
tp* iier fh'eckung des Urteils gegen die Gesell-J. UV.O VZ1 IV.UO gV-gV-Jl uiv.
,'sJen _  • Persönlich haftenden und Kommandi 
l^d ohnp j . lßrer gesellschaftlichen Verbundenheit 
ph?Usel £?ecrieS jS Band zulassen. Der Erteilung der 

gegenp-phnuden Kommanditisten kann auch nicht 
W ’ soweit o . Werden, daß er dem Gläubiger ja 
p; , C>er k-nJl se*ne Einlage nicht geleistet hat, haf- 
Holage dPm ?-®{?d itist haftet bis zur Höhe seiner 
».l K), v  Gläubiger unmittelbar (§ 171 Abs. 1 
Ürners unf ^er, des persönlich haftenden Gesell- 
IV  ang naptfr-Scbe‘def sieh seine Haftung nur' dem 
W  ^enn h,.,-’ Hls° f ern, als jener unbeschränkt haftet, 
rp ^ r  Einlao Kommamiitist verklagt wird, die Höher Einl->„Q mmanditist verklagt wird, die Hohe gar

dies imG aus. dem Urteil ersichtlich ist, wäh- Ab
das Ui-tpuVorbeSenden Fall nicht möglich ist,

f l p n  P i m Q l I v m f t M ' i m i  o r r r o n f T P t l

hum 
Weil
Ist U r te i l  rv 6 ''* * « '- * !  1 a n  m e m  m y g u u i  
HÄurscheint 1 Kegen den Einzelkaufmann ergangen 
de°n der Fi„e,s 2weckmäßig, hier in der Klausel die 
b e ^ h n e  sm!ige\ bis zu der er haftet, anzugeben, 

Caränkt PrC u Angabe würde seine Haftung un- 
erscheinen. Die Zulässigkeit einschrän­

kender Zusätze in der Klausel steht außer Frage 
(vgl. J o n a s ,  Anm. 1 zu § 725 u. a.). Die Höhe der 
Einlage ist (vgl. § 162 Abs. 1 HGB.) aus der Ab­
schrift des Handelsregisters ersichtlich, die der be­
treibende Gläubiger als urkundlichen Nachweis des 
Eintritts des Kommanditisten in das Geschäft des 
verurteilten Einzelkaufmanns beizubringen hat. Daß 
der Kommanditist die Einlage zum Gesellschaftsver­
mögen geleistet habe, muß er im Prozeß einwenden 
und beweisen. Dem entspricht es, daß er dies auch 
in der Vollstreckungsinstanz zu tun hat; ihm steht 
hierfür der Weg der Einwendung gegen die Ertei­
lung der Klausel (§ 732 ZPO.) und der Weg der 
Vollstreckungsgegenklage (§ 768 ZPO.) offen.

Daß auf Grund eines von dem bisherigen Einzel­
kaufmann als K l ä g e r  erwirkten Titels die Klausel 
f ü r  die, OHG. oder KommGes. erteilt werden kann, 
wenn es sich um eine im Geschäftsbetriebe begrün­
dete Forderung handelt, ergibt sich aus § 727 ZPO. 
Denn nach §28 Abs. 1 S. 2 (§161 Abs. 2) HGB. 
gelten dem Schuldner gegenüber diese Forderungen 
als auf die Gesellschaft übergegangen und somit 
dem Beklagten gegenüber die Gesellschaft als die 
allein forderungsberechtigte Nachfolgerin des Klä­
gers. Damit entfällt hier die Möglichkeit einer Um­
schreibung der Klausel auf den neuen Gesellschafter 
oder Kommanditisten; die Klausel kann nur fü r die 
Gesellschaft erteilt werden. Daß die Vorschrift in 
§ 28 Abs. 1 S. 2 HGB. im Verhältnis zum beklagten 
Schuldner eine Rechtsnachfolge i. S. von §-727 ZPO. 
begründet, erscheint unzweifelhaft und ist nirgends 
bestritten ( Jonas ,  Anm. I I I  zu § 727, I I I 1 zu § 325, 
III 2 zu §265, K ö n i g e ,  Anm.5 a.E. zu §25 u. a.).

II. Nach § 130 HGB. haftet derjenige, der in eine 
OHG. eintritt, gleich den anderen Gesellschaftern 
für die vor seinem E intritt begründeten Verbindlich­
keiten der Gesellschaft, ohne Unterschied, ob die 
Firma eine Änderung erleidet oder nicht. Ist gegen 
ihn die Erteilung der Klausel auf Grund eines gegen 
die OHG. und die Gesellschafter erwirkten Urteils 
zulässig? In Literatur und Rechtsprechung findet 
sich, soweit ich sehen kann, zu dieser Frage keine 
Stellungnahme.

Wie in den §§ 25 und 28 HGB. tr itt im Fall des 
§ 130 HGB. zu einer bereits bestehenden Haftung — 
hier derjenigen der OHG. und der schon vorhande­
nen Gesellschafter — eine weitere Haftung, die des 
neuen Gesellschafters, hinzu. Der Fall ist also den­
jenigen der §§ 25 und 28 durchaus rechtsähnlich. 
Im § 24 w ird er dem des § 28 gleichgestellt. Wenn 
für § 28 eine entsprechende Anwendung von § 7/y 
Abs. 2 ZPO. zugelassen wird, dann wird dies auch 
bei § 130 HGB. gerechtfertigt erscheinen. Zwar be­
darf es hier keiner entsprechenden Anwendung, so­
weit der neue Gesellschafter seine Einlage zum ue- 
sellschaftsvermögen geleistet hat; denn gegen die 
OHG. kann der T ite l ohne weiteres vollstreckt wer­
den, er ergreift daher auch die Einlage, soweit sie 
zum Gesellschaftsvermögen geleistet worden ist. 
Aber zur Vollstreckung in das Vermögen des neuen 
Gesellschafters ist eine entsprechende Anwendung 
von § 729 Abs. 2 ZPO. erforderlich. Daß die Vor­
schriften der §§ 727, 729 ZPO. trotz ihres Aus­
nahmecharakters entsprechender Anwendung zu­
gänglich sind, wird anerkannt (vgl. J o n a s ,  Anm .I 
Abs 3 zu § 727 u. a.). Vom OLG. Naumburg (LZ. 
1919 1032) w ird die Vermutung geäußert, daß bei 
der Abfassung des durch die Novelle v. 17. Mai 
1898 geschaffenen §§ 665 b (jetzt § 729) ZPO. der 
§ 28 HGB. nur übersehen worden sei. Wenn dies, 
wie es m ir scheint, richtig ist, dann w ird dasselbe 
für § 130 HGB. zu gelten haben. W ohin die Ab-
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lehnung einer entsprechenden Anwendung von § 729 
Abs.2 ZPO. führt, zeigt folgender Fall: Wenn ein 
persönlich haftender Gesellschafter in das Geschäft 
eines Einzelkaufmanns eintritt, erfolgt in entspre­
chender Anwendung dieser Vorschrift die Erteilung 
einer vollstreckbaren Ausfertigung gegen die OHG. 
und den neuen Gesellschafter; wenn aber in der 
Folgezeit ein weiterer Gesellschafter in die OHG. 
eintritt, wäre ihre Erteilung gegen diesen nicht statt­
haft, es müßte gegen ihn vielmehr der kostspielige 
Apparat einer neuen Klage in Bewegung gesetzt 
werden. Das wäre ein Ergebnis, das weder mit na­
türlichem Rechtsempfinden noch m it der durch die 
§§ 727ff. ZPO. erstrebten Ausschaltung überflüssi­
ger und unwirtschaftlicher Prozesse vereinbar er­
scheint.

Die Erteilung der Klausel gegen den Geschäfts­
übernehmer und den in das Geschäft des Einzel­
kaufmanns eintretenden Gesellschafter setzt voraus, 
daß gegen den früheren Inhaber und gegen den 
Einzelkaufmann ein Urteil erwirkt worden ist. Es 
muß also ein Titel gegen den Träger der Verpflich­
tung vorliegen. Daß im Fall des § 130 HGB. diese 
Voraussetzung erfüllt ist, wenn das Urteil sowohl 
gegen die OHG. wie gegen die einzelnen Gesell­
schafter ergangen ist, dürfte außer Frage stehen. 
Ebenso sicher dürfte sein, daß ein Urteil nur gegen 
die OHG. nicht geeignet ist, zur Vollstreckung gegen 
den neuen Gesellschafter zu dienen; denn nach § 129 
Abs. 4 HGB. findet aus einem solchen Titel die Voll­
streckung gegen die Gesellschafter nicht statt; diese 
Vorschrift schützt den neuen Gesellschafter in glei­
cherweise wie die alten. Zweifelhaft dagegen könnte 
es sein, ob nicht ein Urteil nur gegen die alten Ge­
sellschafter ausreichen würde, um gegen den neuen 
Gesellschafter fü r vollstreckbar erklärt zu werden. 
Da nach § 129 Abs. 4 HGB. eine Ausdehnung des

Segen die OHG. ergangenen Urteils auf den neuen 
lesellschafter nicht statthaft ist, kommt für eine 

solche Ausdehnung nur das Urteil gegen die alten 
Gesellschafter in Betracht. Dennoch möchte ich in 
Anlehnung an den der allgemeinen Vorschrift des 
§ 727 ZPO. zugrunde liegenden Grundsatz, daß 
gegen andere Personen als die im Urteil angeführ­
ten Schuldner eine vollstreckbare Ausfertigung nur 
zu erteilen ist, wenn das Urteil gegen sie wirksam 
ist ( H a h n ,  „Materialien“ , Bd. 8 S. 138), die Frage, 
ob das Urteil gegen die alten Gesellschafter aus­
reicht, um zur Vollstreckung gegen den neuen Ge­
sellschafter zu dienen, verneinen. Daß § 729 Abs. 2 
ZPO. den angeführten Grundsatz nicht hat, ist für 
den vorliegenden Fall um deswillen nicht entschei­
dend, weil im Fall des § 729 Abs. 2 (und ebenso in 
dem zu I oben erörterten Fall) der Einfluß einer 
Rechtskraftwirkung auf die Frage der Erteilung der 
Klausel überhaupt nicht in Betracht kommt, während 
vorliegend ein solcher Einfluß möglich ist. Zwar 
das Urteil gegen die alten Gesellschafter hat keine 
Rechtskraftwirkung gegen den neuen Gesellschafter. 
Wohl aber hat diese W irkung gegenüber dem neuen 
Gesellschafter das gegen die OHG. ergangene Ur­
teil insofern, als der neue Gesellschafter die Schuld 
der Gesellschaft nicht mehr bestreiten kann; § 129 
Abs. 1 HGB., dessen Anwendbarkeit gegenüber dem 
neuen Gesellschafter außer Zweifel steht ( S c h l e ­
g e l b e r g e r ,  Anm.21, II 3 zu § 129 u. a.). Wenn nur 
die alten Gesellschafter persönlich wegen einer Ge­
sellschaftsschuld verurteilt sind, so ist durch dieses 
Urteil der neue Gesellschafter nicht gebunden. Ist 
dagegen auch die OHG. verurteilt, so kann er die 
Schuld der Gesellschaft nicht mehr bestreiten. In 
diesem Fall ist daher eine Klage gegen ihn über­
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flüssig und unwirtschaftlich. Deshalb erscheint®, 
für eine entsprechende Anwendung von § 729 
ZPO. vorliegend das Zusammenwirken der bei  ̂
Urteile erforderlich: das Urteil gegen die alten 
sellschafter persönlich dient zur Vollstreckung gfL  
den neuen Gesellschafter, da nach §129 Abs.4n^ J 
das Urteil gegen die OHG. hierzu nicht gee‘s 
ist; ist die Verurteilung der alten Gesellschafter P 
sönlich und der OHG. in getrennten Erkenntnis 
erfolgt, so ist daher das Urteil gegen erstere 
der Klausel gegen den neuen Gesellschafter zû
sehen; das Urteil gegen die OHG. schafft eine „ 
entsprechender Anwendung von § 729 Abs. 2 ^ £,

eiere
wegen die Vollstreckung gegen den neuen
srh ilffp r Prfnlorpn cnll Hipepm nr/^rrpniihpr llfläfl' J

zusätzliche, i.S. der §§ 727 f. ZPO. liegende 
rung dafür, daß die Gesellschaftsschuld,

ielschafter erfolgen soll, diesem gegenüber un--  ̂ L 
bar feststeht und daher die Erteilung der K* ^  
gegen den neuen Gesellschafter rechtlich unbe L 
lieh ist. So wird hier an den den §§ 727 f. zÛ i Clit 
liegenden Grundsatz angeknüpft, indem zwar 'üclii 
das Urteil gegen die alten Gesellschafter P^U^eii' 
wohl aber das mit ihm in engem inneren Zusa< 
hang stehende Urteil gegen die Gesellschaft .jer 
Rechtskraftwirkung auf den neuen Gesellse
ausübt. f t

Eine Ausnahme von dem Erfordernis, daß ^ { te f 
teilung der Klausel gegen den neuen Gesells „„r-
sowohl ein Urteil gegen die alten Gesellschaft ej 
sönlich als auch ein Urteil gegen die O H G . ‘ typ 
muß, wird nur dann zu gelten haben, wenn w) ^
teil gegen den Einzelkaufmann ergangen - - eS( 
nach dem E intritt des persönlich haftenden 
schafters gegen die OHG. und diesen umg®’ ¿¡¡et 
ben worden ist. H ier erscheint die Erteilung noC|i 
vollstreckbaren Ausfertigung gegen den spat. 
hinzukommenden Gesellschafter unbedenkhc ' $

Persönliche Einwendungen muß der neue ¿prch 
schafter wie in dem zu I oben erörterten ha 
Vollstreckungsgegenklage geltend machen- er.

Entsprechendes mit der aus I vorletzter A ^e fli 
sichtlichen Maßgabe wird dann zu gelters0 £ n̂ e 
wenn ein Kommanditist in eine bereits be' \ 
Gesellschaft eintritt (§§ 173, 161 Abs. 2

war eil'

III. Kann die Vollstreckungsklausel gege„ 
sellschafter erteilt werden, wenn das V,r; 
die OHG. ergangen ist, diese aber bei ve 
des Urteils gar nicht mehr bestanden hat. /göz;

Nach feststehender Rechtsprechung des 
46, 39; 64, 77; 102, 302; 124, 146; 127, 100> ‘ l9Ä  
in JW. 1906, 47741; 1908, 68625; 191V io14 85.,v 
139731; im Recht 1930 Nr. 589; in L Z . » '¿ q . f  
sind Träger der Rechte und Pflichten der „  d 
Gesellschafter als eine nach den Grün *, üilg nvbezeichnn *

eit. W t o g  
ter der FJJ,
folgt wahre”

Prozesses die Vollbeendigung der ÖHö-i i#  
damit nur das Band fort, das die Gesel ahf 0h __

0e'

OHO-de r 
der 
0e-

Firma verbundene Personenmchrheit. •'“ ‘ ‘X'^ 3  z*' 
sellschaftsprozeß sind daher die unter + währen f-||t
C'imtnpnrrofoRfon Ooeollcr'l'iilTtPf*- LUlOifi*’ _

ch den Grunas*1 ^  d£1 
gesamten Hand unter der Kollektivbezeichn ¿¡e 
Firma verbundene Personenmehrheit. l ar Fhtnä[f it

sammengefaßten Gesellschafter. Erfolgtwa s0
D rm n e e o e  r l io  ’V /w lIK o o n r lir r f in ö ’ (IcT

schlang, die Gesellschafter bleiben — n ■ tgenosSff 
diese Verbindung — als einfache b a uffassU Jjj 
Partei. Diese Lehre hat sich gegen die pr°z f. 
daß mit der Auflösung der Gesellscha jr0tz y  j . 
beendet sei, und gegen diejenige, „  -diese1,.) 
Iösung der Gesellschaft der Prozeß gen. , S. &  en 
gehe (vgl. J ä g e r  in Festschrift für .innehmb̂  1 
durchgesetzt, da sie allein zu praktisc 5 Ah 
Ergebnissen führt; vgl. K ö n i g e ,  ' . ^  4 j
'und 3 zu § 1 2 4 , ’ R i t t e r ,  2. AufL, ^  a. W  
§124, S c h l e g e l b e r g e r ,  Anm.11,1 aa •
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*  Bericht die Auflösung der OHG. mitgeteilt, so 
derOH^er-das Rubrum berichtigt, indem an Stelle 
dipoo d‘e Gesellschafter eingesetzt werden. Gegen 
ihnen erSe.bt nunmehr das Urteil, Sie müssen die 
macn Persönlieh zustehenden Einwendungen geltend 
für ??n> die Vollstreckungsgegenklage steht ihnen 
\ dlese nicht mehr offen
nis Pril-ijdas Ger'cht von der Auflösung keine Kennt­
e t  i f  f  • ,und demgemäß noch die OHG. im Rubrum 
barke'i e/  s erscbeint, hängt die praktische Verwert- 
ge„  • aes Urteils im wesentlichen davon ab, ob es 
Walito i , Gesellschafter umgestellt werden kann. 
Enkri,11̂  as RG. für diesen Fall in einer früheren 
Klausel un£ (JW. 1908, 687) die Umschreibung der 
ist es ge2en die Gesellschafter ablehnt („dagegen 
soIcheaUŜ eschd°ssen> daß das gegen die OHG. als 
sehafteei¥ anSene Urteil gegen die einzelnen Gesell- 
in der c u/  vollstreckbar erklärt w ird“ )) nimmt es 
146ff \ ■Scheidung v. 19. Febr. 1929 (RGZ. 124, 
es ¡n ClIle wesentlich andere Stellung ein. Wenn 
°b eine n  f  Entscheidung auch nicht über die Frage, 
schaff Unts.chreibung 4er Klausel gegen die Gesell- 
man Se: ZU‘j ss'8’ ist, zu entscheiden hatte, so wird 
jahun,r ^A us füh rungen  doch im Sinne einer Bc- 
daß die *pSei FraSe zu werten haben. Es führt aus, 
Anwan „ „^ ecbtslage die gleiche sei, wie wenn im 
Wenn d‘e verklagte Partei stirbt: „Auch
nachf0|,r> od unbekannt bleibt, treten die Rechts- 

an die Stelle des Verstorbenen. Da die 
auf den M.‘nacht nicht erlosch (§ 86 ZPO.), ist ein 
Urteil niohtmen der verstorbenen Partei ergangenes 
für Un j at unwirksam, sondern bedeutet ein Urteil
^eendeteP^Cn d‘e Erben. . .  Ebenso sind statt der 
Kartei 0-e Gesellschaft nunmehr die Gesellschafter 
nach 8 ßin °4dtn,<< Eine Berichtigung des Urteils 
nicht um y ■ *3G- kommt nicht in Frage, da es sich 
j 'nen Wi(1eine »offenbare Unrichtigkeit“ , d. i. um 
detn AiK<?ersKrucb zwischen dem Gewollten und 
ja bei pr|eßProchenen handelt; das Gericht wußte 
UflG. n des Urteils von der Beendigung der 
e'nsetzen „  aicbts, es wollte die OHG. im Rubrum 
v0m Rq nd hat dies auch getan, ln  Verfolg des 

eine „  ?Senen Vergleiches mit den Erben wird 
^PO. gereeUii Ppechen de  Anwendung von §727 
?Uch Kö n ; .” ertigt sein. In diesem Sinne nehmen 

Sel>iQg e ’,Anm.5 zu § 124 und 5 a. E. zu § 129 
, iellune. H g,e l b e r g e r ,  Anm.12 Abs.4 zu §124 
Jülich' zn«t u n die Gesellschafter die ihnen per- 
?acht, So ^uenden Einwendungen nicht geltend ge-
1. ^  Z P (j . en sie mit ihnen in einer Klage aus 
» 1 der „ d  mehr gehört werden können; denn 
7rden, hier *F4nS der OHG. sind sie Partei ge- 

t.'ne Einfh.n .‘s* die Berichtigung des Rubrums 
u»g, und He f?ie bal  uur deklaratorische Bedeu- 
'ngen w ir 7 Grund für ihre persönlichen Einwen- 
1 fanden r\°r t?er letzten mündlichen Verhandlung

wiePersönlioi1 Weg des § 732 z p o - ist ihnen für
Einwendung en verschlossen. Man 

ein dnbilUj, |, S^bnis nicht als für die Gesellschaf- 
v.n,er.OHn ez»l,cbnen dürfen. Jeder Gesellschafter 
G e igen  > daß er neben dem Gesellschafts-
bPoSe"schaff n t ,  Persönlich für die Schulden der 
Er ndet ist » „ » ’ und daß, sobald die Gesellschaft 
U Jveiß daherr , Persönliche Haftung übrigbleibt, 
¡hre ndiinrret aucb, daß er dann seine persönlichen 
f - ■ Verluh- Vorbringen muß, w ill anders er nicht 

S c h geben- Die Auffassung von N e u -VV ^ 1 7 (Anm 7 0 iO/i\ A«n A

du

8 *

[• “ Schaft
Ä  Einwem^*^ in der Lage“  sei, seine persön- 

geEend. dllngen vorzubringen, ist daher nicht

g 11 der herrschenden Meinung ( S c h l e g e l ­

b e r g e r ,  Anm. 12 Abs.4 zu § 124, R i t t e r ,  Anm.4m 
das.), die aber keine nähere Begründung enthält, 
wird gleiches wie in dem soeben besprochenen Fall 
dann zu gelten haben, wenn die Beendigung der 
OHG. nach der letzten mündlichen Verhandlung, 
aber bevor das Urteil Rechtskraft erlangt hat, ein­
getreten ist. Man könnte hiergegen zweierlei an­
führen: einmal, daß mit der Klage gegen die OHG. 
nur Befriedigung aus dem Gesellschaftsvermögen, 
m it der Klage gegen die Gesellschafter dagegen Be­
friedigung aus deren Vermögen verlangt wird, daß 
daher der Haftungsgegenstand verschieden ist, und 
daß in der letzten mündlichen Verhandlung nur ein 
Antrag auf Befriedigung aus dem Gesellschaftsver­
mögen vorlag — und ferner: daß die Gesellschafter 
hier keine Gelegenheit gehabt haben, ihre persön­
lichen Einwendungen vorzubringen. Beide Bedenken 
erscheinen mir aber nicht stichhaltig. Auch dann, wenn 
die Beendigung der OHG. vor der letzten münd­
lichen Verhandlung erfolgt ist, dem Gericht aber 
nicht bekannt wird, geht der Klageantrag auf Lei­
stung aus dem Gesellschaftsvermögen; es wäre w i­
derspruchsvoll, an diesem Antrag die Umstellung 
des Titels dann scheitern zu lassen, wenn die Be­
endigung der OHG. nach der letzten mündlichen 
Verhandlung erfolgt ist, dagegen aus diesem Antrag 
keine Bedenken herzuleiten, wenn die Beendigung 
der OHG. vor der letzten mündlichen Verhandlung 
eingetreten, dem Gericht aber unbekannt geblieben 
ist. Auch das RG. hat an diesem Antrag keinen An­
stoß genommen, denn in dem der Entscheidung 
RGZ. 124, 146 ff. zugrunde liegenden Fall ist die Be­
endigung der OHG. erst nach der letzten münd­
lichen Verhandlung erfolgt. Das zweite Bedenken ist 
in allen Fällen, in denen die Gesellschafter das 
Rechtsmittel der Berufung haben, um deswillen hin­
fällig, weil sie durch Einlegung dieses Rechtsmittels 
ihre persönlichen Einwendungen Vorbringen können. 
Tun sie es nicht, so kann dies nicht dem Gläubiger 
zum Nachteil gereichen. Das ist offenbar auch die 
Auffassung des RG. in der Entscheidung RGZ. 124, 
146 ff., denn hier war die OHG. nach der letzten 
mündlichen Verhandlung im ersten Rechtszug be­
endet.

T ritt die Beendigung der OHG. nach der Be­
rufungsverhandlung ein, so ist es den Gesellschaf­
tern zwar verwehrt, ihre persönlichen Einwendun­
gen in diesem Rechtsstreit geltend zu machen, denn 
diesem neuen tatsächlichen Vorbringen steht in der 
Revisionsinstanz § 561 ZPO. entgegen. Es steht 
ihnen hier aber der Weg der Vollstreckungsgegen­
klage (§ 767 ZPO.) offen, und dieser Weg genügt 
(wie oben zu 1), um ihnen ausreichenden Schutz zu 
gewähren. Es w ird auch folgendes zu berücksich­
tigen sein. Legen die Gesellschafter Revision ein, 
indem sie das Berufungsurteil einmal wegen der 
Verurteilung der OHG. anfechten und sodann auch 
m it ihren bisher nicht vorgebrachten persönlichen 
Einwendungen anzugreifen suchen, und erweisen 
sich die Angriffe gegen die Verurteilung der OFIG. 
als unbegründet, so erfolgt die Berichtigung des 
Rubrums und die Zurückweisung der Revision. M it 
ihren persönlichen Einwendungen werden die Ge- 
sellschafter nicht gehört, fü r diese steht ihnen nur 
der Weg einer K lige  aus § 767 offen. Daß die Be­
richtigung des Rubrums auch in der Revisions­
instanz erfolgen kann, erscheint zweifelsfrei. Der 
Fall liegt ebenso, wie wenn der Beklagte nach Ein­
legung &der Revision stirbt; nimmt der Kläger das 
Verfahren gegen den Erben auf, so w ird das Ru­
brum berichtigt. M it persönlichen Einwendungen 
gegen die Klageforderung (z.B. Aufrechnung, Erlaß)
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wird der Erbe in der Revisionsinstanz nicht gehört, 
diese kann er nur mit der Klage aus § 767 ZPO. 
geltend machen. Ist aber die Berichtigung des Ru­
brums durch Einsetzung der Gesellschafter möglich, 
ohne daß diese m it ihren persönlichen Einwendun­
gen gehört worden sind, so besteht auch kein Be­
denken dagegen, den Titel in entsprechender An­
wendung des § 727 ZPO. auf die Gesellschafter um­
zustellen, wenn die Beendigung der Gesellschaft 
nach der Berufungsverhandlung, aber vor Rechts­
kraft des Urteils e intritt und Revision nicht ein­
gelegt wird. In dem einen wie dem anderen Fall ist

[Deutsches Recht, Wocheriausg^'1

ihre Lage hinsichtlich ihrer Verteidigung mit P 
sönlichen Einwendungen dieselbe: für diese fünW 
düngen steht ihnen nur der Weg des § 767 L\ 
offen. rSt

Nur dann, wenn die Beendigung der OHO- , 
nach Rechtskraft des Urteils erfolgt, ist die E m u  
lung des Titels gegen die Gesellschafter aus«  ̂
schlossen. Ihr steht die Vorschrift im § 129 Ai> 
HGB. entgegen. H ier ist die OHG. während 
ganzen Rechtsstreits Partei geblieben. Dem‘ . q£. 
biger bleibt nichts anderes übrig, als gegen die 
sellschafter Klage zu erheben.

Der Wohnungstausch
Von Landgerichtsdirektor

Bei der Knappheit an Wohnungen, die sich schon 
vor diesem Kriege bemerkbar machte, und bei der 
durch die Bedürfnisse des Krieges bedingten Ein­
schränkung des Baues neuer Wohnungen, die natur­
gemäß eine weitere Verschärfung der Wohnungsnot 
zur Folge haben mußte, haben zwei Rechtseinrich­
tungen wieder erhöhte Bedeutung gewonnen, die 
U n t e r m i e t e  und der W o h n u n g s t a u s c h .  Da­
mit die dadurch geschaffene Gelegenheit, Volks­
genossen Unterkunft zu verschaffen und ihre Wohn­
verhältnisse zu verbessern, nach Möglichkeit aus­
genutzt würde, hat der Gesetzgeber bestimmt, daß 
die erforderliche Zustimmung des oder der Ver­
mieter durch das Mieteinigungsamt (AG.) ersetzt 
werden kann. Für die Untermiete wurde dies bereits 
kurz nach Ausbruch des Krieges durch § 5 der
3. VO. zur Ausführung der VO. über den Kündi­
gungsschutz für Miet- und Pachträume v. 5. Sept. 
1939 angeordnet. Die für den Wohnungstausch maß­
gebende Bestimmung ist in § 1 der 5. VO. zur Aus­
führung der VO. über den Kündigungsschutz für 
Miet- und Pachträume v. 14. Aug. 1940 (RGBl. I, 
1104, im folgenden kurz VO. genannt) enthalten, 
deren Kernstück sie bildet.

Da die erwähnte Vorschrift, soweit ich das fest­
stellen kann, in Rechtsprechung und Schrifttum, ab­
gesehen von der kurzen Erläuterung bei P f u n d t -  
n e r - N e u b e r t ,  „Das neue Reichsrecht“  II, b 3 
S.69, und auf einem Ergänzungsblatt zu E b e l ,  „D er 
Mieterschutz im Kriege“ , Berlin 1939, bisher nicht 
behandelt ist, dürfte es nicht unzweckmäßig sein, 
sie zum Gegenstand einer ausführlichen Erörterung 
zu machen, zumal sie nach meinen bisherigen Er­
fahrungen als Vorsitzender der hiesigen Beschwerde­
zivilkammer in der Praxis der Mieteinigungsämter 
und Beschwerdestellen keine unbedeutende Rolle 
spielen wird. Dabei w ird zu beachten sein, daß die 
erwähnten Bestimmungen nicht ganz neu sind, son­
dern in dem durch die NotVO. v. 8. Dez. 1931 auf­
gehobenen § 29 MietSchG. (bezüglich der Unter­
miete) und in §8 des am 1. April 1933 außer Kraft 
getretenen Wohnungsmangelgesetzes (WMG.) ihre 
Vorgängerinnen hatten. Es ist daher nutzbringend, 
das Schrifttum und die Rechtsprechung, insbeson­
dere die des KG., die sich m it den früheren Vor­
schriften befaßt haben, auch bei der Auslegung der 
neuen Bestimmungen heranzuziehen, wie das K r i e g  
in seinem Nachtrag zum „M ietrecht“  5. Auf!, zu 
§ 5 der oben erwähnten VO., also bezüglich der 
Untermiete, bereits getan hat.

In der Regel geht ein Wohnungstausch in der 
Weise vor sich, daß die Mieter den Tausch verein­
baren, die Vermieter ihre Zustimmung dazu geben

H o l t h ö f e r ,  Münster i. W.
des

und daß jeder Mieter dann in die Wohnung 
anderen einzieht. Rechtlich liegt darin der 
eines obligatorischen Tauschvertrages1) 
nicht im Sinne des §515 BGB., der nur die ,e 
eignung von Sachen und Rechten zum Gegend 
hat) und sodann als Erfüllungsgeschäfte die
tretung der Rechte aus dem Mietverträge (§,----------ö  —   --------- —   ............. - - - ■ ■  -  yef-
BGB., §399 steht nicht entgegen, wenn dcr yer- 
mieter einverstanden ist), die Übernahme der • ^
pflichtungen m it Genehmigung der Vermieter \8 ei 
BGB.) sowie die Übertragung des 
Besitzes an den Mietwohnungen. Die zur C ^^ge i1 
der Rechte und zur Übernahme der Verpflicht ^  
erforderliche Zustimmung der Vermieter, ,,ef. 
dann der E in tritt der neuen Mieter in den M 
trag vollzogen ist, kann das MEA. ersetzen- gs- 

Das MEA. w ird nur auf Antrag tätig. ^ l l t tiesse" 
b e r e c h t i g t  ist der Mieter der Wohnung, usC|i 
Vermieter die Zustimmung zum W°hnungSj|illJflg 
verweigert, nicht der Mieter, der diese w  atis 
beziehen will. Das ergibt sich mit Deutlich*■ 
der Fassung des § 1 Abs. 1 der VO. ,,w 
Mieter einer Wohnung . . .  die Mieträume 
Dritten im Wege des Tausches überlassen, 
das MEA. auf Antrag des Mieters die zuffl gjji- 
des Dritten in das Mietverhältnis erforderl’C j er 
w illigung des Vermieters ersetzen.“  Der ^ ie J rag' 
die Wohnung beziehen w ill, steht in keine’1 ver- 
liehen Beziehungen zu dem die Einwilhg’”  ® prit' 
weigernden Vermieter, ist also ihm gegenuu 
ter im Sinne der erwähnten Bestimmung. ^ [ig  

Daß zur Stellung des Antrages aut t  
der Zustimmung nur der Mieter befugt sc• , 
Vermieter die Zustimmung versage, nieht c* t #  
ein anderer an dem Tausch beteiligter M ..¡.¡geü’ 
auch nicht etwa das Wohnungsamt, war _ ver­
schon unter der Herrschaft des § 8 W M • jjjeiü 
wiegende Ansicht, obwohl es dort nur ^eid*1
hieß: „W ird  die Zustimmung versagt, so e 
das MEA.“  (vgl. H e r t e l ,  „Mieterschutz. j(U-
nungszwangswirtschaft“ , 1930 Bd. II, ser
(JFG. Erg. 5, 20) hat zur Begründung die 
sicht ausgeführt: §8 WMG. regele

0iir
cti

dnä

Muni tiuagc ium  t . ^  o w
dem Mieter und dem Vermieter nach a & en 

. bürgerlichen Recht bestehenden Bez „  
insoweit anderweitig, daß die zum Wohn ,®rCJi d« 
erforderliche Zustimmung des Vermieter p rjtte 
MEA. ersetzt werden könne, gebe aber n Oo 
außerhalb der Parteien stehenden I erw» „  fle 
Stellen die Befugnis, in die Rechtsbeziehunii g d« 
Parteien einzugreifen und auf die Keö  ̂ pR-

i)  über die Rechtsnatur zutreffender Roque p.S- 
194Ü, 1705 ff.
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-„^ fhä ltn isses  bezügliche Anträge zu stellen (vgl. 
aufhK O .; JFG. Erg. 10, 77):
u^agegen ist der Mieter, dessen Vermieter dem 
„ . ,llngstausch widerspricht, auf Grund des obli- 
w/?rischen Tauschvertrages dem Mieter, der die 
7. ,.nung beziehen w ill, gegenüber verpflichtet, die 
durr'Lttlj 1UnS des Vermieters zum Wohnungstausch 

■] das MEA. ersetzen zu lassen, und macht sich 
niZ'^"Ersatzpflichtig, wenn er diese Verpflichtung 
dort erfüllt (vg!. H e r t e l  a. a.O. S. 290 und die 

angeführte Rechtsprechung).
lieh • m e b r e r e  P e r s o n e n  g e m e i n s c h a f  t - 
alleir,eitle Wohnung gemietet, so ist jeder von ihnen 
ZustimUr Stellung des Antrages auf Ersetzung der 
auch mmung des Vermieters berechtigt. Das gilt 
dcrVWei?n e*ne Ehefrau Mitm ieterin ist. Sind auf 
kann e[mieterseite mehrere Personen vorhanden, so 
gegen' ^ ntrag gegen alle zusammen und auch 
JFq p leden einzelnen gerichtet werden (vgl. KG.: 
so daRgh7) 375 10> 79). Materiell ist die Rechtslage 
Er’lanh ■ er Tausch als gescheitert gilt, wenn die 
Erlauhü'S nicht sämtlichen Mietern erteilt oder die 
H e r u i S sämtlicher Vermieter ersetzt ist (vgl.

Di 7 a: a- ° -  s .3ie).

soll, n ’ W"nn eine W o h n u n g  getauscht werden 
benUf U e ge ns atz dazu bilden g e w e r b l i c h  
nicht in t ° ä u m e ,  bei denen also eine Ersetzung 
Räumen . kommt. Bei den sog. gemischten 
liehe« 7 d- h- solchen, die zu Wohn- und gewerb- 
an, wpioiWecken vermietet sind, kommt es darauf 
t>ert a r Zweck überwiegt. P f u n d t n e r - N e u -  
V°rbemerim' 2 zu der VO., und E b e l  a. a. O. 
nung "'m engen sind der Meinung, daß die Woh- 
?utreffena tand'g sein muß. Das halte ich nicht für 
’>s«lbst5na. § 8 WMG. sprach ausdrücklich von 
der Yn benutzten Wohnungen“ . In §1 Abs. 1 
JjUr ffan' ‘ „U eine ähnliche Bestimmung. Dort ist 
l̂ 11 Wird mlgemein von einer Wohnung die Rede, 
äazu reotitllan zwar einzelne möblierte Zimmer nicht 
la solchoi!1̂ 1.: besteht auch kein Bedürfnis dazu,

, Ien die zum Tausch erforderliche Zu- 
¡̂Uimern • u Mieters zu ersetzen, da an solchen 

ad ganzf>niCi e*n derartiger Mangel herrscht wie 
Mirde ^ 11 Wohnungen. Der Zustimmungsersatz 
öe,r Vermut neuen Mieter auch nichts nützen, da 
tv i kündig er *bm mangels Mieterschutzes jeder- 

. • früh ^en könnte. Aus diesem Grunde hat das 
?!etersrhm cscbon bei einer nach § 33 MietSchG. 
h l^ U n i h e,1€n Wohnung die Ersetzung der Zu- 
Jw. iq2|  a_es Vermieters fü r unzulässig erklärt (vgl. 

jv  ) ¿481).

J ^ r i f f S 1 ̂ s tehen  m. E. keine Bedenken, die Vor- 
tHög anziu, Ze*nen vermieteten Räumen einer Woh- 
i/^Ulie ; " enden, in denen der Mieter mit seiner 

füilrl ,e selbständige Wirtschaft oder Haus- 
vlS v°rlieffilia ebenso, auch ohne daß dies Erforder­
st ^^^genri’ der Mieter die Räume ganz oder
na ef hat „i . Einrichtungsgegenständen ausge- 
Ah6r genaiiB 8 j *n den Fällen, in denen der Mieter 
4 \ / 3 M ietlf Untermieter oder der nach §24 
¡'/O . 2ure ^cbQ; Berechtigte nach § 2 Abs. 2 der 
l^s s c h m , , slilhrung der VO. über den Kündi- 
diR Miete« und Pachträumen v. 5. Sept.
8V  selbst:; n r utz genießt. Dabei ist zu beachten, 
siikChbedentldl.?er Haushalt oder W irtschaft nicht 
Sek .tändipe w? VSt mit selbständiger Wohnung. Eine 
dl» üch !iA+W° lnung ist eine räumlich und w irt- 
Miti* Haufh.i?nn^e Wohnung, in der ein selbstän- 

beQUtzU,lr!  gHührt werden kann, ohne daß die 
•ng anderer Räume im Hause mehr als

ortsüblich erfolgt (vgl. KG.: JW. 1925, H27)- Als 
Kennzeichen einer selbständigen W irtschaft oder 
Haushalt ist es anzusehen, wenn dem Untermieter 
die ständige Benutzung der Küche des Hauptmieters 
eingeräumt ist oder wenn er eine in den vermie­
teten Räumen vorhandene Kochgelegenheit mit Zu­
stimmung des Hauptmieters ständig benutzt (vgl. 
K r i e g ,  „M ietrecht“ , Nachtrag, Anm.3 zu §2).

Die Vorschrift des §1 der VO. g ilt n u r  fü r  
M i e t v e r h ä l t n i s s e  und ist nicht anwendbar, 
wenn die Räume auf Grund eines andern Rechts­
verhältnisses, z. B. Pacht- oder Dienstvertrag, über­
lassen worden sind. In solchen Fällen kann uie ¿.u- 
stimmung des Vertragsgegners zum Wohnungstausch 
also nicht ersetzt werden.

Das MEA. kann die Z u s t i m m u n g  des V e r ­
m i e t e r s e r s e t z e n ,  wenn der Mieter kundigungs- 
berechtigt ist oder sich auf die Beendigung des 
Mietverhältnisses berufen kann. Der Mieter kann 
sich daher nicht von einem langfristigen Mietver­
träge gegen den W illen des Vermieters durch Woh­
nungstausch befreien, sofern ihm nicht etwa ein 
außerordentliches Kündigungsrecht zur Seite steht 
(vgl. z. B. §§569, 570 BGB.). Ist er kündigungs­
berechtigt, in Frage kommt also das normale wie 
das außerordentliche Kündigungsrecht, so kann er, 
statt zu kündigen, den Antrag auf Ersetzung der 
Zustimmung des Vermieters zum Wohnungstausch 
beim MEA. stellen. Das gleiche g ilt, wenn er sich 
auf die Beendigung des Mietverhältnisses berufen 
kann (§ 1 n MietSchG.). . .

Das MEA. hat den Antrag des Mieters abzuleh­
nen w e n n  d e r  V e r m i e t e r  d e m  V e r l a n g e n  
des M i e t e r s  aus w i c h t i g e n  G r ü n d e n  w i ­
d e r s p r i c h t .  Damit komme ich zu der Vorschrift, 
die in der Praxis der MEÄ. und der Beschwerde­
stellen beim Wohnungstausch die Hauptrolle spielt. 
In  der Regel beruft sich nämlich der Vermieter 
nicht etwa auf die Unzulässigkeit des Zustimmungs­
ersatzes an sich, sondern auf sein Widerspruchs­
recht aus wichtigen Gründen. Solch wichtige Grunde 
können zunächst in der Person des anderen 4 ausch- 
partners liegen. Bestehen Bedenken an seiner Zah­
lungsfähigkeit oder ist nach seinem Verhalten in 
der früheren Wohnung die Besorgnis begründe , 
daß er den Hausfrieden stören oder die Wohnung 
nicht pfleglich behandeln wird, so wäre es un- 
b illig , ihn dem Vermieter als neuen Mieter autzu 
drängen. Bedenken gegen die Zahlungsfähigkeit des 
neuen Mieters können allerdings unter Umständen 
dadurch ausgeräumt werden, daß der bisherig _ -
ter Sicherheit leistet (Kaution stellt) oder f ü r - dg  
Verpflichtung des neuen Mieters die Burpcha 
übernimmt (vgl. H e r t e l  a. a ° .  S. 321). Das 
gleiche g ilt bezüglich der Bedenken, ob der lausch 

üie Wonnung pfleglich behandln werd , 
während der Gefahr, daß der neue Mieter den Fjaus^ 
frieden stört, und den aus der Storung des t 
friedens sich etwa ergebenden I olgen durch der 
ardge Maßnahmen natürlich nicht begegnet werden 
kann Im übrigen wird es nicht häufig Vorkommen, 
daß der alte Mieter sich zur Sicherheit*- oder Bürg­
schaftsleistung für den neuen Mieter bereit erklärt. 
Das MEA. kann es daher wenn einmal die erörter­
e n  Bedenken bestehen, dem Mieter, der den An­
rag auf Ersetzung der Zustimmung stellt, uber- 
assen entsprechende Erklärungen abzugeben und 

nachzuweisen, daß die Bedenken durch Sicherheits­
leistung oder Bürgschaft zerstreut werden.

Ist d r i n g e n d e r  E i g e n b e d a r f  des V e r m i e ­
t e r s  ein wichtiger Grund im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 2 der VO.? Die Frage ist unter der Herrschaft

6S
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des §8  WMG. viel erörtert worden. R u t h  (JW. 
1924, 1922) hat sie mit der Begründung verneint, 
daß dem Vermieter die Erlangung der Wohnung 
durch den Tausch weder vereitelt noch erschwert 
werde, weil er die ihm im Falle des eigenen Be­
darfs zustehende Aufhebungsklage ebenso gegen 
den neuen Mieter erheben könnte wie gegen den 
alten. Dem hat H e r t e l  a. a. O. S.319 mit Recht 
entgegengehalten, daß bei der Aufhebungsklage 
eine Abwägung der Interessen des Vermieters und 
des derzeitigen Mieters stattzufinden habe und daß 
diese Abwägung verschieden ausfallen könne, je 
nachdem dabei der alte oder der neue Mieter in 
Betracht komme. Das KO. ist H e r t e l  beigetreten 
und hat die Berücksichtigung des Eigenbedarfs des 
Vermieters verlangt, wenn er m it einiger Wahr­
scheinlichkeit die Wohnung erhalten würde, falls 
der Tausch infolge Ablehnung der Ersetzung seiner 
Zustimmung unterbleibe (JFG. Erg. 8, 59). Das KG. 
hat seine Entscheidung damit begründet, daß das 
MEA. bei seiner Entscheidung billiges Ermessen 
anzuwenden habe (§ 40 Abs. 3 Satz 1 MietSchG.). 
Daraus ergebe sich, daß sämtliche Umstände des 
Einzelfalls zu beachten und die widerstreitenden In­
teressen der Parteien nach B illigkeit gegeneinander 
abzuwägen seien. Den Eigenbedarf des Vermieters 
dabei außer acht zu lassen, bestehe kein Anlaß. 
Diese zutreffenden Erwägungen sind m. E. auch 
bei der Auslegung des § 1 Abs. 1 Satz 2 der VO. 
zu beachten, so daß also dringender Eigenbedarf 
des Vermieters als ein wichtiger Grund im Sinne 
dieser Bestimmung anzusehen ist (ebenso LG. Mün­
ster i. W., Beschl. v. 22. Nov. 1940, 4 T  57/40).

Der Eigenbedarf des Vermieters braucht nicht 
nach § 4 MietSchG. begründet zu sein. Es genügt 
vielmehr für den Fall, daß die Räume nur mit Rück­
sicht auf ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis ver­
mietet (§ 20 MietSchG.) oder Räume der in § 23 
MietSchG. bezeichneten A rt mietweise einem Be­
triebsfremden überlassen sind, daß der Vermieter 
sie für einen Angehörigen seines Betriebes dringend 
braucht. Der Antrag des Mieters, die Zustimmung 
des Vermieters zum Wohnungstausch m it einem 
Betriebsfremden zu ersetzen, ist dann also gleich­
falls abzulehnen. Bildet die Überlassung der Räume 
nur einen Teil der Arbeitsvergütung (§21 M iet­
SchG.), so ist eine Ersetzung der Zustimmung des 
Vertragsgegners, wie oben dargelegt, überhaupt un­
zulässig.

Ist Gegenstand des Tausches eine Wohnung, die 
auf Grund der VO. zur Erleichterung der Woh­
nungsbeschaffung für kinderreiche Familien vom 
20. April 1939 (RGBl. I, 1034) fü r die Unterbrin­
gung einer kinderreichen Familie in Frage kommt, 
so greift diese Verpflichtung auch im Falle des 
Wohnungstausches Platz. Dann darf auch die Zu­
stimmung des Vermieters zum Wohnungstausch 
nur ersetzt werden, wenn der neue Mieter kinder­
reich ist oder wenn der Antragsteller durch eine 
Bescheinigung der Preisbehörde nachweist, daß die 
fragliche Wohnung von der Inanspruchnahme für 
kinderreiche Familien ausgenommen oder daß sie 
allgemein _ oder zugunsten des neuen Mieters fre i­
gegeben ist. Die erforderliche Genehmigung kann 
der alte Mieter einholen, wenn der Vermieter mit 
dem Wohnungstausch nicht einverstanden ist, falls 
ein Verfahren auf Ersetzung der Zustimmung be­
reits läuft oder anhängig gemacht werden soll (vgl. 
GV. des RJM., des RArbM. und des RfPr. vom 
16. Nov. 1940: DJ. 1940, 1294). Beim Wohnungs­
tausch soll nach Möglichkeit einem Freigabeantrage 
stattgegeben werden (vgl. RdErl. des RfPr. vom

[Deutsches Recht, Wochenaiisg3̂  r

15. Juni 1939, abgedr. DJ. 1940, 1295). Diese ^  
Ordnung ist wohl aus der Erwägung heraus f  
troffen, daß im Falle der Ablehnung der Freig/, 
der Wohnungstausch regelmäßig unterbleibt, °3 
die Ablehnung also meist keinen Vorteil für &<l 
kinderreiche Familie zur Folge hat. . £

Stehen dem Ersetzungsantrage des Mieters kr'11. 
Hinderungsgründe der vorstehend erörterten /  
entgegen, so hat das MEA. dem Anträge zu 
sprechen. Die Entscheidung hat dahin zu Iarrjv 
daß die Zustimmung des Vermieters zum 
nungstausch zwischen dem bisherigen Miete/u 
dem neuen Mieter ersetzt wird. Der alte M i/R . 
trag bleibt also bestehen und kann weder bezüg“3 
des Mietgegenstandes noch der MietbedingU|V[l| 
geändert werden. Die Entscheidung führt auch n' 
die Beendigung des bestehenden Mietverhältniss 
herbei. Erst wenn der alte Mieter die Wob110 ° 
räumt, tr it t der neue Mieter in den bestehen0 
Mietvertrag ein (§1 Abs. 2 der VO.). Er h a t / L  
die sich aus diesem Vertrage ergebenden 
und Pflichten, haftet aber darüber hinaus neben . 
alten Mieter auch für die Verpflichtungen, d>eVV/ |  
rend der Mietzeit desselben entstanden sind V, 
Abs. 3 der VO.), namentlich also für Mietrücksu10 
Um etwa abweichende Vereinbarungen des 
und des neuen Mieters braucht sich der Vernn 
nicht zu kümmern. „d

P f u n d t n e r - N e  u b e r t  Anm. 14 a. a. O- %  
E b e l  a. a. O. sind der Meinung, daß das MpT’ ch 
Zeitpunkt bestimmen könne, von dem ab der l a“ 
zulässig sein soll. Das halte ich nicht für zutre!/igA' 
M. E. beschränkt sich die Entscheidung d e s ^sch- 
auf die Ersetzung der Zustimmung zum 1 a ^  
Wann er dann zulässig ist, ergibt sich aus ¿aS 
Gesetz (§ 1 Abs. 1 der VO.) selbst. Endig0 p . 
Mietverhältnis durch Zeitablauf, so besteht di ^  
Iässigkeit von diesem Zeitpunkt an. Bedarf e? ^  
Kündigung des Mieters, um das Mietverhältn1 |, 
Beendigung zu bringen, so ist der Tausch g 
Ablauf der Kündigungsfrist zulässig. Als K ünd ig , 
g ilt hierbei der Antrag des Mieters an das 
die Zustimmung des Vermieters zum W. t ^  
tausch zu ersetzen. Als Zeitpunkt der Rh , / Ab '  
g ilt der Tag, an dem der Antrag oder geniV|iiiiig' 
schrift des Antrages dem Vermieter zur 
nähme zugeht. ¿tf-

Nach § 1 Abs. 4 der VO. treten die °?3enxVenh 
gestellten Wirkungen des Tausches nur 9inLf)aiib' 
für jeden am Tausch beteiligten Mieter ĉ ie«<:etvc|’' 
nis seines Vermieters zum E intritt in den ^ 0lv

' u j i a g i .  W i n  a i s u  uer m i c i c i  n .  -s j  I n ­

nung mit der des Mieters B. tauschen, so p -  
W irkung der Entscheidung des MEA., die o jange 
Stimmung des Vermieters des A. ersetzt, s i^sd1 
in der Schwebe, bis auch B. dem Wohnung» jejch' 
zugestimmt hat oder bis diese ZustimmungJ J  
falls ersetzt ist. Hat daher A. vor diesem '¡du^ 
die Wohnung geräumt, so wird die Ents yo.
für B. nach Maßgabe des § 1 Abs. 2 und -i 0 ig,
erst mit dem obenerwähnten Zeitpunkt 
w irkt dann aber auf den Zeitpunkt <oerM pXib erJ 
des A. zurück (ebenso P f  u n d t n e r - jr^etzü"»
Anm. 14 a. a. Ö.). Versagt das MEA. die ajs j 
der Zustimmung des B., so g ilt der Taus 
scheitert. A. bleibt daher trotz der Räumn s

itef
ichscheitert. A. bleibt daher trotz der Riiumt & tallscj1 

bis zu einem neuen erfolgreichen Wohnt “  a OT
verpflichtet (vgl. P f u n d t n e r - N e u b e r t  ^  ßr-verpflichtet (vgl. *- i , . a  au* ...
Als eventuelle Kündigung kann sein Antr » \V°, ”
Setzung der Zustimmung des Vermieters solcJl 
nungstausch nicht angesehen werden, da e ^ Ar1'1'’ 
unzulässig ist (vgl. P a l an d t, »BGB- >
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e zu §564). Selbstverständlich kann er nun- 
,r kündigen, wenn ihm ein solches Recht zusteht. 

V o °,n .besonderer Bedeutung ist §1 Abs. 4 der 
vrm n Itn sog- R i n g t a u s c h ,  d. h. wenn eine Reihe 
dunrr a," nern am Tausch beteiligt ist. Die Entschei- 
¡n g des MEA., welche die Zustimmung eines der 
also e , f r  kommenden Vermieter ersetzt, bleibt 
miefp° ange in der Schwebe, bis alle übrigen Ver- 
m„ ner zugestimmt haben oder auch ihre Zustim- 

R o ler,Se,tzt worden ist.
KG U- , lch des V e r f a h r e n s  des M E A .  hat das 
daß k • irüher wiederholt dahin ausgesprochen, 
Sachvo * der Entscheidung über den Antrag vom 
müsst' des Antragstellers ausgegangen werden 
R ichtig- zwischen ihm und dem Vermieter die 
ordentTk* des Sachvortrages endgültig erst vom 
H e r U i  n Bericht festgestellt werden könne (vgl. 
Rechtst ra- a‘ ° -  s - 318 und die dort angeführten 
sehun!Te: i 'cIlmde). Das soll insbesondere in An­
ein J j ?er Erage gelten, ob zwischen den Parteien 
derer l lverhältnis oder ein Vertragsverhältnis an- 
bezünijpk bestehe. Diese vom KO. auch sonst 
früher • MEA.-Verfahrens vertretene, schon 
S t e m. n nv unangefochtene Ansicht (vgl. z. B. 
Unter Kr i lg 28, 255d> Anm. zu dem daselbst
m. E, „  veröffentlichten Rechtsentscheid) kann 
AQ. als Mp *6" 1 sch °n seit Jahren fast nur noch die 
Werden < s - ^ 8  sind, nicht mehr aufrechterhalten 
Sunden' p wdrde mit den Grundsätzen einer ge- 
gründim rozeßökonomie unvereinbar sein. Die Be- 
das ordo (,-afür’ daß das MEA. nach Billigkeit, 
Scheidp ,"mhe Gericht nach strengem Recht ent- 
bemerk„iVgL Eb e l ,  „MietSchG.“ , 6. Aufl., Vor- 

ZU § § 36f f- B I, d) ist nicht durch- 
nältnfs o i . zwischen den Parteien ein Mietver- 
Dienstvpr+r e*n Vertragsverhältnis anderer Art, etwa 
Stellen „ ag ?der Pacht, besteht, kann von beiden 
Weiter k "Ur efrheitlich entschieden werden. Der 
Unter « rvorgehobene Unterschied, daß das MEA. 
JO üer )Vendung der Untersuchungsmaxime (§§ 9, 
MEA. unrtn^rdnun£ über das Verfahren vor dem 
beachtUn„  ! r r Beschwerdestelle), das Gericht unter 
regeln 71, der Prozessualen und materiellen Beweis- 
sPielt in , enfreheiden habe (vgl. E b e l  a. a.O.), 
Weiß k„; er Praxis, wie jeder kundige Thebaner 
also auch a erhebliche Rolle. M. E. hat das MEA. 
?der ein .darüber zu befinden, ob ein Mietverhältnis 
'm IetzterperRagsverhältnis anderer A rt vorliegt und 
PUstimmunn " ade den Antrag auf Ersetzung der 
katschen £ als unzulässig abzuweisen. An diese 

JVie ¡st n? }st das ordentliche Gericht gebunden. 
Bieter Sj „ nüeß l i ch  die Rechtslage, wenn der Ver- 

n weigert, der Entscheidung des MEA.

zu entsprechen, wenn er also den neuen Mieter am 
Einzug hindert? ln  dem vom LG. Münster entschie­
denen Fall wurde die Meinung vertreten, der An­
tragsteller könne sich eine vollstreckbare Ausferti­
gung des Beschlusses des MEA. — vollstreckbar 
sei er auch schon vor Rechtskraft, sofern seine 
Vollstreckung nicht vom MEA. oder der Be­
schwerdestelle ausgesetzt sei — erteilen lassen und 
dann habe der Gerichtsvollzieher den neuen Mieter 
in die Wohnung einzuweisen. Diese Ansicht ist un­
zutreffend. Die Entscheidung des MEA. ist, soweit 
sie nicht Gebühren oder Auslagen oder die einem 
Beteiligten zu ersetzenden Kosten betrifft, nicht 
vollstreckbar (§18 der oben erwähnten Verfahrens­
anordnung). Das ist auch verständlich, denn sie er­
setzt nur die Erklärung des Vermieters, die zum 
E in tritt des neuen Mieters in den Mietvertrag er­
forderlich ist. Die Rechtslage ist also nicht anders, 
wie wenn der Vermieter sich zunächst m it dem 
neuen Mieter einverstanden erklärt hat, aber später 
anderen Sinnes wird und sich weigert ihn aufzu­
nehmen. Dann muß der neue Mieter auf Einräu­
mung der Mietwohnung (§ 536 BGB.) Klage er­
heben.

Nun tr itt nach § 2 der VO. der neue Mieter erst 
dann in den Mietvertrag ein, wenn der alte Mieter 
die Wohnung räumt. Bis dahin hat er also auch 
noch keinen vertraglichen Anspruch gegen den Ver­
mieter. In dem vom LG. Münster entschiedenen 
Fall lag die Sache insofern für den neuen Mieter 
günstig, als es sich um einen Wohnungstausch zwi­
schen Mutter (Antragstellerin) und Sohn handelte 
und die Mutter mit ihren Möbeln bei ihrem Sohn 
notdürftig untergekommen war. Da sie ihre Woh­
nung geräumt hatte, waren die vertraglichen Be­
ziehungen zwischen dem Sohn und dem Vermieter 
der Mutter bereits hergestellt. Im allgemeinen wird 
aber der neue Mieter nicht umziehen, wenn er nicht 
gewiß ist, daß der Vermieter ihn aufnimmt, und der 
alte Mieter w ird nicht räumen, da er nicht weiß, 
wo er mit seinen Möbeln bleiben soll. In diesem 
Falle muß m. E., soll der Vermieter den Beschluß 
des MEA. nicht sabotieren, der alte Mieter für be­
fugt erachtet werden, gegen den Vermieter Klage 
zu erheben, dem neuen Mieter den Gebrauch der 
Mietwohnung zu gewähren. Auf ̂  Grund einer voll­
streckbaren Ausfertigung des Urteils hätte der Ge­
richtsvollzieher dann den neuen Mieter in die Woh­
nung einzuweisen (§ 885 ZPO.). In dringenden 
Fällen werden der neue Mieter, falls er schon be­
rechtigt ist, oder sonst der alte Mieter auch eine 
entsprechende einstweilige Verfügung erwirken 
können (§ 940 ZPO.).

d  Arbeitsurlaub des einberufenen Beschäftigten
" B u l l a ,  stellvertr. Leiter des Amtes für Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront, Berlin

käninft*0? R-r*egführung in Deutschland, wo 
K*fe steht " d5n Eront d>e mobilisierte Heimat zur 
16 jedem IP rie fr es> wenn in den Atempausen, 

ten n Krieg zwischen den Entscheidungs-

X
die’
r t / “ eilten r L ' f s  zwisenen ucn cmscneiuuugs- 
ber ahm n., .l Einzelfeldzügen liegen, die Truppe 
Tkcbnünp- Arbeitseinsatzlage in der Heimat
>,,.geböriao !̂agt ,Und vorübergehend Wchrmachts-Zür A°,rige 

t

Um 'skl,°d,er zu.r Verwendung"in''staats- oder 
rieben, in sonstigen Betrieben der ge­

Zi, ‘orige »• » u iu u e rg e u e n u  w u i i u w u u s -
a r„ A rbe it^ -1, n oder in geschlossenen Gruppen 
ßf t- So mP1SiUnf= in heimatlichen Betrieben frei- 
ft,azelfällen er7en laufend Soldaten in besonderen 

. °der zur ----- - Cf,atc- oder

werblichen Wirtschaft oder Land- und Forstw irt­
schaft herangezogen und zu diesem Zweck vor­
übergehend beurlaubt. Dieser sog. A r b e i t s u r ­
l a u b 1) führt den Soldaten vorübergehend wieder 
in eine zivile Tätigkeit in seinen alten oder in einen

n Arbeitsurlaub ist nicht mit einer Uk-Stellung zu ver­
wechseln; bei dieser wird der Einberufene aus der Wehr­
macht entlassen und muß zur Wehrdienstleistung förmlich 
neu einberufen werden. Für den Wehrdienstentlassenen 
gelten besondere Regeln: vgl. Bu l l a ,  „Das Arbeits­
verhältnis des kriegsdienstentlassenen Gefolgschaftsmit­
gliedes“ : DR. 1940, 2094.

69*
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neuen Betrieb zurück und gibt damit zur Erörterung 
der verschiedensten Rechtsfragen, insbesondere sol­
chen arbeitsrechtlicher A r ts) Anlaß:

I. Wehrdienst und ArbeitsVerhältnis
Wehrdienst ist Ehrendienst am deutschen Volke; 

die Einberufung des Wehrdienstpflichtigen bedeutet 
hoheitliche totale Erfassung der Person, mit der 
die Ausübung eines bürgerlichen Berufes unver­
einbar ist. Gleichwohl ist in Anerkennung der be­
sonderen Verhältnisse bei allgemeinen Einberufun­
gen im Kriegsfälle für alle Einberufungen von 
Wehrdienstpflichtigen zum gegenwärtigen Kriegs­
dienst durch Sondervorschrift bestimmt worden, 
daß ein Arbeitsverhältnis nicht gelöst wird, sondern 
in seinen beiderseitigen Rechten und Pflichten 
ruh t2 3).

Bei Arbeitsbeurlaubung von Soldaten zu ziviler 
Tätigkeit in der Heimat endet umgekehrt n i c h t  
das Wehrdienstverhältnis. Der Urlauber bleibt auch 
während des Arbeitsurlaubs Soldat und ist seinem 
Ersatztruppenteil in disziplinärer und wehrgericht­
licher Beziehung unterstellt4). Von dieser Dienst­
stelle kann auch jederzeit der Arbeitsurlaub für 
beendet erklärt und so der Urlauber zur Wehr­
dienstleistung zurückberufen werden. Die Dinge 
sind so anzusehen, daß im Falle des Arbeitsurlaubs 
gleichsam das Wehrdienstverhältnis ruht, während 
umgekehrt die zivile Beschäftigung im Vordergrund 
steht.

I I .  Bestand des Arbeits Verhältnisses
Diese zivile Beschäftigung kann sich im Rahmen 

eines Arbeitsverhältnisses vollziehen, braucht es 
aber nicht. Maßgebend ist hier die Dauer der A r­
beitsbeurlaubung, ob auf längere oder auf kurze 
Zeit.

1. V e r w e n d u n g  a u f  l ä n g e r e  Z e i t
Die Regel w ird sein, daß der einzelne Soldat für 

eine zivile Beschäftigung auf längere Zeit beurlaubt 
wird. Zumeist w ird  diese Beurlaubung nicht be­
fristet verfügt, sondern erfolgt als vorläufig unbe­
fristet auf W iderruf, solange der Urlaubsanlaß be­
steht und die Wehrmacht den Soldaten entbehren 
kann. Bei einer solchen zivilen Verwendung auf 
längere Z e it5) in einem Betriebe sind die arbeits­

2) Vgl. auch Bul la,  „Beschäftigung beurlaubter Sol­
daten“ : SozPrax. 1940 Sp. 591.

8) § 1 VQ. zur Abänderung und Ergänzung von Vor­
schriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts v. 1. Sept. 
1939 (RGBl. 1,1683); vgl. hierzu Bul la:  DR. 1940, 2094 
unter I. Mit Recht weist Sieber t  in seiner Schrift „Ar- 
beitsverhäitnis und Kriegsdienst“  (1940, Verlag Elsner, 
Berlin) S. 39, 61 nach, daß nicht alle Pflichten ruhen, 
sondern die allgemeinen Treupflichten als Grundlage 
eines jeden, also auch eines ruhenden Arbeitsverhält- 
nisses weitergelten.

4) Wird der Urlauber außerhalb des Wehrkreises seines 
Ersatztruppenteils arbeitsverwendet, so untersteht er in 
militärischer Hinsicht dem zuständigen Wehrmeldeamt.

5) Als „Verwendung auf längere Zeit“  gilt nach einem 
Erlaß des Oberkommandos des Heeres v. 13. Sept. 1940 
(RArbBl. 1940 S. II, 401) eine Beschäftigung mit einer Ge­
samtdauer von mehr als vier Wochen, umgekehrt also 
als Verwendung auf kurze Zeit ein Arbeitseinsatz bis zu 
einer Gesamtdauer von vier Wochen. Wird ein bis zu 
vier Wochen befristeter Arbeitseinsatz über diesen Zeit­
raum hinaus verlängert, so finden die Bestimmungen für 
einen Arbeitseinsatz von mehr als vier Wochen von dem 
Tage ab Anwendung, an dem feststeht, daß die Gesamt­
dauer des Arbeitseinsatzes vier Wochen übersteigt.

Bei Arbeitsurlaub zur Beschäftigung im Eigenbetrieb

ZU
sei-

beurlaubten Soldaten hinsichtlich ihrer Beschaffe 
gung in arbeitsrechtlicher, fürsorge- und ver*?ef 
gungsrechtlicher Beziehung als Angestellte 03 
Arbeiter dieses Betriebes anzusehen. Sie stehen 3 
zu ihrem Unternehmer in einem vollwertig^ 
zivilen Arbeitsverhältnis6) und sind Mitglieder 
Betriebsgemeinschaft des Betriebes geworden. v 
ses Arbeitsverhältnis ist rechtlich verschieden 
behandeln, je nachdem der Arbeitsurlauber in ^ 
nen früheren Betrieb zurückkehren konnte ode 
einem anderen Betrieb arbeitseingesetzt worden

a) B e s c h ä f t i g u n g  i m f r ü h e r e n  Bet r ieb 
Hat der beurlaubte Soldat seine Tätigkeit in s

nem früheren Betriebe, dem er vor der Einberu « ^  
angehört hat, wieder aufnehmen können, so ^  
sein ruhendes Arbeitsverhältnis fü r die Daue ^  
Einsatzes in allen seinen Rechten und I n}.-0 s 
wieder auf. Im wiederaufgelebten Arbeitsvern 
gelten also wieder die maßgebenden arbeits ^  
liehen Bestimmungen, insbesondere die tu vVje 
Betrieb gültige Tarif- und Betriebsordnung» ^ 
wenn der Arbeitsurlauber im Betriebe aüß 
jeder Wehrdienstleistung und ohne noch ,̂ s. 
machtsangehöriger zu sein als ziviles GefolgsC1 
mitglied tätig wäre (vgl. Besonderheiten unt 

M it dem Ende des Arbeitsurlaubs tr itt das ^  
gelebte Arbeitsverhältnis zum Betrieb wieder paS 
Ruhestand gemäß § 1 ArbRÄndVO. zurück- ¡¡en 
fo lg t aus der Tatsache, daß beiden Ye” ^ erauf' 
von vornherein die nur vorübergehende ■ 
nähme der Tätigkeit als Arbeitsurlauber j eS 
war, sie also mit erneuter Wehrdienstleistu & ,efl 
Gefolgschaftsmitgliedes von vornherein zu 
hatten.

ße-
b) B e s c h ä f t i g u n g  i n  e i n e m  ander e
t r i e b e .  c0\-

Häufig erfolgt eine Arbeitsbeurlaubung j-[ei' 
daten aus Gründen der Arbeitseinsatzlage
mat zu dem ausgesprochenen Zweck, t>e . ejne 
kriegswichtigen Produktionen vorübergen .^fte 

............................................................. jgaf
k

[Deutsches Recht, Wochenausg3̂

größere Zahl dringend benötigter Facharb sogf
zur Verfügung stellen zu können. H ier se . Jll)- 
ein besonderes Arbeitseinsatzverfahren_ein^bejneai
In diesen Fällen w ird der Arbeitsurlau ^ rbeiP' 
anderen als seinem früheren Betriebe als ^  eIjt- 
kraft zugewiesen und hat hier eine ^ atl° ufzunefe"
sprechend seiner beruflichen Vorbildung ¿et 
men. Auch in diesem anderen Betriebe

u
HL

steht zu dem Unternehmer in einem neu eilĵ }1alt . ,

men. Auch in diesem anderen Dein'-"- ¡nsCi- 
Arbeitsurlauber dann in die Betriebsge ^  pri 
dieses Betriebes wie ein Zivilbeschäftigt a0ge-

rr ii  r] Ali-i I T n »- ti A11 »»i  n »' in  ü lflP tT l flCU  ^

bafj
mW

nen zivilen Arbeitsverhältnis (über den . giä 
einzelnen vgl. IV). Durch die vorübergei ^ abe
gehung dieses neuen Arbeitsverhältnisse .^ ii is
der Ruhezustand seines früheren Arbei erSte 
ses, in dem der Arbeitsurlauber bei sc .¡eses b 
Kriegseiixberufung stand, nicht berührt» 
steht gleichwohl ruhend daneben weite /• ^  ¿effl 

Das neu eingegangene Arbeitsverhal n ,

oder iin elterlichen Betrieb finden immer die 
gen über einen Arbeitseinsatz für längere z. . jsir- j  g 
sicht auf die Zeitdauer Anwendung (yg • ,4 Qez-
Abs. 2, 3 des RdErl. des RMdl. und RhM. v.
[RMBliV. 1940 Sp. 2251]). ^  . rfes U l ;

6) Ebenso Ziff. I 1 des Erl. des Chefs.des^ g y 20 
2!. Mai 1940 (HeeresVOBI. S 215; RArbl 1.1 « oberRArbM.V.*23."JuH 1940: RArbBl. a.a.w^

rheiten im Inhalt dieses Arbeitsverh* ^  5550/ 
«a) Ebenso RArbM. Besch, v. 18. Jan. 1941 u  

— unveröffentl. —

Erl. des 
Sonderheiten
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äderen Betriebe endet m it der Beendigung des Ar­
msurlaubs, genauer: m it dem Tage, an dem der 

"jfoeitsurlauber zum Zwecke des Wiederantritts zur 
^dienstieistung aus dem Betriebe ausscheiden 

,uli7)- In der Regel w ird anzunehmen sein, daß 
i sT?eue Arbeitsverhältnis von beiden Vertragsteilen 
sch"ft-nntnis der vorübergehenden Dauer der Be- 
{ri” f  “ gung als Arbeitsurlauber ausdrücklich als be- 
Wna es - oder auflösend bedingtes abgeschlossen 
enri" * Aber auch ohne eine solche Abmachung 
?pit das neue Arbeitsverhältnis zu dem genannten 
(j ‘ Punkt von selbst ohne Kündigung, weil die 
A,.*n. Nieder beginnende Wehrdienstleistung m it der 
eines e‘ner zivüen Beschäftigung im Rahmen 
>nsm .rbeitsverhältnisses unvereinbar ist; es gelten 
zu Hn o also wieder die Erwägungen, die seinerzeit 
2Q r. r Bestimmung des § 1 Abs. 1 SoldFürsVO. vom 
Bec,?2,1937 geführt haben. Keinesfalls kann unter 
vohU, S  auf § 1 ArbRÄndVO. das Ruhen dieses 
netl ornherein nur als vorübergehend eingegange- 
trieuneuen Arbeitsverhältnisses zu dem anderen jße- 
tatbec+n^?notninen werden; einmal fehlt es an der 
Einbor TdIichen Voraussetzung der (erstmaligen) 
ruf h ru*ung zum Wehrdienst aus einem zivilen Be- 
gebPr;raLS’ s°dann ist anzuerkennen, daß der gesetz- 
^ rfa lf ■ Zweck8) der ArbRÄndVO. für einen Son­
steilt ’ ^ ie ihn der Arbeitsurlaub des Soldaten dar- 

Ut- nicht paßt.

t .  2' V e r w e n d u n g  a u f  k u r z e  Z e i t  
eine'no Arbeitsbeurlaubung auf kurze Zeit, d. h. für 
v0rn aijer von weniger als vier Wochen9), pflegt 
einheUp lch bei Einsatz geschlossener Truppen- 
aueb \ n verfügt zu werden, kann aber naturgemäß 
Utägjrrinei^. einzelnen Soldaten (z. B. fü r einen 
s°lchpttfIi Emteurlaub u. ä.) gewährt werden. Bei 
>4 voi,pkurzen Wehrmachtsurlaub bleibt der Soldat 
kurzfri .̂m Umfange Wehrmachtangehöriger. Die 
nicht - Arbeitsaufnahme in einem Betrieb führt 
oder zuUlß Wiederaufleben des früheren ruhenden 
Risses r ..M ündung eines neuen Arbeitsverhält- 
Vehrm,Wi i  eine Lösung des Soldaten aus dem 
erfo]^ ¡cblverband weder äußerlich noch innerlich 
wehrH.-p', Uer Grundsatz der Unvereinbarkeit von 
ütlvermi^i rnit ziviler Beschäftigung g ilt hier also 

ManJpj rt. weiter.
^itsurfai K e'nes Arbeitsverhältnisses zwischen Ar-
* F u Und beschäftigendem Unternehmer in 
i^PrfipF e .hat der einzelne Soldat keine zivilen
• n Erlaß’j Se‘ne Rechtsstellung ist in dem genann- 
"n einzeln des ° KW - v - 21. Mai 1940 (vgl. Anm. 6)

nen geregelt; hierauf w ird verwiesen.

ty... Besonderer Arbeitseinsatz
Ü^hrm ^u sfch bei kämpfendem Fronteinsatz der 
p?rbietet tj einbeitcn ein Arbeitsurlaub von selbst 
j'^elne c , j r doch nur als Sondermaßnahme für 
’.‘Ort ,01daten im Ausnahmefall w ird durchge­
h e  eroß^n .können, ist in großen Kampfpausen 
üblich unH^'^ere Gewährung von Arbeitsurlaub 

erfolgt dann sogar in großem Ausmaß

w hl4e‘ fstS Abs. 1 SoldFürsVO. v. 29. Dez. 1937; die 
8?u.Ssetzt. annllch derjenigen, die diese Bestimmung»\ Vgf
\,aSsene zur VO. über Berufsfürsorge für

Ra nach ^ en und männliche Angehörige des RAD. 
( « .  1940 Se® Kriege v. 18. Sept. 1940 (RGBl. 1,1241; 
Siek332/8-RA Erlaß des RArbM. v. 2. Nov. 1940
C beU a . a ^ i 1-1940 S-L 549); Bul la:  DR. 1940,2094; 

SoldatP'«8'.24> Schelp, „Berufsfürsorge für ent- 
Vgl Anm 5 (1940> VerIag EIsner> Berlin? s-7f '

über organisierte Arbeitseinsatzmaßnahmen zugun­
sten kriegswichtiger Produktionen. Diese besonderen 
Arbeitseinsatzmaßnahmen sind notwendigem  einer­
seits die Auswahl der zu beurlaubenden Soldaten 
danach zu steuern, welche A rt von Arbeitskräften, 
insbesondere von Facharbeitern, in der Heimat vor­
dringend benötigt werden, und danach das Urlauber­
kontigent der Wehrmacht zusammenzustellen, und 
um andererseits die so arbeitsbeurlaubten Fach­
kräfte in erster Linie den Betrieben zuzuführen, die 
m it unmittelbarer Kriegsproduktion beauftragt sind, 
deren Arbeitskräftebedarf also in jeder Beziehung 
vorrangig ist.

Diese A rt des Arbeitseinsatzes w ird selbstverständ­
lich m it der notwendigen Elastizität und in Anpas­
sung auch an die Grundsätze des Kriegsarbeitsrechts 
durchgeführt. W o ein Betrieb einen einzelnen Ein­
berufenen aus besonderem Grunde, der einigermaßen 
als allgemeinwichtig anerkannt werden kann, ange­
fordert hat, w ird der W iedereintritt in den früheren 
Betrieb nicht arbeitseinsatzmäßig gehindert werden. 
Sogar wenn es sich um organisierten Großarbeits­
einsatz von einberufenen Facharbeitern in der Kriegs­
produktion handelt, ist Weisung ergangen, daß die 
Rückführung des Arbeitsurlaubers in seinen frühe­
ren Betrieb anzustreben ist; Voraussetzung ist hier 
natürlich, daß dieser Betrieb ebenfalls für Kriegs­
fertigung arbeitet. Sonst muß der Einsatz in einem 
anderen Betrieb erfolgen, wobei wiederum verhei­
ratete Arbeitsurlauber möglichst an ihrem W ohnort 
oder in näherer Umgebung beschäftigt werden sollen.

Für die Durchführung des b e s o n d e r e n  Ar­
beitseinsatzes von arbeitsbeurlaubten Facharbeitern, 
die in bestimmten Zweigen der Kriegsindustrie vor­
übergehend eingesetzt werden sollen, sind besondere 
Bestimmungen10) ergangen. Der Arbeitsurlauber 
w ird im Rahmen dieser Aktion m it folgenden Wei­
sungen versehen: Er erhält einen besonderen Ur­
laubsschein in abweichender Farbe. Er hat sich 
spätestens am 3. Tage nach Urlaubsbeginn bei sei­
nem zuständigen Arbeitsamt, das ist das Arbeitsamt 
seines letzten Beschäftigungsortes vor Einberufung 
persönlich zu melden. Dieses Arbeitsamt hat bereits 
vom Ersatztruppenteil Vormeldung erhalten und ver­
fügt den Arbeitseinsatz des Arbeitsurlaubers m 
einem bestimmten Betrieb. Dieser Arbeitszuweisung 
hat der Arbeitsurlauber nachzukommen und sicn 
vom zugewiesenen Unternehmer die Tatsache der 
Arbeitsaufnahme bescheinigen und vom Arbeitsamt 
durch Stempel bestätigen zu lassen. Diese Bescheini­
gung hat er an seinen Ersatztruppenteil unter ge­
nauer Angabe der Anschrift und des Arbeitsplatzes 
einzuschicken; liegt sie binnen 10 Tagen nach An­
tr it t  des Arbeitsurlaubs nicht vor, erfolgt Ruck- 
berufung aus dem Urlaub. Zugleich hat sich der 
Arbeitsurlauber binnen 48 Stunden nach Eintre fen 
am neuen Arbeitsort beim zuständigen Wehimelde- 
amt bzw. Wehrbezirkskommando unter Vorlage sei­
nes Urlaubsscheines persönlich zu melden. Bei Ar­
beitsplatzwechsel ist den genannten^ Stellen (Ersatz­
truppenteil, Wehrmeldeamt bzw. Wehrbezirkskom­
mando) unverzüglich die neue Anschrift und A r­
beitsplatz anzuzeigen; falls jetzt ein anderes Wehr­
meldeamt oder Wehrbezirkskommando zuständig 
wird, ist persönliche An- und Abmeldung erforderlich.

IV . Arbeitsrechtliche Stellung
Wie unter II 1 dargelegt, t r i t t  der Arbeitsurlauber 

n u r  b e i z i v i l e r  V e r w e n d u n g  a u f  l ä n g e r e  * v.

i°) Vgl. z. B. Nr. 31 e des RdErl. des RMdL u. RFM.
v. 14. Dez. 1940 (RMBliV. 1940 Sp.2257).
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Z e i t  zu seinem Unternehmer, sei es dem früheren, 
sei es einem neuen, in ein vollwertiges zivilrecht­
liches A r b e i t s v e r h ä l t n i s  ein, während sich die 
Arbeitsverwendung auf kürzere Zeit (II 2) außerhalb 
eines Arbeitsverhältnisses vollzieht. Für das so wie­
deraufgelebte frühere Arbeitsverhältnis oder ein neu 
begründetes Arbeitsverhältnis gelten grundsätzlich 
die allgemeinen Regeln, insbesondere w ird sein In­
halt beherrscht von den gesetzlichen Regeln und 
den Bestimmungen einer einschlägigen Tarif- und 
Betriebsordnung. Aus der Tatsache aber, daß der 
Arbeitsurlauber immer noch Soldat ist, ergeben sich 
gewisse Besonderheiten, fü r die zum Teil auch eine 
ausdrückliche Klarstellung erfolgt ist:

1. A n r e c h n u n g  d e r  W e h r d i e n s t z e i t  
Es ist ein Grundsatz des Wehrrechtes, daß Wehr­

dienstzeiten auf Zeiten der Berufs- oder Betriebs­
zugehörigkeit angerechnet werden. Dieser Grund­
satz ist fü r den friedensmäßigen Wehrdienst eines 
Gefolgschaftsmitgliedes ausdrücklich bestimmt und 
hat auch im Falle der Dienstentlassung aus kriegs­
mäßigem Wehrdienst seine Regelung erfahren11). 
Für die Wiederaufnahme der Arbeit im Rahmen 
eines durch seinerzeitige Einberufung zum Ruhen 
gekommenen Arbeitsverhältnisses ist eine solche 
„Anrechnung“  der Wehrdienstzeit selbstverständlich, 
weil das Arbeitsverhältnis auch in der Ruhenszeit 
fortbestanden hat, eine „Anrechnung“  also nicht 
einmal notwendig ist. Die Rechtsstellung des A r­
beitsurlaubers im Falle der Wiederaufnahme des 
ruhenden Arbeitsverhältnisses durch Arbeitsantritt 
in seinem früheren Betrieb ist also so anzusehen, 
als ob er während der Zwischenzeit seiner Wehr­
dienstleistung im Betriebe weitergearbeitet hätte.

Aber auch wenn der Arbeitsurlauber im Zuge be­
hördlicher Arbeitseinsatzmaßnahmen Arbeit in einem 
fremden Betriebe hat aufnehmen müssen, ist ihm 
die Wehrdienstzeit auf die Dauer seiner Berufs- und 
Betriebszugehörigkeit zum neuen Betrieb anzurech­
nen. Zwar ist das m it dem zweiten Unternehmer 
über besondere Arbeitseinsatzmaßnahmen einge-

S ene Arbeitsverhältnis insoweit ein neues, und 
•ückliche Bestimmungen über eine Anrechnung 

der Wehrdienstzeit auch in diesem Falle sind nicht 
ergangen. Jedoch muß hier dem allgemeinen Grund­
satz Geltung verschafft werden, daß Wehrdienst­
leistungen niemanden benachteiligen sollen, was hier 
zweifellos in starkem Maße der Fall wäre, wenn man 
den Arbeitsurlauber im neuen Betrieb als Arbeits­
anfänger behandeln wollte. Sodann ist nicht zu ver­
kennen, daß der Zwangsarbeitseinsatz des Arbeits­
urlaubers im neuen Betrieb auf eine Weisung des 
Arbeitsamts hin, der er Folge zu leisten hat, einer 
Dienstverpflichtung durchaus gleichkommt. So wie 
aber fü r das Recht der Dienstverpflichtung die Zeit 
der Betriebszugehörigkeit im Abgabebetrieb dem 
Arbeitsverhältnis im Dienstpflichtbetrieb zugerech­
net w ird 12), muß hier ein gleiches gelten, wobei der 
anrechenbaren Zeit der Betriebszugehörigkeit zum 
früheren Betrieb in jedem Falle auch die Zwischen­
zeit des Kriegswehrdienstes des Arbeitgurlaubers zu­
zuzählen ist. Ein weiterer Beleg für die Berechti­

“ ) § 3 Abs. 2 SoldFürsVO. v. 29. Dez. 1937; § 1 VO. 
über Berufsfürsorge für entlassene Soldaten usw. in und 
nach dem Kriege v. 18. Sept. 1940 (RGBl. 1,1241); vgl. 
Bu l l a :  DR. 1940, 2094, II A 1 c, 2b.

12) § 13 der l.DurchfAO. zur VO. zur Sicherstellung
des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staats­
politischer Bedeutung v. 2. März 1939 (RGBl. 1,403) in
der Fass, der 2. ÄnderungsAO. z. Dienstpflicht-DurchfAO.
v. 12. Dez. 1940 (RGBl. I, 1586; DRAnz. Nr. 295).

gung der Forderung nach Anrechnung ist
noch aus einem Vergleich der Rechtsstellung
Arbeitsurlaubers-mit der des Wehrdienstentlassen 
zu entnehmen: Es ist nicht zu verkennen, daß 
äußere Stellung des Arbeitsurlaubers während sei 
zivilen Tätigkeit im Betriebe derjenigen des we ^ 
dienstentlassenen sehr nahekommt. Der einzige 
allerdings sehr wesentliche — Unterschied best 
in der Tatsache, daß der Arbeitsurlauber nur v 
übergehend im Betriebe arbeitet und während di 
Zeit noch Wehrmachtsangehöriger ist; in der ziv 
Arbeit selbst aber ist der Unterschied kaum zu e 
kennen. Daher dürfte die entsprechende Überna 
der fü r den Wehrdienstentlassenen getroffenen v j 
Schriften erlaubt sein, wonach gerade für den ^
des Arbeitsantritts nach Wehrdienstendassung^ 
einem neu  begründeten Arbeitsverhältnis die ^  
rechnung sowohl der Wehrdienstzeit als auch e, 
Zeit der letzten Betriebszugehörigkeit vor £ 
rufung vorgesehen is t13). . . , ejne

Einzig für den Fall der Urlaubswartezeit is* 
Sonderregelung vorgesehen (vgl. IV  3).

2. A r b e i t s l o h n ,  W e h rm a c h tg e b ü h rn i5̂
Aus der Tatsache, daß der Arbeitsurlauber 

zivile Tätigkeit im Rahmen eines Arbeitsv ^  
nisses ausübt, fo lgt weiter, daß er spätestens 
Beginn der Arbeitsleistung Anspruch auf er. 
oder Lohn nach Maßgabe der für das Art>em Be­
hältnis gültigen Bestimmungen hat. M it diese ^  
zug einer vollen zivilen Arbeitsvergütung 1 a)s 
weitere Bezug von Wehrmachtgebührnisse aIt 
Wchrmachtangehöriger, der der Arbeitsurjau v0j 
sich noch ist, unvereinbar. Für das Verhau0 ^ s. 
Wehrmachtgebührnissen zur ArbeitsvergüuJn̂ rtIiS' 
besondere für Ende und Neubeginn der Gep aus 
gewährung bei Beginn und Ende der i11
dem Arbeitsverhältnis hat der Chef des U 
dem bereits genannten Erlaß v. 21. M a i i y 
drückliche Bestimmungen getroffen: bis

Der Arbeitsurlauber erhält seinen ^ . . T rb ^ 5’ 
zum Ende des Monatsdrittels, in dem die tage- 
aufnahme e rfo lg t15). Kriegsbesoldung16) vVl gWäbrf' 
weise bis zum Tage der Arbeitsaufnahme 
Der Anspruch auf Heeresverpflegung ch3*.'
in Natur oder Barzahlung zu ihrer Selbsw..^[¡clj 
fung) besteht bis zum Urlaubsantritt eins0 mit 
der Reisetage zum Arbeitsantritt, entfällt atliche
dem Tage der Arbeitsaufnahme. Eine t° nße 
Bekleidungsentschädigung wird bis zum F'hecrin!lt' 
Monats gezahlt, in dem die Zivilverwendung: t f '

Nach Ablauf des Arbeitsurlaubs und ? 
tretendem Ende der zivilen Tätigkeit wi vsrgbit> 
sold vom ersten Tage des Monatsdrittels a s 
in dem der Wehrdienst wieder angetreten j er fb 
so wird eine Bekleidungsentschädigung v
—............ ............  t»

13) § 1 Abs. 1 VO. über Berufsfürsorge für Sept. IM 
Soldaten usw. im und nach dem Kriege v. • «¡a: v  
(RGBl. 1,1241; R Arb Bl. 1940 S. 1,482); vgl. d u 
1940, 2098, II A 2 b. V e rd is -

u ) Inwieweit schon vor Arbeitsbeginn i terArbe'tei 
ansprüche bestehen, z. B. im Falle entschuId g ^  ri^ iy  
Versäumnis oder Arbeitsbehinderung (Kranu j).
sich nach den allgemeinen Bestimmungen (z.o- s ¡¡¡sb&M.

15) Etwaige vergütungslose Zwischenzeit > Ar  ̂¡ttSi 
dere die Zeit bis zur ersten Auszahlung J
Vergütung am Ende des ersten Lohnzaniu B ^berbfu 
werden im Rahmen des Familienunterhai ^

“ ) Kriegsbesoldung sind Zahlungen, die ^¡ens®f3 
machtsangehöriger auf Antrag erhält, der i prieCl 
eines Gehaltsempfängers steht, aber nicht z 
stand der Wehrmacht gehört.
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antril° en Monat gewährt, in dem der Wehrdienst- 
Wp erfolgt ist. Kriegsbesoldung und Verpflegung 
gewährt V° m ^ a^ e des Wehrdienstantrittes wieder

3. U r l a u b
an ip EraSe der erstmaligen Gewährung von Urlaub 
friebl11, Mbeitsurlauber auf der Grundlage der be- 
der dT .gültigen Urlaubsbestimmungen bereitete 
ali„prne.riebspraxis erhebliche Zweifel. Es ist ein 
£ro(Wlaer Brandsatz des Wehrrechtes, daß die 
¿eit Pi ge Anrechnung der Wehrdienstzeit und die 
für dip ^^früheren Betriebszugehörigkeit nicht auch 
iflaljap, partezeit als Voraussetzung für den erst- 
Weii^rJ eines Urlaubsanspruchs gelten darf,
Gefoip. nst der aus dem Wehrdienst heimkehrende 
*'gen f n ann s°g*eich m it Arbeitsantritt seinen fäl- 
Würde „r ai!'3sanspruch erworben hätte. Gerade hier 
je nac] aber zu verschiedenen Ergebnissen führen, 
inhende A1] ^  der Arbeitsurlauber sein früheres 
°der obs Arbeitsverhältnis wieder aufnehmen konnte, 
beitsveri ~n *.n e.*netIi neuen Betrieb ein neues Ar- 
Betrieb la tnis eingehen mußte. Während im neuen 
auf das Kangel, jeder Regelung und im Hinblick 

nr^L^ezeit-Anrechnungsverbot der vielleicht
1 Satz 2

' vj, y IT“  ‘ 31U 1. vciu. in. g J nus. 2 SoldFÜrS- 
> artezeit u u  " 1937 die v0" e betrieblich gültige 
^°aate ? a ŝo f*1 der Regel mindestens sechs 
^ e its ü r i^ u ^ M e g e n  gewesen wäre, hätte sich der 
Verhältnisau , Tr wiederauf gelebten alten Arbeits-
^etidbarp d aid die (vielleicht) entsprechend an- 
pArbJvi v oagellm^  des § 3 der auf den Erlaß d?s 
ach laütenH^ 1940 zurückzuführenden einheit- 
^ h s trp iu , -1!  Lohngestaltungs-Anordnungen der 
rechtlicile nander der Arbeit zur Regelung arbeits- 
»en Soldatßt' rugen. ße‘ der Rückkehr von entlasse- 
a e'fel W j ?riden können. Zur Behebung dieser 

Arbeite, da“ er der RArbM. nunmehr auch für 
¡Htt.II der p au!?er eine einheitliche Regelung durch 
i i 'e WipHt ' r ^.a n z u n g d e r  A n o r d n u n g  ü b e r  
p • Dez l O / i ^ f ^ ^ d b r u n g  v o n  U r l a u b  vom 
5a'h erhalt!/ ^A rb B I. 1940, I, 623) getroffen: Da­
ra u f, ob c" a *e. Arbeitsurlauber ohne Rücksicht 
H .'eb u : le ln ihrem alten oder in einem neuen 
ö ^ ^ n a t ig f^ T —'ehaftlich beschäftigt werden, nach 
vp eitstabf! , ,adgkeit einen Erholungsurlaub von 
]: f* 6 Mon^t11 <’ Nach einer Beschäftigungsdauer 

hen odJr ten lm. Betriebe haben für sie die tarif- 
tülS; sie hakSOnsdSen Urlaubsbestimmungen Gel- 
j j uJ?gsurl-inken a*s? Anspruch auf den vollen Er- 
fP'fa lls  sie c’ p0weit dieser länger als 6 Arbeitstage 
t r Ä  Urlaub.- ?n l ür das in diesem Zeitpunkt lau- 
emr 'ehen , e*wa irgendwo ihren vollen be- 
ßßi, ilt Hp« ^piongsurlaub erhalten haben sollten,Selb 11 der i 7 1 Psur aub erhalten haben sollten, 

Verstäimr , ußsansPruch natürlich aus dem 
1 * 0 , e UrladühCi l ! L V4erb0i  des „Dopgelurlaubs für
hol. lScBen fa ir i adr* Aus demselben Grunde ist der 
Orb¡l’gsurlaub oder Sar gewährte ötägige Er-
reCLUh, der ceinen e^wa längeren tariflichen 
erlfa e°' Den n • Monaten erworben wird, anzu- 
iibP!.niii> in 7 ,,,eii ß?freuhändern ist die Befugtfis zu- 
\  d*e AnwenH 6 Sfallen bindender W irkung 

iaung der obigen Bestimmungen zu

UtagLpatMder Arbeitsurlauber keinen Anspruch 
^rclA en einhei ¡h ' "1 <ehrerurlaub gemäß § 2 der oben 
. hn ■’ "'eil dip=n len Eohngestaltungs-Anordnungen der 
• *1 iik^feht. r v /  ü u!" Wehrdienst ent l assenen Sol- 
Alllsat>,er den Arh„:+ , imkehrerurlaub würde auch mit 
^tn.or^eck nicht ; UiJ?u.b verfolgten sofortigen Arbeits- 

)■ ln Einklang zu bringen sein (vgl. aber

entscheiden, um so langwierige Gerichtsprozesse zu 
vermeiden und dem arbeitsbeurlaubten Soldaten 
schnell eindeutige Rechte zu verschaffen.

Über den Urlaub im Baugewerbe und den Bau­
nebengewerben nach der TarO. sind keine Sonder­
bestimmungen für Arbeitsurlauber getroffen; ihre 
Rechtslage ist daher praktisch unbefriedigend.

4. A r b e i t s p a p i e r e ,  i nsbes .  A r b e i t s b u c h
Die Behandlung der Arbeitspapiere einschließlich 

des Arbeitsbuches bereitet dort keine Schwierigkeiten, 
wo der Arbeitsurlauber im früheren Betrieb seine 
alte Tätigkeit wieder aufgenommen hat. Da das Ar­
beitsverhältnis infolge der Einberufung nicht ge­
endet, sondern im Ruhezustand fortbestanden hat, 
sind sämtliche Arbeitspapiere, auch das Arbeitsbuch, 
beim früheren Betrieb zunächst verblieben18). M it 
der Wiederaufnahme der Arbeit treten die Arbeits­
papiere ihre früheren Funktionen wieder an; eine 
veränderte Tätigkeit ist vom Unternehmer im Ar­
beitsbuch jetzt zu vermerken (§ 12 Z iff. 5 VO. über 
das Arbeitsbuch v. 22. April 1939).

Hat dagegen der Arbeitsurlauber eine Tätigkeit 
in einem anderen Betriebe aufzunehmen, so sind 
nunmehr die Arbeitspapiere der Quittungskarten der 
Invaliden- oder Angestelltenversicherung fü r die 
Dauer der neuen Tätigkeit vom alten Betrieb über 
Aushändigung an den Arbeitsurlauber an den neuen 
Betrieb abzugeben. Daß das alte Arbeitsverhältnis 
zum früheren Betrieb daneben noch ruhend besteht, 
verschlägt nichts; maßgebend ist, daß im neuen Be­
trieb eine aktive versicherungspflichtige Beschäfti­
gung stattfindet, fü r die die Quittungskarten bei die­
sem Betriebe zu sein haben. Aus denselben Er­
wägungen wird auch die Lohnsteuerkarte des Ar­
beitsurlaubers auszufolgen sein. Anders ist dagegen 
m it dem Arbeitsbuch des Arbeitsurlaubers zu ver­
fahren. Das Arbeitsbuch dient arbeitseinsatzmäßigen 
Kontrollzwecken und gehört in den Betrieb, dem 
der Beschäftigte hauptberuflich zugehört. Das ist 
und bleibt der Altbetrieb, da die Beschäftigung des 
Arbeitsurlaubers im Neubetrieb von vornherein nur 
als vorübergehend gewollt ist. Daher genügt es, 
wenn im Arbeitsbuch die Tatsache der vorüber­
gehenden Beschäftigung im Arbeitsurlaub im neuen 
Betrieb vermerkt worden ist, was dann allerdings 
vom Unternehmer des neuen Betriebes zu geschehen 
hat19). Demnach hat der Unternehmer des Stamm­
betriebes dem Arbeitsurlauber sein Arbeitsbuch bei 
A ntritt der Tätigkeit im neuen Betrieb unverzüglich 
vorübergehend auszuhändigen (§ 11 A bs.l Arbeits- 
buchVO.). Der Arbeitsurlauber hat das Buch dem 
Unternehmer des neuen Betriebes vorzulegen, der 
dann Beginn und Art der neuen Beschäftigung ein­
zutragen hat. Nach dieser Eintragung ist das Ar­
beitsbuch über den Arbeitsurlauber dem Stamm- 
betrieb wieder zur Aufbewahrung bis zum Lnae 
der Beschäftigung im Neubetriebe zuruckzugeben. 
Bei Beendigung des Arbeitsurlaubs hat der Unter­
nehmer des Neubetriebes auch das Ende der Be­
schäftigung im Arbeitsbuch einzutragen, wobei ent­
sprechend zu verfahren ist. Ebenso hat der neue 
Unternehmer in diesem Zeitpunkt auch die übrigen

in  Vgl hierüber Bu l l a ,  „Das Arbeitsbuch während 
des Kriegsdienstes“  in Wirtschaftsblatt der Industrie- und 
Handelskammer zu Berlin 1940,561 mit Nachweisung der 
einschlägigen ministeriellen Erlasse.

u») Die Rechtslage ist ähnlich derjenigen bei Ausübung 
einer arbeitsbuchpflichtigen Nebentätigkeit des Beschäf­
tigten. Hier bestimmt § 8 Abs. 1 Satz 2 ArbeitsbuchVO. 
auch, daß der Beschäftigte das Arbeitsbuch dem neuen 
Unternehmer zu Eintragungszwecken vorzulegen hat.
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Arbeitspapiere (m it vollständigen Vermerken und 
geklebten Marken) an den Stammbetrieb wieder 
auszufolgen.

5. K ü n d i g u n g
Für die Frage der Kündigungsbefugnis seitens des 

Arbeitsurlaubers oder auch des Unternehmers sind 
die beiden möglichen Arbeitsverhältnisse gesondert 
zu betrachten:

a) des f r ü h e r e n  A r b e i t s v e r h ä l t n i s s e s .
M it der Wiederaufnahme der Tätigkeit im frühe­

ren Betrieb lebt das alte Arbeitsverhältnis aus sei­
nem Ruhezustand zu einem aktiven Arbeitsverhältnis 
wieder auf (vgl. II 1 a). Infolgedessen können für 
dieses wiederaufgelebte Arbeitsverhältnis nicht mehr 
irgendwelche kriegsarbeitsrechtlichen Sondervor­
schriften, soweit sie sich auf das Verhältnis_ des 
e i n b e r u f e n e n  Gefolgschaftsmitgliedes zu seinem 
Arbeitsplatz beziehen, Geltung haben, sondern es 
haben alle jene arbeitsrechtlichen Vorschriften allein 
Geltung, die auch sonst ein ziviles Gefolgschaftsmit­
glied (und natürlich auch der Unternehmer) heute 
für die Kündigung seines Arbeitsverhältnisses zu be­
achten hat. Das w ill heißen, daß sowohl Unter­
nehmer20) als auch Gefolgschaftsmitglied jetzt zur 
Kündigung des wiederaufgelebten Arbeitsverhältnis­
ses befugt sind, aber hierzu der Zustimmung des 
zuständigen Arbeitsamtes gern. § 1 ArbPIWVO. vom 
l.Sept. 1939 bedürfen81).

Anders ist die Rechtslage wiederum, wenn der 
Arbeitsurlauber eine Tätigkeit in einem anderen Be­
triebe aufgenommen hat und es sich jetzt um die 
Kündigung des noch ruhenden alten Arbeitsverhält­
nisses zum früheren Betriebe handelt. Für dieses 
weiterhin ruhende Arbeitsverhältnis gelten auch die 
kriegsarbeitsrechtlichen Bestimmungen weiter, auf 
denen der Ruhezustand beruht. Der Gefolgsmann 
bedarf daher zur Kündigung seit dem Erlaß vom 
12. Dez. 1940 (RArbBl. I, 614) der Zustimmung des 
Arbeitsamts gern. § 1 ArbPIWVO., der Unternehmer 
außer dieser Zustimmung auch noch der Zustim­
mung des RTrdA. gern. § 2 Abs. 2 ArbPIWVO.

In beiden Fällen, also auch in dem der Kündigung 
des ruhenden Arbeitsverhältnisses, hat der gekün­
digte Gefolgsmann die Möglichkeit, Kündigungs­
widerrufsklage gern. § 56 AOG. zu erheben.

b) e i n e s  n e u e n  A r b e i t s v e r h ä l t n i s s e s .
Bei Arbeitsverwendung des Arbeitsurlaubers in 

einem neuen Betriebe untersteht das damit neu ein­
gegangene zivile Arbeitsverhältnis in jeder Bezie­
hung den allgemeinen Vorschriften. Zu seiner Kün-

20) Aus der Nichtmehr-Geltung der ArbRÄndVO. vom 
l.Sept. 1939 für das vorübergehend wiederaufgelebte Ar­
beitsverhältnis folgt weiter, daß der kündigende Unter­
nehmer jetzt auch nicht mehr der weiteren Zustimmung 
des RTrdA. gemäß § 2 Satz 2 a. a. O. bedarf. Praktisch 
bedeutet das keinen großen Unterschied, weil die Ar­
beitsämter verwaltungsorganisatorisch auch als Beauf­
tragte des RTrdA. tätig werden, also die Verwaltungs­
belange desselben mit zu wahren haben.

» ) Die Streitfrage, ob nicht das Gefolgschaftsmitglied, 
das ja auch als Arbeitsurlauber immer noch einberutener 
Soldat bleibt (vgl. I), im Hinblick auf den Erlaß des 
RArbM. v. 17. Okt. 1939 (Va 5551/167: RArbBl. 1939 S. I, 
503) der Zustimmung des Arbeitsamts entbehren könne, 
ist inzwischen dadurch erledigt, daß der RArbM. den 
genannten Erlaß durch neuen Erlaß v. 12. Dez. 1940 
(Va 5551/765: RArbBl. 1940 S. I, 614) ausdrücklich auf­
gehoben und jede Kündigung des früheren Arbeits­
verhältnisses seitens eines einberufenen Gefolgschafts­
mitgliedes wieder der Zustimmungspflicht gemäß § 1 
ArbPIWVO. unterstellt hat.

digung bedürfen sowohl der neue Unternehm 
auch der Arbeitsurlauber der Zustimmung « * ¿¡e 
ständigen Arbeitsamts gern. § 1 ArbPIW VO.’ 
Kündigungsbeschränkungen der ArbRAndVU. 1 
hier keine Geltung. Ebenso steht dem Se£u”  (jef 
Gefolgsmann die Möglichkeit der Erhebung ^ 
Kündigungswiderrufsklage offen. Bei beson ^  
Arbeitseinsatz des Arbeitsurlaubers können s jjjch- 
ihn aus seiner Kündigung besondere -Anzeig F 
ten, u. U. auch Rückwirkungen auf seinen a 
Urlaub ergeben (vgl. III).

6. S o z i a l v e r s i c h e r u n g  ^
Die sozialversicherungsrechtliche Stellung ^  

Gefolgschaftsmitgliedes während seiner Ein 
zum Kriegsdienst ist folgende: ,

Nach dem Erlaß des RArbM. vom 4. Sep • yef- 
(RArbB l.IV , 452) wird ein bestehendes Kran» deS 
Sicherungsverhältnis in sinngemäßer Anwena & ¿je 
§ 209 b RVO. nicht berührt, jedoch L hitfe’
Kriegsdienstzeit Beitragspflicht und 
'Dafür hat der Einberufene Anspruch aufH'el , nitig 
usw. der Wehrmacht. Für die Rditcnvers ¿er 
bestimmt die VO. über die Rentenversiche 1 ^¿e- 
Arbeiter und Angestellten, usw. während des /gö­
ren Einsatzes der Wehrmacht v. 13. Okt. i j  .. ¿all 
Bl. I, 2030), daß keine Beitragspflicht bes 
aber die Kriegsdienstzeit Ersatzzeit ist. . jgn ge- 

Ist nun der Arbeitsurlauber in seiner z i. raufg*' 
schäftigung arbeitsrechtlich in einem w| . tätig 
lebten oder neubegründeten Arbeitsverna .¿itflü 
(vgl. II 1), so unterliegt dieses Arbeit '  0 P f
hinsichtlich der sozialversicherungsrecht ggstil#'
handlung ebenso den hierfür maßgebend .je„ A ' 
mungen22) wie dasjenige jedes anderen jfrai|\
beiters. Der Arbeitsurlauber kann also g de 
heitsfalle nicht mehr die freie Heilfu ^  #c 
Wehrmacht in Anspruch nehmen, SOIlf*r-crer se'JL 
jetzt nur noch an den zuständigen * ‘ »¿fift d „ 
Krankenversicherung zu wenden. Die v ° ¡ch e ^  
§ 209 b RVO. ist also in der Krankenvers aIt
für die Zeit der Arbeitsurlaubstätigkei
wendbar23).

V . F a m ilie n u n te rh a lt  ¿e?
Die Auswirkungen der zivilen Beschäftig ̂  ¿je 

Arbeitsurlaubers gegen volles Entgelt fu.bef<£j 
Währung des Familienunterhalts an sei« ^  Rdj^, 
tigten Angehörigen sind in Z i f f . - „ ¡ ^ g l i V . 1 
des RMdl. und RFM. v. 14. Dez. 1940 (R *1 
Sp. 2256) geregelt: , . , ivjlet , §)

i .  Bei Verwendung des Soldaten in . Aiiu1,^  
keit als Beschäftigter auf längere Zei t h wird j  
unter W egfall der Wehrmachtbezuge ( > A®'
fu-berechtigten Angehörigen FU. bis‘ erjode, ^  
der ersten vollen Lohn- oder Gehul JL 2*) se« 
stens jedoch für die Dauer eines Mon • .
-----------------  , . RArbM'

22) Ziff. 1,2 des Erl. des OKW.; Erl. des ^
23. Juli 1940 (vgl. Anm. 6). , . .. 1irlaUb

21) Weiterversicherte, die im Arbeits Ifliiss 
sicherungspflichtige Beschäftigung aus: * ¿eS
wieder Beiträge selbst zahlen. r+srewäbrtlI1äoiiat

2‘ ) Mit dieser Verlängerung der rone einert1 
FU. von früher höchstens 2 Wochen au J verrnieC'e!.|1|Û  
werden wohl allenthalben die Hart 
die sich früher ergeben haben, we„erdauer«4e.r NrJn 
des ersten Arbeitsentgelts infolge lang erfol£jv iM? 
Zahlungsabschnitte nach diesen 2 Woche« g M§l>V- ge
des 3. RdErl. a. a. O. v. 14.
Sp. 1363), wonach unter bestimmten aUS der ^  
noch für 2 Monate nach dem Ausscheid n h,er 
macht FU. weitergewährt werden kann,
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DnJaUi d<:s Tages des Urlaubsantritts fortgewährt. 
(Arh-t die Tahrt vom Truppenteil zum Wohnort 
2 TDeitsort, Betriebsort) notwendigerweise länger als 
anfwäe’ so an die Stelle des Tages des Urlaubs- 
D * der Tag des Eintreffens an diesen Orten, 
halte -a vor Ablauf einer vollen Lohn- oder Ge- 
arhf>nenoc ?̂ dem Arbeitsurlauber ausgezahlte Teil­
en pUŝ erdienst bleibt bei der Bemessung des FU. 
wjpjp Ansatz. Besondere Bestimmungen gelten hier 
eite-t;1?01 bei Arbeitsantritt im eigenen oder 

,8t ®en Betrieb (Nr. 31c Abs. 2 a. a. O.).
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imArbeitsantritt im eigenen
sr - i.  ------  v______ ____ -  a - a-

gewählt rend der genannten Zeiträume, fü r die FU.
des a k wcr(Jen darf, der notwendige Lebensbedarf 
iolo-enri ltsur,aubers selbst nicht gesichert, so gilt 
gen ¿¡TS: bebt der Arbeitsurlauber m it Angehöri- 
br; zu sein

so
auchp6 ^-berechtigte Angehörige

erhä ltpV 1,0 Haushaltsgemeinschaft zusammen,
16 raw  , • wie ein „sonstiger“  Angehöriger über 
haltso-ßA; • ebt er nicht m it Angehörigen in Haus- 
biazelnfnCinsc^a^  zusammen, so erhält er FU. als 
die Ehe/8011 eigenem Haushalt nach den für 
ten. AriPkUt ?ines Einberufenen geltenden Vorschrif- 
einer v, n oier bleibt wieder der etwa vor Ablauf 

- —  len Lohn- oder Gehaltsperiode ausgezahlte

dahei denpn da s‘e nur für endgültige Entlassungen gilt, 
bssuncr i; “ er Soldat noch für 14 Tage nach der Ent- 
~UngS!>eId\ ,ehrmachtsgebührnisse (Wehrsold, Verpfle- 
cArkiu \ erhalten hi»+ 7nr fThorhrnGlmnor hatte der. mu . — —■ hat. Zur Überbrückung hatte der 

4,44) angeniHAn?rdnuil8' v. 16. Aug. 1940 (RArbBI.1940 S.I, 
des Wewfaiu et,’ daß die Arbeitsurlauber vom Zeitpunkt 
ivrPflichtetp dLS FU- an die Unterstützung für Dienst- 
y'etistvernfeuf" der Anordnung über Unterstützung für 
P^Anz. iqoq JbHe v. 4. Sept. 1939 (RArbBl. 1939 S.I, 417; 
i n> soweit „ • r-?07) nebst DurchfErlassen erhalten sol- 

ihr Vppui <i!nen Arbeitsplatz angetreten haben, an 
W/chtig ¡s+ h o j en aus staatspolitischen Gründen so 
jlc,ht z u s t i m da* Arbeitsamt einem Arbeitsplatzwechsel 
e r,heitsuriailknen, könnte. Diese Anordnung dürfte für 
n°it sein_ er durch die Neuregelung praktisch über-

Teilarbeitsverdienst bei der Bemessung des FU. 
außer Ansatz.

Während sonst FU. in der Regel mindestens für 
einen halben Monat im voraus gezahlt wird, darf er 
hier jeweils nur fü r einen Zeitraum von einer Woche 
ausgezahlt werden, es sei denn, daß zweifelsfrei fest­
steht, daß FU. fü r einen längeren Zeitraum fortzu­
gewähren ist. . .

Nach Beendigung der zivilen Tätigkeit im Arbeits­
urlaub wird FU. vom Tage des Wiederantritts des 
Wehrdienstes an wieder gewährt. W ichtig ist hier 
die ausdrückliche Vorschrift, daß für die Festsetzung 
der Einkommenshöchstgrenze und des Tabellen- 
satzes bei Errechnung des FU. nicht das während 
des Arbeitsurlaubs bezogene Nettoeinkommen, son­
dern das vor seinerzeitiger Einberufung des Arbeits­
urlaubers bezogene Nettoeinkommen maßgebend ist. 
Es verschlägt also insbesondere nicht, daß das Ein­
kommen im Arbeitsurlaub zwischenzeitlich niedriger 
war.

2. W ird dem beurlaubten Soldaten vor Beginn des 
Arbeitsurlaubes zunächst noch ein Erholungsurlaub 26) 
von der Wehrmacht gewährt, so rechnet der Zeit­
raum von einem Monat als Höchstdauer der mög­
lichen Weitergewährung von FU. erst seit Ablauf 
des letzten Tages dieses Erholungsurlaubs. Auch 
hier bleibt der zwischenzeitlich ausgezahlte Teil­
arbeitsverdienst außer Ansatz.

26) Die Regelung des RdErl. v. 14. Dez. 1940 geht in 
Nr. 31 e davon aus, daß Soldaten des Heeres vor_ Beginn 
des Arbeitsurlaubs zum Einsatz in der Kriegswirtschaft 
von der Wehrmacht einen Erholungsurlaub von 14 Tagen 
erhalten, während dessen ihnen die Wehrmachtgebühr­
nisse weitergezahlt werden. Bislang war ein solcher 
Erholungsurlaub für Arbeitsurlauber nicht bekannt, ins­
besondere nicht, wenn es sich um den besonderen 
Arbeitseinsatz (III) handelte. Vielmehr ist ein Erholungs­
urlaub von 14 Tagen nur für den wehrmachtentlassenen 
Soldaten vor Beginn seiner zivilen Berufsarbeit vor­
geschrieben (vgl. Anm. 17).

Die Zeugnis- und Auskunftspflicht des Arbeitgebers 
in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung

Amtsgerichtsrat H e i n r i c h  C l a s e n ,  Vorsitzender des Arbeitsgerichts Kulmbach
K D ie 7 >

Der Arh eU^ n ‘ sP H i c h t  des A r b e i t g e b e r s  
¡R icher » er auf Grund ausdrücklicher ge- 

bei ß f^ m u n g e n  verpflichtet, dem Beschaf­
fe,'0 ^erlaiKro00 ■ ^ UnS des Arbeitsverhältnisses auf 
)H3o n ein schriftliches Zeugnis auszustellen 

a u f ' L ? 7? »OB., § H 3  GewO.). Der An- 
Fin. A rh P;VUeiIung eines Zeugnisses entspringt 
d£ lehun e e i , ^ e r t r a ge , also den vertraglichen 
a„n A rbe it,io ile zwischen dem Arbeitgeber und 

5gsverhäu„-lnier Bis zur Lösung des Beschäfti­
g e  Fragem*£es bestanden haben*).
V ,Snis jlat’ ob auch der Agent Anspruch auf ein 
toJw Jan. vor der Entscheidung des RG.
b e le g e n d  j - '  umstritten. fm Schrifttum wurde 
w e!chnete p *,e f raSe bejaht. Nachdem die vor- 

es fe s ^ ije id u n g  des RG. erlassen war, 
fa fX  selbst s‘eoende Rechtsprechung, daß der 
An«6 der des MCnn s‘ch seine Stellung im Einzel- 

auf Handlungsgehilfen näherte, k e i n e n  
■'ehnte mu e>ues Zeugnisses hat. Das

iw p ——  Rücksicht darauf, daß der Agent ein

^bRSamml. 4,166; 17, 382.

selbständiger Kaufmann ist, auch wenn er sich in 
sachlich abhängiger Stellung befindet,, die entspre­
chende Anwendung des § 630 BGB. ab. Die Rech - 
lehre hat daraufhin auch überwiegend ihre abwei­
chende Ansicht aufgegeben. Die arbeitsgenchthche 
Rechtsprechung hat nun aber -  abweichend von 
der Rechtsansicht des RG. -  dem Agenten in arbeit­
nehmerähnlicher Stellung den Anspruch auf Zeug­
niserteilung zuerkannt. Erstmalig hat. das L • 
S t u t t g a r t  dem arbeitnehmerahnhchen Agenten, 
d h. dem wirtschaftlich abhängigen Agenten im 
Gegensatz zu dem persönlich und wirtschaftlich un­
abhängigen sog. selbständigen Agenten den An­
spruch auf Zeugniserteilung zugesprochen m it der 
Begründung, daß er, der kraft ausdrücklicher ge­
setzlicher Bestimmung prozeßrechtlich dem Arbeit­
nehmer gleichgestellt sei, diesem auch in sachlich­
rechtlicher Beziehung gleichgestellt werden müsse. 
Auch aus sozialen Gründen müsse dem Agenten in 
arbeitnehmerähnlicher Stellung der Anspruch auf 
Ausstellung eines Zeugnisses eingeräumt werden. 
Er bedürfe ebenso dringend wie jeder andere Be­
schäftigte nach Lösung des Beschäftigungsverhält­
nisses eines Zeugnisses, um wieder eine Stellung

69
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zu erlangen3). Das RArbO. hat ebenfalls mit Urteil 
v. 25. April 1936 — RAG 31/36 — die Zeugnispflicht 
zugunsten de3 arbeitnehmerähnlichen Agenten be­
ja h t1 5).

Nach dem W ortlaut des Gesetzes kann der Be­
schäftigte das Zeugnis erst bei Beendigung des A r­
beitsverhältnisses verlangen und nicht schon von 
der Kündigung ab. Daß das Zeugnis erst bei Be­
endigung des Dienstverhältnisses fä llig  ist, ergibt 
sich auch aus der Ablehnung des Antrages A u e r ,  
dem Arbeitnehmer das Recht auf das Zeugnis schon 
im Zeitpunkt der Kündigung zuzusprechen6). Da 
aber der Arbeitnehmer sich in der Regel schon vom 
Tage der Kündigung ab um eine neue Stellung be­
müht und er bei seinen Bewerbungen das Zeugnis 
benötigt, so erscheint es richtiger, ihm nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB.) den 
Anspruch auf Erteilung eines Zeugnisses schon von 
der Kündigung ab zuzuerkennen6).

Was den I n h a l t  des Zeugnisses anlangt, so muß 
es sich-stets auf A r t  und D a u e r  der Beschäftigung 
erstrecken. Auf Verlangen des Beschäftigten ist es 
auch auf L e i s t u n g e n  und F ü h r u n g  auszudeh­
nen. Dem Unternehmer ist untersagt, das Zeugnis 
m it Merkmalen zu versehen, die den Beschäftigten 
in einer aus dem W ortlaut nicht ersichtlichen Weise 
kennzeichnen (Geheimzeichen!). Da das Zeugnis der 
Bewerbung des Arbeitnehmers um einen neuen 
Arbeitsplatz dienen soll, muß es im einzelnen ge­
naue Angaben über die Art, den Umfang und die 
Dauer der Arbeit des Beschäftigten enthalten. Denn 
der Dritte, dem das Zeugnis zur Einsicht vorgelegt 
wird, muß sich von der Art, dem Umfang und der 
Dauer der Tätigkeit des Bewerbers ein genaues Bild 
machen können. Das kann er aber nur, wenn die 
A rt und Dauer der Beschäftigung des Arbeitneh­
mers genau geschildert w ird 7). Bei Unvollständig­
keit der Angaben über A rt und Dauer der Tätigkeit 
kann der Arbeitnehmer E r g ä n z u n g  des Zeug­
nisses verlangen. Ebenso unvollständig ist das Zeug­
nis, das sich nur über die Leistungen verhält, wenn 
der Arbeitnehmer die Ausstellung eines Zeugnisses 
über Leistungen und Führung verlangt hat. Der 
Arbeitgeber ist nicht berechtigt, das Zeugnis von 
sich aus auf die Leistungen zu beschränken und 
sich über die Führung nicht zu äußern, weil er nach 
gewissenhafter Prüfung das Zeugnis insoweit un­
günstig fü r den Arbeitnehmer ausstellen müßte. M it 
dem Einwande, daß der Arbeitnehmer an einem ihm 
nachteiligen Zeugnis kein Interesse haben könne, 
kann er nicht gehört werden. Denn die Beurteilung, 
welche Bedeutung und welchen Wert ein auf Lei­
stungen und Führung erstrecktes Zeugnis für das 
Fortkommen des Arbeitnehmers hat, steht aus­
schließlich dem Arbeitnehmer zu. Das nur über die 
Leistungen des Arbeitnehmers ausgestellte Zeugnis 
ist also unvollständig. Der Arbeitnehmer kann des­
halb hinsichtlich der Führung die Ergänzung des 
Zeugnisses verlangen8).

Die Angaben des Zeugnisses müssen der W a h r ­
h e i t  entsprechen. Das Zeugnis darf also keine tat­
sächlichen Unrichtigkeiten enthalten. Ob das Zeug­
nis, soweit es sich um Werturteile handelt, nicht 
nur die subjektive Auffassung des Arbeitgebers

3) LArbG.: ArbRSamml. 24,174.
4  RArbG.: ArbRSamml. 27, 7.
5) E u n e c c e r u s ,  „Lehrbuch des Bürgerl. Rechts“  

Bd. I, 2, § 368 C Note 21 S. 438.
e) H u e c k ,  „Deutsches Arbeitsrecht“ , Grundriß, 1938, 

S. 125.
7) RArbG.: ArbRSamml. 17, 382.
s) LArbG.: ArbRSamml. 19, 227

[Deutsches Recht, Wochenausgab«

wiedergeben darf, sondern auch objektiv riehJ 
sein muß, d. h. ob es bei Beurteilung der Tatsacn 
von dem nach der Verkehrssitte üblichen Maßsta 
nicht in erheblichem Umfange abweichen darf, 
umstritten. So vertritt des LArbG. A l t o n a  im 
teil v. 15. Febr. 1928 -  LAS 42/27 -  unter Berum»» 
auf die Rechtsprechung der OLG. 33, 134 und > 
188 die Meinung, „daß ein Maschinenmeister, 
gemäß §113 GewO, ein Zeugnis über Führ , 
und Leistung verlangt, sich insoweit einem y . t 
des Arbeitgebers, das die p e r s ö n l i c h e  Ans* j,at 
des A u s s t e l l e r s  enthält, un te rw irft9). Doch ¡jS, 
sich seit dieser Entscheidung in der neueren am> . 
gerichtlichen Rechtsprechung die Ansicht d f 
gesetzt, daß es nicht genügt, daß das Zeugnis ^  
der subjektiven Überzeugung des Arbeitgebers 
spricht, daß es vielmehr die fü r die B e u rte i^  
maßgebenden Tatsachen enthalten muß und 
diese so zu würdigen sind, wie sie im Verkeil 
würdigt zu werden pflegen10). Es ist natürlich, Zj 
es sich bei der Beurteilung von Leistungen nie 
ganz vermeiden lassen, daß das Zeugnis einen g 
jektiven Einschlag hat. Doch darf die Wüm 
nie rein subjektiv sein, sondern sie muß um ’ e„ 
achtung der Verkehrsanschauung den ,ob^ 7 eUS’ 
Tatsachen entsprechen. Der Aussteller eines 0(jer 
nisses darf sich deshalb nicht von Vorurteile j,. 
Voreingenommenheit zum Nachteil des Arh 1 ße- 
mers leiten lassen und darf sich nicht dara yof. 
schränken, ein allgemein gehaltenes abfällige» ^  
urte il zu fä llen11). Der Arbeitgeber muß !j\-sSjg- 
Beurteilung der Fülirung über kleine N acm .ner 
keiten, die sich das Gefolgschaftsmitglied Aorrlriien 
jahrelangen Beschäftigung hat zuschulden * 
lassen, hinwegsehen und er darf nie überseh > j,e. 
er die g e s a m t e  Führung des Arbeitnehm 
urteilen muß. Wenn diese, abgesehen von ^  sje 
Nachlässigkeiten, einwandfrei war, so muö 
auch als „g u t“  bezeichnen. So führt das ^  
B r e s l a u  in der Entscheidung v. 5. Marz ¡¡¿efl 

daß es in manchen ° aI1zeti 
im ¿je-

15 aS 115/34 -  a u s ,________ .
üblich sei, „eine schlechte Führung mit ,im■ & 
gut' zu bezeichnen“ . Würde unter M ißaC“  .^gricl 
ser Gepflogenheit nun ein nur nicht ganz , ¡jenß‘ 
freies Betragen lediglich mit „zufrieden i . so

A_ __ „ . f i • i i r • i nPWCA 1,oder gar m it „n icht zufriedenstellend“  be .g jese,
würde nahezu jeder, der ein solches Zeug j^üpe* 
„den Beurteilten für einen ausgesprochen ß ¿et 
halten*'12). Dieselbe Entscheidung verlang > ^  gei- 
Arbeitgeber sich auch bei der Bewer tung,  
stungen der fü r Zeugnisse üblichen Ausar tih' 
bedient und nicht eine Form wählt, dlJ/(jnStigeI!e{! 
befangenen Leser einen wesentlich ^ ® flirnent'lCi, 
Eindruck hervorrufen würde. Dies gm ¡,ne Lej
von allgemeinen Redewendungen w ie , 
stungen waren im allgemeinen ausreich ¡reste*{ 
„der Beschäftigte war bestrebt, den.an . f  b^°^r 
ten Anforderungen zu genügen“ . M it K_ ges
das LArbG. Breslau, daß der unbefang f 
aus solchen Redewendungen ein abla b geis“ 1 
urteil entnehme. Andererseits darf das u ah
gen und Führung des Gefolgsmanne ^ er c 
sprechende Zeugnis die Leistungen mc v
werten, als sie tatsächlich zu bewert n;cht „  
Unternehmer darf einem Arbeitnehm ejStunß.e 
schcinigen, daß seine Fähigkeiten u n „ ; cheri. P 
gut sind, wenn sie in Wahrheit nur a

9) LArbG.: ArbRSamml. 2,181. oArbü-4’ ^
10) LArbG.: ArbRSamml.3,200 ; 24,171,

17, 382. ,,n
11) LArbG. Bielefeld: ArbRSamml. 25, iw
12) LArbG.: ArbRSamml. 24, 171.
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eines bewußt unrichtigen Zeugnisses 
mni? ihn aus §826 BOB. schadensersatzpflichtig 
trai Gn’ Wenn der Dritte den Arbeitnehmer im Ver­
tagest h*C ^ ‘^ S ^ e i t  der Angaben im Zeugnis

die Fnn aUc*1 d'e Bewertung der Leistungen und 
Qe v?.rmulierung des Zeugnisses allein Sache des 
dun aa‘Jsherrn ist, wie das schon in den Entschei-
erkaw ?er 0 L Q - 9> 2521 10> 330 und 12> 418 an‘ 
Führ11”  ‘.st ,und nach neuerer Rechtsprechung dem 
geb„^rPri.n7iP entspricht, so muß sich der Arbeit- 
bewuiH der Abfassung des Zeugnisses aber stets 
Arbeit i?e'n’ dad das Zeugnis dazu d ien t,, dem 
zu p - aemner die Bewerbung um eine neue Stellung 
PechF1Cltern‘ ^ ies w ird *n der arbeitsgerichtlichen 
BeitoprPrec l̂Un§i immer wieder betont und dem Ar- 
der Fn°er ausdrücklich zur Pflicht gemacht, sich bei 
mann rmu*i.erung einer klaren, deutlichen und jeder- 
auch ,arstandlichen Sprache zu bedienen. Er muß 
über l •? verfneiden, was eine irrige Vorstellung . 
einem jls™.n£ und Führung des Gefolgsmannes bei 
v0rcrpioUf ltte.n> welchem das Zeugnis zur Einsicht 
den a M  wird, erwecken könnte. So darf ein für 
nicht an 'mphmer ungünstiger Vorgang im Zeugnis 
zelfan PSefuhrt werden, wenn es sich um einen Ein- 
tnannesT - l1*’ der für die Arbeitsweise des Gefolgs- 
^ j ek t i vo r v '  charakteristisch ist. Es ist mit der 
ihaljgg p , Wahrheitspflicht unvereinbar, eine ein- 
die fjj .phorsamsverweigerung des Arbeitnehmers, 
in dem 7 ° ^ lle nachteilige Folgen geblieben ist, 
nehmer ; Pu?nis zu erwähnen, wenn der Arbeit­
sich kein r an£ treu und gefolgsam war und an 
eitles u ^ s ä s s ig e r  Charakter ist. Ein solches ein- 
¡nitgetpju ’ kommnis rechtfertigt nicht, im Zeugnis 
‘Urig der 29 werdcn und darf auch auf die Beurtei- 
'Ui 2eupn'^esam ên Führung nicht abfärben11). Da 
?erden ein Firundsätzlich nur Tatsachen aufgeführt 
Wen Ifi” ’ darf der bloße Verdacht einer straf- 
ucht d- ri Un®’ da er keine solche Tatsache ist, 
Verdacht«n .erwahnt werden. Die Erwähnung des 
A^hält d-10 e-lner strafbaren Handlung im Zeugnis 
iPWitnehn, ^ uS'eständnis des Arbeitgebers, daß der 
aegangen >eP möglicherweise doch nicht die Tat 
W h zUmna.ben kann. Andererseits w ird darin aber 
, haftat fr,r r/P?druck gebracht, daß er ihn einer 
age b e r i i i i i j ’S hält. Eine auf so unsicherer Grund- 
jui  Mittei],,nde Angabe eignet sich deshalb nicht 
v,rWtnohm W  an Dritte. Der vielleicht unschuldige 
a ?ßen VercF jW‘rd durch die Aufnahme eines
Wem Fohu s einer Straftat in das Zeugnis in 
gegenüber , on}men derart erschwert, daß dem- 
W f solcbp ui teresse anderer Arbeitgeber, auch 
V reden b .°hen Verdachtsmomente aufgeklärt 

b „ ias au |)^UrV9ktreten m uß15). 
Ä ê e r s e ir d t, e n s t l i c h e V e r h a l t e n  des Ar­
ni ^chrifttun/ i*r n?c^ übereinstimmender Memung» U U L l L i l l d l l l l l l l l L l l U v l

Ji! llUr iiKm. U-Pd in der Rechtsprechung im Zeug 
srPPÜiche \)PeP berücksichtigt werden, als es das 
di* ’&ten u er?1alten oder d*e Leistungen des Be- 
s‘e Angau ppmf l uß t  hat. Das gleiche g ilt auch für 

darf des Entlassungsgrundes im Zeugnis. 
a des BecnV-tP0*16’ da^ der Gefolgsmann wäh-

des Be- 
„  auch für

re n ^^c lie  T 6f  Entlassungsgrundes im 
bü, des da*̂  der Gefolgsmann wäh-
n.pag hestnf* haftigungsverhältnisses wegen Abtrei- 
siPaotllmen\v Worden ist, nicht in das Zeugnis auf- 
li0i at> sich a f . u 1?’ Wed d‘e Straftat, so verwerflich 
Fnn ^ fauc iiu .i -1SP ' n keiner Weise seine dienst- 
■^CSsung«irr. beeinflußt hat16). Auch darf der 

mJT"--—. Und °der die Knndio-uncr aus Gründen,
SWO.:

| ßArbo;! Ä 8amm>-19. 26.
kArbQ • 1 SSamrnl. 17, 382.

' hArbQ'pAfbRSamml.T, 166.
•tssen: ArbRSamml. 39, 20.

die v o r  dem Arbeitsverhältnis liegen, wie Ver­
schweigen von Vorstrafen, nicht im Zeugnis er­
wähnt werden17). Stellt aber die von dem Arbeit-* 
nehmer begangene Straftat gleichzeitig einen Ver­
stoß gegen die Dienstpflicht dar, so darf sie in dem 
über Leistungen und Führung ausgestellten Zeugnis 
erwähnt werden. Dies folgt, ganz abgesehen davon, 
daß der Arbeitgeber bei Nichterwähnung einer sol­
chen Straftat im Zeugnis sich der Gefahr einer 
Schadensersatzklage des Dritten aussetzt, der im 
Vertrauen auf die Richtigkeit der Angaben im Zeug­
nis den Arbeitnehmer angenommen hat, aus der 
dem Arbeitgeber obliegenden Wahrheitspflicht. Der 
Dritte muß sich über die Eignung des Bewerbers 
ein richtiges Bild machen können. Das kann er nur, 
wenn der Arbeitgeber die Straftat im Zeugnis er­
wähnt18).

Zeugnisse sind auch in verkehrsüblicher F o r m  
auszustellen. Das ist im Schrifttum und in  der 
Rechtsprechung anerkannt. E in nicht ordnungsgemäß 
ausgestelltes Zeugnis darf der Arbeitnehmer zurück­
weisen, z. B. ein m it einem Bleistift geschriebenes 
Zeugnis. Entstehen durch nachträgliche Einfügung 
von Worten Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit des 
Zeugnisses, so hat der Aussteller auf Verlangen des 
Beschäftigten das Zeugnis neu in fortlaufendem 
Text auszustellen19).

Ist das Zeugnis in seinem Inhalt unrichtig oder 
entspricht es nicht der verkehrsüblichen Form, so 
kann der Arbeitnehmer die B e r i c h t i g u n g  des 
Zeugnisses bzw. die Ausstellung eines n e u e n  
Zeugnisses verlangen. Das ist im Schrifttum und 
in der Rechtsprechung anerkannt. In diesem Zu­
sammenhang verdient auch die Entscheidung des 
RArbG. v. 25. März 1936 — RAG 288/35 -  erwähnt 
zu werden, weil sie die Pflicht des Ausstellers eines 
Zeugnisses betont, sein in dem Zeugnis abgegebenes 
für den Gefolgsmann ungünstiges Urteil zu über­
prüfen und zu berichtigen und dies dem früheren 
Arbeitnehmer durch Erteilung eines neuen Zeug­
nisses mitzuteilen, wenn ihm nachträglich Zweitel 
an der Richtigkeit seines Urteils kommen20). Der 
Berichtigungsanspruch setzt n i c h t  ein Verschulden 
des Ausstellers voraus, ist also nicht nur bei Aus­
stellung eines wissentlich ungünstigen Zeugnisses 
gegeben, sondern steht dem Beschäftigten aucn 
schon dann zu, wenn das im Zeugnis abgegebene 
W erturteil nach objektiver Beurteilung unrichtig ist. 
Denn der Arbeitnehmer hat Anspruch auf ein in  sei­
nem g e s a m t e n  Inhalt richtiges Zeugnis. Stellt der 
Arbeitgeber ein unrichtiges oder mchtordnungsg 
mäßes Zeugnis aus, so erfüllt er nicht seine er­
tragspflicht und wird deshalb von seiner Le stungs- 
pflicht nicht frei. Nimmt der Beschaffarie ein sol­
ches Zeugnis nicht an, so kommt der Arbeitgeber 
in Verzug (§§ 284ff. BGB. und ist aus dem Ge­
sichtspunkt des Verzugs zum Ersatz des dem. Be­
schäftigten aus der verspäteten ^Zeugmserteilung 
entstandenen Schadens verpflichtet. D 
h a f t e  Ausstellung eines falschen Zeugnisses ver­
pflichtet den Arbeitgeber dem Arbeitnehmer gegen­
über zum Schadensersatz, weil sie eine vorsätzliche 
oder fahrlässige Vertragsverletzung ist (§276 BGB.). 
Bei schuldhafter Ausstellung eines falschen Zeug­
nisses haftet der Aussteller auch dem Dritten der 
im Vertrauen auf die Richtigkeit des Zeugnisses den 
Bewerber eingestellt hat21).

' A RArbG.: ArbRSamml. 30,138.
ia) ArbG. Coburg: ArbRSamml. 23,115.
ts) RArbG.: ArbRSamml. 26, 22.
20) RArbG.: ArbRSamml. 27, 216. i
21) RArbG.: ArbRSamml.31,74; 19, 26.
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Auch der Arbeitgeber hat einen Berichtigungsan- 
Spruch, wenn er irrtümlich ein unrichtiges Zeugnis 
ausgestellt hat. Das ist zwar im Schrifttum sehr 
umstritten. L a u e  leitet ihn überzeugend aus dem 
Wesen des Zeugnisanspruchs her22), in der arbeits-

Serichtlichen Rechtsprechung wird er ohne nähere 
egründung b e j a h t .  So führt das LArbG. L e i p ­

z i g  im Urteil v. 7. Mai 1936 — 24 Sa 29/36 — aus, 
„daß derjenige, der ein Zeugnis ausgestellt hat, es 
berichtigen kann, wenn er bei nachträglicher Prü­
fung es nicht aufrechterhalten kann oder w ill“ 23). 
Das Recht des Ausstellers, das Zeugnis zu berich­
tigen, fo lgt auch aus seiner Pflicht auf Ausstellung 
eines wahrheitsgemäßen Zeugnisses. L a u e  ist zu­
zustimmen, wenn er ausführt, „daß die Treue- und 
Fürsorgepflicht gegenüber dem Gefolgsmann den 
Unternehmer verpflichtet, ein zu ungünstiges Zeug­
nis zu berichtigen, die Treuepflicht gegenüber dem 
Unternehmer den Gefolgsmann verpflichtet, ein zu 
günstiges Zeugnis zur Berichtigung vorzulegen24).

Wer sich im Prozeß auf ein unrichtiges Zeugnis 
beruft, muß die Unrichtigkeit beweisen25). Macht 
der Arbeitnehmer die Unrichtigkeit des Zeugnisses 
geltend, so ist er beweispflichtig; beruft sich der 
Aussteller auf die Unrichtigkeit, so obliegt ihm die 
Beweispflicht. Im allgemeinen kann der Arbeitneh­
mer die Berichtigung eines „zufriedenstellenden“  
Zeugnisses n i c h t  in ein „gutes“  Zeugnis ver­
langen. Denn „bei der Frage, ob Leistungen über 
den Durchschnitt hinausgehen und deshalb als gut 
zu bezeichnen sind, handelt es sich im allgemeinen 
um eine subjektive Beurteilung, die ein Außen­
stehender, vor allem ein Gericht, kaum treffen 
kann“ . Liegen aber im Einzelfall besondere Um­
stände vor, die die Bezeichnung der Leistungen und 
Führung eines Beschäftigten als „g u t“  rechtfertigen, 
so hat der Beschäftigte auch Anspruch darauf, daß 
seine Leistungen und Führung als über dem Durch­
schnitt liegend im Zeugnis hervorgehoben werden. 
Dies g ilt heute unter dem neuen das Arbeitsver­
hältnis beherrschenden Gedanken der Ehre, Treue 
und Kameradschaft mehr denn je. Die Pflicht zur 
Ausstellung eines Zeugnisses über die Leistungen 
und Führung ist nicht nur ein Ausfluß der Für­
sorgepflicht, sondern auch der sozialen Ehren­
p flich t26).

Im Gegensatz zur herrschenden Rechtslehre ver­
tr itt die Rechtsprechung die Ansicht, daß ein A r­
beitnehmer, der sein Zeugnis verloren hat, die Aus­
stellung eines zweiten Zeugnisses verlangen kann, 
weil die nochmalige Ausstellung eines Zeugnisses 
im allgemeinen für den Arbeitgeber eine so geringe 
Mühe ist, daß sie ihm nach Treu und Glauben zu­
gemutet werden kann27).

Die Frage, ob der Arbeitnehmer ein sog. e r ­
w e i t e r t e s  T e i l z e u g n i s ,  d. h. ein Zeugnis, das 
sich nur auf die Leistungen oder nur auf die Füh­
rung erstreckt, verlangen kann, ist im Schrifttum 
umstritten. In der Rechtsprechung hat das LArbG. 
D e s s a u  im Urteil v. 26. Sept. 1932 — 2 AS38/32 — 
gestützt auf Schrifttum und Entscheidungen der 
OLG. (OLGRspr. 17, 414 und KGBI. 1902, 28) -  
die Frage b e j a h t ,  während sie das RArbG. und 
das LArbG. B i e l e f e l d  m it der Begründung v e r -

22) Laue,  „Die nachträgliche Berichtigung des Dienst­
zeugnisses durch den Unternehmer“ : DArbR. Heft 7/8 
1939, 7. Jahrg., S. 215 ff.

2«) LArbG.: ArbRSamml.28,167.
24j  Laue a. a. O.
26) LArbG. Leipzig: ArbRSamml. 28,167.

• 2S) LArbG. Dortmund: ArbRSamml. 27, 36.
27j RArbG.: ArbRSamml. 26, 22.

[Deutsches Recht, Wochenausgä^

ne in t  haben, daß das Zeugnis, das ein wa^r^ .se 
getreues G e s a m t b i l d  des Beurteilten geben m 
nicht Tatsachen fortlassen dürfe, die für die ^  
teilung des Gefolgsmannes wesentlich seien- ^  
Verschweigen von Vorkommnissen, die für die 
urteilung des Charakters des DienstverpfhC“ 
von W ichtigkeit seien, würde einen Verstoß i E  
den Grundsatz der Wahrheitspflicht im Zeugw jjj 
deuten. Auch werde das erweiterte Teilzeugnis 
der Auffassung über die Stellung des Arbeit . £ 
Leben der Nation und als Gefolgsmann im t>e' ^  
gerecht, die sich auf die Grundsätze der s ^  
Ehre und der Leistungswertung nach Köi/ulsta^ 
Charakter als untrennbar verbundenem Ma 
gründe28).  ̂ ,|t|„g

Auch die Frage des V e r z i c h t s  auf AusS ¡je#' 
eines Zeugnisses ist strittig. Nach der herr ^  
den Lehre kann der Dienstverpflichtete au ^¡| 
ein Zeugnis n i c h t  rechtswirksam verzichte > a|ä
UIC V U lb L lU I l lU l  UUC1 UiC Z -C U ^ llia a w o w *' » g ¡ \r
soziale Fürsorgebestimmungen zum Schutze j eu
beitnehmers zwingend seien. Das KG. h a . UIg 
n a c h t r ä g l i c h e n  Verzicht in der pt
der OLG. 22, 304ff. fü r zulässig. Das J^Lo /29 '' 
in der Entscheidung v. 4. Dez. 1929 — RAG f  ' ¿es 
sogar den im v o r a u s  e r k l ä r t e n  Ver7-i yirksah1 
Arbeitnehmers auf ein Zeugnis für recht:Qründel1 
anerkannt, allerdings ohne sich mit den aUSei«' 
der abweichenden Ansicht der Rechtslehre j,e-
anderzusetzen29). Den nachträglichen verz ^  
handelt das Urteil des RArbG. v. 18. Fern- 
RAG 440/32. — Abweichend von der herr- 
Rechtslehre hält das RArbG. den nac yjrziĉ S 
Verzicht für zulässig, prüft die Frage des  ̂ der 
aber im wesentlichen nur vom Gesichtsp e0de 
Sittenwidrigkeit30). M. E. rechtfertigt die z 
W irkung der Vorschriften über die Zeugnis ^ eI)n 
die Unwirksamkeit des Verzichts dann nli:ft:’2ungs' 
der Arbeitnehmer nach  Lösung des Bescha ? 
Verhältnisses den Verzicht mit Rücksicht * 
Berufswechsel erklärt und er aus diesem ¡sse>
kein Interesse an der Ausstellung eines z  ® seine 
hat. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn . 0der 
Stellung als Angestellter aufgibt, um Fabr 
Rechtsanwalt zu werden. --

Im Urteil v. 22. Febr. 1933 -  RAG 4^ / . chäfti 
das RArbG. die Frage behandelt, ob der B  ̂AH? 
durch verspätetes Verlangen den Anspruc: Arbe‘ 
Stellung eines Zeugnisses v e r w i r k t ,  t eii)e 
nehmer, der sein Verlangen auf Ertei nSprd^
7piifrniccoc Hic vi 1 r  FYlpHiiTlITICT 011161* < cP ,\fl.sel ir- Ver"'ir.
Zeugnisses bis zur Erledigung einer . 
klage zurückstellt, verwirkt n i c h t  dau v*-- ef 
Zeugnisanspruch81). Es dürfte m. E. ? ¿gjtnc^g 
kung angenommen werden, wenn der A L<istL t 
nach Ablauf einer angemessenen Frist U
des Arbeitsverhältnisses kein Zeugnis , j en S.a 
und ohne ein solches eine Stellung £.' fferen /• 
Überhaupt dürfte nach Ablauf einer Drt,ältiilSSUf 
seit der Beendigung des Beschäftigung^ ¡sSes 
der Anspruch auf Erteilung eines ^  6, di<- eu 
noch beim Vorliegen besonderer Ums a ^tfed'Bje 
säumige Verhalten des Beschäftigten seid- 
und von ihm zu beweisen sind, zulas » Gen®-, 
gleichen Grundsätze müssen auch tu . ¡^¡gting 
machung des Ergänzungs- und Be 
Spruchs gelten.

28) RArbG.: ArbRSamml. 25, 107; 
ArbRSamml. 25,145.

29) RArbG.: ArbRSamml. 8, 45. 
so) RArbG.: ArbRSamml. 17, 464.
81) RArbG.: ArbRSamml. 17,382.
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ueu anerkannter Rechtsprechung hat der Unfer­
tig r f r u n ^ urückbehaltungsrecht an dem Zeug- 
Fü’ aa uie Zurückbehaltung eines Zeugnisses dem 

n ° rgezweck des Gesetzes widerspricht32). 
eine Vollstreckung von Urteilen auf Ausstellung 
keinp wrH§nisses erfolgt, da die Zeugniserteilung 
»emsR"Ulenserklärung im Sinne des §894 ZPO. ist, 
gemäß § sgs ZPO.33).

A u s k u n f t s p f l i c h t  des U n t e r ­
ry n e h m e r s

gun'e/ iaf e. 9b der Unternehmer nach  Beendi- 
Drittenes c ^ ebsverhältnisses verpflichtet ist, einem 
den fri f311 ^ essen Verlangen eine Auskunft über 
Im Srhr-m611 Qef°Igsmann zu erteilen, ist strittig. 
nehmers t 1 w*rc* ^*e Auskunftspflicht des Unter­
em R 9 rUnd seiner allgemeinen Treuepflicht 
kling h PS-C fügten gegenüber mit der Einschrän- 
lnteres<;pJ a h t’ ^aß der Beschäftigte ein erkennbares 
mer cjj e an der Auskunft hat und dem Unterneh- 
mögiieh . Uskunft ohne besondere Schwierigkeiten 
ein ¿enrr1- G°ch kann der Unternehmer, wenn er 
sfüngen * 3c -? estellt bat, das sich auch auf Lei- 
senff) j d Führung erstreckt, auf dieses verwei- 
kunftsnfni , . er Rechtsprechung wird aber die Aus- 
4es Dipiid* des Unternehmers nach  Beendigung 
RÄrbQ ,.ve^hältnisses v e r n e i n t 35). Doch hat das 
^ achwirk,'e ^ ra§e erwogen, ob der Arbeitgeber in 
endigUt] des Arbeitsvertrages noch nach  Be- 
feilnng -h, fles Dienstverhältnisses zur Auskunftser- 
Pflichtet des ehemaligen Beschäftigten ver­
tu e  steil, Um. 'b '1 bei der Bewerbung um eine 
lung RUnŜ nicht zu behindern. Es ist der Mei- 
®jgnet se;n b londere Umstände im Einzelfall ge- 
Geschäftsh kötlnen> eine solche Verpflichtung des 
Sondere Crrn zu begründen, nämlich wenn eine 
^ e h m e n Ä  au?h . nur aus den Umständen zu 
¡'erid der v 0e+ V e r e > n b a r u n g  vorliege, die wäh- 
a Arbeit« rtrl? sda.uer fü r die Zeit nach der Lösung 
■ 1eits-ehp^6 - Îtnisses eingegangen ist. Wenn der 

Ü1Sses sieh Wabrend der Dauer des Arbeitsverhält- 
bereit eru- ,zii ernpfehlenden Auskünften fre iw illig  
?e.s Arbeite , 1e’ so könne darin in Nachwirkung 
?e.m, nachSViertra^ es ^ ie Verpflichtung begründet 
roheren n t,t.c?SUn£ des Dienstverhältnisses demGefol"crounn- . ‘§sn?ann keine Hindernisse bei der 

zu igL Um einen neuen Arbeitsplatz in den 
sitivrv A.??n, aber keinesfalls werde dadurch eine

^ e r b 
zü

d » tive Arii.i“ ’ ?UCI Kcmesraus werue aaauren eine 
{;ArbQi l , .u■jftspflicht begründet. Die Ansicht des 
^denkiieu nicht. Zwar ist dem RArbG. un-

dio 1®.lzusdmmen, daß der Zweck der Kün- 
tr durch ~7?SUng des Arbeitsverhältnisses ist und 
^glichen rvle , Kündigung grundsätzlich die ver- 

l .darf Ir,dungen aufgehoben werden. Allein 
rt«1 Sverhält*' nic.bt übersehen werden, daß das Ar- 
?tl „ *? nicht — wie der Kauf — nur ein auf

??nf ie s  V p ^ e n  Austausch' von Leistungen ge- 
r. e9e Und L[ i raSsverhältnis, vielmehr ein auf Ehre, 
deutliches p  am.eradschaft beruhendes personen- 
Ą besondo eme*nschaf tsverhältnis ist. Gerade aus
dp /^ve rha ii6"  Pers°nenrechtlichen Charakter des 
dp! ^ 'enstvp/vn*nSe? können sich auch nach  Lösung 
VpÜ Arbeitnnu n'sses für den Arbeitgeber wie für 
Pfi-raglichpn n e,r aIs Nachwirkung der früheren 
.^h te n er„  J/^btsbeziehungen im Einzelfall noch 

s ° en- Die gegenseitige Treuepflicht des

U UrbQ w^bgart: ArbRSamml. 24,174.
S.lall*ueck “ASter: ArbRSamml. 17, 92.

> »Deutsches Arbeitsrecht“ , Grundriß, 1938,
kArbQ ■

'• ArbRSamml. 20,158; 26,256.

Arbeitgebers und Arbeitnehmers aus dem früheren 
Arbeitsverhältnis w irkt sich auch noch nach Be­
endigung des Beschäftigungsverhältnisses aus und 
kann im Einzelfall den Arbeitgeber wie den A r­
beitnehmer noch in Nachwirkung des ehemaligen 
Dienstverhältnisses verpflichten. So dürfte m. E., 
auch wenn keine besondere Vereinbarung vorliegt, 
die während der Vertragsdauer für die Zeit nach 
der Lösung des Beschäftigungsverhältnisses ein­
gegangen ist, der Arbeitnehmer verpflichtet sein, 
über die während seiner Beschäftigungszeit erfah­
renen Betriebsgeheimnisse zu schweigen. Ebenso 
verpflichtet die Treuepflicht den Arbeitgeber nach 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses alsNach- 
w irkung dieses Gemeinschaftsverhältnisses zur Aus­
kunftserteilung über den früheren Gefolgsmann, 
wenn die Auskunft für diesen günstig ausfallen 
muß. Die Auskunftspflicht des Unternehmers nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses läßt sich auch 
noch aus einem anderen rechtlichen Gesichtspunkt 
begründen. Rechtsprechung und Rechtslehre haben 
der Möglichkeit, aus einem Vertragsverhältnis An­
sprüche herzuleiten, im Wege der Auslegung außer­
ordentlich weite Grenzen gesteckt, wie z. B. die 
Haftung aus Verschulden bei Verhandlungen, die 
erst zum Vertragsabschluß führen sollen. Die Aus­
kunftspflicht des Unternehmers läßt sich unter ent­
sprechender Anwendung dieses Rechtsgrundsatzes 
als Nachwirkung aus dem früheren Vertragsverhält­
nis begründen36).

Die Rechtsprechung v e r s a g t  dem Arbeitnehmer 
auch einen vertraglichen Schadensersatzanspruch, 
wenn der frühere Arbeitgeber einem Dritten schuld­
haft eine unrichtige Auskunft erteilt und dem Be­
schäftigten aus dieser vorsätzlichen oder fahrlässi­
gen falschen Auskunftserteilung ein Schaden er­
wächst. Das RArbG. begründet seine vom Schrift­
tum abweichende Ansicht damit, daß, wenn auch 
die nachträgliche Auskunftserteilung insofern eine 
tatsächliche Nachwirkung des Arbeitsvertrages sei, 
als der Geschäftsherr ohne das Beschäftigungsver­
hältnis nicht um die Auskunft angegangen würde 
und sie nicht geben könnte, aus dieser r e i n  tat-» 
s ä c h l i c h e n  B e z i e h u n g  doch keineswegs eine 
Fortsetzung der Vertragspflicht, sondern nur die 
allgemeine Pflicht folge, die abgelaufenen Vertrags­
beziehungen nicht zu einer rechtlich sittenwidrigen 
Schädigung des Vertragsgegners zu mißbrauchen. 
Der frühere Arbeitgeber hafte folgeweise bei wis­
sentlich falscher Auskunftserteilung dem Arbeitneh­
mer nur auf Grund der Vorschriften über die un­
erlaubte Handlung37). Im Schrifttum wird jedoch 
überwiegend die Meinung vertreten, daß der Unter­
nehmer, ganz abgesehen davon, ob und inwieweit 
man ihn auch positiv zur Auskunft für verp lichtet 
halte, in jedem Falle für eine schuldhaft falsche 
Auskunft dem früheren Beschäftigten gegenüber 
vertraglich hafte38).

Nach übereinstimmender Rechtslehre und Recht­
sprechung ist der Unternehmer b e r e c h t i g t ,  einem 
Dritten, sofern dieser ein berechtigtes Interesse hat, 
auf dessen Verlangen Auskunft über den früheren 
Gefolgsmann zu geben, auch wenn die Auskunft 
für diesen ungünstig ist. Dieses Recht steht ihm 
schon deshalb zu, weil er durch Verweigerung einer 
Auskunft sich unter Umständen dem Dritten gegen­
über schadensersatzpflichtig machen kann.

se) Hueck:  ArbRSamml. 26, 262ff. (RArbG.).
3’ ) RArbG.: ArbRSamml. 26, 256.
3B) Hu e c k  a. a. O.
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Die Rechtsprechung in Erbhofsachen während des Krieges
Von Dr. K a r l  H o p p ,  Erbhofgerichtsrat und Oberlandesgerichtsrat im  Reichsjustizministeriuffl,

M itglied des Reichserbhofgerichts

Sieht man von der Einführung des Reichserbhof­
gesetzes in den neuen Reichsgebieten ab, so steht 
die Entwicklung im Bauernrecht schon seit mehre­
ren Jahren völlig im Zeichen der Rechtsprechung. 
Diese Feststellung bedeutet nicht, daß ein Stillstand 
eingetreten wäre. Nicht nur die große Zahl der er­
gehenden erbhofrechtlichen Entscheidungen beweist 
das Gegenteil; mehr noch zeigt der in den Be­
schlüssen der Anerbenbehörden aller Rechtszüge zu­
nehmend stärker hervortretende r e c h t s s c h ö p f e ­
r i s c h e  Zug, in welchem Ausmaß das Schwerge­
wicht der Entwicklung sich von der Gesetzgebung 
auf die Rechtsprechung verlagert hat. Ih r w ird von 
Jahr zu Jahr stärker die Durchführung des Erbhof­
rechts mehr als die Anwendung irgendeiner ge­
setzten Norm: Die vom Einzeifall ausgehende ver­
tiefte tatbestandsmäßige Erschließung der bäuer­
lichen W elt in ihren mannigfachen Beziehungen zum 
Rechtsverkehr und ihre Einordnung in Grundsätze 
und Einzelvorschriften des neuen Rechts äußert 
sich zunehmend deutlicher als die Verwirklichung 
einer weltanschaulich gegründeten Eigengesetzlich­
keit, die — in der Sprechweise des obersten Bauern­
gerichts — als „ b ä u e r l i c h e  L e b e n s o r d n u n g “  
fü r die Auslegung des gesetzten Rechts die Maß­
stäbe gibt. Damit ist in diesem Abschnitt an die 
Stelle einer im Rahmen des allgemeinen Rechts sich 
bewegenden formalen Subsumtionsiurisprudenz eine 
Rechtsanwendung getreten, die nicht nur dem tiefe­
ren Sinn der Erbhofgesetzgebung gerecht wird, die 
vielmehr durch ihre Lebensnahe zugleich auch den 
Anspruch erheben darf, in der allgemeinen Rechts­
erneuerung bei Gesetzgebung und Rechtsprechung 
beachtet zu werden.

Der Krieg hat diese seit langem sich abzeichnende 
Entwicklung nicht gehemmt. Das bäuerliche Leben 
in iseiner einzigartigen Stetigkeit geht weiter sei­
nen Gang, wenn auch Hunderttausende von Bauern 
und Bauernsöhnen unter den Waffen stehen. Wohl 
w ird hier und dort ein Generationenwechsel in der 
Bewirtschaftung der Höfe hinausgeschoben, bis das 
Kriegsschicksal der Söhne entschieden ist; im übri­
gen leistet der in der Erzeugungsschlacht des ersten 
Vierjahresplanes geschulte bäuerliche Hof m it den 
ihm verbliebenen Kräften unverändert das Höchste, 
was Feld und Stall abgerungen werden kann. So 
geht auch die Rechtsprechung der Anerbenbehörden 
ihren Weg. Die Sondergesetzgebung des Krieges 
hat sie kaum zu berühren brauchen. Im Sachlichen 
war sie wie auf keinem zweiten Rechtsgebiet seit 
je von dem Gedanken der Gemeinschaft und der 
völkischen Leistungspflicht beherrscht; das Verfah­
rensrecht der Anerbenbehörden aber ist in seiner 
formlosen Elastizität ohnehin so geartet, daß es auch 
ohne einschneidende Änderungen den Bedürfnissen 
der Kriegszeit im Einzelfall angepaßt werden kann.

Die folgende Übersicht über die Ergebnisse der 
Rechtsprechung im Erbhofrecht soll einen Aus­
gleich dafür schaffen, daß einschlägige Urteile und 
¡Beschlüsse im Entscheidungsteil dieser Zeitschrift 
seit Kriegsbeginn nur in geringer Zahl veröffent­
licht werden konnten. Sie umfaßt zeitlich die Recht­
sprechung seit der Jahresmitte 1939 bis Ende Fe­
bruar 1941 und berücksichtigt nur veröffentlichte 
Entscheidungen. Der Sache nach beschränkt sich die 
Wiedergabe auf solche Entscheidungen und inner­

halb dieser auf diejenigen Kernsätze, die für 
größeren Leserkreis bedeutsam erscheinen. 
blick darauf, daß diese Veröffentlichung vor ^  
lieh praktischen Zwecken dienen soll, vverpejheii' 
Entscheidungen nicht durchgehend nach der K ^  
folge der gesetzlichen Vorschriften geordne > ^  
besseren Übersicht wegen und zum Ausscnl j £jl 
Wiederholungen ist vielmehr versucht worde > Vvel-
Stoff g r u p p e n m ä ß i g  zusammenzufassen. ^ ef.
eher Art das geschehen ist, mag die folge11“  
sicht im einzelnen veranschaulichen.
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I .  D e r E rb h o f
(REG §§ 1—10; EHRV § § 1 - 4 ) 0  

R E G  §1
J :  Auch ein G e s t ü t  kann Erbhot sein. Pferde- 

cht gehört zur Landwirtschaft. W ird  sie nur als 
J>°rt betrieben, so ist maßgebend, wie, auf die 

auer gesehen, ein ordnungsmäßig wirtschaften- 
Nlr, Und auf die Erzielung eines wirtschaftlichen 
riPniZerts bedachter Eigentümer die Pferdezucht auf 
Um t Anwesen betreiben würde. Darauf, ob eine 
der t Iung der Wirtschaft auf die gewöhnliche Art 
npJra-ndwirtschaft möglich und zumutbar ist (§ 6 
A k o m m t  es nicht an, wenn das Gestüt eine 

D^hrung bildet.
REHG 23. 6. 39 EHRsp § 1 Abs. 1 Nr. 99 (Her- 

schel); HRR 39, 1404; RdRN 40 Nr. 63.
schoP-er Umstand, daß ein Teil des Grundbesitzes 
War" ln? Jahre 1933 für eine Bebauung vorgesehen 
füridß" Din .dem Wirtschaftsplan, der im Jahre 1936 
SewiCn “ ez*rk auf gestellt wurde, als B a u l a n d  aus- 
eintr‘ * en, worden ist, hindert nicht die gesetzlich 
*u-ein • erbhofrechtliche Bindung dieser Fläche 

dcli 'm Jahre 1934 liegenden Stichtage.
K tHG 24. 8. 39 E 7, 9; HRR 40 Nr. 423.

^nde'v6 stanc% e, die Erbhofeigenschaft ausschlie- 
Werin V e r Pa« n t u n g  liegt nicht schon dann vor, 
gegem,^3*- den persönlichen Verhältnissen ¡des 
VerD .^bgen Eigentümers und seiner Familie die 
Und a,,f . "g  die zweckmäßigste Nutzungsart bildet 
ist viel1 absehbare Zeit bleiben wird. Entscheidend 
Eip-er,Hrne‘lr, ob eine bäuerliche Verbundenheit des 
lienbeSi\me-rs 1Jld dcrn H ot besteht. Bei altem Fami- 

*br Vorhandensein zu vermuten. 
^c.HG 26. io. 39. RdRN 40 Nr. 197.

'x Q j ■»
Wenn de "p-ig e  V e r p a c h t u n g  liegt nicht vor, 
mit Hilf Eigentümer den seit dem Erwerbe stets 
aus rcj e Seines Verwalters bewirtschafteten Besitz 
krafttre+e^ej Sdld*cben Gründen unmittelbar vor In- 

RFHe>des ^EG  verpachtet hat.
30. 1. 40. E 7, 256.

1.
{jandeneL iler. Prüfung, ob eine Ackernahrung vor- 
beüieben ’ Slp d aucb die Erträge einer auf dem u ~£ 

REHn F i s c h z u c h t  zu berücksichtigen.
2. t . U 25-E40.  RdRN 40 Nr. 222.

§ 2

Hof

^ p. ’ 4 XV*» 1  tu  i!»*

^ rUndbesif Cu e.rnaErung ist vorhanden, wenn der 
eitle bej ordnungsmäßiger Bewirtschaftung

tatige Bauernfamilie m ittlerer Kopfzahl

^ A b k ü r z u n g e n :
^  '¿eicbserbhofgesetz 

kpuf0 =  Frku trechtsverordnung 
b* p bhofVerfahrensordnung

S & 0 =  fcbserbhofRericht
F?ku ! erbh°tgericht Celle
Erbhofgericht 
pnerbengericht 
oandesbauernführer 
Vn£l i auernführer
Ent u’ .bt°PP> Rechtsprechung in Erbhofsachen 

'Scheidungen des Reichserbhofgerichts, her-

&
&

ü
Auf

u u b t- ll UCb ivU L ilbC l U lH Jlgo l lU U o j uv-
n„ gegeben von den beamteten Mitgliedern 

as n,. * ^es Reichsnährstandes 
=  Hitsche Justiz
aa p'^bstrichterliche Rechtsprechung

C,pr'H l , für Entscheidungen der freiwilligen 
nmer--lchtsbarkeit

¡n 'fadurch' n g e n zu abgedruckten Entscheidungen 
steil K b " lngewiesen» daß der Name des Verfassers 

e Vermerii^n̂ .rẑ lsatz hinter der Angabe der Fund­

unabhängig vom Markt und der allgemeinen W irt­
schaftslage entsprechend den in der Gegend ü b ­
l i c h e n  B e d ü r f n i s s e n  der bäuerlichen Bevolke- 
rung unterhalten und den Wirtschaftsablaur des Be­
triebes sichern kann.

REHG 28.6.40. RdRN 40 Nr. 265.
3. Ackernahrung bei B e r g b a u e r n h ö f e n :  Ent­

scheidend ist weniger eine kapitalmaßige Ertrags- 
berechnung. Es kommt vielmehr darauf an, ob der 
Betrieb nach geschichtlicher Erfahrung eine bäuer­
liche Familie, unter Umständen auch mit größerer 
Kinderzahl, ernährt hat. Anteile am Genossen­
schaftswald sind mit zu berücksichtigen.

EHG Innsbruck 19.12.39 EHRsp §2  N r 56
(H opp); 20.6.40 RdRN 40 Nr. 165 II u. I I I ;
13.7.40 RdRN 40 Nr. 179.

EHG Graz 22. 5.40 RdRN 40 Nr. 165 I.
4. Die Ackernahrung kann dadurch ausgeschlos­

sen werden, daß auf dem Besitz s c h l o ß a r t i g e  
G e b ä u d e  vorhanden sind, die ungewöhnlich hohe 
Unterhaltskosten erfordern.

EHG Graz 6. 6. 40. RdRN 40 Nr. 180.
5. In G r e n z f ä l l e n  lassen sich zuverlässig«

Feststellungen über das Vorhandensein einer Acker­
nahrung nur auf Grund e in e r  Augenscheinseinnahme 
treffen. „  v

EHG Wien 14.6. 39. EHRsp § 2 Nr. 55 (Hopp).

§51. Die Z u l a s s u n g  einer Ausnahme von dem 
Erfordernis der Wirtschaftseinheit (§ 7 REG) nach 
8 31 des Ges. über das Erlöschen der Familienhdei- 
kommnisse v. 6. 7. 38 (RGBl. I, 825) in Verbindung 
mit 8 5 REG w ird  nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß die Anerbenbehörden vorher feststeilen, zwei 
zu einer Besitzung gehörige Höfe bildeten zur ¿eu 
zwei selbständige Wirtschaftseinheiten und dem­
gemäß z w e i  Erbhöfe.

REHG 23.6.39. EHRsp § 5  Nr. 5 (Klassel),
JHRR 39 Nr. 1405.

2. Die Entscheidung des Ministers im Zulassungs­
verfahren bleibt unwirksam, w e n n  ein sonstiges 
Erbhoferfordernis fehlt. Ist der Eigentümer 
Augenblick der Zulassung n i c h t  b a u e r n t  a n l g , 
so heilt dieser Mangel nicht, wenn der_ H of dem­
nächst auf einen anderen Eigentümer ubergeht U  
bedart vielmehr einer erneuten Zulassung, diese
hat keine rückwirkende Kraft.

LEHG Celle 4. o. 39 EHRsp § 5 Nr. 4 (Herschel).

§ 6
1. Bei den besonderen Verhältnissen im S p r ee -  

w a l d  kann die Ackernahmng ü«ter Umstanden 
ohne Rücksicht aut die in § 6 Abs. 3 REG enthalte e
Sondervorschrift bejaht werden. /Honnf •

REHG 30.11.39 EHRsp §6  Nr. 1J (n o p p ), 
RdRN 40 Nr. 254.

2 Die volle Berücksichtigung höherer Erträge aus 
O b s t - u n d  G e m ü s e b a u  bei Prüfung der Acker- 
nahrutlg1 in Abweichung von.  der Sondervorschnft 
des 8 6 Abs.3 REG ist n u r  in solchen Fallen ge­
rechtfertigt, in denen der Obst- und Gemüsebau für 
eine bestimmte Gegend als bodenständige, durch 
K ma und Bodenbeschaffenheit bestimmte bäuer­
liche Betriebsform anzusehen ist und sich während 
langer Zeiträume als krisenfest erwiesen hat.

REHG 28.6.40 RdRN 40 Nr. 255.

§ V
1. Auch eine von der Hof stelle w e i t  e n t t e r n l
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liegende Wiese, die der Bauer aus rein persönlichen 
Gründen nicht selbst bewirtschaftet, kann zum Erb­
hof gehören, wenn sie durch die gegenwärtige Nut­
zungsart nicht für dauernd aus der Wirtschaftsver­
bundenheit mit dem Hof gelöst ist.

REHG IS. 11.39 RdRN 40 Nr. 209.
2. Für die Frage der Erbhofzugehörigkeit hinzu­

erworbener Grundstücke ist der W i l l e  d e s  
B a u e r n  nicht allein maßgebend. Seine Willensent­
schließung ist in den Fällen unbeachtlich, in denen 
sie den tatsächlichen Verhältnissen oder gesunder 
bäuerlicher Betrachtungsweise widerspricht. Da es 
mit gesundem bäuerlichem Denken grundsätzlich 
nicht vereinbar ist, daß ein Bauer Land erwirbt, 
ohne die mögliche Eingliederung in den Erbhof vor­
zunehmen, kann der Erwerb eines für die Bewirt­
schaftung von der Hofstelle geeigneten Grundstücks 
außerhalb des Erbhofverbandes nur in besonderen 
Ausnahmefällen anerkannt werden.

REHG 25.1.40 EHRsp §7  Nr. 55 fKlässel);
RdRN 40 Nr. 55.

3. Zwei als Erbhöfe geeignete Höfe, die im Eigen­
tum einer Einzelperson stehen, und durch sie von 
einer Hofstelle aus gemeinschaftlich genutzt wer­
den, bilden nur dann eine W i r t s c h a f t s e i n h e i t  
und damit einen einzigen Erbhof, wenn der Eigen­
tümer den endgültigen Zusammenschluß zu einer 
Wirtschaftseinheit als Dauerzustand gewollt und 
demgemäß seine tatsächlichen Maßnahmen getroffen 
hat. Gemeinsame A l m n u t z u n g s r e c h t e ,  die hier­
zu gehören, können im gleichen Verhältnis als Be­
standteile der beiden Erbhöfe betrachtet werden, in 
dem sie bisher schon tatsächlich den beiden Höfen 
gedient haben.

EHG Graz 12.9.40 EHRsp §7  Nr. 56 (Ehard).
4. Die Erbhofeigenschaft eines der E h e f r a u  ge­

hörenden Erbhofs schließt den kraft gesetzlichen 
Verwaltungs- und Nutznießungsrechts am Frauen­
vermögen eintretenden Eigentumserwerb des Ehe­
mannes an den Früchten des erbhofrechtlich ge­
bundenen Vermögens aus.

AG Achim 30. 5.39 EHRsp § 7 Nr. 54 (Hopp).

§ 10
1. Eine Entscheidung, ob ein Besitz in der Z u ­

k u n f t  Erbhofeigenschaft erlangen wird, ist unzu­
lässig. Das g ilt besonders dann, wenn über die 
Frage entschieden werden soll, ob die vorerst nur 
geplante Veräußerung eines wegen Bauernunfähig­
keit des Eigentümers nicht als Erbhof anerkannten 
Besitzes sich als unlautere Machenschaft oder als 
Mißbrauch des erbhofrechtlichen Vollstreckungs­
schutzes i. S. des § 39 EHRV darstellen und des­
halb auch die Erbhofeigenschaft in der Hand des 
künftigen Erwerbers hindern wird.

REHG 17.8.39 E 7, 66; RdRN 40 Nr. 134.
2. Ist ein Besitz ohne Einspruch in die Erbhöfe­

rolle eingetragen und eine sachliche Entscheidung 
über die Erbhofeigenschaft noch nicht ergangen, so 
bedarf es für den Antrag des Eigentümers, über die 
Erbhofeigenschaft zu entscheiden, regelmäßig nicht 
der Darlegung eines besonderen rechtlichen Inter­
esses. Die Worte in §10 REG: „bestehen Z w e i ­
f e l “  bilden keine Voraussetzung für Entscheidungs­
befugnis und -pflicht der Anerbenbehörden. Die 
Grenze für das Antragsrecht des Eigentümers liegt 
bei einem Mißbrauch seines Rechts.

REHG 28.9.39 E7, 57; RdRN 40 Nr. 133.
3. Anläßlich der Feststellung der Erbhofeigen­

schaft eines Grundstücks können die Anerbenbenör-

[Deutsches Recht, Wochenausg^

den auch über die Frage selbständig entscheid ’ 
in wessen E i g e n t u m  das Grundstück steht. A 
legung des Art. 1014 code civil.

REHG 21.12.39 E7, 312.
Jj p

4. Ist über die Erbhofeigenschaft oder über 
Bauernfähigkeit als Vorfrage zu entscheiden, so 
der ordentliche Richter, wenn eine Entscheid ■» 
des AEG nach § 10 oder § 18 REG nicht vorlieg; 
nicht verpflichtet, das Verfahren auszuset z  ’ 
er ikann über die Vorfrage selbständig entschei

RG 26.2.40 EHRsp § 10 Nr. 29; RdRN 40 Nr. ' 
HRR 40 Nr. 852. dje

5. Voraussetzung für eine Entscheidung übe*
Erbhofeigenschaft ist ein A n t r a g  oder — irr,-n-e. 
legungsverfahren — ein Einspruch. Eine e ^  
legte Beschwerde kann aber als Antrag anges 
werden. D .ojJ

EHG Graz 14.4.39 EHRsp §10 Nr. 28; K°
39 Nr. 315.

E H R V § 1  - - m  80Z#1. Die Gemeinschaftliche R i c h t l i n i e  Nr. .g|e
SchRegGes hat nicht den Zweck, möglichs ^ er- 
Erbhöfe zu erfassen; sie soll nur Idärten £v j 'ntlteii> 
gangszeit ausräumen, die dadurch entstehen k ^e. 
daß die Eigentümer sich im Vertrauen aut pji- 
gelung der 8. DVO zum SchRegGes um 
düng von Erbhöfen bemüht hatten, dann abe j eS 
die am 23.12.36 in Kraft getretene Vorschrn j,t 
§ 1 EHRV über die Verschuldungsgrenze üben
wurden. Ist noch nicht einmal ein zum y- ^ 
eines Grundstücks erforderlicher Kaufvcr ^  es 
rechtsverbindlicher Form abgeschlossen, so j  ji- 
regelmäßig an den „ e r f o r d e r l i c h e n  M RjClitl- 
m e n“  i. S. des Abschn. B 4 b der Gern- 
Nr. 80.

REHG 15.6.39 EHRsp EHRV §1 Nr.b>
39 Nr. 1406; RdRN 40 Nr. 22. ^

2. Ein m it mehr als 70 v. H. des Emh£ V
v e r s c h u l d e t e r ,  im Entschuldungsvena
Endlicher Hof, der bei Inkrafttreten des s gigeü' 
(23.12.36) wegen Bauernunfähigkeit dcnaCliträg' 
tiimers noch nicht Erbhof geworden, aber ^rn- 
lieh infolge Erbgangs in das Eigentum ein rCjerji 
fähigen Person irelaned ist. kann nur Erbh . j,aftl-lam g c ii i cibuu gelaugt lft , tvauii uw* p\nS&1 n
wenn der Erbfall bis zu dem in der Gern gticht30 
Richtl. N r .80, Abschn. B l  festgesetzten 
(15.1.37) eingetreten ist.

REHG 16.8.39 E 7, 514. ^  1

3. Die Befreiungsvorschrift des § J ^ ch 
EHRV beschränkt sich nicht auf die so
23.12.36 aus g e l e g t e n  S i e d l e r s  t e ^ ^  v0rli¿O. 1 vju a u f g e l e g t e  I I  O’l t u i v * -  . v
dern ergreift auch die Betriebe, die sC j efi 

__ P-_ .1______i. - l-i creWOruentstanden, aber noch nicht Erbhöfe geW' 
REHG 30.11.39 E 7 ,194. tiz»;

4. Grundstücke, die der Bauer 
r w i r b t ,  erlangen auch dann Erbho &jeS p

eis

CI VV 11 UL, CllclIlgCll aucn Uauu Jj
wenn die Schulden des Bauern 70 v. 
heitswerts der Besitzung übersteigen. „  ,y0ff 

LEHG 6.12. 39 EHRsp EHRV § 1 Nr’ 
ablehnend); RdRN 40 Nr. 72. -c hef ^  

5. Für Besitzungen früherer Ös t e i  rc ^ ]io freí r
Altreichsgebiet ist ausschließlich das (jn
des alten Reichsgebiets einschließlich u rV  m» 
Ostmark noch nicht geltenden) s 1 g,
gebend. - Wr 146;

EHG München 29.3. 40 RdRN 40 N •
40 EHRsp § 12 Nr. 2 (Klässel).
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c„,' ,Ple unwiderlegbare V e r m u t u n g ,  daß der 
läse; zum maßgebenden Zeitpunkt die zu-
EHlf\A nicht überschritten hat (§ 1 Abs. 4
Erhi W*r<̂  nur durch solche Eintragungen in der 
der f ĥd0**6 begründet, die nach dem Inkrafttreten 

p JJRV vorgenommen sind.
Karlsruhe 9.4. 40 EHRsp EHRV § 1 Nr. 8 

(nerschel).

e‘n ^ auer zu seinem Erbhof Grundstücke 
grnfu so.daß der nunmehr bewirtschaftete Besitz 
höri?|i .'vird als 125 ha, so hängt die Erbhofzuge- 
des h 1 ^es hinzuerworbenen Landes vom Willen 
Zun auern ab. Er kann auf dem Wege über die 
höri . pHg ^Wch den RErnMin die Erbhofzuge- 
Er L cit des gesamten Z u e r w e r b s  begründen. 

• nn .auch von den hinzuerworbenen Grund-ftückiennorjg. ,eine Fläche bestimmen, die erbhofzuge- 
inen |T1-̂ ln, so^ ~  vorausgesetzt, daß diese zusam- 
ist als ursnrünglicnen Erbhof nicht größer
stitpmu la' "Grifft der Bauer keine solche Be- 
heitiicfipf’ ’ | °  bleibt der gesamte durch einen ein- 
der prki Erwerbsakt geschaffene Zuerwerb von 

rohofredlichen Bindung frei. 
ct1ü 3.5.39 EHRsp EHRV § 2 Nr. 1 (Hopp).

}■ Mite § 4
tien demC1̂ en Ûlnsan^e^e an e'nern Grundstück die- 
aiis ^„„Ja /bho f, wenn sie regelmäßig vom Erbhof

Senutzt werden oder doch unmittelbar geeignet
Zwcck d lrn!?t s' ncb (fen wirtschaftlichen Betriebs- 
birge L s Erbhofs zu fördern. Bei A l m e n  im Ge- 
auf 'e auch bei Viehweiden im Küstengebiet, 
für ein enr -  ^ ‘eh wälirend bestimmter Jahreszeiten 
die Enff„ langeren Zeitraum getrieben wird, spielt 
‘Ör die prnun£ der Grundstücke von der Hofstelle 

L - ra6e der Erbhofzugehörigkeit im allgemei- 
RFMe0 entscheidende Rolle.

Nr i o23' 6- 39 E 6, 408; EHRsp EHRV § 4  
2< Ei ,10 (Herschel); HRR 39 Nr. 1407.

^er Ba!i5.f3ar? u f h a b e n  gehört zum Erbhof,wenn 
Schaft (i! 1 ,es .im Rahmen" ordnungsmäßiger W irt­
en fflr . r1 eindeutige Maßnahmen oder Erklärun- 
Mdrnet haf ^ auer den Zwecken des Erbhofs ge-

RE!I? . 28- 9.39 E 7, 171; EHRsp § 37c Nr. 120 
Wassel); RdRN 40 Nr. 23.

I ./■ 9  s a u . — . . . a u u i v u t  a n  a u u ^ u u t m i a  vv v.  i  -

t^hen i,Jr*enen Eettweidewirtschaft getrieben wird, 
eElRv fallenf ^ 'e Forschrift des § 4 Abs. 1 Satz 2

f,6- 11. 39 EHRsp EHRV § 4 Nr. 12
4. ^ la s s e t) ; RdRN 40 Nr. 29.

v*1 dem°i'^Zugehörigkeit des N u t z u n g s r e c h t s  
ti°n der tiKl{3> das der Bauer bei der Hofübergabe 
¡./h beljaipf^abe ausgeschlossen und zum Eigen- 
DerlaSSPll t(?n> dem Übernehmer aber pachtweise 

Reh "  hat.
(« L  30-11.39 EHRsp EHRV § 4  Nr. 11

5 ^ ‘assel).
V -  Ua-

ntumsanteile an A u ß e  n d e i c h  sw ei -

%Nl,SeLn '-in uem cruuui uierieuues n.ccm
ern ’ i*a es nicht auf die Dauer berechnet ist,

. eurer E r b e n g e m e i n s c h a f t  beru- 
nick/Kentum zur gesamten Hand ist in der 

1 ein dem Frhhnf dienende*? Recht
«  Ü fite ii
^ d e ^ .a u t

ni 
he

t^ h ö r;„cf..Auseinandersetzung hinzielt. Die Hof- 
4aa)er aufin1 ,1S* aber gegeben, wenn dem Eigen- 
ZU®fe!Ibe r,_r nem Miteigentumsrecht in bezug auf 

s’eht, nndstück ein Anspruch auf Auflassung
te H o

1071.

Anspruch

Kr.Lo23- K 40 RdRN 40 Nr. 237; HRR 40

I I .  Der Bauer2)
(REG §§ 11-18. EHRV §§ 5 -6  a)

R E G  § 13
1. Die Bauernfähigkeit einer bauernfähigen 

deutschblütigen W itwe und damit die Erbhofeigen­
schaft ihres Besitzes w ird nicht dadurch ausge­
schlossen, daß sie mit einem j ü d i s c h e n  M i s c h ­
l i n g  zweiten Grades verheiratet war und nur 
zwei Töchter aus dieser Ehe besitzt, die nicht den 
Erfordernissen des Erbhofrechts an die Reinblütig- 
keit entsprechen.

REHG 27. 9. 39 E 7,1; RdRN 40 Nr. 257.
2. Ein Hofeigentümer, dessen Ururgroßvater vä­

terlicherseits im Jahre 1721 als Volljude geboren 
wurde, im Jahre 1753 zur christlichen Religion über­
getreten und im Jahre 1794 verstorben ist, dessen 
Urgroßvater (Sohn des Vorgenannten) im Jahre 
1775 geboren und christlich getauft und im Jahre 
1836 gestorben ist und dessen Großvater (Sohn des 
Vorgenannten) im Jahre 1804 geboren ist, ist 
n i c h t  d e u t s c h s t ä m m i g  im Sinne des § 13 REG 
(§ 6 a EHRV).

REHG 19.7.39 E 6, 417.

§ 15
1. Schon die Tatsache, daß der Eigentümer den 

Besitz mit vö llig  unzulänglichen M itteln e r w o r ­
ben  hat, kann zur Verneinung der finanziellen W irt­
schaftsfähigkeit führen.

REHG 26. 7. 39 RdRN 40 Nr. 65.

2. Unüberlegter Erwerb eines Besitzes o h n e  j e g ­
l i c h e  M i t t e l  kann auch dann zur Verneinung der 
finanziellen Wirtschaftsfähigkeit führen, wenn es 
sich um den Erwerb des väterlichen Hofes zur 
Rettung vor dem Verlust für die Familie handelte.

REHG 5. 10. 39 RdRN 40 Nr. 66.
3. Gegenüber einem Eigentümer, der bei hin­

reichenden betrieblichen Verhältnissen, nur gerin­
gen Familienlasten und mäßigen sozialen Verpflich­
tungen auch unter den günstigen Bedingungen einer 
festen Marktordnung trotz jahrelanger Sicherung 
vor Eingriffen der Gläubiger im Entschuldungs­
verfahren aus seinem Betrieb noch k e i n e  R e n t e  
und keinen Überschuß für Zinszahlungen heraus- 
gewirtschaftet hat, ist die finanzielle Wirtschafts­
fähigkeit in der Regel schlechthin, d. h. schon für 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des REG, zu ver­
neinen.

REHG 7. 11. 39 RdRN 40 Nr. 279.
4. Auch bei der erstmaligen Feststellung der Erb­

hofeigenschaft ist es nicht angebracht, für die W irt­
schaftsfähigkeit einen milden Maßstab anzulegen, 
wenn alle persönlichen und sachlichen Vorausset­
zungen von den herkömmlichen Verhältnissen eines 
Bauernhofes und eines Bauern erheblich abweichen 
(hoch verschuldeter, früher als B a u m s c h u l e  ge­
nutzter Betrieb).

REHG 20.12.39 E 7, 237.
5 Auch im Zusammenhang mit der Feststellung 

der Erbhofeigenschaft ist daran festzuhalten, daß 
es mit bäuerlicher Ehrbarkeit nicht vereinbar ist, 
wenn der Übernehmer eines Hofes jahrelang bös­
w illig  die Leistung des A l t e n t e i l s  an dieHofüber-

2) Die Rechtsprechung zur Frage der B a u e r n f a h i g -  
k e i t  im Z u s a m m e n h a n g  m i t  der  A n e r b e n ­
f o l g e  wird bei §21 REG (vgl. dort Abs. 1 Satz 1) 
wiedergegeben.
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geberin verweigert, so daß diese öffentliche Unter­
stützung in Anspruch nehmen muß.

REHG 30.1.40 E 7, 225; DJust 40, 829 (H opp); 
RdRN 40 Nr. 227.

6. Wirtschaftsfähigkeit und B o d e n v e r b u n d e n ­
h e i t  eines 69 Jahre alten Fabrikbesitzers, der 
126 Morgen von ihm in den Jahren 1911 bis 1914 
erworbene Sumpfländereien nach Errichtung einer 
Hofstelle mit H ilfe  eines Verwalters kultiviert und 
damit einen eine reichliche Ackernahrung darstellen­
den unbelasteten Bauernhof geschaffen hat, ist für 
den 1.10.33 zu bejahen.

REHG 30. 1. 40 E 7, 256; EHRsp § 1 Abs. 1 
Nr. 100 (Klässel).

7. Mangelnde Bodenverbundenheit, die sich darin 
äußert, daß der Eigentümer seinen H of jahrelang 
stark vernachlässigt und schließlich der Landwirt­
schaft überhaupt den Rücken kehrt, um in der 
S t a d t  einer leichteren Beschäftigung nachzugehen, 
führt zur Verneinung der Bauernfähigkeit.

EHG Innsbruck 20. 1. 40 RdRN 40 Nr. 218.
8. Ein Hofeigentümer, der an schweren, sich häu­

fig  wiederholenden e p i l e p t i s c h e n  A n f ä l l e n  lei­
det, und dadurch, wenn auch nur zeitweise, in der 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des Hofes be­
hindert wird, ist je nach den Umständen des Einzel­
falles nicht bauernfähig. Das g ilt auch dann, wenn 
nicht erwiesen ist, daß es sich um erbliche Fallsucht 
handelt, die unter das Gesetz vom 14. 7. 33 fällt.

REHG 16. 8. 39 E 7, 514.
9. Verneinung der Bauernfähigkeit und damit der 

Erbhofeigenschaft in einem Grenzfall zwischen 
S c h i z o p h r e n i e  und schizoider Psychopathie trotz 
vorausgegangener Ablehnung des Antrages auf Un­
fruchtbarmachung.

REHG 29. 3. 40 RdRN 40 Nr. 217.
10. Bejahung der Erbhofeigenschaft fü r einen 

Ehegattenerbhof trotz Bauernunfähigkeit des Ehe­
mannes, der wegen staatsfeindlicher Einstellung (in­
ternationaler Bibelforscher!) nicht ehrbar und außer­
dem nicht wirtschaftsfähig ist, dessen E h e f r a u  
aber die Gewähr fü r eine ordnungsmäßige Bewirt­
schaftung des Hofes bietet (vgl. § 17 Abs. 4 EHRV).

EHG Graz 16. 2. 40 RdRN 40 Nr. 223.
11. Die Frage, ob frühere politische Gegnerschaft 

zur NSDAP — Betätigung in der österreichischen 
„ V a t e r l ä n d i s c h e n  F r o n t "  — die bäuerliche 
Ehrbarkeit ausschließt, läßt sich nur von Fall zu 
Fall entscheiden. Hierbei kommt es auf das Ausmaß 
und die A rt und Weise der politischen Betätigung 
an. Die Ehrbarkeit ist jedenfalls dann zu verneinen, 
wenn der Betreffende m it ehrlosen, hinterhältigen 
M itte ln gekämpft oder seine politischen Gegner aus 
persönlicher Rachsucht zu schädigen gesucht hat.

EHG Graz 22. 5. 40 RdRN 40 Nr. 220.
12. Nach dem Inkrafttreten des REG begangene 

S t r a f t a t e n  sind bei der Beurteilung der Ehrbar­
keit für den Stichtag des 1. 10. 33 jedenfalls dann zu 
berücksichtigen, wenn sie das schon zuvor vorhan­
dene Charakterbild ergänzen und Rückschlüsse auf 
eine dem Hofeigentümer schon früher eigene Ge­
sinnung zulassen. Ein Eigentümer, der seit 1934 
wiederholt straffällig geworden (Unterschlagung, 
Diebstahl, Verleitung zum Meineid) und deshalb 
auch zu einer längeren Zuchthausstrafe verurteilt ist, 
ist nicht bauernfähig. Er war es auch schon am 
1.10. 33 nicht, zumal dann, wenn Gesinnungsmängel 
bei ihm auch schon vorher zutage getreten sind.

REHG 20. 3. 40 RdRN 40 Nr. 219.

13. Für die Beurteilung der Ehrbarkeit einer I  
son im Sinne des REG ist lediglich die BetraCc{and- j 
ihres Verhaltens und ihrer Handlungen vorn ¡> ^  j 
punkte der Standesehre aus maßgebend. Dies \ 
urteilung ist unabhängig von etwa bestehenden 
rechtlichen Bestimmungen, die auf die Tat anw £S | 
bar sind, von der Einleitung und dem Ausgang e . 
Strafverfahrens und von der T ilgung der y_e f, | 
lung. Die Wiedererlangung der durch eine la e. .• 
lorenen Ehrbarkeit ist nicht grundsätzlich ^  s 
schlossen; sie ergibt sich jedoch nicht berei
der T i l g u n g  d e r  V e r u r t e i l u n g .  hae),

EHG Wien 12.3.40 EHRsp §15 Nr. 92 (J0il :

14. Wer wegen falscher gerichtlicher
sage e i d e s u n f ä h i g  geworden ist, ist nicht 
auch wenn seine Standesgenossen seine i a 
(oder nicht mehr) so schwer beurteilen. ,uef.

EHG Wien 3.10.40 EHRsp §15 Nr. 93 l 
schel)'  ' |

15. Verneinung der W irtschaftsfäh igkeit Gr 
Eigentümer, der einen wertvollen, _ fü r d er^alif' 
lebenswichtigen F i s c h z u c h t b e t r i e b  v 
losen ließ und fü r den hohen Schuldenstan 
Anwesens keine ausreichende Erklärung s 
kann.

[Deutsches Recht, Wochenaasg^

REHG 25. 1. 40 RdRN 40 Nr. 222.

§17  _ ¿et
1. Die Anerbenbehörden sind bei P rü füJ^g f

Frage, ob ein Anwesen einem A11 e i n e i g e einef
gehört und Erbhof ist oder ob es im Eigeh grb' 
Erbengemeinschaft steht, nicht stets an die (Â  
schein getroffenen Feststellungen £ehul1neClits)' 
wendungsfall im Gebiet des rheinischen k  21

REHG 21. 12.39 E 7, 211; EHRsp § u  
(Herschel). . hafr

2. Ein in der Ostmark liegendes IandvG 
liches Anwesen von Erbhofgröße, das a êjl 
1938 ganz oder mit einem Miteigentum ^  ei* 
einer r u h e n d e n  V e r l a s s e n s c h a f t  g
langt Erbhofeigenschaft erst mit der p-nZelperS° 
des Nachlasses an eine bauernfähige E‘ 
oder an bauernfähige Ehegatten. lQ

REHG 24. 1. 40 EHRsp § 17 W
RdRN 40 Nr. 144 (abweichend von ab|en 
Graz 14. 4. 39 EHRsp § 17 Nr. 1» 
nend: Etz).

§ 18 uernfä'1*?;
Eine Entscheidung über seine eigene^

keit kann jemand nur beantragen, wenn s 
fe i hierüber im Zusammenhang mit der

18 Nr.
(pefS'des REG ergeben haben.

REHG 29. 11. 39 EHRsp 
mann); HRR 40 Nr. 854.

I I I .  M a ß n a h m e n  d e r S tandes»
(REG § 15 Abs. 2 -4 . EHVfO §§ &

! r,:- o« m a rin e m - Eigentum, eitie

iufs*cbt
98)

.d

m .ll  th>id

Ein 80 Jahre alter kinderloser Eigen™ {iir 
,v..on seit vielen Jahren den klaren hat
Aveckmäßige W irtschaftsführung ye  ̂
leute geistig nicht einmal mehr ¡¡ßi  ̂ -
tuch nur durch Verpachtung Ordnung „ßjge - „ 
valten, der anderseits die allein zw A 
gebotene Übergabe an einen b a u e r n t a & a t> 1 f 11 sei' 
:igensinnig und ohne zwingenden u  troJz
st nicht mehr wirtschaftsfähig und bzUtne»er 
ler früheren Verdienste um den Hör 

REHG 27. 9. 39 RdRN 40 Nr. I»1-
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Abmeierung eines 68jährigen Bauern, der mit 
mer 60jährigen Ehefrau den Anforderungen der 

[ . ‘«^haft nicht mehr gewachsen ist und sich ohne 
und Grund weigert, ins Altenteil zu gehen
Soh °en. Hof seinem zur Übernahme geeigneten 
orri zu ü b e r g e b e n ,  wie es die bäuerliche Lebens­
l a n g  fordert. Einsetzung des zum Nutzverwalter 

nnmten Sohnes als Anerben.
"EHG 30.1.40 RdRN 40 Nr. 182. Ähnlich: 

LEHQ 3. 7. 40 RdRN 40 Nr. 183; EHQ Mün­
chen 23. 5. 40 RdRN 40 Nr. 260.

eino Anordnung der Wirtschaftsführung durch 
sond Treuhänder ist nicht nur gegen den Bauern, 
Be»-rn Unter Besonderen Umständen gegen j e d e n  
|§SSi l r f s c h a f t e r  des Erbhofes (hier Pächter) zu-

^EHQ 16. 5. 40 E 7, 483; ZAkdR 40, 377 (Her- 
schel).

Wedphf3* ein bauernunfähiger Erbhofeigentümer 
arierhn ulnen Bauernfähigen Ehegatten noch einen 
niCh+ berechtigten Verwandten, und hat er auch 
stimmfnach § 25 Abs. 5 REO einen Anerben be- 
IöS u so kommt die lediglich als Z w i s c h e n -  
Ab« c1!, ,  gedachte Treuhandverwaltung des § 86 
vieImrduBi^® nicht j n Betracht. Das AEG kann 
gempin nur e'ne Treuhandverwaltung nach den all- 
i ie p eRn Vorschriften der §§ 77ff. EHVfO  oder 

t kV? Abmeierung nach § 95 EHVfO anordnen.

(V?gel5 ) 3' 40 EHRSP E H V f°  § 86 Nr- 2

MaßR'h ' n der EHVfO vorgesehenen wirtschaftlichen 
eigen+,-,1tnen gegen schlecht wirtschaftende Erbhof- 
dem ebenen der Sicherung der Ordnung auf
s*rafendp sie Baben v o r b e u g e n d e n ,  nicht 
gemeinpen rBarakter. Sie kommen deshalb im all- 
tümer “  nicht zur Anwendung, wenn der Eigen- 
Wi«Sc, Ch°n von sich aus seine frühere schlechte 
für bipt„ . t:, BBrung aufgegeben hat und Gewähr da- 
Bleibt.1 daß es künftig bei ordentlicher W irtschaft

6 ^ EH°  26- 2. 40 E 7, 270.
> g d u S lrcn zur Anordnung der W irtschaftsfiih- 
u'r.Bnell eir!en Treuhänder dienen dem Zweck, so 
laBnissp 6 mögbch auf dem Erbhof geordnete Ver- 
l etz lln schaffen. Deshalb kommt eine A u s -  
° eBaCht® dGS Verfahrens im allgemeinen nicht in

7 ^ EHQ 4-5-39 EHRsp EHVfO  §77 Nr. 3 (Hopp).

[sf da jH p i^b B  der D a u e r  der W irtschaftsführung 
öünden, ericBt an den Antrno- des LBF nicht ge-

REHq

Die

U d u c i  UCI W ll l&wiaiiai um
an den Antrag des LBF nicht ge- 

25. 10. 39 RdRN 40 Nr. 58.O. TV
¿cBaftS{Q. Anordnung der treuhänderischen W irt- 
Auf d ‘anrune s e t / t  a „ 4 --------- i  r p

?rdtmn ----------V11 aia
£>ge nich^e!?a8 § 12 Abs. 3 EHVfO  treffen, so- 

aretl in r, r DDF durch seinen Antrag ein Ver-

HStührn s ucr ireunanutrnsciicii wut -
den An*1® setzt einen A n t r a g  des LBF voraus. 

Maß ^  des Gläubigers kann das AEG eine 
rr . nahme auch nicht als einstweilige An-

en ¡n o  er LBF durch seinen Antrag ein Ver 
LE H ppbg  gebracht hat.

(Hopp) 1‘ 40 EHRsp EHVfO  § 77 Nr. 4
y,

d?> f nur ^ ! ! luß-,dui'ch den bei einem Ehegatten- 
v»i Aerwaii,,^enBber dem Ehemann die Entziehung 
alt ’ Wird rUnd Nutznießung ausgesprochen

e.r nicht ■ ^o.Hlalls so lange nicht rechtskräftig, 
S l!lltnnnr/IUiC 1 der Ehefrau z u g e s t e l l t  ist. Die 

^ cies Nutzverwalters zum Anerben des

Abgemeierten auf Grund des § 87 EHVfO  ist nur 
wirksam, wenn der Abmeierungsbeschluß vor dem 
Tod des Abgemeierten rechtskräftig wird.

LEHG 15. 12. 38 RdRN 40 Nr. 71
10. Die auf Antrag des Treuhänders mögliche 

’ R ä u m u n g s a n o r d n u n g  nach § 81 Abs. 4 Satz 2
EHVfO  kann auch gegenüber den F a m i l i e n a n ­
g e h ö r i g e n  des Bauern ausgesprochen werden, 
wenn sie durch ihr Verhalten die ordnungsmäßige 
Wirtschaftsführung gefährden.

REHG 27.2.39 RdRN 40 Nr. 61 EHRsp EHVfO 
§ 81 Nr. 2 (Hopp).

11. R ä u m u n g s a n o r d n u n g ,  weil der Bauer 
und seine Angehörigen die ordentliche Mitarbeit auf 
dem H of ablehnen, der Hof Verpachtet werden und 
für den P ä c h t e r  eine Wohnung geschaffen werden 
muß.

EHG München 28. 3. 39 EHRsp EHVfO  § 81 
Nr. 1 (Hopp).

12. B e s c h w e r d e r e c h t  des Eigentümers
a) besteht n i c h t  gegenüber Genehmigung der 

V e r p a c h t u n g  des Erbhofs durch den T r e u ­
h ä n d e r ,  selbst wenn die Pachtzeit länger läuft 
als die angeordnete Treuhandverwaltung;

REHG 20. 6. 39 E 6, 459; RdRN 40 Nr. 59; 
EHRsp EHVfO  § 80 Nr. 5.

b) besteht n i c h t  gegenüber Genehmigung der 
Verpachtung, selbst wenn zugleich die Ver­
äußerung von Z u b e h ö r s t ü c k e n  an den 
Pächter genehmigt ist;

REHG 23. 7. 40 E 7, 457.
c) besteht n i c h t  gegenüber der anerbengericht­

lichen Genehmigung eines vom N u t z  V e r w a l ­
t e r  abgeschlossenen Pachtvertrages m it Inven­
tarveräußerung:

bei Nutzverwaltung auf Z e i t :  REHG 20. 6.
39 E 6, 452; EHRsp EHVfO  § 90 Nr. 2; 

bei d a u e r n d e r  Nutzverwaltung: REHG 
20. 6. 39 E 6, 442; EHRsp EHVfO § 90 
Nr. 1; RdRN 39 Nr. 348 (Berg); HRR 40 
Nr. 1199.

d )  is t  g e g e b e n  gegenüber anerbengerichtlicher 
Genehmigung der V e r ä u ß e r u n g  v o n  E r b -  
h o f g r u n d s t ü c k e n  durch den Treuhänder 
oder den Nutzverwalter auf Zeit, dagegen 
n i c h t  bei d a u e r n d e r  Entziehung der Nutz-

T e HO g28. 5. 40 E 7, 4 ,8 ; RdRN 40 N ,  243.

13. Gegen die Zurückweisung des vom LBF' ge­
stellten Antrages auf Entziehung der ^ z e™  !‘
tung steht dem nächstberechtigten A n e r b e n  des
Bauern, auch wenn er vom LBF als Nutoerwalterr 
vorgeschlagen war, kein B e s c h w e r d e r e c h t  z , 
nur der LBF ist beschwerdeberechtigt.

REHG 26. 4. 39 E 6, 284; EHRsp EHVfO  § So 
Nr. 5.

IV .  E rb fo lg e  k r a f t  A n e rb e n re c h ts  
(REG §§ 19—36. EHRV §§ 7—16)

REG § 19
Auch in der Ostmark w ird der Erbhof seit dem 

1 8 38 m it dem Tode des Bauern kraft Gesetzes 
Eigentum des Anerben. Der E i n a n t w o r t u n g  des 
Erbhofes im Wege der Verlassenschaftsabhandlung 
kommt dabei nur die Bedeutung einer Einweisung 
des Anerben in den Besitz zu.

D F H fi m  F 7 345
70*
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§ 21
a) A l l g e m e i n e s

1. Wer nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts e r b u n w ü r d i g  ist, scheidet als Anerbe aus. 
Zur Frage, ob der Abhandlungsrichter in der Ost­
mark den am Verlassenschaftsverfahren Beteiligten, 
die die Bauernfähigkeit eines Anerbenberechtigten 
bestreiten, auftragen muß, eine E n t s c h e i d u n g  
des A E G  über die Bauernfähigkeit beizubringen.

LG Krems 28. 5. 40 EHRsp REG § 21 Abs. 1 
Nr. 5 (Etz).

2. Kommen als Anerben die Abkömmlinge von 
Z w i l l i n g e n  in Betracht, bei denen die Zeitfolge 
der Geburten nicht feststeht, so hat der Reichsbauern­
führer zu bestimmen, welcher von den in Betracht 
kommenden Abkömmlingen Anerbe sein soll (vgl. 
§ 25 Abs. 5 S. 2 REG).

KG. 31. 10. 40 DR 41, 212 (Hopp); EHRsp § 21 
Abs. 3 Nr. 22 (Vogels); RdRN 40 Nr. 280 
(Dellian);. DFG 40, 179.

b) A u s s c h e i d e n  v o n  A n e r b e n a n w ä r t e r n
w e g e n  m a n g e l n d e r  B a u e r n f ä h i g k e i t

1. Bei Anwärterstreit über die Anerbenfolge ist an 
die Bauernfähigkeit des einzelnen Anwärters nicht 
ein besonders milder, sondern der normale Maßstab 
anzulegen. Zu prüfen ist dabei, ob die Bauernfähig­
keit des Anwärters gerade f ü r  den  b e t r e f f e n ­
den  H o f  und seine besonderen Verhältnisse zu be­
jahen ist. Verneint wird die Bauernfähigkeit eines 
Sohnes, der den H of m it 15 Jahren verlassen und 
sich seit 5 Jahren dem kaufmännischen Beruf zu­
gewandt hat, der ihn bäuerlicher Arbeit entfremdete; 
er besitzt nicht die zur selbständigen Bewirtschaf­
tung dieses verschuldeten Hofes erforderlichen prak­
tischen und technischen Vorkenntnisse. Bejaht wird 
die Bauernfähigkeit fü r den älteren Bruder, der 
immer auf dem H of mitgearbeitet, eine landwirt­
schaftliche Schule besucht hat und den H of ordent­
lich bewirtschaftet.

REHG 28. 2. 40 RdRN 40 Nr. 177.
2. Abweichend von dem Grundsatz ist auch im 

Zusammenhang mit der Anerbenfolge bei Prüfung 
der Bauer’nfähigkeit des Anwärters ein milder Maß­
stab anzuwenden, wenn der Anwärter das e i n z i g e  
B i n d e g l i e d  für die Erhaltung des Hofes in der 
Sippe ist. Diese mildere Beurteilung ist aber dann 
wiederum nicht gerechtfertigt, wenn die Sippe des 
Anwärters erst durch Einheirat Beziehungen zu dem 
betreffenden Hof erhalten hat, während aus der an­
gestammten Sippe noch bauernfähige Anwärter vor­
handen sind, die zwar nicht zur gesetzlichen An­
erbenordnung gehören, aber vom Reichsbauernführer 
gemäß § 25 Abs. 5 S. 2 REG zum Anerben bestimmt 
werden können.

REHG 26. 6. 39 RdRN 40 Nr. 178.
3. Bauernfähigkeit eines über 70 Jahre alten kin­

derlosen Anwärters verneint, obwohl er das e i n ­
z i g e  B i n d e g l i e d  dieser Sippe ist. Der Erbhof 
stammt aus der Sippe des vorverstorbenen Ehe­
mannes der Erblasserin, in dessen Sippe zwar nicht 
anerbenberechtigte, wohl aber bauernfähige Per­
sonen vorhanden sind, die vom Reichsbauernführer 
gemäß § 25 Abs. 5 S. 2 REG zum Anerben be­
stimmt werden können.

REHG 28. 6. 39 HRR 40 Nr. 1200.
4. Der Grundsatz, daß bei der Beurteilung der 

Bauernfähigkeit eines Anerbenberechtigten ein Ver­
gleich seiner Eignung m it der der weiteren für die 
Hofbewirtschaftung unter Umständen besser be-

[Deutsches Recht, WochenausgäP

fähigten Anerbenberechtigten zu erfolgen hat, „ 
darf der Einschränkung, daß die Bauernfähig 
nicht allein aus dem Grunde verneint werden K 
weil ein anderer Anerbenberechtigter nach Lage. * 
Sache für die Hofnachfolge g e e i g n e t e r  ,ers,c1j aZli 
Die vergleichsweise Prüfung darf also nicht 
führen, daß unter mehreren vorhandenen ba 
fähigen Anerbenberechtigten der Bestgeeignete 
gesucht wird. 7 40

REHG 20. 3. 40 RdRN 40 Nr. 258 ; 22. '• 
RdRN 40 Nr. 259.

* r  pef'5. Bei Verneinung der Bauernfähigkeit eine ^  
son im Zusammenhang mit der Anerbenfolge 
fiehlt es sich, in der B e s c h l u ß f o r m e l  zum 
druck zu bringen, daß die Bauernfähigkeit n ef) 
H inblick auf den bestimmten Erbhof Und für 
Erbfall verneint wird. ..¡„A

EHG Danzig 4.11. 40 RdRN 41 Nr. 13 (b>eu

§ 22
Nur der A l l e i n e i g e n t ü m e r  eines J ^ " n'erb-

E rbhof
in ui uc i n u c i i i c i g c u i u m c i  44pflefl'

nicht aber der Miteigentümer eines Ebegat fbe 
hofes scheidet nach § 22 Abs. 1 REG als
aus.

REHG 30. 3. 40 E 7, 345.

§ 23 . „gehst"
Wenn ein Bauer b e i L e b z e i t e n  dem ‘ j,eß 

berufenen Anerben einen Grundbesitz übe » grb- 
hat, der die sachlichen Voraussetzungen ei ejtefl 
hofes erfüllt, und bei seinem Tode einen m - 
Erbhof hinterläßt, so ist es für die Frage ^  0\> 
wendbarkeit des § 23 REG so anzusehen,^ zllIn 
der dem Anerben bereits übergebene Hot <.* da* 
Nachlaß des Bauern gehörte. Das Wahl'
§ 23 dem nächstberufenen Anerben geWa ¿chs*' 
sich dann in der Weise auswirken, daß üt eine*1 
berufene Anerbe, der bereits unter Leben ^alten 
H of vom Erblasser durch Übergabevertrag po 
hat, wählen kann, ob er den ihm übergeu jasser 
behalten oder an dessen Stelle den vom oich 
hinterlassenen H of erlangen will. Der von '
gewählte H of geht in das Eigentum des 
genden Anerben über.

REHG 26. 4. 40 E 7, 390.

utig
AnerbenbestiJ die

so

§24
Ist von der Gültigkeit einer m

in einem g e m e i n s c h a f t l i c h e n  4 eS,hhäng^V. 
Wirksamkeit einer anderen Verfügung a Anerbev 
genügt die bloße Möglichkeit, daß diie er'vCl® ¡t
Stimmung sich später einmal als nie"J?irksaItl*e 
wird, noch nicht, um schon jetzt die 
der anderen Verfügung zu erschüttern.

KG 4. 1. 40 JFG 21, 94.

§ 23 dcS AfieI?(jit
1. Die Zustimmung zur Bestimmung geflP.j,

darf nicht von der A u f l a g e  ^ » ^ h e n  ei°e „hlt 
werden, daß an den übergangenen An ge a|s
stimmte Summe für Versorgungslei |-^ent g 
werde. Genehmigt w ird nicht das AbWe*cll,iiß 
solches, sondern die darin enthalten j aS rn 
von der gesetzlichen Anerbenordm g v  ^0p1 
auch in der Beschlußformel zum Aus

REHG 5. 6. 39 HRR 39 Nr. 1251. j,ei
2. Strenge Anforderungen an w ich tig ^  der foG, 

Ü b e r g e h u n g  des S o h n e s  zugu v o]in zu<" 
ter. Daß der zum Anerben benjfene ■ tern 
Wehrdienst leistet und seinen Gescln^ ircj geW»1 
sichtlich nicht so hohe Ausstattungen
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gönnen wie die Schwester, die von ihrem Bräutigam 
i;” §rößeres Heiratsgut erwartet, bildet keinen wich- 
tlSen Grund.

EHG Wien 7. 11. 39 RdRN 39 Nr. 374.
3. Besteht bei geltendem Ältestenrecht ein wich- 

isPn ^ run(J zum Übergehen des ältesten Sohnes, so 
den a Rauer berechtigt, unter den übrigen Söhnen 

Anerben frei zu bestimmen.
KEHG 27. 2. 40 RdRN 40 Nr. 157; HRR 40 

Nr. 1065.
l o L ^  ungerechtfertigte Bruch einer — auch form- 
v0n 1 ~~ Zusage des Bauern, seinen Erbhof einer 
die m®hreren Töchtern zu überlassen, kann, wenn 
IW v  i Sa2e durch entsprechende Handlungen der 
(peclt r  ,n bekräftigt ist, einen M i ß b r a u c h  des 
(farQ+M,lchen) freien Bestimmungsrechts des Bauern 
chem p • Die Versprechensempfängerin ist in sol- 
andpro ^  e gegenüber dem die Übergabe an eine 
beschwe |jC|^er ge.nebm*genden Beschluß des AEG

5 REhQ 1 ^ 5 . 4 0 ^  7, 362.
Ober P i' Prüfung des w i c h t i g e n  G r u n d e s  für 
eineP “ Hng des nächstberechtigten Sohnes zugunsten 
zu c+pfi eren Sohnes sind geringe Anforderungen 
zu bpr,-e,n'.Dabei ist insbesondere altes Brauchtum 
den Hnf p'cbtigen. Dem entspricht es, daß der Sohn 

iiubekom m t, der ihm die Treue gehalten hat. 
u c h g  21. 2. 40 RdRN 40 Nr. 156.

Der R § 26
°rdnjn auer- der den H of auf seinen zur ersten 
Mutter S törenden Enkel überträgt, kann der 
bfauru eses Anerben durch Vertrag den N i e ß -  
des ,am Hofe auch über das 25. Lebensjahr 

LFr o  hinaus bestellen.
Voge]5)12' 39 EHRsP § 26 Nr-2 (abweichend

„D ie a , § 29
Gebiet j Ussch l a g u n g  des Erbhofanfalls ist im 
^egenühßeS Rhheren österreichischen Rechts nicht 
iaßgeri , r dem AEG, sondern gegenüber dem Nach-

REHrZiL er!ciären-
30. 3. 40 E 7, 345.

, T Der a § 30
*ann bein u^ attungsanspruch des § 30 Abs. 2 REG 
aetl bereit VorHegen aller sonstigen Voraussetzun- 

Ober« u 11 L e b z e i t e n  des Übergebers gegen 
Qen. “ enmer des Erbhofs geltend gemacht wer-

f l t f i ,  2n' L  40 E 7, 371; EHRsp § 30 Nr. 22 
2. Dj SeI)'» RdRN 41 Nr. 14 (Weber).

upiadm.pkbofrechtliche A u s s t a t t u n g  ist keine 
„'Jbe Teii„,Und, kann daher auch keine wirtschaft­
en vielrneh^ f es Erbhofes zum Ziele haben. Sie 

fe^esseupno. , n weichenden Erben zu einer an- 
JuVLotnni,.,, lcll,erung im Leben verhelfen und ihr 
Sh eßt n in ii le ic h te rn  und sicherstellen. Das 
oftecbendpr i aus> daß eine Ausstattung bei ent- 
Abj^ar in Lei®Eungsfähigkeit des Hofes auch ai
Off
AKf'!°ar -^m n g s ia n ig k e it des notes aucn an 

btnmlinrr^ esicberter Lebensstellung befindliche 
'^Schaft „  zur Erhaltung und Verbesserung ihrer 

^ H g W *  werden kann. 
s 3. pas 3°- 3- 40 RdRN 41 Nr. 16.
P fis te r rfpPPder H e i m a t z u f l u c h t  können üc- 
nicKi^bhofrn f auern, der bereits bei Inkrafttreten 
h f ,  gelten u cflts Eigentümer des Erbhofes war, 
steu ltl der P macheni dieses Recht kann vielmehr 

nGi. Eine t?rson der Kinder dieses Bauern ent- 
c Utnwandlungdes Heimatzufluchtsrechts

in eine Geldrente widerspricht Sinn und Inhalt die-
epe PppllfQ

REHG 30. 5. 40 HRR 41 Nr. 32.
4. V e r h ä l t n i s  der gesetzlichen Versorgungsan-

ansprüche zu den im Übergabevertrag festgesetzten 
Ausstattungen. _ T „

LEHG 6. 12. 39 EHRsp EHVfO  § 11 Nr. 6 
(Hopp).

5. Zur Frage der Wirksamkeit eines A u s s t a t ­
t u n g s v e r s p r e c h e n s  des Bauern gegenüber sei­
ner Tochter. Verhältnis eines solchen Ausstattungs­
versprechens zum gesetzlichen Ausstattungsanspruch 
aus § 30 REG.

LEHG 20. 3. 40 EHRsp § 30 Nr. 21 (Berg­
mann).

6. Während über Ausstattungen nach §§ 30, 32 
REG das AEG entscheidet, ist für den familienrecht­
lichen A u s s t e u e r a n s p r u c h  des § 1620 BGB das 
ordentliche Gericht weiterhin z u s t ä n d i g .

OLG Königsberg Pr. 30. 6. 39 RdRN 39 Nr. 345.

§31
1. Eine Verfügung von Todes wegen, durch die 

der Erblasser das Altenteil seines überlebenden Ehe­
gatten näher regelt, bedarf keiner anerbengericht­
lichen G e n e h m i g u n g .

REHG 24. 1. 40 E 7, 324.
2. Der Ersatzpflichtige kann sich gegenüber dem 

Anspruch der unterhaltsberechtigten W itwe des ge­
töteten Bauern auf S c h a d e n s e r s a t z  wegen des ihr 
durch den Tod des Bauern entzogenen Unterhalts­
anspruchs nicht darauf berufen, daß die W itwe nach 
§ 31 REG von dem Anerben den Unterhalt auf dem 
Erbhof verlangen kann.

RG 5. 4. 39 EHRsp § 31 Nr. 1 (Vogels).
3. Kann der Bauer im Erbhofverfahren gegenüber 

der Altenteilsforderung der W itwe ein Z u r ü c k ­
b e h a l t u n g s r e c h t  auf deren Auskunftspflicht über 
den Nachlaß gründen?

LEHG 12. 8. 39 EHRsp § 31 Nr. 2 (Bergmann). 

EHRV § 7
1. Genehmigung der Ü b e r g e h u n g  eines Sohnes 

erster Ehe, der nur 3 Jahre auf dem Hofe gelebt 
hat, zugunsten eines Sohnes zweiter Ehe unter Be­
rücksichtigung des Umstandes, daß die erste t  e 
nur einige Monate bestanden, die zweite Eherra 
hingegen dem H of in über 30jähriger Ehe i 
Kräfte gewidmet und erhebliche Geldbeträge in die
W irtschaft gebracht hat.

REHG 5.6.39 RdRN 40 N r.3 ; H R R 39 Nr.1251.
2. W ill der Bauer einen Sohn dritter Ehe unter 

Ü b e r g e h e n  eines Sohnes zweiter Ehe zum An­
erben bestimmen, so ist in entsprechender Anwen­
dung des § 7 Abs. 4 EHRV diese Anerbenbestim­
mung jedenfalls dann genehmigungjpn.chtg wenn 
Nachkommen aus der ersten Ehe nicht vorhanden

S'Ut*REHG 19. 12. 39 EHRsp EHRV § 7 Nr. 4; 
HRR 40 Nr. 859.

§11
Der aus S 11 EHRV nutzverwaltungsberechtigte 

Ehegatte des Erblassers ist dem Anerben gegenüber 
verpflichtet, nicht nur die öffentlich-rechtlichen 
L a s t e n  zu t r a g e n ,  sondern auch die privatrecht- 
lichen, zu denen infolge ihrer einer dinglichen Last 
ähnlichen Rechtsnatur auch die Versorgungsansprüche 
des 8 30 REG gerechnet werden müssen.

KG 17. 5. 39 RdRN 39 Nr. 347.
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§ 15
1. Diö B a u e r n f ü h r e r  sind nicht befugt, nach 

dem Ableben eines Bauern beim Nachlaßgericht die 
Ausstellung eines Erbscheines „ fü r  den Anerben“  
zu beantragen.

RQ 6. 7. 40 Z 164, 235; EHRsp EHRV § 15 
Nr. 9 (Vogels).

2. Hängt die Erteilung eines Hoffolgezeugnisses 
von der Beurteilung einer -V o r f r  a g e ab, deren end­
gültige Entscheidung dem AEO zusteht, und ist die 
Beantwortung der Frage zweifelhaft, so hat das 
Nachlaßgericht regelmäßig den Beteiligten Gelegen­
heit zu geben, zunächst die Entscheidung des AEG 
herbeizuführen.

KG 3.10.40 RdRN 40 Nr. 267; HRR 41 Nr. 34; 
EHRsp EHRV § 15 Nr. 11.

3. Haben die Eigentümer eines Ehegattenerbhofes 
bestimmt, daß der Hof an den überlebenden Ehe­
gatten und nach dessen Tode an eines ihrer Kinder 
fallen soll, so kann bei dem ersten Erbfall nur ein 
H o f f o l g e z e u g n i s  fü r den überlebenden Ehe­
gatten ausgestellt werden. Es ist nicht zulässig, in 
diesem Zeugnis zugleich zu bescheinigen, daß der 
H of beim Tode des überlebenden Ehegatten an den 
bestimmten Anerben fallen wird.

OLG München 12. 6. 40 JFG 21, 283; EHRsp 
EHRV § 15 Nr. 10 (Vogels).

V. Vorweggenommene Anerbenfolge 
(Ubergabeverträge)

(REG §37 Abs. 3) 

a) A llgemeines
1. Ein Übergabevertrag kann nur unter W ürdi­

gung der Verhältnisse genehmigt werden, die im 
Zeitpunkt seiner V o l l z i e h u n g  vorliegen. Die Ge­
nehmigung ist daher zu versagen, wenn der Bauer 
den H of selbst noch weiter bewirtschaften und ihn 
erst nach einigen Jahren übergeben und auflassen will.

.REHG 22. 7. 40 RdRN 40 Nr. 281.

2. Ein vom AEG rechtskräftig genehmigter Über­
gabevertrag w ird nicht dadurch unwirksam, daß der 
Übernehmer vor seiner Eintragung im Grundbuch 
stirb t; seine Rechte aus dem Vertrag sind vielmehr 
v e r e r b l i c h .  Ob die Vererbung sich nach erbhof­
rechtlichen Grundsätzen vollzieht, bleibt offen.

OLG Breslau 4. 8. 39 DJust 40, 223 (H opp); 
H RR 40 Nr. 855.

3. Die Ansprüche des Übernehmers aus einem erb­
hofrechtlichen Übergabevertrag sind v e r e r b l i c h ,  
und zwar gehen sie auf den A n e r b e n  des Über­
nehmers über. Das g ilt jedenfalls dann, wenn der 
Übergabevertrag beim Tode des Übernehmers be­
reits anerbengerichtlich genehmigt ist. Die Wirksam­
keit des Rechtsüberganges auf den Anerben des 
Übernehmers ist aber grundsätzlich von einer e r ­
n e u t e n  G e n e h m i g u n g  durch das AEG ab­
hängig.

REHG 28. 9. 39 E 7, 171; DJust 40, 909( H opp); 
EHRsp § 37 c Nr. 120 (Klässel); RdRN 40 
Nr. 23.

4. Übergabebedingungen, die erkennen lassen, 
daß der Erbhof nur zum p e r s ö n l i c h e n  N u t z e n  
des Übergebers verwertet werden soll, sind nicht 
zu genehmigen. Bei Prüfung der Frage, ob der Ver­
trag den Erbhof nicht über seine Kräfte belastet, ist 
auch der Erstattungsanspruch der E h e f r a u  des 
Übernehmers, die aus ihrem Heiratsgut M itte l für

[Deutsches Recht, Wochenausga^

Hofzwecke zur Verfügung gestellt hat, nicht unl>e 
rücksichtigt zu lassen.

REHG 17. 8. 39 E 7, 39.
5. Eine sachliche Entscheidung über einenh| S. 

nehmigungsantrag setzt voraus, daß ein Re6 ur 
S c h u t z b e d ü r f n i s  besteht. Ein solches ¿en 
vor, wenn wenigstens die Möglichkeit vornan ¡st 
ist, daß der zu genehmigende Vertrag wirksa . 
oder wird. Das tr if f t  nicht zu, wenn der zu 
gcnde Vertrag noch einer weiteren Genehmige g
z. B. nach der Grenzsicherungsverordnung v- "ys 
37, bedarf, und wenn diese Genehmigung D 
rechtskräftig versagt ist.

LEHG 9. 1. 40 DJust 41, 229 (Hopp).

b) Auswahl des Übernehmers
1. Übergabevertrag nicht genehmigt, we> ¡sf 

Übernehmerin mit einem A u s l ä n d e r  
und somit im Falle ihrer Verheiratung die de ^

schlossen, so kann die Genehmigung zu de ^  
gäbe nur unter der Bedingung erteilt werde der 
sich der Ehemann einbürgern läßt ° ^ eX ,Itpv ße' 
Übernehmerin ausnahmsweise nach §5 ^ ' ßö r i S '  
freiung von dem Erfordernis der ReichsanD 
keit erteilt wird.

REHG 15.12.38 RdRN 40 Nr. 166. ^
2. Übertragen die Eigentümer eines Ehegat^a er- 

hofes den Hof auf den Sohn und die Sc so 
tochter zu g e m e i n s c h a f t l i c h e m  Eig’e” riuStes 
kann ein solcher Vertrag wegen drohenden j^ge-
der Erbhofeigenschaft auch in der Ostmark 
nehmigt werden, und zwar selbst dann nie > des 
die Eigentümer schon vor dem Inkrafttr . ¡nit 
Erbhofrechts unter Verzicht auf den 'q .-he iik111̂  
den Übernehmern eine vertragsmäßig6 15
auf den Todesfall beurkundet haben. Kr-

EHG Wien 16. 4. 40 EHRsp § 37c 
(HoPP)- chfoi-

3. Das Recht der freien Auswahl des ^\\\W  
gers gibt dem Bauern nicht die Befugt11 > .̂reffeU) 
liehe Anordnungen und Bestimmungen . gjjraw' 
die mit der bäuerlichen Lebensordnung u l. . Mi»'M1 •uic um  uci Uduci iiLiicii LCUCJiöwiuiiw»D - her jv»;
fassung in Widerspruch stehen. Ein so* ^  in
b r a u c h  des freien Bestimmungsrechts e
besondere vor, wenn der Bauer einen s ’ ¡j d6 
seit Jahren zum Hofnachfolger auserseh6 . j ,  an 
er den Hof in Aussicht gestellt hat, dc , aUf 61 
mit seiner Arbeit und Lebensführung . a* oh 
gerichtet und auf dem H of geheirate 
zwingenden Grund übergehen und 611 ^u{Ch ei 
zum Hofnachfolger bestimmen will- De .rejen ^ , 
derartige mißbräuchliche Ausübung de ßbef “ e 
Stimmungsrechts betroffene Sohn ist ge£ . and 
Beschluß, durch den die Übergabe an_ j j
Person genehmigt wird, bcschwerdebe . an 

REHG 29.4.40 RdRN 40 Nr. 198
REHG 16. 5. 40 E 7, 362).

nur
4. Dem Grundgedanken des R Z °> j£ im0 g J & r  
lr e i n e n  Erbhof haben soll, ist i eo jnes 

im Verfahren über die Genehmigung ^ enn a ,, 
gabevertrages Geltung zu verschaffe • k f
§22 REG nicht unmittelbar a n w e n d b a re r !  
doch die hier getroffene Regelung a 
für den Ausgleich dienen. ■ „ q E 1,

REHG 23. 6. 39 E 7, 45; 21. 12-

c) Übergabepreis gsgjSs
1. Die Vereinbarung eines 

widerspricht dem Charakter des ê A uch^ 
als einer vorweggenommenen Erbtoig
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men aus einem zum übergebenen Erbhof 
nougen Wohnhaus können nur die Höhe der 

¡¡1,. na,'melasten beeinflussen, aber keinesfalls die 
eines Gutsabstandsgeldes rechtfertigen. 

r e HG 28. ö. 40 RdRN 40 Nr. 283.

eine?tV^f a ,̂s ‘t a n d s g e l d er sind unzulässig. Auch 
nur i

.Naturalleistungen gedeckten Bedürfnisse 
in r tenteilers nicht in anderer Weise, z. B. durch

T“ i « u s i a n a s g e i a e r  sina unzulässig, n u u i 
Umdeutung in eine Versorgungsrente kommt 

Ausnahmefällen in Betracht, wenn für die
Üí.ht Jurch
ein
na'Ch ®schen- oder Fristengeld, ausreichend und 
Voraus "i Verhältnissen angemessen gesorgt ist. 
gun? se‘ZUng wäre dann weiter, daß die Versor­
g e n  ne’ die mit dem Tode des Berechtigten 
nissen T ß ’ Unschwer aus den laufenden Erträg- 

hP-u ^ ° ^ es bestritten werden kann.
28. 6. 40 RdRN 40 Nr. 282.

FH r ^ s t a n d s ge l d .
n u  Linz 2. 8. 39 RdRN 39 Nr. 338.

1 j.. d) Nutzungsvorbehalte
an gri l,e Übergeber können sich den N i e ß b r a u c h  
Vorbg, U'gfundstücken nicht Vorbehalten. Auch ein 
Uligt vverri V° n A u s t r a g s v i e h  kann nicht geneh- 
d^artip-o ew’ Und zwar selbst dann nicht, wenn ein 
Gegen] r y ° rbehalt altem bäuerlichen Brauch der

p L ^ s p r ic h t
kJ 0. 30. 3. 40 HRR 40 Nr. 1069; RdRN 40

2 v  r‘ l6g ; 22. 7. 40 RdRN 41 Nr. 1.

?**£unesf1m a^V.von A u s t r a g s v i e h  nicht geneh-
itn.
4er

;unp«fau- v  « u s u a g s v i c u  un.ui 
Rahmp Uf ‘ Dem Fortfall dieser Abmachung kann 

sonJ- der Kräfte des Hofes bei der Bemessung 
ragen Altenteilsleistungen Rechnung ge-

werüen.
3 Vü , °  25- g-40 RdRN 41 Nr. 2.

EhÄ *  e‘ner e i s e r n e n  K u h  nicht statthaft.
4 D. <Jraz 29. 9. 39 RdRN 39 Nr. 386.

f(yhiscL y ° r. Finführung des Erbhofrechts im öster- 
h?e:rgeu Burgenland bestehende Übung, daß der
?J®ßun Slcb für längere Zeit die F r u c h t -
ih n des f^i V01'behielt, ist m it den Grund- 
u der p0 t r bhofrechts nicht vereinbar. Auch nicht 

a: ^ ’ ..daß zwar das Eigentum sofort über- 
^ater stgttfj °JPerliche Besitzübergabe jedoch erst

40 EHRsp § 37 c Nr. 124
E110 T den so)l-

(V J en 12. 3.(Vo

Die

gels)

e) Altenteil
hl? gs Wi r t  ns<;Kränkungen der K r i e g s e r n ä h -  
q tl'rai]ei„. s c h a f t bezüglich des Umfangs der 
Sat?u^iguno-^eU an den Altenteiler gebieten bei der 
Au* lche And Von Übergabeverträgen keine grund- 
die ?tei|. Rp„e[ Un.g. der Vereinbarungen über das 
hinVestehendßm i !g genügt es> die Beteiligten auf 
d j ."'eisen n  , legsrechtlichcn Einschränkungen 
Zu«,.1" Natui-ni-61" dem Bauern aus der Veräußerung 
"ei, e"de «n !llcb  ̂ mehr lieferbaren Reichnisse 
genfl Vertrarrlre,r ' ds gebührt dem Altenteiler; bei 

e<|b W ern,,11 gann der Betrag im voraus fest- 
^EHq  i / 1'

J h C  I  40 E 7 362; DJust 40, 778 (Hopp);
48l ( v J . l c  Nr. 122 (Haid); DNotZ 40, 

2 1 S- 1045) JCtzt auch VO v- 29’ 7- 40> RQB1-
den ^ eitie G P« ,

nÜrch d r e n t e  an die auf dem H of Ieben- 
. kEHq  io lu,raIleistungen versorgten Altenteiler. 

Die Ver 2‘ 10- 39 RdRN 40 Nr 168.
einbarung eines in R o g g e n  w e r t  (statt

Reichsmark) ausgedrückten sog. Kleidergeldes als 
Altenteilsleistung im Übergabevertrag kann nicht 
genehmigt werden.

LEHG  6. 6. 40 RdRN 40 Nr. 184.

f) Versorgung weichender Erben
1. Grundsätzliches über die Stellung der w e i ­

c h e n d e n  E r b e n  im Erbhofrecht. Die im Emsland 
unter der Bezeichnung „ H a u s f e s t u n g s r e c h t “  
geübte Sitte, im Übergabevertrag für die Geschwister 
des Übernehmers lebenslängliche Versorgung auf 
dem H of gegen die übliche M itarbeit zu vereinbaren, 
kann nur dann als Ausnahme im Geltungsgebiet der 
Sitte und fü r die Übergangszeit zugelassen werden, 
wenn die m it einem solchen lebenslänglichen Ver­
sorgungsrecht verknüpften Gefahren im Einzelfall 
nicht bestehen oder besondere Umstände die Zu­
lassung rechtfertigen.

REHG 26. 10. 39 E 7, 289 und 307; EHRsp 
§ 37c Nr. 121 (Hopp); RdRN 41 Nr. 15.

2. Die Vorschriften der §§ 30, 31 REG haben 
auch bei der Prüfung von Übergabeverträgen als 
Richtlinie zu dienen. Für diie Gesamthöhe der Aus­
stattungsleistungen sind in erster Linie die K r ä f t e  
des H o f e s ,  nicht die Zahl der weichenden Erben 
maßgebend.

EHG Wien 4. 6. 40 RdRN 40 Nr. 228.
3. Das REG hat das früher übliche Abfindungs­

system beseitigt und die Rechte der weichenden 
Erben anderweit geregelt. Von dem Verbot der Aus­
stattung eines Kindes m it Erbhofgrundstücken kann 
in besonderen Ausnahmefällen während der Über­
gangszeit im bisherigen Freiteilungsgebiet eine A b ­
w e i c h u n g  gerechtfertigt sein.

EHG Wien 14. 6. 39 EHRsp § 37c Nr. 116 
(Hopp).

4. Auch fü r Ausstattungen ist eine W e r t  Siche­
r u n g s k l a u s e l  („nach heutigem W ert der Reichs­
mark“ ) nicht statthaft.

EHG Graz 20. 9. 39 RdRN 40 Nr. 7.
5. Die im Übergabevertrag zugunsten der weichen­

den Erben vorgesehenen Leistungen sind nicht nur 
auf ihre Tragbarkeit fü r den Hof, sondern auch dar­
aufhin zu prüfen, ob der einzelne Abkömmling nach 
seiner Lebensstellung überhaupt noch der Ausstat­
tung aus dem H of bedarf. Ablehnung der Ausstat­
tungsleistungen an O r d e n s s c h w e s t e r n .

EHG Karlsruhe 23. 1. 40 RdRN 40 Nr. 167.

g) S te llung der Bauernführer
Eine Beschwerde des KrBF kann das Ziel ver- 

olgen, eine Abänderung des Übergabevertrages z u ­
guns t en  eines Unterhalts- oder Versorgungsbe- 
echtigten herbeizuführen.

VI. V e rs o rg u n g s re c h tlic h e  S tre it ig k e ite n
(REG § 32. EHRV § 36. EHVfO  § 23 a)

a) Z u r Abgrenzung des Anwendungsgebiets 
des § 36 EHRV

1 Versorgungsansprüche aus ü b e r g a b e ä h n ­
l i c h e n  Verhältnissen sind einer anderweiten Fest­
setzung durch die Anerbenbehörden zugänglich.

REHG 25. 1. 40 E 7, 328.
2. Auch V e r m ä c h t n i s a n s p r ü c h e ,  die auf 

einer letztwilligen Verfügung eines vor Erlaß des 
REG verstorbenen Erblassers beruhen, können neu 
festgesetzt werden. Eine vom Erblasser angeordnete 
dingliche Sicherung solcher Ansprüche kommt nach
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dem Inkrafttreten des REG nur in besonderen Aus­
nahmefällen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
in Betracht.

REHG 23, 2. 40 RdRN 40 Nr. 188.
3. Der zwischen der W itwe des Bauern und ihren 

Kindern zwecks Aufhebung der fortgesetzten Güter­
gemeinschaft geschlossene A u s e i n a n d e r s e t ­
z u n g s v e r t r a g ,  in dem der H of dem als Anerbe 
in Frage kommenden Sohn als Alleineigentum über­
tragen und für die Witwe eine Leibzucht vereinbart 
ist, steht einer Übergabe gleich und ermöglicht die 
Anwendung des § 36 EHRV. Daran ändert auch 
nichts, daß die Auseinandersetzung anläßlich der 
Wiederheirat der W itwe vorgenommen ist und die 
Leibzucht zugleich ein Entgelt fü r die von ihr und 
dem zweiten Ehemann vertraglich übernommene Be­
wirtschaftung des Hofes bis zu einem bestimmten 
Lebensalter des Übernehmers darstellen soll.

REHG 14. 3. 40 E 7, 334.
4. Eine erst kurz vor und ersichtlich im Hinblick 

auf die beabsichtigte Hofübergabe begründete und 
im Übergabeverfahren übernommene H y p o t h e k  
ist ein Teil des Übergabevertrages. Ist sie zu Aus­
stattungszwecken gegeben, so ist sie ein Versor­
gungsanspruch und Unterliegt § 36 EHRV.

REHG 30. 3. 40 EHRsp EHRV § 36 Nr. 27 
(Herschel).

5. Versorgungsleistungen können auch dann neu 
festgesetzt werden, wenn sie auf einem früheren 
Übergabevertrag beruhen und der H of später von 
einem Sippenfremden durch Zuschlag in der 
Z w a n g s v e r s t e i g e r u n g  erworben wurde und in 
der Hand des Erstehers Erbhof geworden ist. Ist 
der H of allerdings erst vor kurzer Zeit in Kenntnis 
der bestehenden Belastung ersteigert worden, so 
kommt Herabsetzung übernommener Versorgungs­
leistungen nur ausnahmsweise in Betracht.

LEHG 3. 7. 40 RdRN 40 Nr. 189.
6. Das AEG ist nicht im Rahmen des § 36 EHRV 

zuständig, wenn Rechtsgrund des Anspruchs eine 
zwischen dem A n e r b e n  selbst und den Versor­
gungsberechtigten getroffene Vereinbarung bildet.

OLG München 25. 5. 39 HRR 40 Nr. 1468.
7. Die dem AEG in § 36 übertragene Zuständig­

keit erstreckt sich nicht auf solche Ansprüche, die 
ein kraft H a n n o v e r s c h e n  H ö f e r e c h t s  zur An­
erbenfolge gelangter Eigentümer m it seinen Ge­
schwistern in freier Vereinbarung geregelt hat.

LEHG 25 . 8 . 39  EHRsp EHRV §36  Nr. 21 
(Klässel).

b) Leistungsansprüche
1. Die Anerbenbehörden sind zur Entscheidung 

über Ansprüche auf Leistung nach § 36 EHRV auch 
dann zuständig, wenn die Verurteilung zur Leistung 
in einem s e l b s t ä n d i g e n  V e r f a h r e n ,  ohne Ver­
bindung m it einem Antrag auf Neufestsetzung der 
Versorgungsansprüche verlangt wird.

REHG 16. 11. 39 E 7, 190; RdRN 40 Nr. 106; 
28. 6. 40 RdRN 41 Nr. 3.

2. § 276 Z P O  findet im Verhältnis zwischen or­
dentlichen Gerichten und Anerbenbehörden keine 
Anwendung. — Das AEG kann den Bauern zur Aus­
stellung eines den gesetzlichen Vorschriften entspre­
chenden F i s c h e r e i  B e r e c h t i g u n g  s s c h e i n e s  
an den Altenteiler verurteilen, wenn diesem in einem 
Übergabevertrag das Recht auf Ausübung der auf 
dem H of ruhenden Fischereigerechtsame eingeräumt 
worden ist.

LEHG  26.10.39. EHRsp EHRV § 36 (Mitzschke); 
RdRN 40 Nr. 107.

c) Anderweite Festsetzung von Ansprüchen ^
1. Im Neufestsetzungsverfahren ist für die 

fung von G e g e n f o r d e r u n g e n  des Bauern - »fl(| 
den Versorgungsberechtigten, die nach Grün 
Höhe bestritten sind, kein Raum.

REHG 30. 3. 40 RdRN 40 Nr. 187.
2. Ein Verbot der S c h l e c h t e r s t e l l u n g  

Beschwerdeführers g ilt im Verfahren 5 ^ otin’¡cht

des
aiidee

weiten1 Festsetzung vonVersorgungsansprüchen» g.
REHG 29. 9. 39 E 7, 159; RdRN 4°

30. 3. 40 EHRsp EHRV § 36 Nr. 21' A 
schel); RdRN 41 Nr. 16; DNotZ 40, •

3. §36  Abs. 4 g ilt entsprechend, w e n n  sic 
früher gestellter Antrag auf Abänderung e» ge- 
sorgungsrechts durch einen V e r g l e i c h  ^  
tejligten vor dem AEG oder dessen Vors yer- 
erledigt hat. £ in  solcher Vergleich über ei ^ o ir  
sorgungsanspruch kann nur bei Vorliegen ^  ge­
ilerer neuer Gründe durch Spruch des ^  
ändert werden.

LEHG 20. 3. 40 RdRN 41 Nr. 5. Agö
4. V e r e i n b a r e n  die Beteiligten, daß 4,aSfestge' 

die in einem genehmigten Übergabevertr g ^  und 
setzten Versorgungsleistungen neu regem j0ter- 
hält das AEG die beantragte Neuregelung L gi­
esse des Erbhofs für geboten, so kann eS r^nderfeI1 
nem Ermessen von dem Erfordernis der v 
Verhältnisse (§ 36 Abs. 4) absehen.

REHG 28. 6. 40 E 7, 447. _
5. Umwandlung eines für den Hof nj.c^cmlTe ^  

Altenteiles in der Weise, daß an d i e , rUng v°r. 
Lieferung von Lebensmitteln die Gewa j £f er 
T i s c h  k o s t  tritt, und zwar trotz beste <eS fre*e 
lieblicher Unstimmigkeiten; Streichung
Wegzugsrechts.

REHG 21. 12.39 RdRN 40 Nr. HO-
nach.

36
stufl;

■irt;
6. Auch im Umwandlungsverfahren ‘j£j

Abs. 3 ist bei der Bemessung von Alte gevV’“ ‘{ 
gen zu berücksichtigen, wie die Altem j ei st 
schäftet und was sie f ü r  den  E rb  h o i g
haben.

REHG 18 
(Hopp)

1. 40 EHRsp EHRV §
36 ^

2 5

r # t 've
7. D ie fehlende B e d ü r f t i g k e i t . ^p riich j’

braucht bei alten vertraglichen Altentei -ner f .
die auf einem Auseinandersetzungsver «Af die v
gesetzten Gütergemeinschaft beruhen, ^gen­
üge Streichung der Ansprüche zu ree

REHG 14. 3. 40 E 7, 334. _ ^
8. Eine wesentliche Änderung der Ver^a L e be

des § 36 Abs. 3 kann vorliegen, wenn sCtiofl s,
V e r s i c h e r u n g s s u m m e  > unerwart ^  rSorgm,/[g. 
nächsten Jahre fä llig  und unter di je r ej-
berechtigten verteilt wird. Bei Pr u uinde*1̂  « 
keit muß von bereits vorliegenden Wer^ ,  2?
traglichen Vereinbarungen ausgegn s 36 b1 ' 

REHG 30. 3. 40 EHRsp EHRV » 
(Herschel). AbWa« t V

9. Sachliche G r u n d s ä t z e  für ¡jjjerefl 
von Versorgungsansprüchen aus

gabT Ä 5 . 4 0 H R R 4 1 N , 3 2 „  $
10. Ablösung eines Naturalaustrag -g

Geldrente mit Rücksicht aut den n(jjgen ^ < R S
Z e r w ü r f n i s s e s  erfolgten notwen d ig e n  
der Altenteiler aus dem Dorfe un weiteret 
kriegswirtschaftsrechtlichen Verb 
turalleistungen an diese Altenteller.

REHG 28. 6.40 RdRN 41 Nr. 3-
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de uP*e Geburt bäuerlichen N a c h w u c h s e s  auf 
y m„ Hof nach der Übergabe stellt regelmäßig keine 

Wanderung der Verhältnisse dar, die einen Antrag 
?un JHn£en Bauern auf Herabsetzung der Versor­
gen iS'eistun£en aus dem Übergabevertrag begrün 

konnte; denn die Übergabe des Erbhofs wircVom DÜ“ “" ’ ucuu ulc vuc igau t i^iuuuto w ird 
der d .. gerade unter dem vom AEG schon bei 
sHr rüfung der Übergabebedingungen zu berück- 
neL '2 enden Gesichtspunkt gefördert, dem Über- 
UndFr dem eine frühe Selbständigmachung 
Von eamiliengründung und damit eine große Zahl 

‘Nachkommen zu ermöglichen.
K tHO 29. 8.40 RdRN 41 Nr. 4.

mJ2R Austragsleistungen, die im Übergabevertrag 
leisfu UCksicht auf weitere notwendige Versorgungs- 
aui besonders knapp bemessen wurden, sind 
sorJ /n zu e rh ö h e n ,  wenn die übrigen Ver- 

sind e*Sktngen unerwaI’te't 'n ‘Wegfab gekom-
LE,HG 3. 5. 39 EHRsp EHRV § 36 Nr. 19 

(Schieck).
geniA uf Grund alter Verträge bestehende F r u c h t -  
K o ra n e ^ 11*6 in der Ostmark können unter den 
geänd» f Ungen des § 36 nacb Umfang und Inhalt 
Festst, Werden. Zum A n t r a g  auf anderweite 
l i e h e n eines auf dem Erbhof lastenden ding- 
rechti„f erflaltsrechts ist der Bauer auch dann be- 
ErbhnV ^ enn der lebenslängliche Fruchtgenuß am 

fe rn e n ,  Dritten zusteht.
( E tz ? ^  7' 6- 40 EHRsp EHRV § 36 Nr ' 32 

14, jy  ^
Vero’rdnif nach der österreichischen Entschuldungs- 
führUnJU"S v. 5.5.38 (RGBl. I, 502) zur Durch- 
richteten 1 ^^w irtscha ftlichen  Entschuldung er- 
^Eq ^ L a n d s t e l l e n  sind nicht berechtigt, beim 
vWpfi: ,, Antrag auf Herabsetzung von Aftenteils- 
stelien. UnSen des Bauern nach §36 Abs. 3 zu

El(Hopp)Z 12' 9- 40 EHRsp EHRV § 36 Nr. 31

Der Erbhof im  R e c h tsve rke h r 
u n te r  Lebenden

^  ^  a) Veräußerung

Fl ' FremHF ra ^ e des w i c h t i g e n  G r u n d e s  
P .gattenoi eraaden,ng nicht genehmigt, weil die 
c r 0 v e r t ; SCntürner eine Nichte der Bäuerin durch 

REHp,3!? zur Anerbin bestimmt haben.
2 rv 13‘ 10' 39 RdRN 39 Nr. 575.

genpi1!/rai}^erung an einen Sippenfremden kann 
im Eersönu1? werden, wenn sie im H inblick aut 
F l ie h e n ' A eit und cEe Lebensverhältnisse der 
j *.nb'lick a,,* , n e r b e n b e r e c h t i g t e n  sowie im 

lsV s da* Wohl des Hofes gerechtfertigt ist.
REHq  oo11̂  ~  Sippengedanke.

3. Die 8' 1 ‘ 39 RdRN 39 N r' 385 (DelHan)- 
l „ n. i h r e m der Eltern eines M i n d e r j ä h r i -  
9naetl Erbhaf8o in  durch allmählichen Landerwerb 
En v„ za schaffen, reicht nicht aus, die Ver­

derbe,. 7,,n Erbhofland an den erst 8 Jahre alten 
REHnRechtfertigen. 

p4. Der 18- U . 39 RdRN 40 Nr. 209
Qh'edh o f^ ,UnscE einer Kirchengemeinde, ihren 

1 zu wichtigen
wenn die

N icd zur V p ;ye'’größern, bildet keinen 
W o che Q f.J UU erung von Erbhofland, wenn uic 

y i f  7U ^.^ynde damit umgeht, einen Gemeinde-

HQ 24.11.39 RdRN 40 Nr. 210.

5. Die Notwendigkeit des Baues einer G a r n i ­
s o n k i r c h e  kann einen wichtigen Grund für die 
Veräußerung eines Erbhofgrundstückes bilden.

LEHG 3.10.39 RdRN 39 Nr. 343.
6. Eine Veräußerung von Erbhofgrundstücken, die 

lediglich zur S i c h e r u n g  einer Forderung dienen 
soll, kann nicht genehmigt werden, auch wenn zu­
gunsten des Veräußerers ein Wiederkaufsrecht für 
den Fall vereinbart worden ist, daß die Forderung 
innerhalb einer bestimmten Frist getilgt wird.

EHG Hamburg 14.3.40 EHRsp §37a Nr. 13a 
(Johae).

ß) V e r ä u ß e r u n g s p r e i s
1. Unter Beachtung des in § 5 Abs. 1 Z iff. 5 der 

Grundstückverkehrsbekanntmachung enthaltenen 
Grundsatzes ist die Genehmigung zur Veräußerung 
auch bei Erbhöfen dann zu versagen, wenn der 
Kaufpreis den angemessenen Grundstückswert grob 
überschreitet. Ein solches g r o b e s  M i ß v e r h ä l t ­
n i s  zwischen W ert und Preis liegt nicht vor, wenn 
bei einem Grundstückswert von 40 000 bis 41 Ö00 9tM 
ein vom Erwerber als angemessen bezeichneter 
Kaufpreis von 43 680 3Ut vereinbart ist. Die Preis­
abrede darf aber nicht gegen die PreisstopVO ver­
stoßen.

REHG 24.11. 39 EHRsp § 37 a Nr. 130 (H opp); 
RdRN 40 Nr. 80.

2. Auch bei einer Fremdveräußerung muß die 
L e i s t u n g s f ä h i g k e i t  des Hofes bei Prüfung 
des vom Käufer zu leistenden Gegenwerts berück­
sichtigt werden, um eine zu hohe Belastung zu ver­
meiden.

REHG 19.12.39 RdRN 40 Nr. 81.
3. Inwieweit ist das AEG bei Entscheidungen über 

die Genehmigung von Grundstücksveräußerungen 
an eine Preisherabsetzung durch die P r e i s p r ü ­
f u n g s b e h ö r d e n  gebunden?

LEHG 7.11.39 EHRsp §37a Nr. 132 (von 
Spreckelsen); DR 40, 564 (Friemann).

4. Auch wenn ein w ichtiger Grund die Veräuße­
rung eines Erbhofgrundstücks rechtfertigt, ist die 
anerbengerichtliche Genehmigung nur zu erteilen, 
wenn dem Vertrag keine sonstigen Bedenken ent­
gegenstehen. Im besondern darf der vereinbarte 
Kaufpreis nicht gegen den P r e is  s t o p  verstoßen. 
Liegt das veräußerte, bisher landwirtschaftlich ge­
nutzte Grundstück nicht im städtischen Wohn- oder 
Industriebaugebiet, so ist die Vereinbarung eines 
Kaufpreises, wie er fü r Wohnbaugrundstucke 
Industriegelände angemessen wäre, auch dann zu 
beanstanden, wenn der Erwerber aut dem¡ G e ld ­
stück einen Erweiterungsbau für sein industrielles 
Unternehmen zu errichten beabsichtigt. Auch m 
diesem Falle ist bei der Preisbildung von df,m J ' 
wirtschaftlichen Nutzwert auszugehen; m it Rück­
sicht auf die künftige Zweckbestimmung des Grund­
stücks ist es aber angebracht, zu dem l a n d w i r t ­
s c h a f t l i c h e n  N u t z w e r t  einen Z u s c h l a g  zu- 
zul ssen -  Welchen Einfluß hat die Beanstandung 
des Kaufpreises durch die Preisuberwachungsstelle 
auf die Wirksamkeit des Vertrages?

LEHG 3.10.40 DJust 41, 167 (Hopp).
Y) . V e r w e n d u n g  des V e r ä u ß e r u n g s e r l ö s e s

1 Auch für die freihändige Veräußerung von 
Erbhofland für Zwecke der Wehrmacht g ilt der 
Grundsatz der L a n d e n t s c h ä d i g u n g .  Läßt sich 
ein Landaustausch nicht sofort durchführen, so ist 
der Eigentümer im Wege der Auflage anzuhalten, 
den Verkaufserlös ganz oder teilweise zur E r s a t z -

71
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l a n d b e s c h a f f u n g  zu verwenden. Der durch 
solche Auflage gebundene Verkaufserlös ist erbhof­
zugehörig. Ist durch die Auflage die Hinterlegung 
des Erlöses auf unbestimmte Zeit angeordnet, so 
kann der Eigentümer, wenn sich im Laufe der Jahre 
ergibt, daß die Beschaffung geeigneten Ersatzlandes 
nicht möglich ist und der hinterlegte Betrag drin­
gend für die Wirtschaft gebraucht wird, beim AEO 
beantragen, die A u f l a g e  in W e g f a l l z u  bringen.

REHG 24.1.40 RdRN 40 Nr. 101.
2. Veräußert der Bauer bei der Verpachtung des 

Erbhofes Inventar, das zum Erbhof gehört, an den 
Pächter, so tr itt der Erlös an die Stelle des Inven­
tars, w ird  also selbst Bestandteil des Erbhofs (S u r­
r o g a t i o n ) .  Um ihm diese Eigenschaft zu erhalten, 
und um sicherzustellen, daß nach Beendigung der 
Pachtzeit die nötigen Barmittel zur Wiederbeschaf­
fung des Inventars vorhanden sind, ist es erforder­
lich, die Einzahlung des Erlöses auf ein Sperrkonto 
fü r den Bauern anzuordnen, über dessen Zinsen er 
frei, über dessen Kapital er aber nur mit Zustim­
mung des AEG verfügen kann.

LEHG 17.9.40 EHRsp §37a Nr. 136 (Klässel).
3. W ird  vom AEG die mündelsichere Anlegung 

des Kaufpreises mit der Maßgabe angeordnet, daß 
darüber nur mit Genehmigung des AEG verfügt 
werden kann, so tr itt der hinterlegte Erlös an d ie  
S t e l l e  des E r b h o f s ,  der Käufer ist daher ohne 
Genehmigung des AEG nicht berechtigt, Kosten­
ansprüche, die ihm gegen den Verkäufer zustehen, 
von dem zu hinterlegenden Kaufpreise abzuzichen.

OLG Dresden 20.10.38 EHRsp § 37a Nr. 141 
(Klässel).

4. Durch die Auflage bei der Genehmigung, daß 
der fü r den Rückkauf der verkauften Parzelle vor­
aussichtlich notwendige Betrag auf ein Sperrkonto 
angelegt w ird, bei dem die Bestimmung des erleg­
ten Betrages für den Wiedererwerb des verkauften 
Grundstücks zu vermerken ist, w ird  die E r b h o f -  
z u g e h ö r i g k e i t  d i es e s  G u t h a b e n s  in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise zum Ausdruck 
gebracht. Eine Folge dieser Erbhofzugehörigkeit ist 
es, daß der Eigentümer über dieses Guthaben nur 
mit Zustimmung des AEG verfügen kann.

EHG Wien 3. 10. 40 EHRsp § 37 a Nr. 138 
(Klässel).

&) E n t s c h u l d u n g s b e t r i e b e
1. Die Genehmigungspflicht nach dem REG be­

steht n e b e n  der nach der VO v. 6.1.37 (RGBl. I, 
5). Das AEG, das zuerst über die Genehmigung 
entscheidet, hat sich wegen etwaiger Auflagen über 
die Verwendung des Kaufpreises vor seiner Ent­
scheidung mit dem Entschuldungsamt in s  B e ­
n e h m e n  zu setzen.

REHG 13.10. 39 E7, 102; DJust 39,34; RdRN 
40 Nr. 82; 29.3.40 RdRN 40 Nr. 211; HRR40 
Nr. 1068.

LEHG  17. 10. 39 EHRsp § 37 a Nr. 133 
(Herschel).

2. Gegenüber einem Zwischenbeschluß des Ent­
schuldungsamtes können die Anerbenbehörden nicht 
n a c h p r ü f e n ,  ob die Landabgabe erforderlich ist 
oder ob sich die Entschuldung auch ohne Land­
abgabe durchführen läßt. Sie haben aber zu prüfen, 
ob die sich aus dem REG ergebenden Grundsätze 
beachtet sind und ob das Verfahren des Entschul­
dungsamts bei der Veräußerung ordnungsmäßig ge­
wesen ist.

REHG 24.11.39 EHRsp § 37a Nr. 134 (Her­
schel) ; RdRN 40 Nr. 83.

e) A u f l a g e n' w Frb'
Bei der Genehmigung der Veräußerung von. ^

hofland ist eine Auflage dahin, daß der Lr 
zum Ausgleich Land an einen an dem Ke .-.-¡g. 
schäft nicht beteiligten D r i t t e n  abgibt, unz er- 
Der Inhalt einer Auflage muß im übrigen s f. 
kennen lassen, welches Ziel des REG mit d 
läge verfolgt wird (z. B. Schuldentilgung).

REHG 23. 7.40 E 7,503.

b) Innerbetrieb liche Te ilung , Zusammenle£
(EHRV § 27) t ge-

1. Teilung eines im R e a l t e i l u n g s g e  ^¡e- 
legenen Erbhofs nicht genehmigt, obwohl v j ein 
dene Umstände die Bildung zweier Hofe a äiniich 
bestehenden einen Erbhof begünstigten» ‘ s£||j. 
die Tatsache, daß der Besitz aus zwei tru , ^yte 
ständigen Anwesen entstanden ist und n n(j für 
zwei Hofstellen vorhanden sind. Entsche ^  gfe]le 
die Versagung der Genehmigung war, cla ¿.¡ttlich01 
des jetzigen, für jene Gegend besonders ‘ wen11 
Erbhofes im Falle der Aufteilung zwei klei ¿renf 
auch noch lebensfähige, jedoch die untei s . „je 
der Ackernahrung nicht erheblich iteilungs' 
Höfe entstehen würden, wie sie im k
gebiet schon häufig sind. M 185

REHG 16. 5. 40 E 7, 408; RdRN 40 Nr.
2. Die Z u s a m m e n l e g u n g  eines ^ p rundstöc]j 

einem anderen, nicht erbhofgebundenen sCbat 
mit der Folge des Verlustes der Erbnote1i“ mswe>s.) 
bedarf der Genehmigung des AEG. *
Zulassung der Entziehung der Erb ho eg frühe 
aus volkswirtschaftlichen Gründen hu Fj(TeritünlC 

.......  >■••• ö —“ ------- dem h-tr,„+riebe5selbständige Besitzung, die von dein !»etrie. _ 
eines 140 ha großen landwirtschaftliche Volk, 
mit einer behördlich geförderten und U ¿arto" 
ernährung lebenswichtigen B r e n n e r e i g r\venu i  l i c i i n  u i i ”  l t u c u o w i t n u ^ v - u  —  A ’ r r p n

flockenanlage zur dringend notwendig 
rung hinzuerworben worden ist.

LEHG 3. 7.40 RdRN 40 Nr. 186.

c) Belastung t „inpril G'b'U  
1. W ird  der Z i n s s a t z  einer auf "  t s° 

eingetragenen Hypothek h e r a b g e  Q nich't 
eine Genehmigung nach § 37 Abs. 2 K tzung ° 
forderlich. Das g ilt auch für die 1 Ic ‘ 01hek- ^  
Zinssatzes bei einer T i l g u n g s h y P  fragen 
gegen bedarf die Umwandlung ein.c .thek def ;.lCr 
fälligen Hypothek in eine Tilgungshypo ei f 
nchmigung. Der Umstand, daß 
Kreditmaßnahme, die untei M itw irk 
Stellen zugunsten eines größeren jg+ ein® ^  
schaftlicher Betriebsinhaber „^,chvnothe „¡nefl
lige

nnrlnlf «rprHf»n er» II nilClCl *'■'& —'-uw-
37 biiU Lcn  v ji unu, u iu  uyinw - f j O c n  Q ^

REHG 24.11.39 E 7, 131; EHRsp SQ Nr. 
(Hesse); DNotZ 40, 407; RdK^ Q{

12*

Erbhofes rnd 9 ^2. Die Belastung eines Erbhorcs 0hne „g 
d i e n s t b a r k e i t e n  ist allgemein
nähme durch § 32 EHRV von der ^ Ä f i g  
freigestellt. Um eine mißbrauch , ^  sorg 
unmöglich zu machen, muß im c  v ingene Jr^tid' 
geprüft werden, ob sich die aus _ cChten , r oh 
zung des Hofes im Rahmen 0?g bq B h*ItfS itlgef 
dienslbarkeit im Sinne des § * , . ungspfN
sie so weit geht, daß ein S®nc‘ ,»eSi  Nf' ^
Nießbrauch nach § 1030 BGB v F, , n y

REHG 24.11.39 EHRsp EHK ^q r 
(Klässel, kritisch); RdRN 40 'lu n g e1

3. Die Eintragung der A u s w e c
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jOrderung,  für die eine auf dem Erbhof ruhende 
chstbetragshypothek haftet, ist von der Geneh- 
®UJ)£ des AEG abhängig zu machen.

OLG München 12.5.40 JFG 21, 278; HRR 41 
30; EHRsp § 37b Nr. 77 (Hopp).

den n?r O b e r g a n g  eines auf dem Erbhof lasten- 
bei * and r eeh ts auf die Erben des Gläubigers 

rr nicht der Genehmigung. 
tHG  Qraz n  jo. 40 EHRsp § 37b Nr. 75 

(Herschel).
&o‘ fn r die Belastung von Erbhöfen auf Grund der 
L u^ s. 2 u. 4, § 11 Abs. 3 der ö s t e r r e i c h i -  
5021 E n t s c h u l d u n g s V O  v. 5.5.38 (RGBl. I, 

die anerbengerichtliche Genehmigung nicht

L°  Linz 6.9.40 EHRsp §37b Nr. 76 (Etz),

d) Verpachtung
1 e“) G e n e h m i g u n g s b e d ü r f t i g k e i t  

pachtv*‘m Jallre 1928 auf 10 Jahre geschlossener 
kanntm ,aS> der w e d e r  nach der Bundesratsbe- 
% k v * i ,Un? v- 15.3.18 n o c h  nach der Grund- 
mip-f ... e,hrsbekanntmachung v. 26. 1. 37 geneh- 
bafu^rden ¡st, bedarf für die Zeit nach dem In- 
Hehm|gtucnngder EHRV der anerbengerichtlichen Ge-

^EHG 13.io . 39 E 7,142; RdRN 40 Nr. 123. 
Wür{ tigU e r I i n g s v e r t r a g  nicht genehmigungs-

OldenburKr1 Oldenburg 19.9.40 EHRsp EHRV § 30 
3. a / ; f  «Herscficl).

vornehm ertra£> durch den der Bauer einem Bau- 
knSeren 7 f- das Recht  zuhilligt, während eines 

eitraumes (hier auf 30 Jahre) auf einem
Erhlinf nrninrlo+iiolr Q Q n H UllHNteine p-p”  Erbhofgrundstück Sa n d ,  Kies und 

^ßeruno-fet?.. e'n Entgelt von Bruchteilen des Ver- 
Vedras ° Ser'öses zu e n t n e h m e n ,  ist als Pacht- 

L p H r« 1migungsbedürftig.
^6-2.40 EHRsp EHRV § 3 0 N r.21 (Hopp).

Der ^  E i n h e i t s p a c h t v e r t r a g  
hjags- Erörterungen mit dem Reichsernäh- 
pahr$tan. a Reichsjustizministerium vom Reichs- 
^ SsUno-, aufSestellte Einheitspachtvertrag in der 
»Sen ük J® Mai 1938 w ird den heutigen Anschau- 
r 1̂chf, p, das landwirtschaftliche Pachtwesen voll 
J^g, die shaJh e m p f i e h l t  sich seine Verwen- 

die im1 f^bschluß des Rechtgeschäfts und zu- 
3 ,Orden „:,a. ]Prüfung durch die Genehmigungs- 
k; anicrf j 'eichtert und damit das Verfahren be- 

dur h onderc Verhältnisse des Einzelfalles 
Ungen hoi- . ände r nd e  oder ergänzende Bestim- 

REHn oC0ksichtigt werden.
E-HRc 39 E 6, 342; RdRN 39 Nr. 3S7: 

v 2'Qru PEHRV  8 30 Nr. 20.
fdr d'e Ausgestaltung von Pacht- 

le&, ter, ^  Übernahme des Inventars durch den 
Ä  des p- a,uc.b ‘m allgemeinen die Zugrunde- 
lali atln es h t l ,n" el*sPachtvertrages erwünscht ist, 
?0cht\ (Eier v i nacdl den Verhältnissen des Einzel- 

) gebn+ß0r la.ndense‘n einer wertvollen Hoch- 
Zü treffp i1 se*n> a b w e i c h e n d e  Vereinbarun-
* E H o en-

»*•38?
j^.Ver

°rd

28.4. 39 HRR 39 Nr. 1253; RdRN 39

<W Ist de? t ChtUng i l i n e r h a l b  der  F a m i l i e
^ÜhinLgsmäßitUer T ht mehr in dcr Lage’ den Hoff cht, da 'S ™ bewirtschaften, so ist es uner- 

er den H of an den Anerben nur ver­

pachtet, statt ihm den H of zu ü b e r g e b e n  Die 
Genehmigung zur Verpachtung ist in solchen Fallen 
regelmäßig zu versagen. T,__

b REHG 26.9.39 E7, 95; RdRN 40 Nr. 35; HRR
40 Nr. 1202; 26. 9. 39 RdRN 40 Nr. 36,

2. A u s n a h m s w e i s e  Genehmigung der Ver­
pachtung des Erbhofes an einen Sohn des Bauern, 
weil der Bauer wegen Krankheit nicht mehr w irt­
schaften kann, aber begründete Bedenken hat, den 
Erbhof sofort an den Anerben zu übergeben, «da er 
noch nicht übersehen kann, wie er seine beiden Erb­
höfe unter seine drei Söhne verteilen soll. Herab­
setzung des Pachtpreises und Verkürzung derPacnt- 
dauer auf den Zeitpunkt, zu dem^ die Auswahl des 
Anerben voraussichtlich möglich ist.

REHG 31.5.40 RdRN 40 Nr. 204 (Sauer).
3. Fällt ein Erbhof nach dem Tode des Bauern 

einem minderjährigen Kinde als gesetzlichem An­
erben an, so besteht fü r die sich wieder verheira­
tende Mutter und deren zweiten Ehemann ein be­
rechtigtes Interesse an einer rechtlichen S i c h e r ­
s t e l l u n g  für ihre Arbeit auf dem Hof. Als recht­
licher Weg hierzu kommt eine Veräußerung des 
Hofes an die Mutter bis zum 25. Lebensjahr des An­
erben nicht in Betracht, weil sie dem grundsätzlichen 
Veräußerungsverbot widersprechen würde. Dagegen 
kann eine langfristige Verpachtung des Hofes an 
die Mutter oder deren Ehemann, ferner auch die 
Einräumung eines zeitlich begrenzten Nießbrauchs­
rechts der Mutter mit gleichzeitiger Vereinbarung 
eines späteren Altenteiles für die Mutter oder deren 
Ehemann (I n t e r i  ms v e r t r a g )  gebilligt und vom 
AEG genehmigt werden.

REHG 30. 5.38 RdRN 40 Nr. 208.
4 W ill eine Bäuerin, Alleiiieigentümerin eines Erb­

hofes, ihren E h e m a n n  (mit dem' sie iin gesetz­
lichen Güterstande lebt) wegen seiner M itarbeit aut 
dem H of und der aus seinem Vermögen für die 
Wirtschaft aufgewendeten Beträge „im  Interesse 
einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des rlotes 
sicherstellen“ , so rechtfertigt dies nicht ohne wei­
teres den Abschluß eines Pachtvertrages mit dem 
Ehemann auf die Dauer von 30 Jahren. Der Ehe­
mann kann durch andere gesetzliche Möglichkeiten 
hinreichend gesichert werden. Ein I acntvert g 
dieser A rt ist nicht zu genehmigen.

REHG 18.12.39 E7,202. 
b) L a n d b e d ü r f t i g k e i t  auf  P ä c h t e r s e i t e
1. Die in der Anordnung des Reichsbauerntuhrers 

v. 41.8.37 enthaltenen Richtlinien über die Geneh­
migung von Pachtverträgen nach der Grundstück
Verkehrsbekanntmachung (Abdruck siehe H pp,
Reichspachtschutzordnung S.33) s i ndauch im 
erbengerichtlichen Genehmigungsverfahren zui be 
achten. Versagung dcr Geme mi.gung zur Verpach- 
tune von 41 Morgen Erbhofland an den 1 a c h t e r  
eines 850 Morgen g r o ß e n  G u t e s  wegen man­
gelnder Landbedürftigkeit des Pächters weil iand- 
fedürftige Kleinpächter vorhanden sind und zuvor 
geprüft werden muß, ob nicht der Erbhof im gan­
ze! an einen Jungbauem verpachtet werden kaum

LEHG 21. 3. 40 EHRsp EHRV § 30 Nr. 23 
(Hopp).

2 Versagung der Genehmigung bei erneuter Ver­
pachtung von Stückländereien an N i c h t l a n d ­
w i r t e , ’ die das Pachtland nur zum Nebenerwerb 
benutzen.

REHG 26.9.39 RdRN 40 Nr. 39.
3. Versagung der Genehmigung zur Verpachtung

71*
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des größten Teiles eines Erbhofes an einen Bauern 
und Arzt mit Rücksicht darauf, daß dieser selbst 
schon einen über 50 ha g r o ß e n  H o f  b e s i t z t ,  
und daß die Verpachtung ohne zwingenden Grund 
die aus Ländereien und Gebäuden bestehende W irt­
schaftseinheit des Erbhofes zerreißen würde.

REHG 28. 11. 39 RdRN 40 Nr. 238 (Sauer).
4. Verpachtung von Erbhofland an einen Pächter, 

der wegen erwiesener W i r t s c h a f t s u n f ä h i g -  
ke it»n ich t förderungswürdig, im Hinblick auf den 
von ihm hauptsächlich ausgeübten Beruf als Bahn­
beamter auch nicht landbedürftig ist, kann nicht ge­
nehmigt werden.

LEHG 21. 3. 40 EHRsp EHRV § 30 Nr. 22 
(Hopp).

A m t s p f l i c h t .  Der Bauer kann auf den VL Ö 
politisch wichtigen Vollstreckungsschutz des 
nicht verzichten. in2;

RG 21. 3. 40 RGZ. 163, 104; RdRN 40 Nr.
EHRsp § 38 Nr. 24 (Vogels). g

2. Auch in der Ostmark schließt der Umstand^, 
ein Grundstück Erbhofeigenschaft besitzt, d ^  
f e c h t u n g  einer Pfandrechtsbestellung wegen g  
bigerbenachteiligung nicht aus. Durch d* .j^  
scnriften des Erbhofrechts haben sich die ”  Jjjngs 
keiten des Vorgehens gegen den Bauern _alrtp,hefldeorgehens gegen den oaueu. 

gewandelt. Die sich hieraus ?rj L . ngS' 
»eseitigt aber nicht die Befriedig11

entscheidend o 
Rechtslage beseitigt
tauglichkeit der Anfechtung. \

OLG Graz 21. 10. 40 DJust 41, 117 (HopPF

5. Die Verpachtung eines Erbhofes an ein A r ­
b e i t s h a u s  kann nicht genehmigt werden. Juri­
stische Personen sind als Pächter von Erbhöfen un­
geeignet.

EHG Stuttgart 29. 3.40 RdRN 40 Nr. 239.
e) G e r e c h t e r  P a c h t p r e i s

1. Bei der Ermittlung des angemessenen Pacht­
preises ist regelmäßig von dem t a t s ä c h l i c h e n  
E r t r a g  auszugehen, den der Hof oder die verpach­
teten Einzelgrundstücke bei ordnungsmäßiger Be­
wirtschaftung im Laufe mehrerer Jahre durchschnitt­
lich erbringen. Die Einheitsbewertung bildet nach 
den Pachtleistungsrichtlinien des Reichsbauernfüh­
rers v. 7. 6. 37 (Abdruck s. Hopp, Reichspacht­
schutzordnung S. 160) nur einen Anhaltspunkt und 
soll nur als Schätzungsrahmen und zur Kontrolle 
der Erm ittlung des gerechten Pachtpreises dienen. 
Es Jst daher in jedem Falle nachzuprüfen, ob die 
gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse, insbeson­
dere der erm ittflte Reinertrag, den nach dem Ein­
heitswert errechneten Pachtpreis als angemessen er­
scheinen lassen.

REHG 26.4.40 E7,402; RdRN 40 Nr. 201.
2. Der aus der Schuldenregelungsgesetzgebung 

stammende Maßstab der schematischen Z i n s l e i -  
s t u n g s g r e n z e  kann für die Berechnung des ge­
rechten Pachtpreises nicht zugrunde gelegt werden.

REHG 29.3.40 RdRN 40 Nr. 203 (von Blanc).
3. Der angemessene Pachtpreis bestimmt sich 

nicht nach einem Hundertsatz des E i n h e i t « -  
w e r t e s .

REHG 24. 11. 39 RdRN 40 Nr. 121.
4. Ausgangspunkt fü r die Ermittlung des ange­

messenen Pachtpreises ist der durchschnittliche E r ­
t r a g  bei ordnungsmäßiger Bewirtschaftung. Es ist 
sodann ein angemessener A r b e i t s l o h n  für den 
Pächter zu errechnen und eine Verteilung vorzu­
nehmen, die dem Verpächter eine R e n t e  gewährt, 
welche einer niedrigen Verzinsung bei einer siche­
ren Kapitalsanlage entspricht. Einigkeit der Par­
teien über den Pachtzins ist für die Beurteilung 
der Angemessenheit nicht maßgebend.

REHG 19.12.39 RdRN 40 Nr. 120; 26.9.39 
HRR 40 Nr. 299.

5. Angemessener Pachtpreis bei P a r z e l l e n -  
p a c h t .

REHG 26. 9. 39 RdRN 40 Nr. 122.

e) Zwangsvollstreckung
REG. §38

1. Ein Gerichtsvollzieher, der Kühe pfändet, die 
auf dem Erbhof fü r die Bewirtschaftung vorhanden 
sind, verletzt in der Regel grob fahrlässig seine 
ihm auch dem Gläubiger gegenüber obliegende

§ 39 , T^deH'^
Die M o n a t s f r i s t ,  die zwischen der Zu- ge- 

des Vollstreckungstitels an den KrBF' und gallerö 
ginn der Zwangsvollstreckung gegen einenL:ch dn£ 
liegen muß, ist eine Mindestfrist, nicht züg11 ĵ ng
Höchstfrist. Der Gläubiger kann die Volts g  p. 
demnach auch später als einen Monat nac 
Stellung an den KrBF bewirken. n

OLG Königsberg Pr. 12.3.40 RdRN 4 
HRR 40 Nr. 1070.

f)  Steuerrechtliches

REG § 55 0  .
Die rechtskräftige Entscheidung des gt'

eine Brennerei Bestandteil des erbhofree ^ ¿ e  
bundenen Vermögens ist, ist für die fteu ¡̂ ¡t- 
bei der Beurteilung der Frage, ob eine
Steuer zu erheben ist, b i ndend .  ,.Apffo 

RFinH 1.9.39 EHRsp §55 Nr. H
>w )■

EHRV § 42 E f<
1. Die Zuwendung von K a p i t a l  unjediê

einer Erbhofsiedlerstelle an einen Sonn 
der Schenkungssteuer. .1 /ne

RFinH 16.11.39 RdRN 40 Nr. 241 t ^

2. Erwirbt jemand durch z we i
t r ä g e  vom selben Tag 2 Grundstück , so g 
durch den Erwerb ein neuer Erbhof geh . f gigA 
die Befreiungsvorschrift auch dann, wen Qrtu1
tumsübergang an verschiedenen Tagen 
buch eingetragen wird. e ('tfopP'

RFinH 4.8.39 EHRsp § 42 Nr. »
RdRN 40 Nr. 54 (Dellian). f fflf **

3. Ein Vertrag, durch den sich der Ea9e 
Übergabe des Erbhofs über das laut ¡st 0 je 
hinaus einen festen Geldbetrag zahlen ‘ setn r
ein steuerbefreiter Übergabevertrag; in e lie r
entsteht vielmehr eine S c h e n k u n g  

RFinH 30. 11. 39 ZAkDR 40, 85

V II I .  E rb h o fv e rfa h re n
a) Beschwerderecht

REG § 48 erklärtet
Ein schon v o r  der Entscheidung _ 

seitiger Beschwerdeverzicht ist UIlW9oo 
REHG 28. 11. 39 RdRN 40 Nr.23»-

§ 49 . n e s ch ive,'ibef' 
1. Ein neuer s e l b s t ä n d i g e 1". „  eineS cpW

g r u n d  im Verfahren zur Ocnchr01̂  “^ enen eiid 
gabevertrages liegt fü r den ub rg jiistitf M  
nicht vor, wenn AEG und EHGi vb* des t. 
den wichtigen Grund zur UbergeWJ^ie 
schwerdeführers bejaht haben und

eiF
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heidtingen nur insofern unterscheiden, als das 
(j  ̂abweichend vom AEG die Genehmigung mit 
j,. Auflage verbunden hat, daß an den übergan- 
£ n S°hn ein Ausstattungsbetrag zu zahlen ist. 

REHG 28. 9. 39 E 7, 167; HRR 40 Nr. 1201.

den ^ at. das E H ° .  o h n e  in  d e r Sache zu. e n ts c b e i"
ZUr’R ed'glich die sofortige Beschwerde eines nicht
fe: Beschwerde Berechtigten als unzulässig verwor- 
(4r:A so ist eine s a c h l i c h e  N a c h p r ü f u n g  im 
(je l:n Rechtszuge auf sofortige weitere Beschwerde 

LßF nicht statthaft.
n. EHVfO  § 23 a

selW••Vorschrift des § 23a EHVfO  enthält eine 
i„  «S11? * 6 und abschließende Regelung der Frage, 
SunCCaeni Falle eine Anfechtung von v e r s o r -  
ist 8anr e c h t l i c h e n E n t s c h e i d u n g e n  zulässig 

' D i, Abs-4 REG ist daneben ohne Bedeutung.
HEHG 13. 7. 39 E 6 39i . HRR 41 Nr. 35; EH­

Rsp EHVfO § 23 a Nr. 2 ; REHG 30.3.40 
EHRsp EHRV §36 Nr. 27 (Herschel); DNotZ 
4Ü» 482; RdRN 41 Nr. 16.

I . b) Kriegsrecht
Krieo-s,Ucb, ' m Erbhofverfahren ist auf die von den 
1.9 3qV o a"nissen „Betroffenen“  (i. S. der VO vom 
80^;* RQBb I, 1656) R ü c k s i c h t  zu n e h m e n ,  
blasse°le ZU wahrenden öffentlichen Interessen das

LE tlü  26.10.39 EHRsp EHVfO §11 Nr. 12.

2. Wenn auch die Vorschriften der VO v. 1.9. 39 
über die A u s s e t z u n g  des Verfahrens für d *  
anerbengerichtliche Verfahren nicht unmittelbar gel­
ten, so ist doch auf die Behinderung eines Beteilig- 
ten durch Einziehung zum Wehrdienst oder du^cb 
andere persönliche Inanspruchnahme aus Anlaß des 
Krieges Rücksicht zu nehmen, sofern nicht im Em- 
zelfall überwiegende Gründe dagegen sprechen.

REHG 30. 4. 40 RdRN 40 Nr. 161.

c) Akteneinsicht
1. Die Einsicht in die Erbhofakten kann den 

nächstberechtigten A n e r b e n ,  deren B a u e r n ­
f ä h i g k e i t  vom KrBF angezweifelt worden ist, 
nicht mit der Begründung verweigert werden, daß 
in  den Akten vertrauliche Mitteilungen enthalten 
seien, die, wenn sie den Beteiligten zugänglich 
gemacht würden, zu unerwünschten Auseinander­
setzungen führen könnten. Für die Entscheidung 
über die Beschwerde gegen die Verweigerung der 
Akteneinsicht ist nicht das Landgericht, sondern das 
E r b h o f g e r i c h t  zuständig.

EHG Dresden 22.6.39 EHRsp EHVfO  §11 
Nr. 14 (Hopp); RdRN 40 N r .56.

2. Akteneinsicht durch den A n e r b e n  b e i  A b ­
v e r ä u ß e r u n g  von Erbhofgrundstücken. Über die 
Beschwerde gegen die Verweigerung der Aktenein­
sicht entscheidet das EHG.

EHG Darmstadt 7. 9. 40 RdRN 40 Nr. 261.

der  y  D ie  E in h e it
An, VerW altun£ im  G e n e ra lg o u ve rn e m e n t

Ritter'neV 940 erließ der Generalgouverneur Reichs- 
, VolimV-,Erank auf Grund der ihm vom Führer erteil- 
pdtnng. n?cnt als zweite VO. über den Aufbau der Ver-
oH h e; iGeneralgouvernements die VO. über die 
m,57). D w /  Verwaltung (VOB1. GGP. 1940, Teil I, 

anamit wurde eine im staatlichen Wirken erst­
eh  im Ä̂ Wandte und einmalige Arbeitsmethode, die 
panden i,„ineralgouvernement nicht von Anfang an be- 
fr, xis ertrJü Son<iern die sich nach und nach aus der 
.̂r den cfr.,?en,'lat> formell festgelegt. — Gilt es doch 

I/ . den im p ra ¡’ ouverueur, die Grundsätze des Führers 
tV- .n zu Vê tlt ralgouvcrnement gegebenen Noi.:";« zu v.'^'^'aii-uuverneinent gegebenen Notwendig- 
Vr,l.Vllegium alnbaren> was — wie er selbst sagte — „ein 
Spu.a"en An» r?̂ e*h, das grundsätzlich verschieden ist 
Vm u.aben im Reich“  und das eine weitgehende
ok J v . v°raussetzt. Der Generalgouverneur stand nne , Wenirret„„- c____ __Sllintinn
v0r

¡»rh
—.Aw • usselz‘. uer uenera.a---------

, ■ Jedes ven!2stens für Europa — erstmaligen Situation, 
ein» kfähitre P i""4 eine zweckmäßige und unbeschränkt 
un,*9 Oehipf Staatsverwaltung ins Leben zu rufen, in 
erst111 dem das votl fremdem Volkstum bewohnt war 

■ m gerechtes öffentliches und privates Leben
Bah^rW * a <3ang gebracht werden mußte.

,War d iiru ^3."611 bedingen aber neuartige Mittel. 
Voll« "Uneslir,u P‘e ständig energievoll vorantreibende 
eition Eitisaf/3 i des Generalgouverneurs und durch den 
über etzten M • er Von ‘" m auf den verschiedenen Posten 
5Ucf> r‘den „  aPn,e.( das anfängliche Experimentierstadium 
dag .das Lpj.Pp bildete sich jener Grundsatz heraus, der 

jedes h  lv der neuen VO. bildet, nämlich der, 
k'tjlLu ess „ ntandeln einzig und allein das Gesamt-  
"vsLk r> vielip-'v't zwar sogar unter Hintansetzung 
JW» Punkt** * zu ancferen Zeiten und unter anderen 
kl!«, pend .“  noch so berechtigter Sonderinteressen, 

vielIeiCht n m"sse- Dieses Gesamtinteresse muß in 
. bi. Ule £reu,auCa nocb so nebensächlich anmutenden 
l!U F;r ,Qener-,u lrt b'e*ßen und zum Ausdruck kommen. 
H<JlleiW j ouverneur bedient sich daher — wie es 

a piihrun£araSraP.h der zit. VO. heißt — zur einheit- 
L sämtlicher Verwaltungszweige — und

damit zur konsequenten Durchführung des oben an­
geführten Grundprinzips — der Regierung des General­
gouvernements. In ihr sind sämtliche Abteilungen der 
Verwaltung durch ihre Präsidenten vertreten, an ihrer 
Spitze steht, dem Generalgouverneur unmittelbar unter­
stellt, der Staatssekretär. Er leitet die Arbeit der Re­
gierung und sichert die Zusammenarbeit der Abteilungen, 
deren Präsidenten ihm unterstellt sind. — Dieses Gremium 
der letztverantwortlichen Männer wurde in der Absicht 
geschaffen, die Einheitlichkeit der unter Abstimmung der 
Interessen der einzelnen Abteilungen aufeinander getau­
ten Beschlüsse zu garantieren und sie als Ganzes zu ver­
wirklichen. Es hat daher — wie in der VO. ausdrücklich 
festgelcgt wird — jeder Abteilungsleiter in der Regierung 
des Generalgouvernements dafür zu sorgen, daß die 
Arbeit seiner Abteilung stets dem Gesamtinteresse g 
recht wird.

Die nächstniedere Stufe im Verwaltungsaufbau bilden 
dann die D i s t r i k t c h e f s (Gouverneure), die, ver̂  
waltungsbegrifflich ebenfalls selbständige Ei > Re_
Richtlinien für die Führung der Verwaltung von 
gierung des Generalgouvernements gegeben bekommen, 
die Ausführung der gestellten Abgaben mit «gener 
Gestaltungskraft dirigieren und aa ihre _ ,w^>raxis 
übertragen, denen endlich die Durchfuhr g ist derobliegt. Der Distriktchef als Verwaltungsbehorde ist aer

« » " « '  « ¿ f Z f  Staatssekretär °der Re­
gierung des Generalgouvernements unterstellt und an die 
Weisungen der Regierung gebunden ist

n , r KreishauDtmann _  in kreisfreien Städten der Stadt- 
ha mtnmnn -— ist endlich als Verwaltungsbehörde der 
alle,W e  Vertreter der Regierung des Generalgouverne- 
t ln R f i i r  die Kreishauptmannschaft bzw. für die kreis­
frei”  Stadt &  ist dem ‘Distriktchef unterstellt.

Wichtig ist, daß außerhalb der Verwaltungsbehörde 
des Distriktchefs im Distrikt keine selbständige fachliche 
Außenstelle der Regierung des Generalgouvernements 
bestehen kann, wie auch außerhalb der Verwaltungs­
behörde des Kreis- bzw. Stadthauptmannes in der Kreis­
hauptmannschaft bzw. kreisfreien Stadt keine selbständige
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fachliche Außenstelle Vorgesetzter Behörden existieren 
kann.

Von diesen einschneidenden Bestimmungen sind ledig­
lich die Gerichte sowie die Dienststellen der Ostbahn 
und der Deutschen Post Osten ausgenommen. Aber auch 
diese, mit Ausnahme der Gerichte, sind jedoch verpflich­
tet, den Distriktchef oder den Kreishauptmann bzw. 
Stadthauptmann über ihre Maßnahmen auf dem laufen­
den zu halten und ihn in wichtigen Fällen rechtzeitig 
vorher  zu verständigen.

Der Vollständigkeit halber muß noch angeführt wer­
den, daß nach dieser VO. hinsichtlich des Höheren f f -  
und Polizeiführers, des Befehlshabers der Ordnungs­
polizei und des Befehlshabers der Sicherheitspolizei sowie 
der f f -  und Polizeiführer die einschlägigen Bestimmun­
gen der ersten VO. über den Aufbau der Verwaltung vom 
26. Okt. 1939 (VOBI. GGP. S.3) in Kraft bleiben, wonach 
der Höhere f f -  und Polizeiführer unmittelbar dem 
Generalgouverneur, die Befehlshaber der Ordnungs- und 
Sicherheitspolizei dem Höheren f f -  und Polizeiführer 
und die f f -  und Polizeiführer unmittelbar den Distrikt­
chefs unterstellt sind.

Auf diese Weise ist für die Einheit der Verwaltung 
sowohl oben an der Spitze als auch in der Mitte und 
unten beispielhaft gesorgt und vor allem erreicht, daß 
die Einheit nicht etwa Eintönigkeit und Verwaschung 
der Unterschiede zur Folge hat, sondern im Gegenteil, 
Initiative und Verantwortungsfreudigkeit des einzelnen 
gehoben wird. Die Ergebnisse dieser eineinviertel Jahr 
Aufbauarbeit beweisen, daß sich bereits ein Stand von 
berufenen Fachleuten dieses Gebietes herangebildet hat, 
die einen ganz neuen Typ der weitsichtigen, selbstän­
digen und unbürokratischen Persönlichkeit verkörpern, 
die keine andere Wertung als die Leistung kennt. Das 
Generalgouvernement bildet daher heute in seiner Ge­
samtheit ein geschlossenes Bild tatkräftigen Aufbaues. Es 
ist dies trotz vieler geradezu unwahrscheinlich anmuten­
der Leistungen nicht erstaunlich, da ja nicht nur der 
technische, sondern der po l i t i sche  Verwaltungsbeamte 
bis in die unterste Instanz im Vordergrund steht, ebenso 
wie auch die Verordnung über die Einheit der Verwaltung 
eine wesentlich politische Verordnung ist.

Dr. Ju l i us  von Medeazza,  Stellvertreter 
des Bevollmächtigten des Generalgouverneurs, 

Berlin.

Aus dem Generalgouvernement
1. Deutsches Wo h nv i e r t e l  in Krakau

In der Hauptstadt des Generalgouvernements wurde 
am 14. Febr. d. J. das ausschließlich deutsche Wohnviertel 
Krakau eröffnet. Es handelt sich zunächst um einen 
Beamtenwohnblock, der in Anlehnung an den Invaliden­
platz vom Distrikt Krakau zur vorbildlichen deutschen 
Wohnstätte ausgebaut wurde.

2. M i t t e i l u n g s b l a t t  der NSDAP.
Demnächst erscheint ein Mitteilungsblatt des Arbeits­

bereiches Generalgouvernement der NSDAP, ln diesem 
werden sämtliche Anordnungen, Verfügungen und Be­
kanntmachungen des Reichsleiters und Generalgouver­
neurs sowie der Amtsleiter des Arbeitsbereichs veröffent­
licht werden.
3. Schutz des re l i g i ösen Lebens der M i n d e r ­

hei ten
Der Erzbischof von Warschau und Metropolit der 

orthodoxen autokephalen Kirche im Generalgouverne­
ment, Dionysios, sowie der' in diesen Tagen geweihte 
und in sein Kirchenamt eingeweihte Bischof der Krakauer 
und Lemkenlanddiözese, Palladius, wurde am 11. Febr. d.J. 
in Vertretung des Generalgouverneurs vom Distriktchef 
Warschau zur Entgegennahme einer Ergebenheitserklä­
rung des Bischofs Palladius empfangen, mit der dieser 
dem Generalgouverneur Ergebenheit und Treue versprach 
und versicherte, er werde die vom Generalgouverneur er­
lassenen Gesetze und Anordnungen getreulich erfüllen 
und stets dafür sorgen, daß die Geistlichkeit seiner 
Diözese mit gleicher Treue und Ergebenheit diese Ge­
setze und Anordnungen achte und erfülle.

Aus der Antwort des Gouverneurs ging ^ rV«jjndef 
während die frühere polnische Regierung die 
heiten, aus denen sich im wesentlichen die or sje
autokephale Kirche zusammensetzt, unterdrückte eS
ihr religiöses Leben nicht selbständig gestalten als 
die deutschen Behörden des Generalgouvernem ^
ihre Aufgabe betrachten, das religiöse Leben de 
heiten sich frei entfalten zu lassen.

Aus Norwegen
1. Das Höchste Ger i ch t  über die

Verordnungen des Re i chskomm*ssanejctis- 
Das norwegische Höchste Gericht, das dePJ in 

gerieht in Deutschland entspricht, beschäftigt |juJ1g

norwegischen Justiz gegenüber den obersten ^ 0 t 

der Besatzungsmacht, die große Bedeutung waf da5 
Norwegen hinaus haben dürfte. Ausgangspunkt ,/er0rd'

r!o r tiAmrorricnliOM P 7.11Verhältnis der norwegischen Gerichte zu 
nungen des Reichskommissars und der komm

issaris'
zu dem

ihre
ii iiiig vivo lyvivitoii viuuiu'uui j miv* v*%* , *

Staatsräte. Das Höchste Gericht kam cape  
Schluß, daß alle bisher erlassenen Verordn k ef b)®" 
einwandfreie, rechtliche Grundlage haben und 0 - 
dend für die norwegischen Gerichte und tu 
wegische Volk sind.

2. Auswe i sp f l i ch t   ̂ AiMve‘s
Das Polizeidepartement hat eine VO. t y ? *  ^  jah1̂  

pflicht erlassen. Nach ihr sind alle Personen un j<iistef!, 
die sich in Norwegen aufhalten, auch solche •ederte 
fahrt auf norwegischen Schiffen, verpflicht j ̂  zll fn 
einen mit Lichtbild versehenen Ausweis bei -geri. 
ren und ihn auf Verlangen der Polizei vorz

Aus den Niederlanden
1. Kein Meinungszwang dertiifC

In einem Rundschreiben an die GeneraBcD QCllerV 
einzelnen niederländischen Ministerien stellt . eS in , 
kommissar für Verwaltung und Justiz fest, ueandel? \el- 
beabsichtigt sei, von den niederländischen E'i|S,icH
öffentlichen Angestellten Erklärungen über gehör“ 
lang zur NSB. einzufordern. Die deutscu _ gegenV - 
iiberlassen es, unbeschadet ihrer Ejnsteliu k ^
den einzelnen politischen Parteien, im Oru  ̂£‘ner 
amten und öffentlichen Angestellten, ob,.erßen will- 
zugelassenen politischen Parteien anschlier g„

2. Entschädigung Deutscher  für K
schaden

Nach einer neuen VO. des Reichskommiss be®e;¡gjSjg
Deutsche für Kriegsschäden, die sie m . f erie'ejCh 
niederländischen Gebieten erlitten h a j k eutschejy Are 
unter sinngemäßer Anwendung der un r jsChädii
geltenden einschlägigen Bestimmungen -2|eichg''peSt-
gehörige dritter Staaten können Deutscn &.g die Legt 
werden. Die Feststellung des Schadens g
Setzung und Auszahlung der Entscn* bc|en . fej  
dem 1 lilfsausschuß für die Deutschen . g Vef 
landen. Die durch die Entschädigung u‘ Q n(ls U*
entstehenden Kosten trägt der Herstellu s- i e*
3. W a r e n v e r k e h r S c h w  e d e n - H o 11 a

Die Abmachungen zwischen Schwe e® ¡, itm .Is­
land über den schwedischen Warena jaß y,(/ i#  
land und Belgien im Jahre 1941 ŝ % 8 oÖO 00̂  $ f rrec»;iaiia uiiu Belgien im janre iv-ti Oo n o o u ^ '
tausch mit Holland einen Wert von « untcOLe 
mit Belgien von 10000 000.« haben soib pies ffl(1t
nung über das deutsch-schwedische G k . letzte 1()g
machung bedeutet gegenüber den U £̂ ere 
Monate des Jahres 1940 getroffenen e 
der schwedischen Handelsinöglichkei t

r ke ' 1
1.

Aus Frankreich
.. Rückgang d e r A r b e i t s l o s  £ Vi J

d u r c h  d e u t s c h e  A u f  - o k tobi 
Während im besetzten Frankreich 11 wUrde®> n0cP 

och 1,5 Millionen Erwerbslose gezahlt d j  nU^ie i 
ie Zahl der Erwerbslosen am 18- Ja ßer ^
100(10. Dieses günstige Ergebnis ist ‘ Jen Wie“ e
:ten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,
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Pjanen usw. mit in erster Linie dem wachsenden Strom 
rpir deutschen Aufträge zu danken, die heute in Frank- 

untergebracht werden. Die deutsche Auftrags- 
H '̂Wungsstelle in Paris (s. DR. 1940, 2154) hat seit 
in r i ' i '  J' für Hunderte Millionen Reichsmark Aufträge 
die D- ranz°sische Wirtschaft hineingepumpt, um die für 

kustung arbeitenden deutschen Firmen zu entlasten.
2- E in führung einer K l e i de r ka r t e  

Fn>uC*lc!ern bereits vor einiger Zeit die Schuhkarte in 
von eingeführt wurde, muß nun für den Bezug
naL Widern aller Art, Wäsche und Stoffen mit Aus­
nahm v?n Seide ein Gutschein vorgelegt werden. Aus- 
Schv)611 bestehen für dringende Fälle, wie Heirat, Trauer, 

wat>gerschaft und Rückkehr aus der Gefangenschaft.

Aus Luxemburg
‘•Rech t sh i l f everkehr  in Z i v i l sachen 

». mit dem Elsaß und Lo th r i ngen
4. pa5h einer VO. des CdZ. vom 8. Jan. 1941 (VOB1. vom 
richten.41) besteht in Zivilsachen zwischen den Ge- 
Elsaß *j Luxemburg einerseits und den Gerichten in 
schäfte, , Lothringen andererseits der unmittelbare Ge-

usverkehr.
m 2. Neue Steuergesetze

khtiw!* drei Verordnungen des CdZ. (VOBI. v. 4. Febr. 
1?4L j. rden für Luxemburg rückwirkend mit 1. Jan. 
Schläge “ llr£ersteuer, die Wertzuwachssteuer und Zu- 

& zur Grunderwerbsteuer eingeführt.
^ “ bnahmen über  das Emigranten-  und 

P, Judenvermögen
hang » g e n  derjenigen Personen, die im Zusammen- 
fiohen 1 c]em Einmarsch der Deutschen Wehrmacht ge- 
steht bis L Febr. 1941 nicht zurückgekehrt sind,
%  »nt emer VO. des CdZ. v. 7. Febr. 1941 ab 10. Mai 

cr deutscher Verwaltung.

Das gleiche gilt für das Vermögen der aus Luxem- 
bürg ausgewanderten Juden vom Zeitpunkt der Aus- 
Wanderung ab. Die Aneignung oder Hinterziehung dieser 
Vermögen wird bestraft.

Aus dem Elsaß
1. Festsetzung der V er wa l tun  gs k oste n 

In einer umfangreichen VO. über Verwaltungskosten 
im Elsaß bestimmt der CdZ., daß für einzelne Amts­
handlungen, die auf Veranlassung der Beteiligten durch 
staatliche Organe erfolgen, Gebühren und Auslagen nach 
den Vorschriften der ergangenen VO. erhoben werden. 
Die Kosten dieser Gebühren und Auslagen fließen der 
Kasse des CdZ. zu. Die Gebühren richten sich im ein­
zelnen nach dem der VO. beigefügten umfassenden Ge­
bührenverzeichnis.

2. Kaufmanns-  und Gewerbeger i ch te  
In einer VO. des CdZ. über die Kaufmannsgerichte 

und Gewerbegerichte im Elsaß wird das französische 
Dekret vom 25. Jan. 1941 ab außer Kraft gesetzt, soweit 
es elsässische Gerichte betrifft.

3. Auf l ösung l a n dw i r t s c ha f t l i c h e r  O r g a ­
ni sat i onen

Mit Wirkung vom 7. Febr. 1941 wurden sämtliche land­
wirtschaftlichen Kreisvereine, der elsässische Bauernbund 
und die Landwirtschaftskammer des Ober- und Unter­
elsaß aufgelöst. Das Vermögen und die Einrichtungen 
der aufgelösten Organisationen wird unter Ausschluß der 
Liquidation in den Reichsnährstand eingewiesen und wird 
zum Wiederaufbau der Landwirtschaft im Elsaß verwendet.

4. Wieder  deutsches Ka l i monopo l  
Mit der Rückkehr des Elsaß hat Deutschland auch 

wieder seine alte führende Stellung in der Kaliwirtschatt 
erlangt, die es bis zum Ende des Weltkrieges in der Welt 
besäßa (Abgeschlossen am 18. Februar 1941.)

Am*1 ^  Geburtstag Hans F. K. Günthers
gWorci’ 6- Febr. ist Hans F. K. Günther  50 Jahre alt 
t • Geburt * auch die deutschen Rechtswahrer seines 
h Senclen \,ges gedenken, ist ein Zeichen für die um- 
re  R asL, ,dienste dieses Künders und Kämpfers 
Raniberl ■gedanl<ens- Von Gobineau über Schemann, 
Jeg. Qü'a‘n z« Rosenberg und Günther ist ein weiter 
ä“ Wohl „  ra Forschungen haben dem Rassengedanken 
in SchaL,lngesc dossensten Ausdruck gegeben. Auf seinen 
iUtlSchhen®en .beruht im wesentlichen das Rassenbild der 
p* es ein»’ Wle w‘r es heute überblicken. Wohl selten
Jjjß r>. r, ^  UrnRl'n Pinlnlirlnn xrorrrnnnt fTPU/PCPTl (lilß
0 r iunven ■ ,‘on und darüber hinaus ein großer Teil 
tJ^laven slcb revolutionär erhebenden Welt in den 
d»' Ohne -i,denkt’ die er im wesentlichen geschaffen 
liM che Rb ,n> Rhne Alfred Rosenberg wäre auch das 
Jhen q cllt nicht da, wo es heute in seinen gedank- 
J'griffe i  Zulagen steht. Rasse und Recht sind heute 
in /iUn&»'seni ,nicht nur ihren Niederschlag in der Gesetz- 
o der LiterJu darüber hinaus in der Rechtsprechung, 
Una Jüchen ‘d ’, kurz >m nationalsozialistischen rassen- 
di» r mWelt ,■ j  tsdenken gefunden haben. Erbanlagen1 Qi *1 Sinn rlln La! J ...   O ... P Ä bL4a A l a

"UWelt .• V suenuen getunüen naDen. uruauiageu 
 ̂ Leben jp d  die beiden großen Schicksalsmächte, die 

d«”?11 a'so ¿ V ö lke r grundsätzlich bestimmen und mit 
'Üe en muß rJ-ondere der Rechtswahrer arbeiten und 
¡L ZU den F , nther hat die Grundlagen geschaffen, 
die ijutsclie °iSerungen geführt haben, die heute auch 
Üoi3anner , .putsleben bestimmen. Auf ihnen haben 

Peijergebaut, die seine Thesen und ihre 
har ns F i r ' o Jas deutsche Recht getragen haben.

'■ Br ntber wurde am 16. Febr. 1891 in Frei- 
Uea .sen. ö ?eu°ren. Sein Lebensweg ist nicht einfachs £ eboren- Sein Lebensweg ist nicht einfach 
le h rte n  ¡v,6 erslen Studien galten der Germanistik 
O '29 weü+o ,wie selbstverständlich zur Rassenkunde. 

Rassenl,; i der R°rscher in Schweden, einem Rufe 
biologischen Instituts an der schwedischen

Universität Upsala folgend. Die Rassenkunde stempelte 
ihn in der Systemzeit ohne weiteres zum „Staatsteina , 
nicht nur bei den Politikern, sondern im gleichen Maße 
bei einzelnen Gelehrten. 1930 berief ihn Minister prlc 
an die Universität Jena, was eine Flut von Anwunen 
der damaligen schwarzen und roten Wissenschaft« 
zur Folge hatte. Günther ging seinen Weg unbeirrt.
1935 wurde ihm der neugegründete Lehrstuhl für Rassen 
künde, Völkerbiologie und Soziologie in Berlin über­
tragen. InWürdigung seiner wissenschaftlichen Verdienste
und seines unentwegten Kämpfertums gegen eine: 
von Widersachern erhielt er 1935 den Preis der NSDAi . 
für Wissenschaft. j pr.nEs ist das große Verdienst Günthers, die Rassen, der 
Vorhandensein er feststellte, zum erstenma1 klar unter

XSÜS SS
manen (1934), Führeradel durch SJ.PPepnPfwgJ tinschLünirBausteine unserer nationalsozialistische M g
geworden. Immer wieder hat e r d R\t rRitter Tod und scheu heldischer Prägung herausgestellt (Ritter, 1 od und 
Teufel 19201 der nordische Gedanke ist mit seinem 
Namen aä, immer unlosb.r verknüpf, nortehe
Gedanke unter den Deutschen, 192a). Darüber hinaus
kostete er Bahnbrechendes in der Anwendung des Rasscn- 
credankens auf die verschiedenen geschichtlichen und 
soziologischen Probleme. (Das Bauerntum als Lebens­
und Gemeinschaftsform, Formen und Urgeschichte der
Ehe die Verstädterung, Frömmigkeit nordischer Artung.) 
Wer seine Vorlesungen gehört hat, weiß, welch großer 
rassengesetzlicher Inhalt seinen Gedanken zum deutschen 
Recht zugrunde liegt. . . . . . .  . . .

Seine geistige Leistung verpflichtet nicht nur diejenigen, 
die auf dem Gebiet der Rassenkunde, sondern auf allen 
Gebieten arbeiten, die der Wesenserkenntnis auf rassi-
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scher Grundlage dienen. Ihm gilt auch der Gruß der 
Rechtswahrer. Seine Verdienste können nicht besser ge­
würdigt werden als durch die Worte des Führers in der 
Reichstagsrede am 30. Jan. 1937: „So wie die Erkenntnis 
des Umlaufs der Erde um die Sonne zu einer umwälzen­
den Neugestaltung des allgemeinen Weltbildes führte, so 
wird sich aus der Blut- und Rassenlehre der national­
sozialistischen Bewegung eine Umwälzung der Erkennt­
nisse und damit des Bildes der Geschichte der mensch­
lichen Vergangenheit und ihrer Zukunft ergeben.“

RA. Dr. Schmi d t - K l evenow,  Berlin.

E r le ic h te ru n g  d e r  F o rm v o rs c h r if te n  fü r  d ie  
Z u rü c k n a h m e  d e r K la g e , d e r B e ru fu n g  

u n d  d e r R ev is ion
Die §§271 und 515 ZPO. schreiben bekanntlich vor, 

daß die Zurücknahme sowohl der Klage als auch der 
Berufung, wenn sie nicht bei der mündlichen Verhand­
lung erklärt wird, durch Zustellung eines Schriftsatzes 
zu erfolgen hat, und dasselbe gilt nach dem § 566 ZPO. 
auch für die Zurücknahme der Revision. Diese Zustellung 
eines Schriftsatzes kann aber gemäß §78 ZPO. in An­
waltsprozessen nur durch einen Rechtsanwalt bewirkt 
werden, und es ist gewiß auch zweckmäßig, daß Prozeß­
handlungen, die für die Parteien so schwerwiegende 
Folgen haben können, wie die Zurücknahme einer Klage 
oder eines Rechtsmittels, grundsätzlich dem Anwalts­
zwang unterliegen, so daß nicht die Gefahr der Abgabe 
unüberlegter oder auch unklarer Erklärungen besteht. 
Dennoch werden Fälle der folgenden Art, wie sie jetzt 
häufig vorgekommen sind, von den betroffenen Parteien 
und auch von den Gerichten als Übelstand empfunden:

Ein Rechtsanwalt oder bei eingezogenen Rechtsanwälten 
jetzt häufig sein bestellter Vertreter hat für eine Partei 
eine Klage eingereicht oder ein Rechtsmittel eingelegt. 
Nachdem der Rechtsanwalt gestorben ist oder seine Zu­
lassung aufgegeben hat, Fälle, die naturgemäß jetzt in­
folge des Krieges, wenn ein Rechtsanwalt gefallen ist 
oder etwa eine Praxis in den neuerworbenen Gebiets­
teilen übernommen hat, häufiger vorgekommen sind, will 
die Partei die Klage oder das Rechtsmittel zurücknehmen. 
Das geschieht, um Kosten zu sparen, in vielen Fällen 
nach Möglichkeit, bevor der Gegner einen Prozeßbevoll­
mächtigten bestellt hat. Die Partei muß nun n u r 
fü r  die Zurücknahme der Klage oder  ihres 
R e c h t s m i t t e l s  e i nen a nde r en  A n w a l t  be­
stel len und die dadurch entstehenden weiteren Kosten 
auf sich nehmen, oder es muß auch einer armen Partei 
nur zu diesem Zweck ein Armenanwalt beigeordnet 
werden.

Es ist oft schwer, den Parteien klarzumachen, daß 
diese Kosten nach den bestehenden gesetzlichen Bestim­
mungen nicht zu vermeiden sind. Den Parteien kann 
auch nicht damit geholfen werden, daß man ihnen sagen 
könnte, sie brauchten sich ja nicht vertreten zu lassen 
und könnten es darauf ankommen lassen, ob der Gegner 
das Verfahren fortsetzt, und sie könnten dann unter Um­
ständen ein Versäumnisurteil gegen sich ergehen lassen. 
Denn sobald der Gegner sich vertreten läßt und das 
Verfahren fortsetzt, entstehen ja für dessen Prozeßbevoll­
mächtigten Gebühren, und die Entstehung dieser Kosten 
sollte durch eine rechtzeitige Zurücknahme der voran­
gegangenen Prozeßhandlungen ja gerade vermieden wer­
den. Auch mit einem Hinweis darauf etwa, daß — ent­
sprechend der jetzigen ausdrücklichen Regelung für Ehe­
sachen im §614a ZPO.— die erforderlichen Erklärungen 
vor einem beauftragten oder ersuchten Richter abgegeben 
werden könnten und daß dann gemäß dem § 78 Abs. 2 
ZPO. kein Anwaltszwang bestehe, wird nicht geholfen 
werden können, denn für ein Verfahren vor einem be­
auftragten oder ersuchten Richter ist in den Fällen, in 
denen eine mündliche Verhandlung vor dem Prozeß­
gericht noch nicht stattgefunden hat, vom Armenrechts­
verfahren gemäß § 118 a ZPO. abgesehen, kein Raum.

Hier sollte deswegen m. E., wenn man nicht überhaupt 
die entsprechenden Bestimmungen der ZPO. ändern will, 
was mir allerdings angebracht zu sein scheint, doch min­
destens für die Fälle eine Erleichterung geschaffen wer­
den, in denen eine Partei ihren Prozeßbevollmächtigten
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i n fo l ge der K r i e g s v e r h ä l t n i s s e  ver'orLcrt,,nen, 
Freilich wird man dabei nicht so weit gehen ko ^  
daß man überhaupt die formlose Zurücknahme de ^  
gen oder der Rechtsmittel zuläßt. Denn da ra n  n 
nicht nur die Möglichkeit unüberlegter Prozeßhancu■ $e!. 
geschaffen werden, sondern es ergäbe sich daraus' ^  
hin auch die Gefahr, daß sowohl für die Oericn 
auch für die Parteien Unklarheiten entstehen konn ^ 

Um zu einer zweckmäßigen Regelung zu ko®ung 
dürfte es deswegen angebracht sein, eine An? y£f. 
dahin zu treffen, daß in den Fällen, in denen U“ 
fahren gemäß § 244 ZPO. nach der Einreichung ue 
oder eines Rechtsmittels unterbrochen ist, s0.‘a,I3pI1 ¡st, 
Partei, deren Prozeßbevollmächtigter weggetat ¿¡e 
keinen anderen Prozeßbevollmächtigten bestellt .’ ef.
Zurücknahme dieser Prozeßhandlungen und, von
forderlich, auch die Einwilligung des Gegners, a oder 
den Parteien persönlich zu Protokoll des Genen - ̂ anp, 
zu ............. ~ ' r .................. ...  p

• uiieu.u puaouiieu /.u * » wioivoh
Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werde

Die Zulassung der Abgabe der Erklärungen a ^  
Protokoll des Gerichts wird vor allen Dingen aD.
Fälle zweckmäßig sein, in denen ein Termin s ap-
beraumt ist oder etwa deswegen ein Sühnete 
beraumt wird, weil nach dem Vorbringen der 0der 
mit der Möglichkeit einer vergleichsweisen Jecfi®,
der Zurücknahme der Klage oder der Berufung & ^te!- 
werden kann. Entsprechend dem Erfordernis de r ejp 
lung des Schriftsatzes, durch den eine Klage jj ap- 
Rechtsmittel zurückgenommen wird, wird ^ nieg eschäks‘ 
zuordnen sein, daß die dem Gericht oder der e Qegpef>
stelle gegenüber abgegebenen Erklärungen dei „  ¡st, 
wenn er nicht bei ihrer Abgabe zugegen ge" j Cherbe,t 
von Amts wegen zuzustelleu sind, um mit sCj,affeD-

— Gegebenenfalls mag diese Regelung auf die ^  Vef' 
schränkt werden, in denen die Unterbrechung 
fahrens infolge der Kriegsverhältnisse eingetre

Man wird nicht sagen können, einer solchen n ge- 
bedürfe es nicht, weil derartige Fälle, wie skLmniitlP 
schildert sind, doch zu selten Vorkommen 
werden gerade Rechtsmittel sehr häufig vc (> . 
gelegt, um die Fristen zu wahren, werden sei eb’ 
'i '11'1, °° "'»rypn Versanunn des Armenreci > o<K

ße^ie in- 
aber

doch, sei es
weil die Parteien sicn nacniragncn ge»*“ »- . j  jn -  
auch aus anderen Gründen nicht durchgeht ^jenig®
meisten Fällen wird dann auch der Gegnei. uf ieget>
der das Rechtsmittel eingelegt hat, Wert „ o i  , 
müssen, daß das Rechtsmittel zurückgeno ‘ § p
aber das Verfahren, notfalls nach Maßgau' achst a 
Abs. 2 ZPO., fortgesetzt wird, damit das z  ̂ <he, 
gefochtene Urteil rechtskräftig werden kan • ^ e cU» 
Weise würden dann immer Kosten entstene i .fels v 
eine rechtzeitige Zurücknahme des Reewerden» "’¡¿.¡¡1
mieden werden könnten und vermieden w ein,nC|
die Partei nicht das Mißgeschick hat, da „fällt ‘ . 
bestellter Prozeßbevollmächtigter später ¡sSe ^  fa 
unter Umständen gar infolge der Kriegsver n 2e_f<>p 
fällt. Solche Folgen der Kriegsverhältnisse use o o ^ a. 
niemandem durch die Gesetzgebung S a,l z ¡ J ¡st, ie,,kre 
werden, sie sollten aber doch, wo es an£ , “.edie Je jfe- 
falls dort möglichst erleichtert werden, '  aus 
Regelung bei den betroffenen Volksgenoss 
greiflichen Gründen kein Verständnis findi • geger „ s

Als die vorstehenden Zeilen schon zuin K 1" '  n&r" 
i, wurde in DR. 1941,190 der .^schlag alts,w8ira

............ ................ ...... .............  _ ' K vÖht'nur Il,Viern
gilt das, was ich oben dargelegt ba^5.0̂ ;fteln, def

waren, wurue m u m v u . iv u  “ >•' - — Anwah»*''üfeO»
„Vergleiche vor dem Landgericht o*111®. .-n jgs J5,. ¿¡e 
veröffentlicht. Wie die Ausführungen K , i „,,r fu>,

Zurücknahme von Klage und Rê ts'.ipVchen. den 
ebenso auch für den Abschluß von vexg ^ 0de ,,e()e 
Unterbrechung des Verfahrens durch de betr?1 uep
Wegfall ihres Prozeßbevollmächtigten ka ejnen n ¡¡-
Partei ohne Aufwendung der Kosten lceinc'n„ «ys- 
Rechtsanwalt keinen Vergleich, jeden ..,1treffen^eni,igen 
streckbaren Vergleich abschließen. Den ejnen °P  jJßg 
führungen Krön igs  folgend, dehne ich ®e Erledg„s 
Vorschlag deswegen auf die verg le iche* Verg e'deS 
des Rechtsstreits aus. Für den Absem protok eF 
wird dann allerdings nur die Erklärung . j eS C> ¿£[ 
Gerichts (der Kammer, des Senats oder7l,rücknak111 
richters) aber nicht, wie ich es bei der z.

Bei
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KlähaiF  oder eines Rechtsmittels allerdings für zweckmäßig 
kommauck zu Protokoll der Geschäftsstelle in Frage 
<k>nnhä Wird der Vorschlag Krönigs verwirklicht, 
ift jÜ  u es natürlich einer besonderen Regelung für 
VerfaiDSchlû  eines Vergleichs bei der Unterbrechung des 
Krön - nach § 244 ZPO. nicht mehr, weil die von 
Von mirS vorgeschlagene Änderung des § 78 ZPO. diese 

Obrirt anSeführten Fälle dann ohne weiteres mit umfaßt. 
Änderi, nj sĉ e‘nt mir die von Krön i g  vorgeschlagene 
als sie L? des § 78 ZPO. insoweit unzweckmäßig zu sein, 
'Walk, Möglichkeit eines Vergleichsabschlusses ohne 
abhän̂ ZWanS von dem Einverständnis beider Parteien 
flüssig lachen will. Dieser Zusatz ist insofern über- 
schlujj’ ■s ia die Partei, die mit dem beabsichtigten Ab- 

unes Vergleiches aus irgendwelchen Gründen, seiällch ri ------ -------0---- -------
Wälte Kp+Ûi-desweSen, weil nicht auf beiden Seiten An- 
gleich nj u i1®* s” id, n*cht einverstanden ist, den Ver- 
aber ‘‘' “ t abzuschließen braucht. Dann scheint es mir 
Fassun“ unPraktisch zu sein, die Parteien durch die 
daß s; " üeaGesetzes noch besonders daraufhinzuweisen, 
allein riP:, r Umständen den Abschluß des Vergleiches 
"'alte dir ^en ablehnen könnten, weil nicht zwei An- 

Üaran beteiligt sind.
OLGR. Dr. Barnstedt ,  Oldenburg.

W  ^e^Qî ertes Reichsmietengesetz
(RQBi,^es®tz zur Änderung des RMietG. v. 15. Jan. 1941 
v behör,u- Lln Kralt getreten am 27. Jan. 1941) dehnt 
^h-rechtii !Cae Reparaturenkontrolle — eins der öffenl- 
\iŝ riffPn c Elemente des Mietrechts —, die nach der 

i s®ung des §6 RMietG. auf Wohn- und
'st
auf

100 das 
beschränkt war, 

t Preises aus — ausgenom- 
reinen Geschäftshäusern sowie in

auf denVm,lt e‘ner Friedensmiete bis zu 
- Räum« ■ Gtungsbereich des RMietG. be 

>  nui ,iiedrf r Art und jeden 
^  Wen e, auine ’n reinen

einem n ei.ner öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
er Qebiiri„ 1 arteiverband gehören oder von einem die- 
Die yerwaltet werden.

i;We ver?;- cbe Kontrolle bedeutet, daß auf die Vor­
ei Einflug ^erler notwendiger Instandsetzungen öffent- 

yon H» Senornmen werden kann, und zwar durch 
J**le __ , r obersten Landesbehörde zu bestimmende 
Ä^er das \v/ ur die Gemeindebehörde, und zwar ent- 
(Bô rünn ri„oll'?ungsamt oder die Baupolizei. Schon die 
k?Bl- I 17» RAUetG. durch Gesetz v. 20. April 1936 
RrnWetzim’ 38(1) batte die Beschränkung auf laufende
WB l 38t n f rbeiten 0" der Bek- v- 11 ■Febr- 1928:du Wsetzun’31 en lassen und allgemein von notwendigen 
st!* 11 §5 (ipPaiybe'ten gesprochen, so daß seither auch 
fun etzun;r«., 3u ■ Fassung des RMietG. als „große In- 
tv\der D irk - 1 ten<< bezeichnte vollständige Erneue- 

S) der Av.nen und Ablaufrohre, das Umdecken des 
k W  ,jer Abputz oder Anstrich des Hauses im 
hei? so\vie ,-euanstrich des ganzen Treppenhauses im 

pW  und \v/. Erneuerung der Heizanlage bei Sammel- 
Üb S *st an- WartI1wasserversorgung erlaßt sind. 
henrnSsaneZp)ab?len> daß die der obersten Landesbehörde 

4Bestinum, 6 unS des Verfahrens es grundsätzlich bei 
%0> i l  I9ifinbret> des §8 PrAusfVO. z. RMietG. vom
W h die r .Und. 30. März 1938 (GS. 99, 46) beläßt, I W  Gemeinde

Die Herausstellung der Geschäfts- und Industriehäuser 
aus der gedachten Kontrolle dürfte damit zu erklären sein, 
daß die Mieter in solchen Häusern regelmäßig die Repa­
raturpflicht selbst übernehmen; auch üben die als Fiypo- 
thekare solcher Objekte in Frage kommenden Geldinsti- 
tute von sich aus die Aufsicht darüber, daß die Sicher- 
heit ihrer Hypotheken durch Vernachlässigung der gro­
ßen Instandsetzungen nicht gefährdet wird.

Zu beachten ist, daß die hier besprochene öffentlich- 
rechtliche Sicherung eines guten baulichen Zustandes der 
Häuser im Innern und Äußern alle sonstigen Maßnahmen 
unberührt läßt, die dem einzelnen Mieter nach bürger­
lichem Recht wie auch den Behörden zu Gebote stehen. 
Das ist einmal der Erfüllungsanspruch des Mieters, 
ebenso sein Anspruch auf Minderung, Zurückbehaltung, 
auf vorzeitige Kündigung und Schadensersatz, wobei die 
durch §28 MietSchG. eingeführte einmonatige Karenz­
frist (schriftliche Anzeige) vor Ausübung der gedachten 
Rechtsbehelfe zu beachten ist. Als öffentliche Maßnahmen 
kommen die der Polizei (§§ 14, 20, 21 PrPolVerwG. vom 
1. Juni 1931 und 17. Juli 1933 [GS. 77, 254]), ferner die 
des Wohnungsamts als Aufsichtsbehörde nach dem Woh- 
nungsG. (PrGes. v. 28. März 1918: GS. 23 Art. 6, § 1 
Art. 7) in Anwendung, wobei die Beschränkung der ge­
meindlichen Wohnungsaufsicht auf Wohnungen bis zu 
vier Räumen einschließlich Küche zu beachten ist. 
Schließlich greift auch die Preiskontrolle nach der Preis- 
stopVO. ein, insofern es einen Verstoß gegen dieses Ge­
setz bedeutet, wenn der Vermieter ohne hinreichenden 
Grund die Durchführung von Reparaturen ablehnt. Dies 
hat der Reichskommissar für die Preisbildung mit RdErl. 
Nr. 55/40 v. 5. Mai 1940 zu I Ziff. 4 besonders aus­
gesprochen. „  ,.

RA. Brumby,  Berlin.

kflh« Anorri„eilleinde den Sicherungszweck durch ge- 
îsn1-6 Eassun UI1?en j eder Art verfolgen kann, wofür die 

Na,,H  eine k c .r PrAusfVO. zum RMietG. als erstes 
1 Wn in r, Unstete Strafandrohung genannt hatte. 

v°ti ¡!n ßeisnili beuie gültigen Fassung der AusfVO. ge­
e ilte 6''8 ig,,/ ' } kann der Mieter zur Einbehaltung 

der Arhwt Fr>edensmiete und zur eigenen Vor- 
a Bef-- eiten ermächticrt nHi>r -7tir 7nVi!uncr einesöetra„ p<, ermächtigt oder zur Zahlung eines 
, kann' dann abgabemäßig beigetrieben

EMiM^atz L j*  d’e .Gemeinde verpflichtet werden. Der 
v- 26 a 1 •• lst durch §3 Reichs-AusfVO. zum 

Ö4S Worden Apnl 1936 (R0 ^1- 1 383) besonders be-
"" V h t
r u«nV AnorH ' ertn*eters ist dadurch gewahrt, daß 

kann ,6,. lunge9 der gedachten Art Beschw. er­
hört i?,°Ehe A,lr, a,n die Aufsichtsinstanz führt und daß 

rdnung ergehen darf, bevor er nicht ge-

Erlaubniszwang 
für das Hausverwaltergewerbe 

I
Im „GrundE.“ 1936, 364 ff. wurde die Bedeutung eines 

Erlaubniszwanges (Konzession) für das Hausverwalter­
gewerbe besprochen. Die Frage wurde mit ausführlicher 
Begründung bejaht. Der Verfasser kam zu dem Ergebnis, 
daß die Einführung eines Erlaubniszwanges notwendig 
sei, um eine noch strengere politische und fachliche Aus­
lese in diesem Beruf herbeizuführen und um zu erreichen, 
daß Grundstücke, die vom Eigentümer nicht selbst ver­
waltet werden, nur durch Fachleute betreut werden. Der 
Konzessionszwang sei geeignet, die Hauseigentümer vor 
unzuverlässigen und unzulänglichen Hausverwaltern zu 
schützen und gleichzeitig die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Hausverwalterberufes günstig zu beeinflussen. Hier­
bei wurde davon ausgegangen, daß der Erlaubniszwang 
in Form der Einführung einer Konzessionspflicht g - 
legentlich der zu erwartenden Reform der Gewerbeord­
nung eingeführt wird.

Die Hoffnungen auf eine baldige Einführung des t r -  
laubniszwanges haben sich bisher nicht ertull .

Nichtsdestoweniger sind die Wunsche üF?}die 
rung einer Erlaubnispflicht für das Hausverwalter 
gewerbe niemals verstummt. Wie in dem scion f d 
Aufsatz dargelegt wird, ist die Hausverwaltung auf dem 
Gebie e des Haus- und Gruudstückwesens ein so wich-

0 «w”  b« S a /\u r  besonders b.läk gte „„d  aus-
erlesene Fachleute hierfür in Frage kommen.
"~Fine der letzten Stimmen zu dieser Frage wurde im 
DR 1940 956ff. erhoben*)- Auch hier wurde ausgefuhrt,
daß die' Hausverwaltungstätigkeit nur in den Hän­
den von Personen liegen darf die sich neben den 
sonstigen Erfordernissen in fachlicher und persönlicher 
Hinsicht als durchaus zuverlässig ausgewiesen hatten. Der 
Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß die Einführung 
einer Erlaubnispflicht für die gewerbsmäßige Haus- und 
Vermögensverwaltung erforderlich sei. Er begründet sie 
aber im Zusammenhang mit dem Gesetz zur Verhütung 
von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung

*) Pe t e rsen ,  „Erlaubnispflicht für gewerbsmäßige 
Haus- und Vermögensverwaltung“ .
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(kurz: RechtsmißbrauchG.) v. 13. Dez. 1935 und wünscht, 
daß die Erlaubnis zur Ausübung des Gewerbes von der 
Justizverwaltung erteilt wird. Er steht damit im Gegen­
satz zu der bisher erhobenen Forderung, wonach es, da 
ein Gewerbe vorliege, gegebenenfalls einer Erlaubnis der 
(allgemeinen) Verwaltungsbehörde bedürfe. Zu diesem 
Schluß kommt der Verfasser deshalb, weil er den Be­
trieb des Hausverwaltergewerbes als eine ausschließlich 
rechtswahrende Tätigkeit ansieht, weshalb er auch for­
dert, daß alle Rechtswahrer von der Erlaubnispflicht aus­
genommen werden sollen, daß sie also das Gewerbe der 
Hausverwaltung erlaubnisfrei ausüben dürfen.

Man muß zugeben, daß noch immer Irrtümer über das 
Gewerbe des Hausverwalters verbreitet sind. Es scheint 
daher erforderlich, die Frage der Einführung einer Er­
laubnispflicht für die gewerbsmäßige Hausverwaltung 
nochmals kurz zu beleuchten.

Das RechtsmißbrauchG. betrifft das Hausverwalter­
gewerbe insofern, als gemäß Art. 1 §5 des Gesetzes Ver­
mögensverwalter und ähnliche Personen die mit der Ver­
waltung in unmittelbarem Zusammenhang stehenden 
Rechtsangelegenheiten erledigen dürfen. Diese Ausnahme 
von dem grundsätzlichen Verbot der nicht genehmigten 
Rechtsberatung ist naturgemäß eng auszulegen. Nach dem 
Erläuterungsbuch von Jonas zum RechtsmißbrauchG. 
(S. 39 ff.) darf der Verwalter nur diejenige rechtsbesor­
gende Tätigkeit ausüben, die mit einer tatsächlich ge­
führten Verwaltung in unmittelbarem Zusammenhang 
steht. Es muß sich hierbei um die Gestaltung, Erhaltung, 
Wahrung und Durchsetzung von Rechten handeln, die zu 
dem der Verwaltung unterliegenden Vermögen gehören. 
Der berufsmäßige Häuserverwalter darf aber nicht in 
Fragen, die mit der Hausverwaltung Zusammenhängen, 
ohne Führung der betreffenden konkreten Verwaltung, 
Rechtsrat und dergleichen erteilen.

Diesen Ausführungen können die beteiligten Kreise nur 
zustimmen. Auch P e t e r s e n weist darauf hin, daß bei 
einer Verkennung der Ausnahmebestimmungen des Ge­
setzes Nachteile für die Angehörigen der Rechtswahrer­
gruppen entstehen müssen.

Auf der anderen Seite wäre es irrtümlich, zu glauben, 
daß die Hausverwaltung eine ausschließlich rechtswah­
rende Tätigkeit sei. Wäre sie es und könnte sie es sein, 
so hätte der Gesetzgeber dies zweifellos berücksichtigt. 
In der Tat ist sie es nicht und kann es auch nicht sein.

Die Besorgung von Rechtsangelegenheiten nimmt im 
Gewerbe der Hausverwalter nur einen geringen Umfang 
ein. Die Hausverwalter in den deutschen Großstädten 
übernehmen „die wirtschaftliche und technische Betreu­
ung des städtischen Grundbesitzes, soweit der Grund­
stückseigentümer hierzu nicht selbst in der Lage ist, und 
vertreten den Eigentümer im Rahmen der ihnen erteilten 
Vollmachten ... Diese Aufgaben sind u. U. außerordent­
lich umfangreich und setzen zu ihrer befriedigenden 
Lösung ausreichende Fachkenntnisse, Erfahrung und Ver­
antwortungsbewußtsein voraus. Die Tätigkeit des Haus­
verwalters umfaßt den Verkehr mit den Mietern und Päch­
tern, je nach den ihm gegebenen Vollmachten die Ver­
mietung freiwerdender Wohnungen, den Abschluß von 
Mietverträgen sowie die Einziehung der Mietzinsen... 
Ein besonders wichtiges Gebiet der Hausverwaltertätm- 
keit ist die Erhaltung des baulichen Zustandes des Grund­
stücks. Daß zur zweckmäßigen Vergebung und Über­
wachung der Instandsetzungsarbeiten besondere Kennt­
nisse und Erfahrungen gehören, braucht nicht hervor­
gehoben zu werden... Schließlich wird als Aufgabe des 
Hausverwalters noch in Betracht kommen, das Hilfsper­
sonal, wie Hauswarte, Heizer, Maschinenführer usw., ein­
zustellen, anzuleiten und zu überwachen... Erwähnt sei 
noch, daß der Hausverwalter die Bewirtschaftung und 
Geldgebarung so einzurichten hat, daß sie dem Haus­
eigentümer ständig eine Übersicht über den Stand der 
Hausfinanzen und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
ermöglicht. Nicht zuletzt hat der Hausverwalter auch 
Aufgaben ideeller Natur durchzuführen; es liegt auf der 
Hand, daß die Aufrechterhaltung der Hausgemeinschaft 
und des sozialen Friedens innerhalb des Hauses in hohem 
Maße von der Person des Hausverwalters abhängt“ 
(GrundE. 1936,365).

Die Hausverwalter unterliegen mit ihren Ein < zlir 
der Einkommen- und der Umsatzsteuer. Ob sie aVestrit' 
Gewerbesteuer heranzuziehen sind, war früher u. b̂e­
ten, ist aber unter der Herrschaft des neuen u 
Steuergesetzes streitig geworden. Bereits im Jafl geriin 
haben sich die Industrie- und Handelskammer zu j a|)
und das frühere LG. I auf den Standpunkt ges .’ 0  
eiu Hausverwalter handelsrechtlich selbständig ’ jes 
Grund des Gesetzes v. 28. Dez. 1933 zur Abändei' °sind 
Gesetzes über die Industrie- und Handelskamm yer. 
die Industrie- und Handelskammern als die aint ' ervvaHer 
tretung der Hausverwalter erklärt worden; b‘aa®. kanlirisr 
haben sich in die bei der Industrie- und UaÜÍÍ,Hf>n au£Í¡ 
zu führende Gewerberolle einzutragen u 
zu den Kammerbeiträgen herangezogen 
der RWiM. in der VO. v. 29. Nov. 1934 
Gesetzes v. 27. Febr. 1934 zur Vorbereitung ae^ 
sehen Aufbaues der deutschen Wi

einzutragen und wjf'ofih b9* herangezogen. Schließ^ ^  
der RWiM. in der VO. v. 29. Nov. 1934 auf .fVgat»'

>rbereitung a?s JIt daß 
W m .  ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■ I  irtschaft bestimm«^
diejenigen Personen, die gewerbsmäßig die * h#'
von Haus- und Grundbesitz ausüben, der W jBOer- 
gruppe Vermittlergewerbe angeschlossen wera • jraCh- 
halb dieser Wirtschaftsgruppe gehören 51 ~,,,ncistticliS' 
gruppe Makler, Verwalter und Vertreter im ur 
und Bausparwesen an. , si nur

Eine rechtsbesorgende Tätigkeit könnte zunacverä1111’
in der Erledigung der mit der Hausverwaltu\ „  zWejfen 
denen Steuerfragen erblickt werden. Nach d jrernaer 
Teil des RechtsmißbrauchG. ist die Besorgung 
Steuersachen von der Erlaubnis des Finanzamts 3 Zid-4 
Von der Erlaubnispflicht sind befreit (§ 107 a A • ggeö ’ 
RAbgO.) Verwahrer und Verwalter fremden steuer 
soweit sie hinsichtlich dieses Vermögens Hui 
Sachen leisten. .. -¿ 0  deS

Auf Grund aufgetretener Zweifel hat der Pia hejd v°f. 
LFinA. Berlin einen (nicht veröffentlichten) B |iefva' 
18. Mai 1936 (S. 1145 -  I - )  erteilt, au? X  «¡cht bj .- ■ Erlaubnis steUer

m 0 tn-geht, daß die Hausverwalter einer 
dürfen, soweit sie sich auf die Hilfeleistung jjeSc. 
Sachen des von ihnen verwalteten Vermöge |jearbeit ’ 
ken, also soweit sie lediglich die Fragen efl> 
welche die Besteuerung des Grundstücks be ¡„ p£‘ 

Wenn die Hausverwalter aber darüber hi wfrcl,eg 
sönlichen Steuersachen der Hauseigentümer 0q-eil ® 
so würden sie gegen den durch den zwe q 
RechtsmißbrauchG. eingeführten § 107 a ‘nicht 
sto ß e n , w e n n  s ie  die Erlaubnis des Finanz ^stoßen, wenn sie die Erlaubnis des 
sitzen. , n des y

Hieraus geht hervor, daß zu den Aufgan ^  die .¡e- 
Verwalters im Rahmen der Hausverwaltung^ jjgyng  ̂
ledigung der Realsteuerfragen gehört. Dm i/ennto>s;jeäu£tl 
ser Fragen setzt aber lediglich sachliche ^  sin“ .Jen 
keinerlei Rechtskenntnisse voraus. In der fll)r bei 
diese sachlichen Kenntnisse im allgemein , „ v°i!eal'
Hausverwaltern und denjenigen Rechtsw der vklt 
den, welche sich besonders mit dem o ¡e pra,LeH 
besteuerung beschäftigen. Heute besteh j^teru ®aS
nur noch darin, daß die zulässigen bleu werdeh> 
rechtzeitig und im vollen Umfange bean i S , 
an Hand von Formblättern zu gescheiter von/¿eI

Streng genommen wäre auch die Einzie i . nac1 „t- 
ten eine rechtsbesorgende Tätigkeit, we , e ¡m 0
Anschauung der beteiligten Kreise e l^  is1-i.tlirhen Gelten«1̂  f r e r  ^

lie1:iite
liehen Sinne nur in der gerichtlichen i,eSteht 
Mietsforderungen bei Zahlungsverzug cj,on ,„r „ 
aber festzustellen, daß die Hausverwal , ]T1it ll (,ts 
weiten Umfange dazu übergegangeni ' rJ,igen 
richtlichen Einziehung von Mietsfo „ ea ein eifl 
anwälte zu beauftragen. Es ist mchts b üßdeiU t̂iiii 
den, daß die Hausverwalter aus ?ozl„  hmen der b£' 
zelnen Fällen die Mietprozesse im R_ tijCh inj1 
digkeit des AG. selbst betreiben, nan, aj wirts Hie(Zu 
treffenden Mietern, deren Lage man erSpareO- j«clclic11
ungünstig ist, die Anwaltskosten z ¡.q . aus“ 
sind sie aber nach dem Rechtsrrnßbr 0 $
berechtigt (Jonas a. a. O. S. 40). wenigfVcH'f

Auch soweit, was in v e rh ä ltn is m ä ß ig e re  *  0 ’ 
vorkomint, zur Durchführung der Vermi müss 
Streitigkeiten anderer Art geführt we u [lierrnit
den von den meisten Hausverwaltern
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beauftragt, besonders dann, wenn es sich um 
Gierige Rechtsfragen handelt.

der Abschluß von Mietsverträgen bereitet im all- 
Miofnen keinerlei rechtliche Schwierigkeiten, denn die 
z,v ,SVerträge werden an Hand von Formblättern, und 
pM ZUr, Zeit ausschließlich auf Grund des Deutschen 
be: iltSmietvertrages, abgeschlossen. Soweit hierbei etwa 
j er(r, . r Vermietung umfangreicher Geschäftsräume und 
schon - n besondere Rechtsfragen auftauchen, ist es 
wesen lm!ner die Gewohnheit des Hausverwalters ge- 
Rert,* sicb Rechtsrat bei dem ihnen nahestehenden 

sanwalt zu holen.
ihre*6 *1ausverwalter sind also von Natur aus bestrebt, 
zuschr" i kesor8enden Geschäfte nach Möglichkeit ein- 

anken und hiermit Rechtswahrer zu betreuen. 
» < Ä " ler8ibt s'ch, daß die Hausverwaltung keine aus- 
zwar rechtswahrerische Tätigkeit ist. Es kommt 
anwältp il®er vor> daß Rechtswahrer, insbes. Rechts­
ten .Urn'angreiche Vermögensverwaltungen überneh- 
diesen P~n aber bezeichnend, daß sie im allgemeinen in 
Hange,,. ' en — soweit zu dem verwalteten Vermögen 
VeHässiUndSi ücke g^ören — mit deren Verwaltung zu- 
Fäiie hen Hausverwalter betreuen. Es sind auch viele 
tiimer i 0*.’ wo Rechtsanwälte, die selbst Hauseigen- 
dberlasep ’ ^’e.Verwaltung dieser Häuser Hausverwaltern 
Es st„. ,n> weil ihnen diese Tätigkeit fremd erscheint. 
Rechtsan ^ eiter fest, daß nur verhältnismäßig wenig 

Eben Wa . Häuser in größerem Umfange verwalten, 
daß dieSii i ,enig wie es die Rechtswahrer dulden können, 
dringen lausverwalter unbefugt in ihre Rechtssphäre ein- 
ja (|g. Verstöße gegen das RechtsmißbrauchG. sind 
Walter' „  Geldstrafe belegt — werden es die Hausver- 
-ecbtsanu seben> daß die Rechtswahrer, insbes. die 
tibernehm 'n größerem Umfange Hausverwaltungen 
ftickswesp11' Jedenfalls kann ein Bedürfnis der am Grund- 
'"hren beteiligten Kreise zu einem derartigen Ver- 

Es is+ 1 festgestellt werden, 
der Hau««„ n'cbt richtig, anzunehmen, daß die Zahl 
,rauchQ erwa'fer sich nach dem Erlaß des Rechtsmiß- 
!en'gen 'pUnSebührlich erhöht habe und daß insbes. die- 
,aUchG ehrsone.n' welche auf Grund des Rechtsmiß- 

a'ie Hausvp6 bisberige Tätigkeit aufgeben mußten, nun 
D*atl der RoiWa,ter geworden sind. Ebensowenig kann 
, EtsmiRK-auPtunEf zustimmen, daß bis zum Erlaß des 
„ r  Waren rvUĈ5?' a" e Hausverwalter meist Rechtswah- 
t- Hausvp 16 Hinge liegen etwa umgekehrt. Die wenig- 
a‘cht Vo rwalter sind Rechtswahrer und waren es auch 
iri^bsniöpiirM11- Erlaß des RechtsmißbrauchG. Die Er-
Wen”8w L ■
babe: 
streb

«e I ____ ______ ___m
U|H habet]' ; ,Hausverwa l t e r  ihren Beruf aufgegeben

im Hausverwaltergewerbe sind ver- 
h^'gen m bescheiden. Dieses Gewerbe gehört zu den 
„fben, be5„ f i aucb heute noch notleidend sind; darum 
..‘eben dernc frs ‘n den letzten Jahren, wo es das Be- 
iinn?Usetzen y.atsiührung war, alle Kräfte zweckmäßig
Werb;lamög i i Ä e Berufe ergriffen, die ihnen bessere Er- 
t ausver\va](p iei,.en b°teni Geblieben sind nur diejenigen 
p. MerUchon p u dieses Gewerbe von jeher mit den er- 

betriph, . nntnissen und der besonderen Hin- 
erbetreihp„e,n’ die eben das Merkmal eines echten Ge- 
E« ,T u e n d e n  s in n.Es kanUCnUen s>nd. 

uil^nswertaUCui *e.stgestellt werden, daß die früher be- 
tapVerbe in / ; ah reichen Auswüchse im Hausverwalter- 
st-n. haben in'ni etzt?n Jahren mehr und mehr abgenom- 
trp8 Ungen vnnSt>es- .s'nd nur in den seltensten Fällen ße- 

bekannt gewissenlosen Hausverwaltern wegen Un­
fairen gleipi,eWOrden’ jedenfalls nicht mehr, als es in 

' War, neu °der ähnlich gearteten Berufen der

^,‘5 ^ekannt” „?.ê ,‘?seni°sen Hausverwaltern wegen Ùn- 
glei

Rrp;̂ aüSverwouau* bingew'csen wird, daß beispielsweise
die ęnn

Ff»’ , MöVPr\i,Aij ■■•••¿vwn.ocu wuu, uau uuo|jiuov*vivv
ein,sP:üdun» , auch Aufgaben auf dem Gebiete der
SQhi'bjagigen Besti Cr Preisüberwachung haben und die
Ult]
511

o '“ cn in ;  ̂ lrniT>ungen beachten müssen, so ist dies 
.Gewerbe (u ,ln Gewerbe der Fall. Mag es sich nun 
"* die i w Su 'andéis und der Industrie handeln, über- 

4 C ntunp’ VOn fpilxxrpicp l/r»rrmlÍ7ÍPrtpn Preis-Vo 'St
vdrLCkriitenUprt:tltl inS. von teilweise komplizierten Preis- 
ZnrKo'"men K! 0rderHch, wie sie in der Hausverwaltung 

\  Beiolgun„ I?and kam aber auf den Gedanken, daß 
ieti nur r? u r teilweise schwierigen Preisbestim- 

wechtswahrer herangezogen werden können.

tu,,

Dies dürfte nur dann notwendig sein, wenn besonders 
schwierige Meinungsverschiedenheiten mit .den Preis­
behörden auftreten, und dann wenden sich die Hausver­
walter ohnehin an fachkundige Rechtsanwälte um 
Rechtsrat.

Zusammenfassend kann also folgendes gesagt werden:
Die Erleichterungen, die der Gesetzgeber den Hausver­

waltern im RechtsmißbrauchG. gegeben hat, sind eng 
auszulegen. Sie sind aber bewußt gegeben worden, und 
der Gesetzgeber hat daher nicht „von vornherein einen 
großen Fehler“ gemacht. Die Hausverwalter sollen sich 
aber auch im Rahmen der ihnen zustehenden Rechtsbesor­
gungsbefugnis möglichst zurückhalten und, soweit es 
möglich ist, Rechtsanwälte für rein rechtsbesorgende 
Tätigkeiten heranziehen.

Wenn auch schon an und für sich aus der Besserung 
der Wirtschaftslage heraus und aus den Maßnahmen der 
DAF. sich eine gewollte und gewisse Berufsbereinigung 
ergeben hat, so ist nach wie vor der Erlaubniszwang für 
Hausverwalter erforderlich. Es ist aber nicht ersichtlich, 
daß diese Erlaubnis von der Justizverwaltung erteilt wird, 
weil die Hausverwaltung keine ausschließlich rechtswah­
rende Tätigkeit ist, sondern Rechtsfragen hierbei nur eine 
untergeordnete Rolle spielen.

Zur Hausverwaltung gehören in erster Linie wirt­
schaftliche und technische Vorkenntnisse und Erfahrungen, 
keineswegs aber Rechtskenntnisse in größerem Maße. Da 
es sich bei dem Hausverwalter um ein Gewerbe handelt, 
so ist die angestrebte Erlaubnispflicht (Konzession) von 
der (allgemeinen) Verwaltungsbehörde zu erteilen. Daß 
sich die Einführung der Erlaubnispflicht für die berufs­
mäßige Hausverwaltung beispielsweise im Gebiete der 
jetzigen Ostmark segensreich ausgewirkt hat, ist wieder­
holt ausgeführt worden. Es ist zu hoffen, daß die zu er­
wartende Erlaubnispflicht für das ganze Reich sich zum 
Nutzen des Haus- und Grundstückwesens und aller daran 
beteiligten Kreise auswirken wird.

E r n s t  S c hn e i de r ,  Reichsfachgruppenwalter im 
Reichsheimstättenamt der DAF.

II.
Verfasser geht offenbar, wie auch ich in meinen Aus­

führungen in DR. 1940, 956 ff., von dem Ergebnis be­
stehender Erfahrungen aus, nämlich für Haus- und Ver- 
mögensverwalter sofort eine Erlaubnispflicht ihrer Tätig­
keit einzuführen. Auch alle anderen Stellen, die sich rmt 
diesen problematischen Fragen befaßt haben, sind sicn 
darüber einig, daß die Einführung eines Erlaubmszwan- 
o-es die bestehenden Unzuträglichkeiten bereinigen wird. 
Verschiedener Meinung ist man nur darüber, ob es 
zweckmäßig ist, den Verwalter einer noch zu ändernden 
Gewerbeordnung oder des bestehenden auch tur aie 
nehinigung der Verwalter geeigneten Gesetzes zur Ver­
hütung von Mißbräuchen auf dem Gelblf e.d.era, ^  h(]ie 
beratung zu unterstellen. Kurz gefaßt lautet also 
Fragestellung: Übt der Haus- und Veimmgensverwa er 
bei seiner Tätigkeit — prozentual gesehen — mehr rechts 
wahrerische Funktionen aus oder sind seine Arbeiten 
mehr mechanischer Art, so daß die we . , 
geänderte Gewerbeordnung auf ihn anzuwenden ist.

Dabei geht es nicht an, um dies vorwegzunehmen nur 
aus diesem Fragenkomplex den Haa f  er^ a ' ^  b̂ UŜ  
nehmen und d- Ve™öf ™
sind 6n chte nugr der gemeinsamen Bezeichnung sondern 
vor aUern ihrer Tätigkeit und Stellung nach bei dieser 
Beurteilung nicht voneinander zu trennen Es gibt wohl 
nur ganz wenig Ausnahmen von dem bestehenden Grund­
satz gdaß der Hausverwalter gleichzeitig auch Vermogens- 
verwalter ist, zumindest wird ein guter Vermögens Ver­
walter auch immer ein guter Hausverwalter sein. Es er­
übrigt sich also, diese Feststellung naher zu begründen.

Wenn aber Verfasser von dieser Klarstellung aus- 
gefangen wäre, glaube ich, daß er dann auch zu einem 
etwas anderen Ergebnis bei der Frage des angeblichen 
Hausverwalter„gewerbes“ gekommen wäre. Er hätte 
sicherlich nichf nur die Punkte herausgegriffen, in denen 
auf Grund nun einmal bestehender Überlieferung der 
Hausverwalter auch rechtswahrende Tätigkeit ausübt,

72*
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weil diese Tätigkeit ausnahmsweise von so geringer Be­
deutung ist, daß sie auch von einem Personenkreis mit 
mehr oder minder mechanischer Arbeitsweise vor­
genommen werden kann, sondern er hätte sein Haupt­
augenmerk auf die ureigensten Aufgaben eines Verwal­
ters, nämlich auf die Rechtswahrertätigkeit, gerichtet. Es 
waren nämlich für den Verfasser Fragen aufgetaucht, die 
als abgerundetes Bild eines Haus- und Vermögens Verwal­
ters dazu geführt hätten, daß der Verwalter in allererster 
Linie rechtswahrende und rechtsbesorgende Aufgaben zu 
erfüllen hat. Ich habe dies in meinen Ausführungen in 
DR. 1940, 956 ff. im einzelnen dargefan, so daß ich in­
soweit nochmals darauf verweisen kann. Ich möchte aber 
noch einmal speziell auf die rechtwahrende Tätigkeit 
eines Vermögensverwalters verweisen, bei der es sich in 
keiner Weise um „ein g e l e g e n t l i c h  sich aus deren 
täglicher Berufstätigkeit ergebendes Hinübergreifen auf 
das rechtliche Gebiet handelt“  (als besondere Ausnahme 
das Rechtsberatungs-MißbrauchG.). Gerade der Rechts­
wahrer, der, wie nochmals gegenüber den Ausführungen 
des Verfassers betont werden soll'), früher den größten 
Teil aller Verwaltertätigkeiten innegehabt hat und auch 
heute noch einen sehr bedeutenden Sektor der gesamten 
Verwaltertätigkeit wahrnimmt, wird mir bestätigen, daß 
er bei der Fülle der Vorschriften, Verordnungen und Ge­
setzesbestimmungen sowie ihrer Auslegung nur deshalb 
in der Lage ist, die Verwaltung ordnungsgemäß durch­
zuführen, weil er insoweit in Wirklichkeit Rechtswahrer 
ist und nicht weil er angeblich als besonders gelagerter 
Fall unter eine Gewerbeordnung gehört. Auch der Ver­
walter, der keine rechtswahrerische Vorbildung besitzt, 
kann sich nur dann durchsetzen, wenn er sich die er­
forderlichen qualifizierten Spezialkenntnisse auf recht­
lichem Gebiet angeeignet hat. Die vom Verf. aufgestellten 
gegenteiligen Behauptungen können insoweit nicht über­
zeugen, zumal jeder Rechtswahrer bestätigen kann, daß 
ein großer Teil der von ihm noch geführten Prozesse auf 
seine Verwaltertätigkeit zurückzuführen ist, bzw. ihm 
vom Verwalter überwiesen wurde. Ich erinnere nur an die 
Mietstreitigkeiten, Auslegung von Anstellungsverträgen, 
Verstöße gegen die Aufrechterhaltung des sozialen Frie­
dens, an die Rechtsberatungen in rechtlich schwierigen 
Steuerfragen, an rechtlich niemals einfache Grundstücks- 
umbauten, Schankkonzessionen, Hypotheken- und Grund­
stücksfragen, an Verkäufe, Anträge an das GBA. usw.

Den besten Beweis dafür, daß diese meine Ausführun­
gen richtig sind, bieten im übrigen die von der DAF. 
veranstalteten Kurse zur Erlangung eines Ausweises für 
Hausverwalter. In diesen Kursen nimmt nämlich die rein 
rechtliche Ausbildung wie z. B. Hypotheken- und Grund­
buchrecht den größten Raum ein. Die übrigen Gebiete, 
die in den Kursen den Hörern verständlich gemacht wer­
den, sind rein wirtschaftsrechtlicher Natur.

Außerdem glaube ich nicht, daß damit den Belangen 
der Wirtschaftsrechtswahrer und Rechtsanwälte als einem 
Großteil der Haus- und Vermögensverwalter in diesem 
Zusammenhang Rechnung getragen wird, wenn man sie 
auf dem vom Verfasser gezeigten Weg zu Personen 
machen wollte, die unter einer Gewerbeordnung zu ver­
einigen sind, nachdem erst vor einigen Jahren klargestellt 
wurde, daß ihre Tätigkeit kein Gewerbe sei, so daß sie 
von der nicht gerechtfertigten Gewerbesteuer befreit wur­
den. Auch hier wurde als Argument die rechtswahrerische 
Tätigkeit als Verwalter als Gegenbeweis angeführt.

Aber auch dem Haus- und Vermögensverwalter als sol­
chem würde man ebenfalls einen schlechten Dienst er­
weisen, wenn man nunmehr dazu übergehen sollte, ihn 
unter eine Art Gewerbeordnung zu bringen. Man würde 
ihn letztlich in die Stellung eines Hauswartes drängen, 
denn darauf läuft doch letzten Endes die Angelegenheit 
hinaus, wenn man sich die Konsequenzen vor Augen hält. 
Verfasser hat nämlich einige wenige Punkte heraus­
gegriffen, um festzustellen, daß die Rechtsberatung und

') Verfasser geht von anderem statistischen Material 
aus. Wahrscheinlich wird er den Teil, der als Rechts­
wahrer auch Verwalter ist, nicht mithineinbezogen haben, 
desgleichen wahrscheinlich nicht das statistische Material 
über Vermögensverwaltungen.

IDeutsches Recht, Wochenausgä^

Rechtsbesorgung nur einen geringen Teil der Hau ^  
Waltertätigkeit ausmacht. Die Ausführungen erWi.c..^wal- 
bei den Eindruck, als ob die rechtsbesorgende Mun ^  
tung von jedem Gewerbetreibenden, ja von jedem ,eD 
genossen ohne Rechtskenntnisse vorgenommen ^ ‘ ¡,r 
könnte. Er hat dabei gleichzeitig diese Tätigkeit ^  
oder minder als Haupttätigkeiten bezeichnet, so da 
die übrige Beschäftigung eines Hausverwalters nur ^r^.
untergeordnete, reichlich mechanische Arbeiten Den11bleiben, die aber Aufgabe eines Hauswartes sind. ^  
alle rein tatsächlichen Aufgaben stehen nicht dem ^  
walter, sondern dem Hauswart zu. Ich verweise n p(. 
die Erhaltung des baulichen Zustandes, die die 
aufgabe des Hauswartes ist. -.(Weil

^  bringel’;Man sollte aber bestrebt sein, den in
rechtswahrerisch tätigen Verwalter dahin zu de«1
wohin er gehört, nämlich in den Kreis der v benen 
Rechtsberatungs-MißbrauchG. besonders hervorgen j ag 
Personen. Dadurch würde nämlich weiterhin errei nich* 
den vom Rechtsberatergesetz betroffenen Pef80”.^  auch
mehr die Möglichkeit gegeben wird, daß sie s/ (sj,esof 
noch weiter nach dem Gesetz strafbarer ' 'eCc„ji sein 
gungstätigkeit hingeben, wie es sicherlich der r  ^ ei. 
würde, wenn die Verwalter einer Gewerbeordnung ^  
stellt würden, die — bisher wenigstens —i.e ,frbe ^  
völlig unkontrollierbare Anmeldung zum Gewe rei0 
deren Tätigkeit vorsieht und zu der nun noch h|nzii- 
verwaltungsmäßig zu erteilende Genehmigung por- 
käme. Desgleichen käme man den allgemein _̂ ssea 
derungen der DAF. nach, jeden Volksgenossen, iĵ disRJ' 
nach seinen Fähigkeiten, in seinem Beruf bis ẑ r, ¿tan“ 
Stellung zu bringen und innerhalb der Berufe P jsy,en zU 
zur größten Anerkennung und zum höchsten A
bringe" ‘ Verfasser?}!Abschließend sei noch kurz auf die vom Ve ¿e!
zweifelhaft hingestellte Unterstellungsmöglmn uC|jU- 
Hausverwalter unter das Rechtsberatungs-jyu ^  \Jer- 
sowie auf die Forderung, auch den Rechtswani. eU>*
walter einer Genehmigungspflicht zu unters 
gegangen. daß die

Verfasser geht von der irrigen Auffassung a ' Orenz®'
durch das Rechtsberatergesetz aufgestellten jesigelei 
irgendwie endgültig seien und der dadiircn j|e0) 

„guten Gründen“ g«cn 
ür die Zukunft respektiert

irgendwie endgültig 
Rechtszustand, da aus 
jeder Beziehung auch für

.säe

. Wel 
daß

müßte, ln Wirklichkeit ist doch zu beachte)n, V
Rechtsberatungs-MißbrauchG. als solches bei . da 
laß in jeder Beziehung gesetzgeberisches - dul-ch se%  
stellte und ein solches Gesetz naturgemäß ers nllißte. 
praktischen Auswirkungen überprüft weraei ^ esi eheßü 
ist daher nicht angängig, aus dem einmal aderuß£ 
unbedingte Schlüsse auf die sinnvollste A
Fragenkomplexes zu ziehen.

Ein Grund dafür, auch den als Verwa!* L ch e*nI :'3t 
und insoweit qualifizierten Rechtswahrer rs(e]lerk 
einer besonderen Genehmigungspflicht zu u d.,(e
nicht ersichtlich und auch von dem Verfass ,en $o
getan. Schon aus verwaltungstechnischen ¿¡e „
man davon Abstand nehmen. Alle, die » a[,en, W *. 
nehmigungspflicht für Verwalter gefordert AuS"|ier
sich darüber einig, daß die Genehmiguhfji f VervV.a„et 
zung unzuverlässiger und fachlich ungeeig“ ^ gee1» 
erforderlich ist. Daß der Rechfswahrer la rech‘sijea 
zum Verwalter ist, hat die nachgewiesene  ̂ ^'ehref
übende und rechtsbesorgende Tätigkeit b pechts'J'f̂ ts- 
Verwalteraufgaben innewohnt und die bei d£r Re jgji 

höchsten Maße vorhanden ist, und o. , j^en 
irer zuverlässig ist, w ir1 mcht o ..««eri 

können. Außerdem sorgen
wahrer zuverlässig ist, w ird wohl ni, i  " ”'EJireni?eV 
können. Außerdem sorgen die mehrfache (ej[t ist> .,e, 
barkeiten, denen er als Rechtswahrer u ,.gzien® ..„m
nur schärfstens ausgewählte und hod¿?,irentibers ■*»<

per*

uui sciuu isieus ausgcwaniic *— npß,eUUUt ‘ " „ajtef'
sollen Rechtswahrer sein können. Eine u » iausee!X 0 e‘ 
des Berufes des Anwalts z. B. mit än2jg. pfi- 
tätigkeit allein ist wohl doch nicht ® Jjgre 
sichtspunkte, die dazu führten, die Be* ' u ausv 
walts zu schützen, sind jedenfalls für \ / er f r sS 
tersphäre“ — offenbar das Wunschbild daß
nicht ganz dieselben. Rrgeb01 ’

Ich komme daher nach wie vor zu aen
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die
luno 'h- *^0, Q56 ff. von mir vorgeschlagene Rege-
dartih» Cu zw®ckmäßigste isl. Denn es kann kein Streit 
Durehru Steben’ dai* Art und Weise der Regelung sowie 
dazu ut,rung an Hand des Rechtsberatergesetzes nur 
durchzVuren *5rauc*1t, eine verwaltungsmäßig einfach 
bisherjÛu“ r5nde Ergänzung zum Gesetz zu bringen. Alle 
netl iJ*ei) Erfahrungen und Regelungen ähnlicher Mate- 

nnten zwanglos benutzt werden. Bei dem vom Ver­

fasser vorgeschlagenen Wege müßte dagegen eine all­
gemeine Verwaltung auch auf rein organisatorischem Ge­
biet neu aufgebaut werden bzw. das neue Genehmigungs­
verfahren erst fremdes Gebiet erschließen, mit dem es 
seinem Inhalt nach keine Gemeinsamkeiten haben dürfte.

RA. Dr. W. Petersen,  
Hauptabteilungsleiter des NSRB.

Di

S c h r i f t t u m
(VO CUe * - o h n p f ä n d u r i g s v e r o r d n u n g  1940 
zes l-zur einheitlichen Regelung des Pfändungsschut- 
Sabe —-fî X*ae.?tse*n*<ornnier0 v- 30. Okt. 1940. Textaus- 
schpn n l rIauterunSen und Beispielen für den prakti- 
am k'r eD au.c*1 von Egon A l b e r t i ,  Rechtsanwalt 
verhCT OAcF'^'beipzig-Wien 1940. Deutscher Rechts-
Alsb irf S‘ P rd s  k a r t ’ *>5 0 lM -

1940 (RoriIV1c*1 Verkündung der LohnpfändungsVO. 
Utlierzo(ypB ‘ *’ *451) hat sich der Verfasser der Aufgabe 
*äutern(fenn’Rm einetn kleinen Heft ihren Text nebst er- 
SUchumr . emerkungen zu bringen. Nicht eine Unter­
gelöst oder  ̂ Prob,cm®i die die LohnpfändungsVO. 
gen, Sonde en*stehen lassen, wollte Verfasser brin- 
"'enduno- ,irn durch kurze Hinweise die praktische An- 
ttl‘* Gesell' >r neuen VO. erleichtern. Er hat sein Ziel 
Nächst Hi erreicbL in einer Vorbemerkung faßt er 
j>en, die ¡ne .Wesenhichen Änderungen und Verbesserun- 
herigen p 5er LohnpfändungsVO. gegenüber dem bis- 
1116,1 und f- (.Crz‘e** W0fden sind, übersichtlich zusam­
men vq dann den einzelnen Vorschriften der 
Oberen e« , terun£en bei, alles in einer klaren und 
fiteres vp?!*^ le’. die das Heft auch dem Laien ohne 
Unterncdlmpstandiicli macht. Gefolgschaftsmitglieder und 
es stets vor aüen Dingen aber Lohnbüros werden 
. Die Erl;ii.+6 ZUr * *ar,d nehmen.
'elleieht s'nd zutreffend. Auf S. 7 u. 19 hätte

?aa die Sun®« er Hinweis gebracht werden können, 
.estenfalls Grenze des bisherigen Rechts für die 
ries des SrVi/if lc*1e Berücksichtigung des Familienstan- 
„Urcb die v „ ldl?efs *m neuen Recht ersetzt worden ist 
?6Senüber daß die dem Schuldner für die ihm
t.?c,hstens 5n®«ba**sberec*1t’gten verbleibenden Zehntel 
M8llch) bet, monatlich (12 StM  wöchentlich, 2 SHM 
ri,eutassunrr 8en. dürfen. Auf S. 11 hätte kurz auf die 
snirc*1 § IT AKrw]esen werden können, die § 369 RAbgO. 
jUUiälert ¡n , .* LohnpfändungsVO. erfahren hat. Das 
ü heit: AMpq • ner Weise den Wert der vorliegenden 
m dessen Äriln*al*em e,n recht brauchbares Heftchen, 

sstattung der Verlag bemüht gewesen ist. 
^ LGR. Dr. Mer ten ,  Berlin.

ObertVi1 e S t ra f gese t zbuch  mit der VO. 
pl.ersetzt | . |  ni en und den Einführungsvorschriften. 
p 0dzidi  Ü emgeleitet von Assessor Josef  Anton 
cÜr°Pa-Insti+?.i Oeferent am Osteuropa-Institut (Ost- 
r  Ze in h, , /  ‘,n Breslau, Sammlung polnischer Ge- 
, 1 Heyn,, cher Obersetzung Bd. 7). Berlin 1940. 

de "1 AUftra “ VcrIaS- x > 125 s- Preis brosch. 6 M l .
Verfasser n1es Osteuropa-Institutes in Breslau, bei 

Die | esetzbUcha-S Peferent tätig ist, ist das polnische 
Pol*; ^mlun« deutscher Sprache übersetzt worden, 
deiifl^e GehL+fl .s,e" i  zu begrüßen, nachdem ehemals 
der \,ci)e Veru/ine, e ln deutscher Hand sind und dort 
Schpt 9- v- 19 Fl un?£» tätig sind. Zwar haben nach 
überS ?trafrech+ >r‘ *940 (VOBI. I, 57) die Gerichte deut- 
UtKj den ÜberL UWenden- Aber nach §§ 1—3 der VO.

Ä  ■ "~ ....m
®n.

tretungen interessieren. Für denjenigen, der sich mit 
Rechtsvergleichung befaßt, sind die Bände gleichfalls 
ein geeignetes Hilfsmittel der Forschung. Der Verfasser 
schickt dem Text eine Entstehungsgeschichte und eine 
Darstellung der Grundideen voraus. Weiter ist ein Ver­
zeichnis der in deutscher und polnischer Sprache erschie­
nenen Strafrechtsliteratur beigefügt. Die Übersetzung 
bringt das polnische StGB. v. 11. Juli 1932, die VO. betr. 
die Übertretungen mit den Einführungsvorschriften. Die 
Texte sind zuverlässig und mit bester Sachkunde über­
tragen.

Dogmatisch interessiert, daß das Strafrecht von dem Ge­
danken der Vergeltung getragen ist. Der Versuch wird 
als eine unmittelbar auf Verwirklichung eines Entschlusses 
gerichtete Handlung bestimmt. Der untaugliche Versuch 
ist strafbar, wobei aber Taten aus Aberglaube oder gro­
ber Unwissenheit straffrei bleiben. In Art. 54—60 StGB, 
sind bei freiem richterlichen Ermessen Strafzumessungs­
gründe aufgeführt. Anstiftung und Beihilfe sind nicht 
akzessorisch ausgestaltet. Das Problem des Eventual­
dolus ist dahin gelöst, daß Vorsatz auch dann vorliegt, 
wenn der Täter trotz der Möglichkeit des Erfolges oder 
einer Strafbarkeit darauf eingeht. Statt oder neben Strafen 
kann auf Unterbringung in Anstalten, Arbeitshäuser oder 
Sicherungsanstalten erkannt werden.

Übertretungen sind immer schon bei Fahrlässigkeit 
strafbar (Art. 4 VO.). Bei ihnen sind Versuch und Bei­
hilfe straffrei (Art. 5 VO.).

Für die Justizbehörden und die Verwaltungsstellen so­
wie für den mit Rechtsvergleichung befaßten Strafrecht­
ler bildet das Werk einen wertvollen und zuverlässigen 
Wegweiser. Möge ihm ein guter Erfolg beschieden sein. 
Dr. jur. habil. G. Huber nage l ,  Radom (Gen.-Gouv.).

67l)oln>schengp ff.v,on Rechtssachen in der deutschen 
J  kann HipUi ri6htsbarkeit v- 19.Febr. 1940 (VOBI. 
n an die nn! ^ Suke Strafverfolgungsbehörde Ver-

Dies ffpc°i'I11l cben Anklagebehörden wieder ab- 
S5eh j  nicht KpÄ  vor a'lem dann, wenn deutsche 
Straf,. d e u tsch  'c T *  werden, so wenn die Handlung*rCcht - } otrafrf»r>li+ __ i~

"eben11 sich
"^rdp6̂ *  aber straffrei, nach polnischem

ben s,ch r *sk Die Verwaltungsbehörden
ailch für , r a!ls das polnische Strafrecht, da- *ur die VO. ü' ' - - -über die Verfolgung der Über-

T a s c h e n k a l e n d e r  f ü r  R e c h t s a n w ä l t e ,  No - 
tare und Pa ten tanwä l t e  1941. Herausgegeben 
vom Reichsgruppenwalter Rechtsanwälte des NS.- 
Rechtswahrerbundes. Berlin-Leipzig-Wien 1941. Deut­
scher Rechtsverlag GmbH. 131 S. Preis geb. 2 ,IQ  M l .  
Unter Zugrundelegung von Anregungen aus der Praxis 

ist in Zusammenarbeit mit der Reichs-Rechtsanwalts­
kammer, der Notarkammer und der Patentanwalts­
kammer der Stoff des Taschenkalenders zusammenge­
stellt worden. Der Kalender enthält in zweckmäßiger 
Anordnung u. a. Auszüge aus den Richtlinien für die 
Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, die Bestimmungen 
über die Zulassung als Anwalt, die Abgrenzungsverein­
barungen mit den Dienststellen der (z-B. Verein­
barungen mit dem Reichsnährstand, der DAF., der 
NSV. der NSKOV., dem Deutschen Handwerk, den 
Haus- und Grundbesitzervereinen, den Mietervereinen 
und dem Deutschen Gemeindetag). Die Bestimmungen 
für Fachanwälte für Steuerrecht sind vervollständigt, die 
Dienstordnung der Notare in neuester Fassung aufge­
nommen Entsprechend dem Wesen des Taschenkalenders 
ist das größte Gewicht auf die Gebührentabellen gelegt. 
Die Tabellen befinden sich auf dem neuesten Stand.

Wie in den früheren Jahren ist der Taschenkalender 
für Rechtsanwälte und Notare ein brauchbares Arbeits­
werkzeug. D. S.

Dr. W. Scheerbar th,  OVGR., Dr. H. von Rozyck i ,  
RegR.: Neues Gemeinderecht .  Mit einer Dar­
stellung der Gemeindeverbände. (Neugestaltung von 
Recht und Wirtschaft, Heft 14, 2. Teil.) 6., umgearb.
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und erw. Aufl. Leipzig 1941. Verlag W. Kohlhammer,
Abt. Schaeffer. 104 S. Preis kart. 2,10 M l .
Das Heft bringt in der bekannten Schaefferschen Dar­

stellungsweise eine einprägsam abgefaßte und stark auf­
gegliederte Übersicht über das neue deutsche Gemeinde- 
recht. In einer kurzen Einführung geben die Verf. zu­
nächst mit wenigen Strichen die Entwicklungsgeschichte 
des deutschen Gemeinderechts wieder. Sodann behandeln 
sie im Hauptteil der Darstellung die jetzt im Großdeut­
schen Reich nach der Deutschen Gemeindeordnung gül­
tige kommunale Rechtslage. Anschließend folgt eine 
Wiedergabe des Rechtes der Gemeindeverbände und ge­
meindlichen Zweckverbände sowie eine Aufzeigung der 
kommunalrechtlichen Besonderheiten von Berlin, Ham­
burg und Wien und zum Schluß eine Darlegung der 
Aufgaben und Rechtsstellung des Deutschen Gemeinde­
tages und der Ämter für Kommunalpolitik der NSDAP.

Das Heft vermittelt so auf gedrängtem Raum einen 
guten Überblick über die gesamte kommunale Orga­
nisation Großdeutschlands, wobei die Anordnung des 
Druckes und die Gliederung des Stoffes, wie bei allen 
Schaeffer-Heften, in betonter Weise auf das Ziel einer 
guten Merkfähigkeit (insbesondere für Prüfungszwecke) 
ausgerichtet sind. Man kann allerdings zweifeln, ob bei 
der Schaeffer-Methode in dieser Hinsicht nicht bisweilen 
des Guten zuviel geschieht. Die gedächtnismäßige Bereit­
stellung des Wissens kann nämlich u. U. durch eine zu 
weit getriebene Rubrizierung eher gefährdet als gefördert 
werden. Wissen und Verstehen müssen dem Lernenden 
organisch Zuwachsen, wenn sie gefestigter innerer Besitz 
werden sollen. Der Rechtswahrernacnvvuchs darf des­
halb auf keinen Fall, wie das gelegentlich beobachtet 
werden kann, neben der Anhörung von Vorlesungen 
(oder gar an deren Stelle) als einziges literarisches Hilfs­
mittel „den Schaeffer" benutzen. Das wäre eine aus­
gesprochene Bildungsgefahr. Denn es entstände dann jene 
oberflächliche Schlagwortbereitschaft, die jede tiefere, 
organische Vertrautheit mit dem Stoff vermissen läßt. 
Im Grunde kann „den Schaeffer" nur der mit Nutzen zu 
Rate ziehen, der seine Gefahren kennt und beim Ge­
brauch beachtet. Das ist der examensreife Student, der 
sich bereits anderweit — durch eindringliches wissen­
schaftliches Studium — organische Kenntnisse angeeignet 
hat und sich vor der Prüfung noch einmal das „Gerüst“  
seines Wissens einprägen will. Auch der kommunale 
Praktiker, der sich aus täglicher Anschauung und Er­
fahrung über die tiefgreifende Problematik und verästelte 
Reichweite des Stoffes nicht täuschen läßt, wird seinem 
Bedürfnis nach einer summarischen Vergegenwärtigung 
der Grundzüge des Gemeinderechts durch das Studium 
des Heftes genügen können. Nur diese Art der Benutzung 
kann als berechtigte Zielsetzung der Schaeffer-Hefte, und 
damit auch des vorliegenden Heftes, anerkannt werden.

RA. Hermann Reuß, Berlin.

D ie Grund lagen der E inkommens t eue r  von 
Dr. h. c. Enno Becker ,  weiland SenPräs. b. RFH., 
Mitgl. der Akademie f. Deutsches Recht. München und 
Berlin 1940. Verlag von J. F. Bergmann, München, und 
Julius Springer, Berlin. XXVIII, 520 S. Preis geb.l9,50Äii, 
brosch. 18 M i .
Dieses nachgelassene Werk des am 31. Jan. 1940 ver­

storbenen Senatspräsidenten Becker verdient höchstes 
Interesse.  Becker ,  der Vater der Reichsabgaben­
ordnung und lange Zeit einer der markantesten Köpfe 
des RFH., war geradezu ein Virtuose des Einkommen­
steuerrechts. Wie er auf Grund seines riesigen Wissens, 
seiner erstaunlichen Kombinationsfähigkeit und seines un­
bestechlichen Blickes für das wahre Wesen aller großen 
und kleinen Vorgänge des praktischen Lebens die 
schwierigsten Probleme angeht und meistert, das ist für 
den Kenner immer wieder ein Genuß.

Das vorliegende Buch will den Steuerfachleuten aller 
Grade (kaum dem nur oberflächlich interessierten Laien, 
der mit einem solchen tiefgründigen Werk wohl wenig 
anfangen kann) die Grundlagen der Einkommensteuer 
nahebringen und sie lehren, ihre Vorschriften als ein­
heitliches, in sich geschlossenes und folgerichtig durch­
geführtes Gebilde zu begreifen. Das Buch ist also keine 
Neuauflage des bekannten Beckerschen Kommentars 
zum EinkStG. 1925, es ist aber auch kein Lehrbuch im

[Deutsches Recht, WochenausSabe

üblichen Sinne. Sondern es ist eine systematisc ^  
ordnete wissenschaftliche Durchforschung zahllose alt 
bleme des Einkommen- und Körperschaftsteuerrec .
Hand der überreichen Rspr. des RFH. und der ^  
entwicklung unseres Einkommensteuerrechts ß‘s
EinkStG. 1939. . e;netn

Man kann also mit diesem Buch nicht wie m ^¡e ei» 
Kommentar arbeiten. Man kann es auch nicht w ^ 
Lehrbuch zur Einführung in das Einkornmens,eUcteUer- 
benützen. Aber man kann, muß und wird es als 
berater, -beamter oder -richter bei der Pearerrecht‘ 
schwieriger einkommen- oder körperschaftsteu ^  
Iicher Probleme stets zusätzlich zu Rate ziehen u rejCh 
dafür oft durch die so gewonnenen Erkenntniss 
belohnt werden. „„.wlieti.

RA. Dr. Fürnrohr ,  Münch#

Arbe i t s r ech t -Kar t e i .  Loseblattlexikon des
und des Sozialrechts. Herausgegeben v0“ , .  tüf 
Dr. Kal lee,  LArbG. Stuttgart. Stuttgart, V , . ^ 70.) 
Wirtschaft und Verkehr Forkel & Co. (Heft 74 
Vgl. zuletzt DR. 1940,1230. . er#
Die seit langem bewährte Stuttgarter Kar e

nach wie vor in vortrefflicher Weise die :#;®acc|jtlicheI1 
und zuverlässig über den Fortgang der arbeitsr 
Entwicklung zu unterrichten. . . „  neUe#

Unter den größeren Beiträgen der vorliegen ^  
Lieferungen ist neben einem Überblick über Q 
wärtigen Stand des Preisbildungsrechts v°.n nrire 
hause und einer Darstellung der Berufs!m‘ a l c k' 
entlassene Soldaten und Arbeitsmänner von gcj,rjft- 
b renn er namentlich eine ausführliche, dur ¡ĵ er daS_ 
tum und Rechtsprechung belegte Abhandlung g ge- 
Urlaubsrecht von Gros hervorzuheben.n . ?e[iurig . . 
achtung verdient auch die eingehende Dars eiß- 
Lohnpfändungsrechts auf der Grundlage der v.. '^ rbelt5' 
lieblichen Regelung des Pfändungsschutzes > ^ g j  von
einkommen v. 30. Okt. 1940 (LonnpfändVO. terrjclüeI 
O e c h ß I e r. Zahlreiche kleinere Notizen , ¡nSat  ̂
über Einzelheiten aus dem Gebiet des ArljlL _elung „ 
und des Arbeitsplatzwechsels sowie über die K “fangen.eni 
Beschäftigung von Ausländern und von Kriegsg ¡sse ein 

Die besonders ausführlichen Stichwortverze ,g4fl
sind

igło r
durch Nachträge bis auf den Stand vom AugUpreSden
bracht. RA. Dr. W. O p p e r m a n n ,

für
Prof. Dr. Wo l f  g a n g  Sieber t ,  Mitgl- der ^ i tsrec?l;t 

Deutsches Recht: Das Deutsche " i  u gen j,, 
Sammlung der arbeitsrechtlichen Best,1lcf.n. 7. 
Einleitung, Vorbemerkungen und Hmwe: ^  gia
trag. Hamburg 1940. Hans. Verlagsansta»-
Preis 2 ¡RM.
Es ist an dieser Stelle wiederholt -  zuletzt DR- hi#'11 H rheit2104 — auf die grundanschauliche ®5Scainnilufl£?Si 

gewiesen worden, durch die sich die von. j er b j - 
zeichnet. Mit dem 7. Nachtrag ist i1# ?  j¡e Saín#1 pr- 
vom 15. Sept. 1940 erreicht, und damit is trt;sterielle!’ ¡ts- 
namentlich um eine große Anzahl von m’ ¿e[í¡ A ro . 
lassen und Anordnungen bereichert, die tn und fc 
einsatz im Kriege Zusammenhängen. Die k unVeran 
richtige Systematik des Gesamtvverkes 
erhalten geblieben. „ „ presdeRA. Dr. W . O p p e r m a n n ,

--------- — 10. N °v' tifldPersonenschädenverordnung » • jerlasse#
mit Durchführungsverordnung, Minis e ,Wehrmat' ,g t- 
den einschlägigen Bestimmungen des ,-curs .. 
sorge- und -Versorgungsgesetzes, < 
und -Versorgungsgesetzes, des Ei 
haltsgesetzes und des Deutschei 
Textausgabe mit Verweisungen u . _
München und Berlin 194L C. H. # gg t jjf , .

sorge- und -Versorgungsgesetzes, des _pamjl¡enveS, 
und -Versorgungsgesetzes, des Lins mteng'¡m ÍS‘ 
haltsgesetzes und des Deutschen gaChvef^e jags#

¡ u #
mUUlUCU U1IU OCI IUI 1V-X1. v.. - - « o
buchhandlung. VIII, 148 S. Preis kart. ,

Das Re i chspo l i ze i kos tengesetz  purChführ,U jßit 
Textausgabe. Unter Einschaltung d „ eben etzi 
Verordnung v. 23. Sept. 1940 herausg £ r r y 
einer Einführung versehen von u„:_haftlicn«#Y/ goh*'
Beigeordnetem im Kommunalwissens w-
a. d. Univ. Berlin. Stuttgart und Beri ß j i .  
hammer Verlag. 42 S. Preis brosch. u,*”
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R e c h t s p r e c h u n g
Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 

[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. t  Anmerkung]

Kechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
dem Strafrecht S. 575ff. N r. 1, 4, 6, 11; Haftpflichtrecht S. 590 N r. 14; Erbhofrecht S. 592 Nr. 16;

Arbeitsrecht S. 607 N r. 29

S tra fre c h t
* 1

-  §1 KriegswirtschaftsVO.; §34 VO. vom 
j ur' 1940.

bei An!", ^ r<eil ist nicht nur dann wegen eines Fehlers 
i. S. „adung des Rechts auf die festgestellten Tatsachen 
steh? V 4 V0, v- 24- Febr. 1940 anfechtbar, wenn fes t -  
hätte hn aî  der Tatrichter zu einem anderen Ergebnis 
M ö»i : mmen müssen, sondern schon dann, wenn die 
z.tttreifenH * 1 2 * e * e i n es an de r e n  E r g eb n i s s e s  bei 
liegt, 0er Würdigung des Sachverhalts sehr  nahe 

2 IV
^ r,schni(')v‘̂ en wesentlichen Merkmale des § 1 Kriegs- 
phensw'irfr ' s'n4 die Gefährdung der Deckung des 
’.Skeit de1 l?en Bedarfs der Bevölkerung und die Böswil- 
skh der y Handelns. Auf das erstgenannte Merkmal muß 
!a<z güniin-?rs.a iz  463 Täters erstrecken —  bedingter Vor­
zeit wird ■’ Absicht ist nicht erforderlich. Die Böswillig- 
N  in t. ln j er Regel in dem Beweggründe des Täters
lre*en. Vpr°n r-er Verwerflichkeit der Gesinnung zutage 
j elbstvprs-Wer[,ick wird es in der Regel sein, wenn ein 
Örias ¡hin rei T r1" sicb und seinen Haushalt erheblich über 
b MaR | . lcber als dem anderen Verbraucher zugestan- 
I Woi|e ; ',,aus mit Fleisch versorgt und damit zeigt, 
I nge der p au* 1 a n g e Z e i t  hinaus der für die Be- 
ebei>sführ„ Cs.am,heit notwendigen Einschränkung der 

.Das So h S ln cJieser Richtung entziehen.!)
6 Igellens ^rgerich] hat 1. die Angekl. S. und H. wegen 
„ > i l  lnarf^?!1 d‘e VerbrauchsregelungsstrafVO. vom

2- den a 111 Tateinheit mit Schlacntsteuerhinterziehung
h/ rZlehnnr, • * • wegen tseinure zur ocniacmsieuei-

k adG 7̂  IS Tak?'nheit mit Übertretung des Fleisch­
e r  An^,U, reiheits’ und Geldstrafen verurteilt.

die*» 'st Pächter des Hotels „Fürst von W.“  
in CL^rnSeh.,Crn Iote* verkehren die Viehhändler von K.

verlirt„®'' Am i5-Jan. 1940 war wieder einmal Vieh 
gew Erwart” wo!'^ef; 0 er Angekl. Landwirt H. konnte
srhi Sen wn,Cn eiP Kalb un<4 e‘n Schwein, die bestellt 
tJ°ssen c,1> .nicht verkaufen. Er bot sie kurz ent- 
k0„ Kauf an k®lnen Verlust zu erleiden, dem Angekl. S. 
Sor te> Weil ’ dcr> w‘e er wußte, die Tiere brauchen 
$, ! er Hausepm s^hst Schweine hält und als Selbstvcr- 
ao kaufte rl-1 oa ,5Chtungen vornehmen kann. Der Angekl. 

df .. . s Kalb für 144 J IM  und das Schwein für 
die Tiere noch am selben Tage durch

65

r,en

n£cld f - __  ____ -... ~__L.. . ____
steil SchlachtrfJ sclliachten. Er hatte keine Genehmigung 
L ' Cr "ach , ! !  4?.d. die Schlachtung weder zur Schlacht- 

hlarhfJp 'eischbeschau angemeldet. Er hat auch 
"Renoni Uer bezahlt, und die Fleischbeschau ist 
den no™f.11 worden. Die Schlachterzeugnisse wa- 
ichüppr^nlicben Haushalt des S. bestimmt, zu 

m u nenn p h mcbrercr rückgeführter Saarländer ins- 
"üs a • Jan. iQaoersonen gehörten. Am folgenden Tage, 

n Schlanu, wurde die Tat entdeckt und das Fleisch

ä »

1 nd -..,al 
W 1! bah*

ermaßen̂ r'C*lt' wbrdigt das Verhalten der Angekl.

Sf*d.
den AnkiC( durc.b die Abgabe der Tiere und S. 

p',|Jefi,c*er Vn r l  Je eines Vergehens gegen den § 1 I 
^W i>dIunn;Jber ^ raien und Strafverfahren bei Zu- 
°raüpuScbaftunrr ?eSen Vorschriften auf dem Gebiet der

eitlg halten beide -auch ein Vergehen gegen den
eich

§ 396 RAbgO. dadurch begangen, daß S. als Steuer- 
Schuldner keine Schlachtsteuer bezahlt und H. dem b. die 
Tiere zum Zwecke der „Schwarzschlachtung“  verkautt
habe. , „ . ,

F. habe die Tiere in Kenntnis davon, daß es sich um 
„Schwarzschlachtungen“  handele, geschlachtet und damit 
Beihilfe zur Schlachtsteuerhinterziehung geleistet und sei 
deshalb nach den §§ 396, 398 RAbgO. zu bestrafen, 
gleichzeitig stelle seine Tat eine Zuwiderhandlung gegen 
den § 27 Ziff. 2 des Schlachtvieh- und FleischbeschauG. 
v. 3.Sept. 1900 nebst den Änderungen v. 15. April 1930 
und v. 13. Dez. 1935 dar.

Das Sondergericht führt dazu noch aus:
Einen Verstoß gegen die KriegswirtschaftsVO. vom 

4.Scpt. 1939 hätten die Angekl. S. und H. nicht be­
gangen. Es könne ihnen nicht nachgewiesen werden, daß 
sie „sich der böswilligen Gefährdung der Deckung des 
Bedarfs der Bevölkerung an tierischen Erzeugnissen (bzw. 
Rohstoffen) schuldig gemacht“  hätten. Hiergegen spreche 
vor allem der Umstand, daß die Angekl. ganz aus dem 
Augenblick heraus und keineswegs planmäßig gehandelt 
hätten. Sie seien sich in diesem Augenblicke gar nicht 
bewußt gewesen, ihr Handeln könne zu einer Gefährdung 
des Allgemeinbedarfes führen. Keinesfalls hätten sie das 
gewollt. Zudem habe S. die Schlachterzeugnisse nicht in 
seinem Hotelbetriebe, sondern in seinem persönlichen 
Haushalte verwenden wollen und verwandt. Die Angekl. 
seien keine Schieber und keine böswilligen Gefährder 
des Allgemeinwohles, wie sie der Abschnitt 1 § 1 der 
KriegswirtschaftsVO. treffen solle. Es sei nicht angängig, 
schlechthin derartige Fälle unter diese Vorschrift fallen 
zu lassen, andernfalls würde die Verbrauchsregelungs­
strafVO. v. 6. April 1940 kaum noch Anwendung finden 
und im wesentlichen eigentlich überflüssig sein. Das 
könne der Gesetzgeber auch nicht gewollt haben, der 
diese VO. als Zusammenfassung und Neuregelung erst 
ein halbes Jahr nach dem Kriegsausbruch und nach der 
KriegswirtschaftsVO. erlassen habe.

Der Oberreichsanwalt hat gegen das rechtskräftige Ur­
teil die Nichtigkeitsbeschwerde nach dem § 34 der vu. 
v. 21. Febr. 1940 (RGBl. I, 410) erhoben. Er ist der Auf­
fassung, das Urteil sei wegen eines Fehlers, den das 
Sondergericht bei der Anwendung des Rechtes auf die 
festgestellten Tatsachen begangen habe,
Fehler findet er darin, daß das bondergericht ,d„ r 
höswillirr“  iS  des § 1 des I. Abschnittes der Kriegs- 

¿XhaftsVO . 'v. 4. Sept. 1939 verkannt und infolgedessen 
dieses Gesetz rechtsirrig nicht angewendet haben könne. 
Zur Begründung führt der Oberreichsanwalt aus.

Zum Wesen der Böswilligkeit nach dem j 1 Abschnitt 
der KriegswirtschaftsVO. gehöre nicht, daß der Tater in 
der Absi cht  handele, die Volkswirtschaft im Kriege 
feindselig zu schädigen oder zu gefährden. Eine so 
cfrpnrrp Begrenzung des Begriffs der böswilligen Tat ent­
spreche nicht dem ^Zwecke fer KriegswirtschaftsVO., weil 
dann gerade der typische Kriegsschieber oder Knegs- 
schleichhändler, der sich ohne solche Absicht rücksichts­
los von seinem Gewinnstreben leiten lasse, von dieser 
Strafbestimmung nicht erfaßt würde (vgk RGUrt. vom 
2 lull W 1 D 372/40 =  DJ. 1940,1939 =  DR. 1940,1668J)- 
'Daß die Angekl. nicht planmäßig, sondern ganz aus 

dem Augenblicke gehandelt hätten, schließe mithin die 
Böswilligkeit nicht aus. Vielmehr könne böswilliges Han­
deln gerade darin gefunden werden, daß der Angekl. S., 
obgleich er Selbstversorger sei und deshalb, wie anzu­
nehmen sei, für seinen Haushalt ausreichend mit Fleisch­
waren versorgt gewesen sei, ohne jeden Gedanken an 
andere Versorgungsberechtigte und ohne jede Rücksicht-
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nähme auf den Schaden der Allgemeinheit seinem Haus­
halt zusätzlich Nahrungsmengen in einem Umfange zu- 
geführt habe, der sonst die Versorgung mehrerer Familien 
mit Fleisch auf Wochen hinaus sichergestellt hätte. Die 
Tatsache, daß es sich hier um einen erheblichen und 
durchaus fühlbaren Eingriff in die geregelte Versorgung 
der Bevölkerung mit Fleischwaren gehandelt habe, habe 
das Sondergericht offensichtlich nicht oder doch nicht 
ausreichend berücksichtigt. Deshalb bei'uhe auch die Fest­
stellung, die Angekl. seien sich keiner Gefährdung des 
Allgemeinbedarfes bewußt gewesen, hätten diese jeden­
falls nicht gewollt, möglicherweise auf einer unzureichen­
den Würdigung des Sachverhaltes, zumal sich die An­
nahme, die Tat gefährde den lebenswichtigen Bedarf der 
Bevölkerung, Tätern, die — wie die Angekl. — mitten im 
Wirtschaftsleben ständen, geradezu aufdrätjgen müsse, 
wenn sie auf einmal ein ganzes Schwein und ein ganzes 
Kalb der öffentlichen Bewirtschaftung für rein persönliche 
Zwecke entzögen.

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist zulässig und begründet.
Ein Urteil ist nicht nur dann wegen eines Fehlers bei 

Anwendung des Rechts auf die festgestellten Tatsachen 
i. S. des §34 VO. v. 24. Febr. 1940 (RGBl. 1,405) an­
fechtbar, wenn fests teht ,  daß der Tatrichter zu einem 
anderen Ergebnis hätte kommen müssen, falls er den 
Rechtsfehler vermieden hätte, sondern schon dann, wenn 
die M ö g l i c h k e i t  eines anderen Ergebnisses 
bei zutreffender Würdigung des Sachverhaltes sehr 
nahe liegt (RGUrt. v. 5. Juli 1940, C38/40 1 StS 6/40 
=  DR. 1940, 183920; RGSt. 74, 261).

Dies trifft bei dem angefochtenen Urteil zu. Es enthält 
die Mängel, die in den Ausführungen des Oberreichs­
anwalts gekennzeichnet sind, und die Möglichkeit liegt 
nahe, daß der Tatrichter bei einer Würdigung des Sach­
verhaltes in der gezeigten Richtung die Merkmale eines 
Verstoßes gegen die KriegswirtschaftsVO. als gegeben 
erachtet hätte. Der Senat tritt den Ausführungen des 
OJberreichsanwaltes bei. Der Senat ist auch der Auf­
fassung, daß bei der Lage der Fleischversorgung im 
Reich und bei der Notwendigkeit, sie auf lange Zeit zu 
sichern, die Deckung des Bedarfes eines erheblichen Tei­
les der Bevölkerung schon dadurch gefährdet werden 
kann, daß zwei lebende Tiere, ein Kalb und ein Schwein, 
der öffentlichen Bewirtschaftung entzogen werden. Dazu 
ist im einzelnen noch folgendes zu sagen:

Der Tatbestand des § 1 der KriegswirtschaftsVO. weist 
zwei wesentliche Merkmale auf, die bei der Betrachtung 
streng voneinander zu scheiden sind: Die „Gefährdung 
der Deckung des lebenswichtigen Bedarfes der Bevölke­
rung“  und die „Böswilligkeit“  des Handelns.

a) Die Gefährdung der Deckung des lebenswich­
tigen Bedarfes der Bevölkerung.

Äußerer Tatbestand.
Wie das RG, schon wiederholt ausgesprochen hat, ist 

bei der Erörterung dieses Merkmales davon auszugehen, 
in welchem Umfange die Tat die dem lebenswichtigen 
Bedarf dienenden Gegenstände der allgemeinen Bewirt­
schaftung entzogen hat. Wann dieser Umfang im einzel­
nen Falle die gefährdende Größe erreicht hat, hat im 
wesentlichen der Tatrichter zu befinden. Dabei muß es 
sich aber, wie auch der Oberreichsanwalt ausgeführt hat, 
immer um einen f üh lbaren  Eingriff in die geregelte 
Versorgung der Bevölkerung handeln, da die Kriegswirt­
schaftsVO. nur das kriegsschäd[iche Verhalten treffen 
will. Die geringfügigen Zuwiderhandlungen gegen die 
Bewirtschartungsmaßnahmen einschlägiger Art werden 
nach der VerbrauchsregelungsstrafVO, geahndet.

Das äußere Maß der beiseite geschafften Gegenstände 
ist aber nicht allein entscheidend. Zum Tatbestand des 
§ 1 der KriegswirtschaftsVO. gehört nämlich nicht, daß 
die Tat bereits zu einer Beeinträchtigung geführt hat. Er 
ist vielmehr schon dann erfüllt, wenn der Täter die Be­
darfsdeckung ge f ährde t ,  d. h. ein Verhalten betätigt, 
das durch seine Wirkungen in sachlicher und geistiger 
Richtung geeignet ist, den Erfolg der behördlichen Ver- 
soigpingsregelung zu stören.

Gesetzwidrige Maßnahmen, die ein Volksgenosse zur 
Deckung eines persönlichen Bedarfes ergreift, bergen die 
Gefahr in sich, andere zu gleichartigen Zuwiderhand­
lungen anzureizen und das Vertrauen in die gerechte Ver­
teilung zu erschüttern und dadurch Trotz- und Angst-

eindeckungen hervorzurufen. Nur die Gesamtwör ̂  
gung der unmittelbaren und mittelbaren Wirkling 
die Tat auf die Deckung des lebenswichtigen B “ seI1) 
der Bevölkerung zur Folge haben kann, läßt erI" 
ob sie die Gefährdung mit sich bringt, die zu Qjes 
bestand des § 1 der KriegswirtschaftsVO. g?bor■ -
kann sehr wohl auch bei einer einmaligen Hanu zü%t- 
wie im gegebenen Falle — zutreffen. Es ist dabei jyienS6 
rücksichtigen, daß die hier beiseite geschaffte Afl' 
Fleisches zur Deckung des Bedarfes einer groli  ̂ „feiclit 
zahl von Personen auf Wochen und Monate 3 ngS. 
und gerade der Mehrverbrauch von begehrten Na 
mittein im besonderen die Einflüsse innerer Ar tf0f. 
üben geeignet ist, auf die weiter oben hingewie» 
den ist.

Innerer Tatbestand.
Ist das Merkmal der „Bedarfsgefährdung“  *—¡¡jers au* 

so ist zu fragen, ob sich auch der Vorsatz des > ¿ab?1
dieses Merkmal erstrecken muß, oder ob es s ,je|t, dî  
lediglich um eine Bedingung der Strafbarkeit na »e)it 
der Vorsatz nicht zu umfassen braucht. Der , maf er- 
davon aus, daß sich der Vorsatz auf dieses M [¡aflfl 
strecken muß. Denn ohne einen solchen Vor- .|ing a11 
man nicht davon reden, daß der Täter, ein ben 
der Kriegswirtschaft sei, wie ihn der Gesetzgen ¡ct)t 
Bestimmung treffen will. Für diese Au^ af sU„| die B°s' 
auch, daß der Gesetzgeber als weiteres Merktn 
Willigkeit des Handelns aufstellt. , y0rsab

Es ist aber als, genügend auch der beding e ^ß ¿e< 
anzusehen. Es bedarf also nur des Nachweise >,-ßrCliiflg 
Täter mit der Möglichkeit der bezeichneten u gevzo*' 
gerechnet und trotzdem die Tat auch für den ‘ 
hat, daß die Gefährdung eintreten sollte. far)(je, “jr 

Keinesfalls gehört aber zum inneren Tatbes ,|„s ß

______________________[Deutsches Recht, Wochenausga^

der Wille des *räters gerade auf die Gefährdi g j aß 
darf es der Bevölkerung ge r i ch t e t  gewesiu î-sorg11!1?/! 
also mit der Absicht gehandelt hat, die v v̂herreic'1̂ 
regelung zu gefährden. Mit Recht hat der 
anwalt im Anschluß an das Urteil des *trL(rsschie. y 
hervorgehoben, daß sonst der typische w  8 Äbsic 
oder Kriegsschleichhändler, der sich ohne so £(1 lass / 
rücksichtslos nur von seinem Gewinnstreben ‘ _5 afl3
von

sicntsios nur von seinem uewinnsucu--.. 5 t 
der Strafbestimmung nicht erfaßt würde. ^ q jO«1

res ist auch nicht dem Urteil des 2. StrSen- __ rGS*; 
19. Sept. 1940, 2 D 412/40 =  DR. 1940, 2064 1 TesproC#S 
287/88 zu entnehmen; der Senat hat dort au B. ..„cvv'i¿ 0 1 / 0 0  l u  cim icmncii, uci otnai u<x i w  .

ein böswilliges Handeln i. S. des § 1 ‘ rafer b?1 -i». 
schaftsVO. sei zu bejahen, wenn sich der ^  ßeisene. 
Tat dnriiher klar irewcspn sei daß er durcji Hef .uTat darüber klar gewesen sei, daß er dureni .
schaffen der Ware die Deckung des Beda ,- -6 -ährde nnu hJ-

-id  seinbei der
durchgeführt habe. Wenn dieser Senat zi

völkerung an diesen Gegenständen gefährde y 0rhâ r,
aus einem verwerflichen Beweggrund s def

örterung des Begriffes der Böswilligkeit [ ßand.ß, 
chen hat, hier müsse es sich um ein Mer ^ ei s
das noch über die Absicht hinausgehe, s° „rstehen- Be­
sicht“  in dem Sinne von Beweggrund zu verbua s.
ergibt sich aus dem mit diesen Ausführung ;18. d& 
nen Hinweis auf die Entscheidung RG „ j :I AbsKj“  haft 
falls hat der 2. Senat damit gesagt, daß ni?swirilc ¿e- 
Täters auf die Gefährdung der B e d a r t s d e c K u . *> 
oder eine Schädigung der Belange der Ai „ 
richtet sein müsse. , , „ ¡fl

b) Die B ö s w i l l i g k e i t  des Handelns. ^  sC,
Den Begriff der Böswilligkeit hat , nßSt, 72, j  

anderem Zusammenhang behandelt (vgl- Eb^Jefl
-  JW. 1938, 1516«) und die dort an£ ê nnCn ¡fl 
düngen. Die Erkenntnisse, die dort g Begrl‘.  ̂¿a­UUIlg CI1. I-Zlt. L.I K C lIIllIllbbC j V.11C- u  Jag pCg
sind, können auch für die Auslegung poc«1 
§ 1 KriegswirtschaftsVO. verwertet w e i j en 9efpelös] 
bei der besondere Zweck der V B r nicht 1° “ t̂id 
bcstimmung im Auge zu behalten. Er u . sondy ^er 
von dieser besonderen Vorschrift betrat ’ f^nd "  p r  
vom Standpunkte der Volksgemeinschatt ‘ " und 111 ,0rd'
den, die sich in einem Kampfe um ihr sjoSe EhJ.jtden, die sich in einem Kampie um u» “  „ioSe u K  
kunft befindet und deshalb die beding ' S q6sarty , ¿ty
nnnor Hpc pin-zplnpn lirifpr die BcltUlgC U _-/V;ht ¿jjr

■eite
stellt, eine besondere Kennzeichnung dei w ‘ ‘^geh 
Vorsatzes im Auge hat. Zwar ist davon

nung des einzelnen unter die Belange ra\bi 91 ■/ 
erläßlich macht. Schon aus dem Wortsi Rös^ i l l i i ^ jie de9 
das Gesetz, wenn es das Merkmal de ^ ¡ i ie f l 5̂
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■en Willens'* wird in der Regel in dem Beweggründe 
r!a.ters zu finden sein und in einer besonderen Ver-

*3e‘ e*ner Straftat immer „böse“  ist. Die ältere 
als k ~ etmnt? bezeichnet ja den Vorsatz vielfach geradezu 
snrn”v,0sen Vorsatz“ ; doch ist das der neuen Gesetzes- 
MerlT6 ,fremd- Wenn der heutige Gesetzgeber dieses 
hierKnJa bervorhebt, so will er damit ausdrücken, daß 
V0r, c,wJs vorhanden sein müsse, was über den bloßen 
in i atz “ inausgeht. Es ist deshalb zu mißbilligen, wenn 

^ chtsprechung hier und da die Neigung hervor- 
Sat ist, den Begriff der Böswilligkeit einfach dem Vor- 
¡ , b ö s V usetzen- Die besondere Kennzeichnung des 
des
i^dik • £it sciner Gesinnung zutage treten. Auszugehen 
schaftTei-uvon cier sittlichen Auffassung der Volksgemein- 
legei ‘ ’ , ll,re allgemein sittlichen Maßstäbe sind anzu- 
scL g1” WeIcher Richtung die Gesinnung verwerflich er- 
tyerf]j'i.' . dabei belanglos. Der Täter muß sich der Ver­
einen lkeh. des Beweggrundes bewußt oder doch nach 
lichUjJ^bnlichen Verhältnissen fähig sein, die Verwerf- 
zu zu erkennen. Daß es als verwerflich insbesondere 
durch h ,a*> wenn der Täter die jedem Volksgenossen 
ten pfr nt Vorspruch zur KriegswirtschaftsVO. auferleg- 
deutunic jten erheblich verletzt, ergibt sich aus der Be- 
°hne v? ■* Vorspruches und dem Zwecke des Gesetzes 
sein wei Ere?' Verwerflich wird es deshalb in der Regel 
^hehliri?1”u 'n Selbstversorger sich und seinen Haushalt 
r̂auche? U°er das ‘hm reichlicher a

und
der

H
zeigt, er wolle sich auf lange Zei t  hinaus 

schränk,, le Gelange der Gesamtheit notwendigen Ein- 
ziehen p1® c!.er Lebensführung in dieser Richtung ent- 
er sich o S müßten besondere Umstände vorliegen, wenn 

ant,̂ oo:'',“  ...........  der pflichtbewußten Volks-

als dem anderen Ver- 
zugestandene Maß hinaus mit Fleisch versorgt

^osseif^ SucE*s der Haltung de: . 
den OnfLw1* der Verwerflichkeit einer solchen mangeln 
dnrnaiLphcreitschaft bewußt sein sollte. Auch bei einer 
Gelenpni,11:. ‘ at bann der Täter, selbst wenn er die 

einp r'ZUT Ausführung in raschem Entschluß aus- 
en h Besinnung offenbaren, die ihn für diesen Fall

“¡itzt,alsein J
W‘dschaftsvn^e®sŝ ädiinge erweist, wie ihn die Kriegs-
»ttfe brauchP' )r,ê en will. Gemeinschaftswidriger Eigen- 
Kr '
eit.., o ___m ___  ___ , _ JP________
c*1eu winW?iZSchlachtung im eigenen Haushalte verbrau- ;‘a. Von i..... ..„a—

ve.shalb U»-nt ,n‘?ht mit Gewinnsucht verbunden zu sein, 
.hgswir* , Leine Ausnahme von der Bestimmung der 

Cluer gch DfhaftsVO. für den Täter, der das Fleisch aus

sein
licht
e‘gen;

— IMUg Uli '-'S . ----------
yon Bedeutung kann unter Umständen auch

w, Selbstversorger die geschlachteten Tiere 
X I  zusätzlich im eigenen Betrieb erzeugt, sondern

ua di ft'. Ilat-
/‘¡'Und e?n„ dglichkeit besteht, daß das Sondergericht auf 
ri dsehaftc\/Äeĉ s'rriSen Auffassung den § 1 der Kriegs- 
Uen n,_ VD. nicht angewendet hat, muß das Urteil mit
“ü die S* T Unde hegenden Feststellungen aufgehoben 

j“ das SoiiC| zu. neuer Verhandlung und Entscheidung 
fek^richt j ®rgericht zurückverwiescn werden. Das Son- 

ûiiden St an Leine seiner bisherigen Entscheidungen

h„2l.lr T^Leu0cht.encn Urteil sei noch bemerkt: 
v^iftschaft^ ^aRen c)er § 7 cier VO. über die öffentliche 
Vr/'Sent inilS von Tieren und tierischen Erzeugnissen 
srk über' rii ..(ROBL I, 1714) i. Verb. m. §§ 34, 36 der 
ühj ilichen c °ifentliche Bewirtschaftung von landwirt- 
v , der n l0Erzeugnissen v. 27. Aug. 1939 (RGBl. 1,1521) 
bi-, ■ Au? VO. über den Warenverkehr i. d. Fass,
h k^sremlr 9 (RGBl. 1,1431). Der § 15 Abs. 2 der Ver- 
aV dies„Ly^ugsstrafVO. v. 6. April 1940 (RGBl. 1,610) 
Siih?uL Für °rischnften erst mit Wirkung v. 26. April 1940 
%k 9 berr-i ra t̂bare Handlungen, die vor diesem Zeit- 
Sch • (§ 27. nAg,en sincli giU grundsätzlich das bisherige 

StGB ). Nur wenn zur Zeit der Ent- 
'Vei*det’ u,.n ' 1 deres Gesetz gilt, kann dieses an- 

}M ) .  3^ rden (2a Abs. 2 StGB ).
1 % ’ '^Sen., U. v. 18.Nov. 1940, C 171/40 13 StS 
A [R ]

dii .̂der 3Uef: L hi der Auslegung des §34 ZustVO. 
schp Müsset, der RsPr- des 1. (RGSt.74,261), wonach 
ĉk*! dann anSen der N i ch t i gke i t sbeschwer de  

dcn|/'sIehler, e2eben sind, wenn das Urteil infolge des 
Iw gegen ” iT102ticherweise“  ungerecht ist. Die Be- 

‘chs hak solche Ausweitung des Anwendungs-
e ich in der Anm. DR. 1941,43 vorgetragen.

Auch wenn man diese Bedenken nicht teilt, erscheint 
mindestens die Formulierung, daß die Möglichkeit „eines 
anderen Ergebnisses sehr nahe“  liege, höchst anfecht­
bar, da darin eine materielle Wertung, wie sie §34 ver­
langt, überhaupt nicht zum Ausdruck kommt. Dabei ist 
noch zu berücksichtigen, daß schließlich nicht jedwede 
geringfügige Ungerechtigkeit, sondern nur eine solche, 
der vom Standpunkt der Gemeinschaft einiges Gewicht 
zukommt, die Vernichtung des rechtskräftigen Urteils 
rechtfertigen kann (vgl. Nie thammer ,  „Neues Straf­
verfahrensrecht“ , 1940, zu § 34 Anm. 5). Andererseits ist 
aber auch nicht entscheidend, daß die ausgeworfene Strafe 
möglicherweise ungerecht ist (so der ORA. in RG.: DR. 
1941,43). Das würde — auf den vor!. Fall angewandt — 
bedeuten, daß das Urteil des Sondergerichts nicht un­
gerecht sei, weil und soweit es auf Grund einer Ver­
urteilung aus § 1 KWVO. zu einer Gefängnisstrafe ge­
langen würde, die es auch bei einer Beurteilung der Tat 
nach § 1 VerbrReglStrafVO. verhängen könne. Abgesehen 
davon, daß die erstgenannte Vorschrift auch schwerere 
Strafen zuläßt, ist hier — wie bei § 2 StGB, oder § 4 
VolksschädIVO. — nicht allein Art und Maß der Strafe, 
sondern auch die Bewertung der Tat, ihre richtige Ein­
ordnung in die Verbrechenstypen maßgebend.

II. 1. Die Auslegung, die der Senat dem objektiven 
Tatbestand des § 1 KWVO. angedeihen läßt, ist dadurch 
bedeutsam, daß sie eine in der Rspr. sich anbahnende 
Wendung zur „Vergeistigung“ des Begriffes der „Ge­
f ährdung der Deckung des l ebenswi ch t i gen  
Bedar fs der Bevö l ke r ung “  offenbart (dafür bes. 
Fr eis I er: DJ. 1940,1231/32). Hatte die Praxis zunächst 
die Gefährdung in erster Linie nach der Menge der der 
Verteilung entzogenen Güter bestimmt, ohne indes ge­
nauer zu sagen, welche Gesichtspunkte in zweiter Linie 
in Betracht kommen könnten (vgl. z. B. RGSt. 74,287 und 
in DR. 1940,1668 u. 1939), so ließ schon das Sonderger. 
Essen (DJ. 1940, 573) dabei die Tatsache, daß die Tat 
„Schule machen“  könne, miteinfließen. Neben dem vorl. 
Urteil hat nun auch die Entsch. des RG. in DJ. 1941,164 
neben der materiellen Maßbestimmung die Berücksichti­
gung der „Beispielsfolgerungen aus dem verbotswidrigen 
Verhalten und die Erschütterung des Vertrauens der 
Volksgenossen in die gerechte Zuteilung der Güter“  
gefordert. Diese Auswertung des „intellektuellen Ver­
brechensschadens“ für den Unrechtsgehalt einer Tat 
scheint mir ganz allgemein besonders beachtlich; sie ist, 
ohne daß dies hier näher begründet werden könnte, für 
§ 1 KWVO. zu begrüßen. Es kann demgegenüber jeden­
falls nicht eingewendet werden, daß jene Gesichtspunkte 
ja das gesetzgeberische Motiv bildeten, dieses aber eben 
erst unter den im gesetzlichen Tatbestand niedergelegten 
Voraussetzungen zutreffe, es also ein Zirkelschluß sei, 
wenn man diese Voraussetzung wieder an Hand des 
Motivs bestimme. Denn: die Voraussetzung der Gefähr­
dung der Bedarfsdeckung als „Erfolg“  des Vernichtens 
usw. lebenswichtiger Güter wird auf diese Weise nicht 
eliminiert; es bleibt dabei, daß ein nach Maß und Um­
fang „fühlbarer Eingriff in die geregelte Versorgung 
der Bevölkerung“  vorliegen muß; der Rückgritt aut aas 
Motiv, das Hereinziehen der Fernwirkungen der Tat, ge­
schieht dann zur näheren Kennzeichnung der Uetaliriicn- 
keit des Verhaltens, betrifft also nicht so sehr den 
„Erfolg“ , als vielmehr die Umstände der Tat, deren 
Bewertung damit gefordert wird. Deshalb ist auch der 
Einwand verfehlt, daß schließlich für jedes gesetzhene 
Verbot der Gedanke maßgeblich sei, eine Nachahmung 
des unerwünschten Verhaltens zu verhindern, und da ä 
die Bestrafung einer unsittlichen Tat stets auch das Ziel
habe, das e r s c h ü t te r te  Vertrauen der Gemeinschaft wieder-
herzüstellen. Denn das Maß einer ausgieichendcn Strafe 
richtet sich nach der Schwere der einzelnen Tat, die sich 
wieder nach der jeweils verschiedenen Große des Scha­
dens auch in geistiger Richtung mitbestimmt; und der 
Gesetzgeber hat es durchaus in der Hand, durch eine 
besondere Gestaltung der Voraussetzungen der Verbots­
übertretung (wie hier mit dem Merkmal einer bestimm­
ten Gefährdung) auf die Bedeutung der ideellen V p  
brechensfolgen für den spezifischen Unrechtsgehalt hin­
zuweisen. Wenn R e i n h a r d  von F r a n k  in seiner 
letzten feinsinnigen Arbeit „Vom intellektuellen Ver­
brechensschaden“  (Festgabe für Heck, Riimelin, Schmidt,
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1931, S. 47 ff.) die Beachtung dieses Gesichtspunktes für 
den Aufbau der Versuchslehre forderte, so hatte er, dem 
die Vertiefung des Schuldbegriffs vorzüglich zu danken 
ist, damit im Grunde schon einer gleichartigen Indi­
vidualisierung des Unrechtswertes das Wort geredet. Für 
§ 1 KWVO. bedeutet eine solche Auffassung zudem eine 
vertiefte Abhebung dieses Verbrechens von den Ver­
gehen der VerbrReglStrafVO.

2. Es liegt nahe, daß eine Mitberiicksichtigurig der 
ideellen Tatwirkungen auch eine Erweiterung des V o r ­
satz inhal tes im Gefolge hat. Dies wäre freilich nicht 
der Fall, wenn das Merkmal der „Gefährdung“  ledig­
lich ein objektiv unrechtserhöhendes Merkmal darstellte. 
Doch hat der Senat diese Frage wohl mit Recht verneint. 
Dann ergibt sich aber, daß sich der Täter der Bedeutung 
seines Tuns nicht nur wegen des Umfanges der beiseite­
geschafften Güter, sondern auch im Hinblick auf jene 
Folgen im geistigen Sinne bewußt sein muß. Doch wer­
den praktische Schwierigkeiten dadurch nicht hervor­
gerufen, zumal auch insofern bedingter Vorsatz genügt.

3. Gegenüber manchen Schwankungen auch der reichs­
gerichtlichen Judikatur in der Bestimmung des Begriffes 
„ B ö s w i l l i g k e i t “  wird nunmehr durch das vorl. Urteil 
und besonders auch durch die inzwischen veröffentlichte 
Entsch. des 2. Sen. (DJ. 1941,163) ein fester Standpunkt 
erreicht: er liegt in der Mitte zwischen einer Auffassung, 
die die Böswilligkeit kaum vom Vorsatz abhob (vgl. 
z. B. Sonderger. Essen: DJ. 1940, 573), und anderen Mei­
nungen, die zu hohe oder einseitige Anforderungen in 
bezug auf bestimmte Absichten oder gewisse Beweg­
gründe stellten (vgl. dazu Mi t t e l bach  in der Anm. 
DR. 1940, 2065). Daß jene beiden Entsch. bei der Be­
griffsfassung an den gleichartigen Ausdruck in anderen 
Gesetzen anknüpfen, vermag ich entgegen Fre i s l e r  in 
DJ. 1940,1232 nicht zu mißbilligen. Nicht nur die Wissen­
schaft, auch die Praxis kann, will sie sich nicht in ein 
pluralistisches Fallrecht auflösen, nicht auf eine ver­
gleichende Überschau und die Feststellung gemeinsamer 
Gedanken verzichten, die ja auch einfach durch den 
Sprachgebrauch nahegelegt ist; auch der Gesetzgeber 
wird sich nicht dadurch, daß er das gleiche Wort jedes­
mal in völlig verschiedenem Sinne verwendet, jeglicher 
Führung der Rspr. begeben und in völlige Abhängigkeit 
von der jeweiligen Auslegung bringen wollen. So hätte 
etwa schon manches Gericht aus einer allgemeinen Be­
trachtung entnehmen können, daß die Böswilligkeit 
überall mehr und anderes verlangt als den bloßen Vor­
satz, diesem also nicht gleichgesetzt werden kann. So 
ist es weiter das Ergebnis einer generellen Überschau, 
daß der Begriff nicht allgemein auf eine bestimmte Ab­
sicht festgelegt werden kann, weil damit nur ein psycho­
logisches Plus gefordert wird, nicht aber die normative 
Bewertung von Gesinnung und Einstellung des Täters 
zum Ausdruck kommt. Dann setzt freilich für den Stand­
punkt und die Maßstäbe dieser Bewertung die Besinnung 
aut das Wesen des einzelnen Delikts ein, aus dem die 
Böswilligkeit ihren konkreten Inhalt und spezifischen 
Sinn erhält. Jener Standpunkt ist aber für S 1 KWVO. 
ohne Zweifel derjenige des Gemeinschaftsethos, wie es 
der Vorspruch der VO. umschreibt, und diese Maßstäbe 
sind aus den Forderungen nicht nur der Kriegsverhält­
nisse überhaupt, sondern aus denen des modernen totalen 
Krieges zu entnehmen. Von diesen Gesichtspunkten aus 
hat sich auch das vorl. Urteil leiten lassen, und die ge­
nannte Entsch. des 2. Sen. kommt zu der billigenswerten 
Definition: „Böswillig i. S. von § 1 KWVO. handelt, wer 
bewußt aus einer vom Standpunkt der Volksgemeinschaft 
zu mißbilligenden und deshalb verwerflichen Gesinnung 
und Willensrichtung den (im Vorspruch der VO. um­
schriebenen) Geboten nicht folgt.“  Dem Bewußtsein der 
Verwerflichkeit steht es gleich, wenn beim Täter „eine 
üble Gesinnung oder die rücksichtslose Verfolgung eines 
verwerflichen Zieles den Gedanken an jene Gebote nicht 
aufkommen läßt“  (RG.: DJ. 1941,164).

4. Die Schwankungen in der Erfassung des Begriffs 
„Böswilligkeit“  sind zum Teil darauf zurückzuführen, 
daß sich die Auslegung auch hier nach einem bestimmten 
Tä t e r t yp  auszurichten bemüht war. Auch im vorl. Fall 
hat das Sondergericht die Anwendung von § 1 KWVO. 
mit deshalb verneint, weil die Angekl. ihrer ganzen Per­
sönlichkeit nach keine „Schieber“  seien. Demgegenüber

stellt das RG. fest, daß „der Täter auch bei einer1a“' 
maligen Tat eine Gesinnung offenbaren kann, die i vVjc 
diesen Fall als einen der Kriegsschädlinge auswei) ¡st, 
ihn die KWVO. treffen will“ . So unbestreitbar aas ̂  
zumal wenn der Unrechtsgehalt der Tat auch na s() 
ideellen Auswirkungen beurteilt wird (s. oben zu 1 ^¡s. 
wenig ist doch damit eine Ausrichtung der gesamyef. 
legung auf einen Tätertyp, die letzten Endes |JtrafV0. 
brechen von den Vergehen gegen die VerbrRegm 
entscheidend abhebt, in Abrede gestellt. Nur dar jje. 
Typ nicht einseitig bestimmt werden: er umfaßt j en 
wußten Saboteur der Kriegswirtschaft ebenso ' ¡̂gen 
gewissenlosen Geschäftemacher, den gewinns ünl. 
Schieber und Schleichhändler ebenso wie den « __ 0def 
inerten Hamsterer und Egoisten. Eine bewußte 
nur infolge moral insanity' unbewußte — hücn u u«« 
der besonderen Gebote der Versorgungswirtsc q ¡, 
eine rücksichtslose Eigensucht kennzeichnet sie 'oder
diese Kennzeichnung in einer Tat sich ofteno ^  un- 
erst durch mehrere sich ergibt, ist dabei in der j 
erheblich. Prof. Dr. B o l d t ,

* . MicW'
2, RG. — §1 Abs. 2 KriegsvvirischVO. Auch eJ0 ̂ s, 2 

eigentümer kann sich des Vergehens nach 8 
KriegswirtschVO. schuldig machen. ¡cj, des

Mit Recht nimmt das angef. Urteil an, da 
Vergehens nach §1 Abs. 2 KWVO. v. 4. Sept. w „ kan«' 
1609) auch ein Nichteigentümer schuldig ffla .«mer 
Wollte man die Strafbarkeit auf den füge« .n Fällen 
schränken, so würde die Bestimmung in V1 daß a(‘ 
ihren Zweck verfehlen. Es genügt vielmenr, v.em 
Täter die Möglichkeit hat, über die Geldzeic , p 49/#  
fügen. Das Urteil des 6. StrSen. v. 12. März 1 P,u>»,,ffassuu& 
RGSt.74,115 =  DR. 1940, 1102» steht dieser a« dem 
nicht entgegen, denn wenn dort auf S. 116 v° er nie« 
Täter „gehörigen“  Bargeld die Rede ist,»“ g0 soW 
zur Deckung eigener Bedürfnisse braucht , ng cie 
damit der Kreis der Fälle, die für die Anw ^  aD- 
Vorschrift in Betracht kommen, ersichthcn An,stafl“j 
schließend bezeichnet werden. Freilich wird u einfn 
daß die Geldzeichen nicht dem T i t e r , . sonae^ das
anderen gehören, nach Lage des einzelnen kör* 
Zurückhalten als gerechtfertigt erscheinen la vorj;egt,
so wenn eine Anordnung des Eigentümers
dem Geld in bestimmter Weise zu verfah* ’ hen ei« 4 
selbst nicht ungerechtfertigt sein darf. Das o  ^  ¡^s . 
solchen Rechtfertigungsgrundes hat die ',H-Jnach H eS 
der Urteilsgründe bedenkenfrei verneint. ri.-crenturn a 
dahingestellt bleiben, ob das Papiergeld t  g 
Angekl. oder seines Vetters war. . [tfe]

(RG., 5. StrSen. v. 21. Nov. 1940, 5 D 613/40.)
„ de*

* C’ t(Q,** 3- RG. — § 9 VO. zur vorläufigen Sicnerg ¡^to*
lebenswichtigen Bedarfs v. 27. Aug. 1930; 9 dje S W
Die Bezugscheinpflicht erstreckt sich nicht « ^

n Verbrauchsgütern an Zwischenhändler- . . ,  dieA e- 
5 17 SpinnstoßG. gilt nur für Zwischenhano^ e,ng

ibcf
eir^

von
§

in nicht handelsüblicher Weise in 
schaltet haben

'die Verteil«11*

Der BeschwF., der Textilwarenhandl jgdo
zweier Ladengeschäfte ist, hat bis Jan , von de« ^jt 
den er als Automobilhändler gekannt u ^  Ha«de epvä

mengewußt hat, daß er keine Erlaubnis z vo« 
Textilwaren besaß, solche Waren ,,in de no/ zUm n F 
900 H iM “  mit einem Aufschläge von 2a J J  wUß t , f ü «  
Einkaufspreise abgegeben. Er hat auch g QeW>«« ¿et 
diese Waren bei seinen Autokunden aCfi ha ,us- 
sicli ohne Bezugschein absetzen wollte. an — 'opzuff 
BeschwF. -  so nimmt die StrK. weite « oder ep 
Übung seines Gewerbes ohne ßezugskt z , ¿ r
schein bezugsbeschränkte Waren an i • und sl710ffÖ. 
terern Absätze im Kettenhandel ayS«SS g Sp«|n [der211 
durch eines Verstoßes gegen den § 1' nurchf»D- 1 de1 
v. 6. Dez. 1935 i. Verb. m. § H der 1- S 9 A.a,tige« 
v .6. Jan. 1936 (RGBl. 1,4) sowie gegen >
VO. zur vorläufigen Sicherstellung des ]g3g 1. ^  htjge 
Bedarfs des Deutschen Volkes v. 27. AUg-
der VO. über die Vebrauchsregelung „  § 73
gewerbliche Erzeugnisse v. 14. Nov. 
schuldig gemacht.
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^anstande^ Spmc*1 'S* ln belden Richtungen rechtlich zu
B e lj^ t l ic h  verfehlt ist zunächst die Annahme, der 
Abs 1 F’ b,abe als Täter gegen die Vorschrift des § 9 
den v ‘lcr,y°- v.27. Aug. 1939 (ROB1.1,1498) i. Verb. m. 
VerstoßenĈ r^ten der v' 14, ^ ov' 1939 (RGBl.1> 2195)
TaefJ ? Abs-1 der VO. v. 27. Aug. 1939, die an diesem 
zwar 111 ^ raft getreten ist (§ 14 der VO.), bestimmt 
v°rsätzl' u all2emem, daß derjenige bestraft wird, der 
denen „  Bezugscheinpflichtige Verbrauchsgüter (zu
«off*«®- dem § 1 Abs. 1 Nr. 13 der VO. auch Spir 
(oder - ■' "
he

¿en gehören) ohne gültigen Bezugschein abgibt 
■ ho 3’ Aus dem § 1 Abs. 1 der VO. geht jedoch

--he in ,Ä s£lch die mit dieser VO. eingeführte Bezug- 
I<%ii'h ct)t für die Abgabe bestimmter Verbrauchsgüter 
also nicht. ,'e Abgabe unmittelbar an Verbraucher ,Ui>0 nicht « ■‘VL'̂ clUC LU11III ULI Udl all V LJ Ul aUUM-i,

guter an u-- ai‘f die Abgabe der genannten Verbrauchs­
sieht. rvfTlandler zum Zwecke ihres Weiterverkaufs be- 
üer 4 n„ st r,Annahme findet ihre Bestätigung auch in 
;ezueschIChfY ° -v' 27■ Aug. 1939 (ROBI. 1,1510), die die 
âren in, lI?Pilicht hinsichtlich der Spinnstoff- und Schuh-

iBsgesamt einzeInen regelt und deren Bestimmungen sich 
^erbrauch nur aul die Regelung der Warenabgabe an 
?Ungen <¡¡„1 er®trecken. Die beiden erwähnten Verord­
nt, durch i Wie das LG. offensichtlich nicht übersehen 
(RQBl. F t "  § 1 bzw, § 2 Nr. 1 der VO. v. 14. Nov. 1939 
u°rden imn '-m^ dem 16. Nov. 1939 außer Kraft gesetzt 
v ' über i mi* demselben Tage sind an ihre Stelle die 
i  i4.Nov inin yerbrauchsregelung für Spinnstoffwaren 
Fraüchsremii3tJ (RGB*- •> 2196) und die VO. über die Ver- 
j!Sse v i a ng für lebenswichtige gewerbliche Erzeug-
! lese V'erorn 'V’ 1939 (RGBl. 1,2221) getreten. Aber auch 
8esetzten nungen verbieten ebenso wie die außer Kraft 
Ä s k a r tP L .diiL Abgabe _ von Spinnstoffwaren ohne 
,rr §l der ° ; er Bezugschein an Verbraucher .  Denn 
h!e dort genannten VO. bestimmt ausdrücklich, daß 
t,Ur auf r> .‘fimührten Spinnstoffe an Verbraucher  
cjiê eschein UgSkarten (Reichskleiderkarte) oder gegen 
n/r en> und ■ 2cS.eben oder von ihnen bezogen werden 
H ^Sen der'n S'eicher Weise ist auch in allen Bestim- 
»„r uumitt('iKan zwe>ter Stelle genannten VO. nur von 
(hJfieser Abgabe an Verbraucher  die Rede.
blFo 71, 6in\C • !a*»e bat auch die VO. v. 6. April 1940 
l4 \,die Strafk^i geändert, die mit ihrem § 15 Abs. 2
I94n°v-1939fpr™Flungen der §§ 12—14 der V0- vom aüfgetlr,.'RGBI. 1, 2221) mit Wirkung vom 16. April
(j;.n der 8r , en Vnd an deren Stelle die Strafbestimmun- 

.ebenfafis eand  ̂ der VO. v. 6. April 1940 gesetzt hat,
daß' ' 
s4off,

es h,?-lnF Bezugscheinpflicht voraussetzen.
5toffZUr Zeit \  dle~er Rechtslage nicht zweifelhaft sein, 
AhF ,aren h,., .e r  ,r a t  lediglich die Abgabe von Spinn
r. ö3uP  ̂_ t . ^RßSCllPltinfli'r'liRrr im/1 rRilior nirofi nur nlni; solclipp1w lleinPd‘l;htig und daher auch nur 
rtaie r b r -i i, .waren ohne Bezugschein (Bezugski 
F jSg des n mit Strafe bedroht 

l!dtnunp.„_ .?cbwF. als Täters' na<

eine
(Bezugskartc) 

war, ist die Ver- 
,Pn „ti •.■ • als Täters' nach den genannten 

HircTT m Jp„ ,ollensichtlich verfehlt. Denn der BeschwF. 
Z w  ^citerverF Gehenden Waren an F. zum Zwecke 

tn c|>enhs„ ./Kaufes abgegeben und sie somit einemp CllenhändlB "T" aljsvgeuen u n u  s ie  s o i i iu  e in e m  
3s Gericht r. Und n'cbi einem Verbraucher verkauft.

Weite
j-jp! . »uvui liiil iii v crurduciici vciKdUii.

-- A u tn t^ j aber weRer fest, F. habe die Waren 
rVerkauft , ?den ohne Bezugschein mit Gewinn

sein.
erkauft i j  n ollnc Bezugschein mit uewinn 

telw'^Sem 2w„r,nd ,.der BeschwF. habe gewußt, daß F. 
Kiihfî dch e rs i^ ,d.,e Waren von ihm gekauft habe. Es 
üra1?Mn‘‘ des i.’ von der Annahme aus, die „Auto- 
Atm^er gekauft !iallen die Spinnstoffwaren als Ver- 
i^ch von (i,' t ?1 dieser Sachlage ist aber nicht die 
!% den y e , r , nd zu weisen, der BeschwF. habe 
lst diFeFe'stet i ri* der Waren an F. zu dessen Tat Bei­

ßt ‘ at bish» e-r diesem rechtlichen Gesichtspunkte 
$PhjnDie Vernr^F nicht gewürdigt, 
der ?steffQ v r !n  nS des BeschwF. aus dem §17 Abs. 9 
bicht '? UrchfVn k-Z' 1935 (RGBl. 1,1411) i. Verb. m. § 11 
d V h  fI echterhal?^rZU v-& Jan. 1936 (RGBl. 1, 4) kann 
Sch der werden.

n, d
rv̂ rechnet'FF, ?in2eschaltet haben, höchstens der 

wortla®. Bestimm,erden>. zu dem der Verkäufer eingekauft 
» die 2u ?ung richtet sich also, wie schon ihrem 

‘nehmen ist, nur gegen den Zwischen­

jj dV^ys0acFadFee"' ĤeSetZeSStel*e dar  ̂ ^e' ^ erl<ä!lf.en 
re's be ert“;''‘h; in nicht handelsüblicher Weise

händler, der sich in nicht handelsüblicher Weise in die 
Verteilung eingeschaltet hat, nicht aber auch unmittelbar 
gegen den ordentlichen Kaufmann, der Waren an einen 
solchen Zwischenhändler verkauft. Der BeschwF. war 
Textilwarenhändler und somit zum Handel mit Spinn­
stoffwaren befugt. Er war daher auch keine „Person, die 
sich in nicht handelsüblicher Weise in die Verteilung ein­
geschaltet hat“ , und seine Preisbildung bei dem Verkauf 
an F. konnte daher an sich auch nicht gegen die Vor­
schrift des §17 Abs. 9 SpinnstoffG. verstoßen. Das LG. 
hat aber andererseits auch festgestellt, daß F. Automobil­
händler und somit zum Verkaufe von Spinnstoffwaren 
nicht berechtigt gewesen sei, daß er aber trotzdem die 
vom BeschwF. gekaufte Ware mit Gewinn Weiterverkauf 
und daß der BeschwF. diesen Zweck des Wareneinkaufes 
durch F. gekannt habe. Der BeschwF. hat sich damit 
möglicherweise einer Beihilfe zu dem Verstoße des Mit- 
angekl. F. gegen den §17 Abs. 9 a. a. O. schuldig ge­
macht. Auch insoweit hat das LG. bisher den Sachverhalt 
nicht erörtert.

Demnächst wird das LG. die Tat des BesdnvF. auch 
vom Gesichtspunkte des § 1 Abs. 1 KWVO. v. 4. Sept. 1939 
(RGBl. 1, 1609) zu würdigen haben. Diese Strafbestim­
mung verfolgt den Zweck, mit besonderem Nachdruck 
jene gewissenlosen Geschäftsmacher zu bekämpfen, die 
aus Gewinnsucht oder Auflehnung gegen die kriegswirt­
schaftliche Verbrauchsregelung zum Nachteile der Volks­
gemeinschaft störend in den Warenumlauf eingreifen und 
dadurch Versorgungsschwierigkeiten der Allgemeinheit 
oder doch einer größeren Anzahl von Volksgenossen 
hervorrufen. Danach aber kann nach den Umständen ein 
„Beiseiteschaffen der zum lebenswichtigen Bedarf der 
Bevölkerung gehörenden Rohstoffe und Erzeugnisse“ 
auch dann vorliegen, wenn Ware unter Verstoß gegen 
die Bewirtschaftungsvorschriften ohne die erforderlichen 
Bezugscheine oder Bezugskarten abgegeben werden; 
beim Vorliegen auch der übrigen Merkmale kann sonach 
der Tatbestand des §1 Abs. 1 a.a. O. verwirklicht sein.

Dagegen kommt eine Anwendung des § 1 der VO. 
v. 3. Juni 1939 (RGBl. I, 999) gegenüber dem BeschwF. 
nicht in Betracht.

(RG., 3. StrSen. v. 7. Nov. 1940, 3 D 606/40.)

4. Sonderger. — § 1 GewVerbrVO. v. 5. Dez. 1939.
1. Nicht jede schwere Gewalttat macht den Täter zum 

Gewaltverbrecher; er muß vielmehr nach Veranlagung, 
Vorleben oder dem hierbei zum Ausdruck gekommenen 
Charakter als ein solcher anzusehen sein.

2. Der Gebrauch der bloßen Hand ist kein „Mittel“  i. S. 
des § 1 GewVerbrVO. f)

Auf Grund des teilweisen Geständnisses des Angekl. 
und der Aussage des Zeugen Valentin Z., welche wieder 
unterstützt wird durch die Aussagen der Afra und Ger­
traud J. und des Seraphin B., wird für erwiesen ange­
nommen, daß der Angekl. am ll.O kt. 1940 um ungefähr 
19.30 Uhr in die Hütte des Valentin Z. einstieg, um dem­
selben Geld oder Sachen zu entwenden, daß er weiter, 
als er wahrnahm, daß Z. noch wach sei und dieser zu 
rufen begann, ihn anfiel, ihn in das Bett zurückstieß, ihn 
mit der linken Hand an der Kehle packte, um ihn zum 
Schweigen zu bringen, und mit der geballten raust aut 
seinen Kopf schlug, bis Z. keinen Widerstand mehr leistete, 
dann den Koffer des Z. durchsuchte, aus demselben eine 
Brieftasche mit einigen Papieren und aus der Hose ein 
Geldtäschchen mit ungefähr 17 ^  Inhalt nahm, somit 
gewalttätig Hand anlegte, um sich fremder beweglicher

^Hierin iiegrdafvlrbrechen nach §§ 190, 192, 194 StGB.
Nicht wird für erwiesen angenommen, daß der Angekl. 

bei seiner Tat zur Abwehr von Fliegergefahr getroffene 
Maßnahmen, insbes. die Verdunkelung ausnützte Der 
Angekl. stellte in Abrede, daß die Örtlichkeit damals 
dunkler war, als es zu normalen Zeiten der Fall gewesen 
wäre. Der Zeuge Valentin Z. gibt an, es sei damals so 
finster gewesen wie sonst. Aus den Aussagen der Zeugen 
Afra und Gertraud J., Seraphin B. und Josef St. geht her­
vor, daß die nächste Straßenlampe von den Häusern der 
ersteren drei in einer Entfernung von ungefähr 100 Meter 
steht; von der Behausung des Z. daher ungefähr 150 Meter 
entfernt, daß auch sonst von den Fenstern der in der

73*
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Nähe befindlichen Häuser kein nennenswertes Licht gegen 
die Hütte des Z. fiel, sei es, weil in den in der Hütte des 
Z. zugewendeten Zimmern auch sonst kein Licht zu bren­
nen pflegte oder die Fenster durch Jalousien oder Vor­
hänge abgeblendet zu sein pflegten. Es hat auch der 
Staatsanwalt in seinen Schlußausführungen die Frage der 
Ausnützung der Verdunkelung verneint.

Es hatte daher eine Verurteilung wegen Verbrechens 
nach § 2 VolksschädlVO. v. 5. Sept. 1939 nicht zu erfolgen.

Die weitere Frage ist die, ob eine Verurteilung nach 
§ 1 OewVerbrVO. v. 5. Dez. 1939 zu erfolgen hatte. Auch 
diese Frage ist, und zwar gegen die Ausführungen des 
Anklägers, zu verneinen.

§ 1 dieser Verordnung befaßt sich zunächst mit jenen 
Tätern, welche bei Notzucht, Straßenraub oder Bankraub 
Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen anwenden. Die Verordnung 
hat daher eine bestimmte Gattung von Verbrechern, welche 
die von der Verordnung angeführten Verbrechen aus­
führen, im Auge. Bei anderen Verbrechern ist zunächst 
zu untersuchen, ob sie als Gewaltverbrecher überhaupt zu 
betrachten sind, ob sie dem Typus eines Gewaltverbre­
chers angehören.

StSekr. F r e i s l e r  führt in seinem Aufsatz: DJ. 1939, 
1852 aus: „Beide Bestimmungen des § 1 denken an einen 
bestimmten Verbrechertypus, an den Gewaltverbrecher. 
Das kommt in der Benennung der Verordnung zum Aus­
druck. Es wäre unrichtig, jemanden zum Gewaltverbrecher 
zu stempeln, der es nicht ist. . . .  Der Gesetzgeber hat vor 
allem an den Gangster gedacht, freilich in dem weiteren 
Sinn, daß er ebensogut Allein- ...  wie Bandentäter sein 
kann und daß seine Tat auch die erste Straftat sein kann.“ 
Auch nach G 1 e i s p a c h , „Das Kriegsstrafrecht“ , S. 26, 
richtet sich die Strafdrohung gegen einen Verbrechertypus, 
der in erster Linie durch Charakter und Gesinnung be­
stimmt wird.

Es handelt sich also nicht nur darum, ob der Täter eine 
schwere Gewalttat verübt hat, dies macht ihn noch nicht 
zum Gewaltverbrecher, sondern ob er nach seiner Ver­
anlagung, seinem Vorleben und dem hierbei zum Ausdruck 
gekommenen Charakter als Gewaltverbrecher anzusehen 
ist, als Verbrecher, welcher einem Straßen- oder Bank­
räuber gleichzuachten ist.

Dies trifft beim Angekl. nicht zu. Er ist kaum 20 Jahre 
alt. Er hat den größten Teil der Zeit seit Eintrittt in das 
erwerbsfähige Alter sich seinen Unterhalt durch Arbeit 
verdient, wenigstens läßt sich nicht das Gegenteil nach- 
weisen. Richtig ist, daß er, was Arbeitslust anbelangt, 
kein Muster war; er wird als faul bezeichnet, auch hat er 
die Arbeitskarte gefälscht, um später bei der Arbeit ein- 
treten zu können, und hat, um sich inzwischen Geld zum 
Unterhalt zu beschaffen, im Hotel L. ein Paar Schuhe ge­
stohlen. Er hat auch dem Z., wie er freimütig bei der Ver­
handlung eingestand, schon früher über 100 ¿ /M l gestohlen 
und auch während seiner Beschäftigung bei der Reichs­
bahn einen Kameradschaftsdiebstahl begangen. Alle diese 
früheren Diebstähle haben jedoch bisher zu keiner Ab­
strafung geführt. Es ist ihm das Strafwürdige seines Ver­
haltens nicht durch entsprechende Bestrafung sinnfällig 
zum Bewußtsein gebracht worden. Diese früheren Dieb­
stähle sind aber nicht hinreichend, um ihn in den Typus 
eines Gewaltverbrechers einzureihen. Aber auch bei Be­
gehung der gegenständlichen Straftat kann ohne weiteres 
angenommen werden, daß der Angekl. damit rechnete, daß 
er unbemerkt in das Haus des Z. einsteigen und den Dieb­
stahl werde ausführen können, ohne an Z. Gewalt auszu­
üben. Er hat bei Begehung der Tat weder eine Waffe noch 
sonst einen Gegenstand mitgenommen, um ihn als Werk­
zeug zu verwenden.

Es fehlt daher beim Angekl. an sich die Eigenschaft, 
ihn bereits zum Typus der Gewaltverbrecher zu rechnen. 
Eine einzige Gewalttat macht den Täter ohne weitere Um­
stände wie entsprechende Erbveranlagung, ein die Nei­
gung zu Gewalttaten zeigendes Vorleben und sonstige er­
schwerende Umstände, noch nicht zum typischen Gewalt­
verbrecher.

Aber abgesehen davon fehlt noch das weitere Erfor­
dernis, daß er bei seiner Gewalttat Mittel angewendet 
hätte, welche gleich gefährlich sind wie die Anwendung 
einer Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffe.

StSekr. F r e i s l e r  bezeichnet in seinem Aufsatz: DJ.

1939, 1851 die Straftaten nach § 1 der bezogenen Jero^ 
nung als Gewalttaten mit der Waffe, wenn a iD. 
Waffenbegriff über den Begriff des WaffG, hinaus 
dere Mittel ausgedehnt sei, wobei er beispielswei 
säure, Gas, Pfeifer anführt. , aus,

G 1 e i s p a c h , „Das Kriegsstrafrecht“, S. 26, fu §1 
daß auch chemische Mittel (Vitriol) als Mittel 1,.^'pußtri|t 
in Betracht kommen. Es ist kein Zweifel, daß ein
mit einem bestiefeiten Schuh, das Aufschlagen d „ 
auf ein kantiges Brett, die Anwendung eines „Mi j eut- 
der Verordnung beinhaltet. Dagegen tut ffian j ^  al‘
sehen Sprachgebrauch und der Verkehrsauifassung^ntfej- 
an, wenn man im Gebrauch der bloßen Hand ai , jern 
düng eines Mittels i. S. des § 1 erblickt. Es po*'
Gericht allerdings Urteile bekannt, welche auch eines
hieb oder das Würgen am Hals als die Anwen » ^ 0, 
Mittels i. S. der-bezogenen Verordnung ansehen^^ m

Falles unö 
»rsehf

der Gebrauch einer Hieb-, Stoß- oder Schüße

441; DJ.'1940, 1149). Im letzten Fall wird ausgeK-^ flnu 
Würgen am Flals nach den Umständen des'
Art der Ausführung für die körperliche rijCh "fl_ 

und das Leben des Überfallenen ebenso g?1 „,,raffe

das
der

wesen sei. nl'che festi
Der Ansicht des RevG., daß dies eine tatsäc '  ̂„¡ch 

Stellung sei, an welche das RevG. gebunden tsächÜdV 
beigepllichtet. Es ist dies nicht mehr eine reinnterstê uDt 
Feststellung, sondern eine Wertung, eine u 
eines Tatbestandes unter eine gesetzliche Nor • g eij> 

Aber abgesehen davon, ob in dieser Unters rfejc 
rein tatsächliche Feststellung zu erblicken s e , ^ ,  m
das RevG. gebunden war, und zugegeben, da ^  a t 
ständen das Würgen gleich gefährlich sein ausfÄeu 
Anwendung einer Waffe, je nachdem, wie fljje#eh' . 
wird, so ist doch der Gebrauch der bloßen 
Hand nach dem Sprachgebrauch und der ^ {ef yn
fassung nicht die Anwendung eines „Mittels • 
wird ein vom Körner des Täters verschie ,

Gei(refl'
wird ein vom Körper des Täters vers^ rn ich t dtvhen 
stand verstanden. Die Verordnung s.PnCTnI1 ~efährjlCbe. 
daß die Gewalttat in irgendeiner bestimmte & ^  eifl g, 
Art und Weise ausgeführt sein muß, son ,..Ien sein 11 , 
sonders gefährliches Mittel angewendet wo dgS M 

Diese Auslegung schränkt nicht den ®?§*ispreche? uf- 
tels“ in einer der Verkehrsauffassung wi y£rl<ehr3. 
Weise ein, sondern lehnt umgekehrt eine ü oegriHeS 
fassung widersprechende Ausdehnung des 

Aber abgesehen davon fehlt es an eî LerhaheB ¡¡fe, 
Handhabe, um sagen zu können, daß das 1 erfolg* S;eb- 
Z. an der Kehle in gleich gefährlicher We cchuß'< 
wie dies gewöhnlich bei Anwendung eim ging,‘¡'Luit
oder Stoßwaffe der Fall ist. Das Festha . teIT)S 
wegs so weit, daß Z . für längere Z e it d = ti09 geu'0^  
worden wäre, oder daß er sogar Dew tun, 
wäre. Dem Angekl. war nur darum Sch'f% ße' 
Schweigen zu bringe®. Hierzu genügten ^  jed®Ut|oS 
den Kopf und die Einschüchterung  ̂Eŝ  beW/. eich
Schweigen zu bringe®. Hierzu genü 
den Kopf und die Einschüchterung. 1 _ 9,
weis, daß der Angekl. das Gefühl hatte, “ daß J  
geworden sein könne. Z. behauptet [
bewußtlos gestellt habe, muß aber s< 
vielleicht doch durch sein Jammern \ ut,.- n .
Angekl. stellt fest in Abrede, daß er Z . 2- nicht 
halten hätte; er behauptet vielmehr, ff‘gesSen U° 
sprochen habe und daß er auf dem Bet o j,iäge
in demselben gelegen sei. , die FauS'*!

Abgesehen von den Verletzungen durenm 0ue j -  
auf den Kopf sind traumatische Veran eS au
letzungen an der Kehle nicht testge®,tel ’ ~eÜ 
kommen glaubwürdig sein, daß Z. c,.hjuckhesC 
haltens an der Kehle längere Zeit .¡[utifl
hatte. . ¡ne Ver“rte

Aus diesen mehrfachen Griin den ^ 1 rd , e p n t.
s Angekl. nach § 1 OewVerbrVO. a » qjdes Angekl 
Die Strafe war zu

»f§ 1 GewVerbrVU. aog ^

.............„ zu bemessen nach s daß J u äIlK
Als erschwerend wurde angenommen» ¡j uh* 

einer Person verübt wurde, wejcher ü jsjaCj1tzeit
verpflichtet war, und daß die 1 at zu de- , e 0
Einsteigen durch ein Fenster veru weitgeil ic|it v°r.

Als mildernd wurde angenommen noch rl.iiL l£
ständnis des Angeld, der Umstand, daü Lebensja 
bestraft ist, daß er kaum das zwanzi„
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Rürllifu ^at> s.ow‘e die teilweise Schadensbehebung durch 
Stellung eines Teiles des geraubten Geldes.

10 -wurde daher die Kerkerstrafe in der Dauer von 
meäsen n entsPrecliend ergänzt und verschärft, für ange-

erachtet.
wndQer Klagenfurt, Urt. v. 5. Nov. 1940, KLs 35/40.)

[R-l

anSesw[ł<Un®: Die Entsch. verdient, was die beiden vor- 
stimmun 611 ^ eĉ tsSrundsätze anlangt, im ganzen Zu-

an der^ir^l. datte hier sein Opfer „mit der linken Hand 
Und mit a 6 §ePacki> um es zum Schweigen zu bringen, 
schiarr«' 2ehallten rechten Hand auf seinen Kopf ge- 
iJrteii .’ h's es keinen Widerstand mehr leistete“. Das 
Ausfuhr, darin schon rein tatsächlich nach der Art der 
liehe QP i ke'ne der Benutzung einer Waffe gleichgefähr- 
rechtsbeu!a-nwendung- Es will darüber hinaus aber auch 
hssung ,d*ch nach Sprachgebrauch und Verkehrsauf- 
ä̂ters vei? eJ\einem „Mittel“ nur „einen vom Körper des
Die rVersch'edenen Gegenstand“ verstanden sehen.
Pn Rorf Sĉ ' tfitt damit in bewußten Gegensatz zur :----

I r- auch des RG., die hier fortschreitend die Ten-
sten
- etl5 zuBes$en rfln n̂ Auflockerung der Begriffe zeigt. Hatte der 
1939; K, :ä EG- in der grundlegenden Entsch. v. 18. Dez.

1940, 69 ausgeführt, daß die Auslegung der 
diirf ere’ Sieichgefährliche Mittel“  nicht zu eng er- 
n ?> und deshalb angenommen, daß dies Merkmal 

uumtg p n gegeben sei, wenn der Gewaltverbrecher

Worte

...„ a ^ egenstände oder Werkzeuge nach Art einer 
Art und vv,endet- s°ndern schon dann, wenn er in einer 
^ndet» lse yorgeht und in diesem Sinne „Mittel an- 
y°n SchiiR leu?leich gefährlich sind, wie die Anwendung 
lln Zusamm l b‘ und Stichwaffen, so konnte doch daraus 
£eSchlossennhan£ mi* dem zur Erörterung stehenden Fall 
Ugendweu, wefden, daß immer noch der Gebrauch von 
¡Mitteln (T r  , die bloße Körperkraft unterstützenden 
Mpfes a. , e en mit dem beschuhten Fuß, Aufschlagen des 
"rete Ven«,«61!,1 Drett) erforderlich sei, wenn auch die kon- 
feschehen ,ndung nicht nach Art des Waffengebrauchs zu 
"d, Krieg d[rau(chte (vgl. Nüse,  „Das Knegsstrafrecht 

?pch da*c8t:̂ erfahren“ , 1940, S.35). Dem folgte auch 
- 40. 247\ j nd9er- Breslau (Entsch. v. 16. Jan. 1940: DJ. 

12 ctn ian einem Fall, in welchem der Angekl. einen
R i n r l / P n  i t r i / 4  Iz o  r iT i  rr£» ti H o i i c c r h l i i c c p l  7 i i m

lo.
ine Il^en-’ starken und kantigen Hausschlüssel zum 

des Snnrioes'c4lt verwendet hatte. Aber schon das Ur- 
V zust. An er- Stuttgart v.T.Febr. 1940 (DR. 1940, 441 
J e Unbeidit!!1' von Teg t meye r )  weicht ebenso deutlich 

?ebeh davon ab: zwar wird ausdrücklich zu-
di, " kein «i Schlag mit der unbewaffneten Faust „an
Ä  einer Ĥ 191Sefährliches Mittel sei, wie die Anwen- 
. Jten“ de n 'ebwaffe; aber dann wird das „gesamte Ver- 
BpmtdckiSri1„ ûgekl. (Locken des Opfers an den Tatort, 
Straflosen • Schla2 in der Dunkelheit, Liegenlassen des 
-•a“e) der A ln(-der Winternacht auf kaum begangener 

/Ausführung und der Wirkung nach als ebenso 
le der Schlag mit einer Hiebwaffej Ä  DenU: ■

ange-
M des Dp Reichen Weg beschreiten dann der 3. und 

des rp„c d'eser> indem er (unter Berufung auf das 
liei-,, utiici-, ; en:) das Verstopfen des Mundes mit einem 
typ; en wird n e,lt]er Art, daß Erstickungsgefahr hervor- 
(Ürt6 eben«n UntJ..(9 das Würgen am Halse für möglicher- 

' v. og" gefährlich als den Waffengebrauch ansiehtUm. v- 29 m# ,r *c“ als den Waffen 
\ e:„,Hinw; is äj^c 1940: DJ. 1940, 598); jener, indem er 

den — freilich nicht näher bezeichneten 
nung — nun das gleiche für das bloße 

Aus-iü“h-  nach den Umständen des Falles und derfe Z. Hals™™?

Î ; « f rung annimmt (Urt. v. 12. Sept. 1940: DJ.
Ent •

UnAeütet einpVcm<9 n£ *<ann n'cht gutgeheißen werden. Sie 
fWf'Bt dem d - u Aufweichung der Verbrechenselemente 

. dichter einen derartigen Spielraum in dermg der e* “ lc“  uerarugen opieiraum m uci 
Ug der -rbtJratvoraussetzungen, daß die absolute 
, nicht 1 °desstrafe, die auch im Kriegsstrafrecht

An J u n g

nicht uic ciuv.ii im j\iicgö8ii<uicuiv
^ > n z e ie ,e erech‘fer‘ igt wird. Wenn die Verordnung 
¡>nd „ einzelne KnS. der Tat des Gewaltverbrechers zu- 
V p, ?nkraUK\ bestlmmte Verbrechen (Notzucht, Straßen- 
dann Mittel tw n̂ n" t 0und dazu ein jechnisch bestimm^

erst in h, -Je LS- des WaffG.; RGSt. 66, 1.91), 
e|den Beziehungen eine Erweiterung

und
an-

schließt, die aber auch deutlich eine Umgrenzung auf die 
„schwere“ Gewalttat und das „gleichgefährliche“ Mittel 
enthält, so ist der Gedanke einer genaueren Festlegung des 
Tatbestandes und strengeren Führung des Richters ersicht­
lich, wie es nicht nur der Höhe und dem Charakter der 
Strafdrohung, sondern auch dem Wesen des Verbrechens 
entspricht, das ja kein allgemeines „crimen vis“ darstellen 
soll. Darum darf hier nicht die Tendenz vor walten, die 
Verordnung um jeden Preis nicht zu eng auszulegen, son­
dern vielmehr das Bestreben, von jenem Gedanken aus die 
typische und gegenüber anderen Delikten profilierte Kenn­
zeichnung der Tat des Gewaltverbrechers herauszuar­
beiten.

Hierfür ist davon auszugehen, daß die Qualifizierung im 
Rahmen des erweiterten Tatbestandes, wie betont, eine 
doppelte ist: die Schwere der Tat und die Gefährlichkeit 
des Mittels. Jenes, also die moralische Verwerflichkeit der 
Handlung, richtet sich nach den verschiedensten Gesichts­
punkten, nach dem Maß der Pflichtverletzung und der be­
kundeten verbrecherischen Energie und Gesinnung ebenso 
wie nach der Bedeutung des angegriffenen Lebensweges 
und der Größe des angerichteten Schadens. Dazu bestim­
men vor allem die Umstände der Tat, die Begehungsweise, 
die Art der Ausführung den kriminellen Gehalt der Ge­
walttat. Was also etwa das SondGer. Stuttgart in dem oben 
genannten Urteil als „gesamtes Verhalten“ des Täters in 
Betracht zieht: seine Gefühlsroheit, die Heimtücke seines 
Vorgehens, die raffinierte Ausnutzung der Verdunkelung, 
das gehört hierher (und zeigt überdies, daß der Täter nach 
§ 2 VolksschädlVO. der Todesstrafe zugeführt werden 
konnte, so richtig K o h l r a u s c h  zu § 1 GewVerbrVO. 
Anm. II). Zugleich ergibt sich daraus, daß diese Gesichts­
punkte nicht zur Kennzeichnung des gleichgefährlichen 
Mittels verwendet werden oder dieses gar ersetzen dürfen; 
denn hierin liegt eine zweite zusätzliche Qualifizierung des 
Gewaltverbrechens. § 1 GewVerbrVO. ist durchaus anders 
aufgebaut als etwa § 223 a StGB., der für die Verschärfung 
des Grunddelikts den Gebrauch bestimmter Mittel und ge­
wisse Begehungsweisen nebeneinanderstellt; hier, wo es 
ja auch an einem einheitlichen Grunddelikt in diesem Sinne 
fehlt, sind gleichsam beide Merkmale hintereinanderge­
schaltet.

Für dies zweite Merkmal aber muß immer der Waffen­
gebrauch der Richtpunkt der Auslegung sein. Mag man 
auch so weit gehen, die gleiche Gefährlichkeit des Mittels 
nicht, wie bei der Waffe, abstrakt, sondern nach der Art 
und den Umständen der konkreten Verwendungsweise zu 
bestimmen, so wird doch immer die Benutzung eines »Mit­
tels“ gefordert, und man wird der vorl. Entsch. zugeben 
müssen, daß nach vernünftigem Sprachgebrauch die unbe- 
wehrte Hand dazu nicht gerechnet werden kann. Hat die 
Verordnung der Waffe auch nicht nur, wie bei §
StGB., das Werkzeug, das auf mechanische Weise wirkt 
(RGSt. 24, 372), sondern jedes Mittel gleichgestellt, riso 
auch Gegenstände, die auf chemische (Vitriol, KG. Ksp . 
4, 298) oder auf andere Art gefährlich sind (der gehetzte 
Hund, RGSt. 8, 315), so ist doch damiTetwas Zusätzliches 
gegenüber dem normalen Einsatz der bloßen Korperkrait, 
wozu auch der Schlag mit der geballten Hand oder das 
Würgen am Halse gehören, verlangt.

Eine Grenze ist erst dort erreicht, wo eine N̂ ),ur 
außergewöhnliche oder durch Schulung .ausg«hi dete Kor- 
perkraft in bestimmter Weise planvoll emgesetri wird Es
ist hier etwa an jemanden zu denken, d9 . al® 'M e ' cchläfe 
Tiu-Titsu einen andern durch gewisse Schlage an Schlafe 
und Hals außer Gefecht setzen kann; der als^gebildeter 
Ringerden Gegner durch die amerikanische Krawatte oder 
andere Methoden niederzwingt; der mit übermäßig kräf­
tigen und langen Händen ausges attet durch einen be­
stimmten erlernten Griff seinem Opfer den Hals zu brechen 
versteht u. a. m. In derartigen Fallen wurde m. E allerdings 
kein Bedenken bestehen, auch von der Anwendung eines
Mittels“ zu sprechen: es ist dies die besondere Schulung 

»der Technik, deren sich der Täter „bedient“ und die die 
erforderliche Potenzierung der schlichten körperlichen 
Kräfte bedeuten könnte.

Zu diesem Ergebnis führt noch eine letzte Erwägung. 
Mit Recht hebt die vorl. Entsch. — hier in Übereinstim­
mung mit Rspr. und Literatur — hervor, daß die Verord­
nung auf einen bestimmten Tätertyp ausgerichtet sei. Die
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Heranziehung dieses Gedankens kann aber sowohl zu einer 
Intensivierung als auch zu einer Extensivierung des äuße­
ren Tatbestandes führen: er bewirkt eine Einschränkung, 
insofern etwa der Totschlag mit einem Knüppel keine 
todeswürdige Straftat nach § 1 GewVerbrVO. darstellt, 
wenn der Täter seiner ganzen Persönlichkeit nach kein 
Gewaltverbrecher ist (vgl. Dahm,  „Der Tätertyp im 
Strafrecht“ , 1940, S. 22 und 38); er rechtfertigt umgekehrt 
ausnahmsweise eine weite Auslegung, insofern ein Raub 
auch, aber auch nur dann hierher gerechnet werden kann, 
wenn ein Täler der vorausgesetzten Artung ihn zwar im 
Einsatz der bloßen Körperkraft, aber unter raffinierter 
Verwendung einer bestimmten Technik begeht. Eine der­
artige Zusammenschau von Tat und Täter kann eine „rich­
tige“ Bewertung des Verbrechens und den gerechten Ein­
satz der Todesstrafe sicherstellen.

Prof. B o 1 d t , Kiel.
*

5, SondGer. — § 2 HeimfückeGes. Das Heimtücke- 
Ges. hat heute eine den besonderen Anforderungen der 
Kriegsverhälfnisse entsprechende Anwendung zu finden. 
Böswillige Untergrabung der deutschen Siegeszuversicht 
kann einen Verstoß gegen § 2 HeimtückeGes. darstellen.

Die Kammer vertritt die Auffassung, daß die Bemerkung 
des Angekl.: „Wir gewinnen den Krieg nicht. Ich gebe 
90°/o, daß der Engländer den Krieg gewinnt. Wenn der 
Engländer mit seinen Schiffen kommt, gehen unsere stif­
ten-, gegen § 2 Abs. 2 HeimtückeG. verstößt. Die tat­
sächliche Feststellung, daß die Äußerung in dieser Form 
gefallen ist, kann nach der Aussage des Zeugen S. und der 
eigenen Einlassung des Angekl. unbedenklich getroffen 
werden.

Der Gesetzgeber hat es nicht für geboten gehalten, zum 
Schutze der Siegeszuversicht des deutschen Volkes, abge­
sehen etwa von der VO. über außerordentliche Rundfunk­
maßnahmen v. 1. Sept. 1939, besondere Gesetze zu erlassen. 
Er ist vielmehr ersichtlich davon ausgegangen, daß die 
vorhandenen Strafvorschriften für den erwähnten Zweck 
ausreichen. Infolgedessen muß auch das für Friedenszeiten 
gedachte HeimtückeGes. heute in einer Weise angewandt 
werden, die den besonderen Erfordernissen der Kriegs­
verhältnisse gerecht wird. Eine gehässige und böswillige 
Untergrabung der deutschen Siegeszuversicht kann daher, 
wenn sie nichtöffentlich erfolgt, als Vergehen gegen § 2 
Abs. 2 HeimtückeGes. gewertet werden; denn sie wird 
regelmäßig zugleich auch Anwürfe gegen die staatliche 
Führung, ihre Anordnungen oder Einrichtungen enthalten.

Die festgestellte Äußerung des Angekl. war geeignet, die 
deutsche Siegeszuversicht zu beeinträchtigen. Sie entsprang 
auch nicht dem wohlmeinenden Gefühl der (sachlich un­
berechtigten) Sorge um die deutsche Zukunft, sondern 
hatte in einer böswilligen Einstellung ihren Ursprung. Die 
gehässige Gesinnung erhellt aus der Bemerkung, die deut­
schen Kriegsschiffe würden.bei einem Zusammentreffen 
mit dem britischen Gegner die Flucht ergreifen. Der An­
gekl. hat sich also nicht gescheut, der deutschen Kriegs­
marine Feigheit vor dem Feinde zu unterstellen. Dies ist 
der schwerste Vorwurf, der einer militärischen Einheit 
überhaupt gemacht werden kann. Die Äußerung des An­
gekl. untergrub also nicht nur die deutsche Siegeszuver­
sicht, sondern enthielt zugleich eine gehässige Beschimp­
fung der staatlichen Einrichtung unserer Kriegsmarine. Sie 
stellte daher einen Verstoß gegen § 2 Abs. 2 Heimtücke­
Ges. dar.

(Hanseat. SondGer., 2. Kammer, Urt. v. 20. Dez. 1940, 
[38 b] SondGer. 87/40.)

*
** 6. RG. — § 214 StGB. Der Tatbestand des § 214 StGB, 
kann dadurch erfüllt werden, daß der Täter zur Durch­
führung der Tötung eines Menschen einen anderen ihm 
in den Weg tretenden Menschen tötet.

In den Jahren 1920 und 1921 wohnte der Angekl. in 
seinem elterlichen Hause in G., in dem allerlei licht­
scheues Gesindel Unterschlupf fand. Im Juni 1921 hörte 
er, daß eine Frau regelmäßig Lohngelder von einer Bank 
in Gr. hole und nach einem Werk in Z. bringe. Er sprach 
darüber mit dem G., der wegen seiner Beteiligung an 
der hier zur Anklage stehenden Tat durch Urteil des 
SchwG. in Halle a. d. S. v. 13. Febr. 1922 wegen Mordes
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Zucht-zum Tode verurteilt, aber zu lebenslänglichem ^  
haus begnadigt worden ist, und seinem Schwager 
im jetzigen Verfahren mitangeklagt war und der n 
hilfe zu der Tat des Angekl. schuldig befunden,
den das Verfahren aber wegen Verjährung e'n? f jen 
worden ist. Am 1. Juli 1921 fuhr der Angekl. nm z 
beiden an eine Stelle, wo der Weg von Gr. n ^  
vorbeiführt. Inzwischen hatte er gehört, daß ü‘ nn(s 
nicht mehr allein, sondern in Begleitung eines UI# 
den Lohngeldertransport bewirkte. Es handelte ^  
die Frau St. und den Kontoristen L. Dieser ha . ^  
den Feststellungen des LG. mit den Geldern seih .^¡j 
zu tun, er war der Frau St. vielmehr nur z 
Schutze von der Werksleitung beigeordnet w°£r ,ir'räderfl

kl

oliiuuc  vuii u u  wciAsiciiung uci^cui unvi c  hrf3ucl
fuhren regelmäßig jeden Freitag auf ihren ha ufl(j 
nach Gr., holten dort auf einer Bank die Lohng tcJlt 
brachten sie zur „Schmelze“  nach Z., wo sie n,,ci<sa<' 
waren. Das Geld beförderte Frau St. in einem 1 ,eS j 
der in der Regel an der Lenkstange ihres Farn j fe 
gebunden war. Der Angekl. stellte am 1- Jl1“ Ange 
daß die Frau noch führe. Am 7. Juli bespracha ¡̂ ¡cb 
mit G. den Überfall, „den er auf die Frau und L 
tigte“ . Arn folgenden Tage begab er sich mlt. f:J1terhä't’ 
zum Tatorte und legte sich mit G. in einen n ejnein 
während L. bei dem mitgebrachten Rucksack ffefahrcl! 
Fahrrad zurückblieb. Als Frau St. und L. a aUi 
kamen, stürzte sich G. auf die Frau St., der AJToß i f  
L. Als L. versuchte, eine Pistole zu zieheh> {eStste* _ 
der Amrekl nieder, und zwar wie das Urte _ ¡0der Angekl. nieder, und zwar, wie das u**vy war - 
mit Tötungsvorsatz, aber ohne Überlegung. ■ r gm® 
fort tödlich getroffen. Als der Angekl. n¡t~ebracme, 
stürzen sah, bestieg er ein an den Tatort mjä untef' 
Fahrrad und ergriff eiligst die Flucht. G. ‘ rriit 
dessen versucht, der Frau St. den Rucksac 
Geld zu entreißen, hatte sein Ziel aber ,  ̂daß % 
Widerstandes noch nicht erreicht. Als er s at> u> 
Angekl. die Flucht ergriff, ließ er von r faU 
entfloh ebenfalls. >{|

Auf Grund dieses Sachverhalts ist der AngT ^it 1° 
Verbrechens gegen §251 StGB, in 'latem yeriust “ 
schlag zu lebenslänglichem Zuchthaus un,^eiltV°rde 
bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit veru

Sachlich-rechtliche Nachprüfung. _ straft**-!*,
1. Wie die Rev. zutreffend ausführt, *st fi- o (vorsau 

soweit, als ein Verbrechen nach §212 »t • 
licher Totschlag) vorliegt, verjährt. OegeIL j as 
hat wegen der zur Anklage stehenden „  n* 
verfahren 6 Js 1703/23 der Staatsanwaltscn« ̂  Auufl 
a. d. S. geschwebt. Das Verfahren hat *  . ß d«5 u5< 
Verfolgungsetzung des Angekl. durch bc-. ,zte Bc\o23

htererhebung des Untersuchungsrichters aP\ c. 
erfolgt war. Später hat der Untersuch po‘ T
26. Febr. 1924 noch nachträglich eingeg ge=a ,{5
liehe Ermittlungen an die Staatsanwalt' ^¡Befl^g 
Das jetzige Strafverfahren ist durch cm ^  $ept ¡ni 
Ko. an das Polizeipräsidium in Halle ■ j!jancil|JI1i ljcl1 
veranlaßt worden. Die erste richterlicn j0|gt.■ v ¡¡n
jetzigen Verfahren ist am 28. Okt. 193i pebr• 1 def 
wenn man die Aktenübersendung v. J-brecf11! ht s° 
Verfahren 6 Js 1703/23 als eine zur Unte ¿s. 1
Verjährung .geeignete richterliche Han ,g ß7 ^ ¡jer 
war doch die i5jährige Vcrjährungst • ,g0 vor
2. Fall StGB.) mit dem 25. Febr. fen. A„.
Unterbrechung im neuen Verfahren j,e die5f gtaät5' 
in seiner Anzeige zwar angegeben, er m die - j,ef 
zeige schon im Jahre 1931 oder 1932a“ habfß>  
anwaltschaft gerichtet. Die Nachforsch ®etn Am ejrie 
keinen Anhalt dafür ergeben, daß aU®.„ ung diUc 
sonst eine Unterbrechung der Verja „jefS
richterliche Handlung erfolgt wäre. etI heS“ pk

2. Ebenso kann die Verurteilung ufrec stlcl>
schweren Raubes nach §251 StGB^n^^

d«a? 
Urteü * $ !  
c lH i” «acH

oliiwcicii i\auucb iictuii y . t nhpn ,v
ten werden. Insofern ist das Verbre ist 0 j
geblieben. Denn die Wegnahme des • ¿eT jo ?  ¿m b  
endet worden, und der Umstand, i  ^  \fo  ßQSt 
Angegriffenen eingetreten ist, bewir »i-tei u ,r-  
nicht Auch in dem vom LG. angeführte"

__  J i-  \ ___«;nF>C V c l 3 ,62, 422 ist nur die 
brechens nach §

lie Annahme eine» ve 
251 StGB, gebilligt vvor
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veKnrkł'leien Rechte für die Dauer der Verjährung bei
suchtph jn Straftaten die Strafandrohung für die ver­
geh!;/; odcr ^'eJenige für die vollendete Handlung maß- 
8S4 , ^ar, braucht jetzt nach dem Inkrafttreten der 
entsci,- , ewa^verbrecherVO. v- 5. Dez. 1939 nicht mehr 
ist die m”  zV wer(fen. Denn durch diese Bestimmungen 
suchte —“Löslichkeit geschaffen worden, für eine ver- 
VollendetT diejenige Strafe zu verhängen, die für die 
bei ¡»in = J at vorgesehen ist; auch der Versuch ist also 
strafe em verbrechen nach §251 StGB, mit einer Höchst- 
Höchsil°n lebenslangem Zuchthaus bedroht. Dieses 
verj'ihr,, entscheidet für die Dauer der Verfolgungs- 
Ob (jieUy® n?ch §67 StGB.; sie beträgt daher 20 Jahre, 
möglich ■ .r u*ngung der Höchststrafe im einzelnen Fąlle 
das FpKi oder oß lßr eln Verfahrenshindernis, wie hier
(T\.. . der 7liełimmiifinr rlnr Cło nłearmrnlłenłioił(Du
Abs! ih v- 28. Dez. 1939 [RGBl. 1940] Teil I S. 17 § 1 
Üluun a,bsa*z2) entgegensteht, kommt für die Ver- 
^erbrp,.u0auer nicht in Betracht. Auch ein versuchtes 
Verjährt c- nacß § 251 StGB, wäre daher noch nicht

rilr riin A________1L..I. j:_____ .....................

Zustimmung der Staatsanwaltschaft

kommt po e Abwendbarkeit dieser Strafbestimmung 
ube

anderer iwuule u ewalt der zu Beraubende oder ein 
yiensch getötet worden ist. Das Gesetz setzt

Raube v!.-urnet nicht darauf an, ob durch die beim 
eiubte Gewalt der zu Beraubende oder

nurr Voran ", K c io ie i woruen isi. L ias caeserz seizi 
ächtet u. tdaß s*cl1 die Gewalt gegen den Getöteten 

bezücrii u Aus dem Urteil ist aber nicht ersichtlich, 
votn Vprc,c ! des Raubes kein strafbefreiender Rücktritt 
Sieben hat rD^.rliegt> da auch G. den Versuch auf- 
Dle Vom , iRQSi 47> 358, 361; 54, 177, 178; 59, 412). 
geben sein “ “ "S des § 46 Ziff. 1 StGB, könnte ge- 
• Kontor; Yenn der Angeld, nach dem Niederschießen 

Slcht unf°.7s'en L- nicht zur Durchführung seiner Ab-
, Für " e { Z S ;P wordcn war (RGSt. 68, 238).
Drechens na r^strafung wegen eines versuchten Ver­
eng der cl § 251 StGB, gilt mangels einer Zustim- 
S tverbrori, atsanwaltscliaft zur Anwendung der Ge- 
StQB- Die H-.rY °- der Strafrahmen des § 44 Abs. 2 

?■ Die Fp°+Ci SiiSRâ e beträgt also 15 Jahre Zuchthaus.au Ff»c+r„ c uciragi aisu u j a m e  z-ucnuiaub.
|% ,  (jaß ^ Ih m g e n  des angefochtenen Urteils er- 
n V4 StGR SICl ,d?r Angekl. eines Verbrechens nach 
L.bniUng ^bjjld ig  gemacht hat. Er hat bei Unter- 
L ei. um „ : Cs Raubes vorsätzlich einen Menschen ge-
>5f.endes Hinu de-r Ausführung des Raubes entgegen 
P, fährt ,i .ern,s zu beseitigen. Diese Straftat ist nicht 
AuSetz mit i.k d“ Ecl1 das zur Zeit der Tat geltende 

'nKs iiP0.i.bjnŝ nRlichem Zuchthaus bedroht war. 
Tö?" d«  Tat deL Fal1 des § 214 StGB. dann nicht vor.

den m er , Durchführung einer vorsätzlichen 
tt* ( M enschen tötet, t re te n  d.

L*uanwt Tö< J .... .....  H
-111 Drteij vUnJL c6'?  Raube handelt, wie der T StrSen.

sicht- (RGSr“ 57UCfi7vÖteri’ denusii  sein Vorsatz WauDei der TÄ+ ’ 0 >■ Gas gut auch dann, wenn es 
: , __tung um eine vorsätzliche Tötung in Ge-

lQ^Pvochen2̂ ; FJe%' i '^ T V ö  85/31 =* GA. 1932, 19) 
dam (4 D 46ms nd der ei4<- Senat im Urteil v. 12. April
C nl Sünden Anff -i 1938, 831> durch Bi'Iigung der daH, bat. n.,r -Ausführungen des Vorderrichters aner- 
dcrUrcb erfüll* ‘ atbestand des §214 StGB, kann aber 
ihm V-0rsätzlicj p t-rden’ daß. der Täter zur Durchführung 
67) den \y/„_ ,°tunS eines Menschen einen anderen
Wir^enn

vv/ 4. mensenen einen anaeren
in i tr^ eriden Menschen tötet (RGSt. 57, 

To*Je,r Entsch. RGSt. 61, 109, 111 gesagt 
ernehm < td d*e sfrafbare Handlung, „bei

sei, müßten im Ver-

d«."“aere p „'e “ ,u,11 aur aen Fall, daß der lotschlag 
Sagt h s4rafbare t i l a*s diejenige, die durch die

0 u u*v oii ft
6Zi r  der Tatniüt,11 u *• er .verübt

ein". d sich dno ■ l 1** n‘cbt der Tateinheit stehen, so 
andprlndere Peram!Cu den E;|ll, daß der Totschlag

d̂ ntl auch R„?dlunS angegriffen wird. Die Entsch.
s?ik e,'lle Weit!.V ^ se4ze außer der Tötungshandlung 
Straft11 Tatbeet uatürliche Handlung voraus, die ihrer-

¡.••„IG -tana einer . linlornnmmpnpnR anrlprpnAni a«at. erfüllt A . ei|ier „unternommenen“  anderen 
arati Offene aber dann, wenn es sich um zwei
'nhp-ien i. S r| o aucß der Eafl» wenn die beiden

gef,
" n J 7 11 vf V, i 1 cl 1 i, W E1HI U i E UV-IUlU

stehen Nun  ̂ .StGB, im Verhältnis der Tat-
Sf.,°h!d,enen lirteun e,r2eben die Feststellungen des an- 

auch m S> daß Slcb der Raub nur gegen Frau 
.?Cn- J ........ - • • "111 Anciphf^u11 den getöteten L. richtete, und daß 

en o« ' Vewußt war. Nur Frau St. hatte tat- 
,, der A„ ai , Sam am Geld. Nach der Feststel- 

AU!?ekund=P^eti 7 uachdem er schon die Gelegen- 
eldtranspoCr t Uti d ^sehen hatte, daß Frau St. 

i urt m Begleitung eines Mannes ausfuhrte,

mit G. den Überfall, „den er auf die Frau St. beabsich­
tigte“ , besprochen. Es ergibt sich hiernach die Annahme 
des LG„ daß er wußte, in welchem Verhältnis die bei­
den bei der Durchführung des Geldtransports zueinander 
standen oder daß er doch wenigstens damit rechnete, 
daß der Mann der Frau, die früher allein gefahren war, 
nur zu ihrem Schutze beigegeben worden war. Demnach 
steht das Vorliegen eines vollendeten Verbrechens nach 
§ 214 StGB. fest. Dieses Verbrechen steht gegebenenfalls 
mit dem versuchten Verbrechen nach §251 StGB, in Tat­
einheit.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß das LG. 
dieselbe Strafe verhängt hätte, wenn es den Angekl. 
richtig aus § 214 StGB, verurteilt hätte. Die Gründe für 
die Wahl der Höchststrafe passen hier ebenso wie für 
das vom LG. angenommene Verbrechen nach § 251 
StGB, in Tateinheit mit Totschlag.

Einer Verurteilung ¿es Angekl. aus § 214 StGB, yon 
hier aus steht aber § 265 Abs. 1 StPO, entgegen. Hier­
nach war ein Hinweis des Angekl. auf die Veränderung 
des rechtlichen Gesichtspunktes nötig. Auf dem Fehlen 
dieses Hinweises kann das Urteil beruhen. Der Angekl. 
hat zwar bestritten, an der Tat irgendwie beteiligt ge­
wesen zu sein, und er hätte sich wahrscheinlich gegen 
die Anschuldigung eines Verbrechens nach §214 StGB, 
nicht anders verteidigt. Auch hatte er alle Veranlassung, 
sich in der mehrtägigen Hauptverhandlung zu den bei­
den Tatbestandsmerkmalen der Tötung eines Menschen 
und des Unternehmens eines Raubes zu äußern, die so­
wohl beim Verbrechen eines besonders schweren Raubes 
nach §251 StGB, als auch beim Verbrechen des Tot­
schlags bei Unternehmung einer strafbaren Handlung 
nach § 214 StGB, in Frage kommen. Es liegt aber die 
Annahme nahe, daß die Verteidigung nicht erkannt hat, 
welche Bedeutung der Frage zukommt, wer den Gewahr­
sam des Geldes hatte, und daß sie bei einem Hinweis 
nach § 267 Abs. 1 StPO, dazu Ausführungen gemacht 
und Beweisanträge gestellt hätte.

(RG„ 4. StrSen. v. 10. Dez. 1940, 4 D 530/40.) [He ]
Anmerkung: I. Den Standpunkt der reichsgerichtlichen 

Rechtsprechung zu §214 StGB, gibt RGSt. 67, lb3 ff„ 
187,189 mit den Worten wieder, daß es „denkgesetzlicn 
unmöglich sei, daß dieselbe Person gleichzeitig Gegen­
stand einer strafbaren Handlung und ein ihr entgegen­
stehendes Hindernis sein kann“ . Daraus hatte man m Kspr. 
und Schrifttum den Schluß gezogen, daß die 
strafbare Handlung und die Handlung des §214 atuß. 
in Realkonkurrenz (Tatmehrheit) stehen müßten: so über­
einstimmend Olshausen,  Komm. z. StGB, ( l j -  au . 
1927) §214 N. 5, Frank,  Komm. z. StGB. (18. Aufl. 1931) 
§214 11 a. E„ Kohl rausch (35. A u f l .  1940) § 214 N. 4. 
Das genannte Urteil will aber den § 214_StGB. auch 
anwenden, wenn zwei Tötungsakte m Frage stehen b 
denen der zweite Akt mit dem ersten einen Fortsetzungs- 
Zusammenhang bildet; es führt damit zum Verz;icht auf 
die Tatmehrheit, hält aber grundsätzlich an der eingangs 
genannten Vorstellung insofern fest, als es einen 1 ot- 
schlag bei einer Straftat nach wie vor nicht dem §214 
StGB, unterstellt. . , .

II. An der d e n k g e s e t z l i c h e n  ( l og i schen )  
Notwendigkeit, für das Unternehmen der strafbaren Hand­
lung und den der verschärften Strafe u n 1 
schlag mindestens (wenn auch Re>ne latmehrheit, so 
doch) verschiedene „Akte“  zu fordern, besteht kein 
Zweifel, wenn man mit der bisherigen Rspr. im Sinne 
von RGSt. 67,183ff., 187 die Voraussetzung macht 
daß die vorsätzliche Tötung eines Menschen nach §214 
StGB, bei Unternehmung einer anderen strafbaren 
Handlung geschehen, daß es sich (RGSt 61,109 ff., 111) 
um eine weitere“  natürliche Handlung handeln müsse. 
Diese Voraussetzung steht aber im Gesetz selbst nicht  
(sofern man sie nicht etwa aus dem „entgegentretenden“ 
Hindernis herausliest) und es erscheint auch zweifelhaft, 
ob sie aus inneren Gründen gefordert und berechtigt ist.

Selbstverständlich darf das „Unternehmen“  einer straf­
baren Handlung, das § 214 StGB, fordert, nicht aus­
schließlich selbst ein Totschlag (§212 StGB.) sein; es 
muß sich mit ihm vielmehr irgendwie eine andere „straf­
bare Handlung“  verbinden. Denn für den Totschlag als 
solchen bestimmen die §§212,213 StGB, die vom Geset?
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vorgesehene Strafe; für ihn gilt nicht schon ohne wei­
teres die Strafschärfung des § 214 StOB. Dagegen steht 
der Wortlaut des Gesetzes solcher Anwendung nicht ent­
gegen, wenn jener Totschlag sich mit einer anderen Tat, 
z. B. einem Raub nach § 73 StGB., verbindet, in welcher 
der Angegriffene z u g l e i c h  als Tatobjekt und als 
„Hindernis“ für die weitergehende verbrecherische Ab­
sicht erscheint. Die Strafschärfung des § 214 StGB, 
gegenüber §§ 212, 213 StGB, dürfte in solchen Fällen 
auch dem Sinn des Gesetzes entsprechen; denn die Tat 
wiegt dann wesentlich schwerer,  wenn der Totschlag 
nicht nur um seiner selbst willen begangen wird, son­
dern zugleich von der Absicht getragen ist, das „Hinder­
nis“  eines damit verbundenen Raubes usw. zu beseitigen. 
Dies würde z. B. auch für den in RGSt. 61,109 behandel­
ten Fall einer Tötung bei einer Gefangenenbefreiung gel­
ten müssen, so daß doch § 214 StGB, anzuwenden ge­
wesen wäre.

III. Es sprechen also schwerwiegende Gründe dafür, 
dem § 214 StGB, ein weitergehendes Anwendungsgebiet 
zuzubilligen, als es die bisherige Rspr. des RG. tut. Die 
Frage braucht jedoch hier nicht endgültig entschieden zu 
werden. Denn das vorliegende Urteil bemüht sich, nach­
zuweisen, daß §214 StGB, auch nach den Grundsätzen 
der bisherigen Rspr. auf den gegebenen Fall Anwendung 
finden muß. Man wird ihm darin beipflichten dürfen. 
Jedenfalls erscheint damit die Anwendbarkeit des § 214 
StGB, auf den vorliegenden Fall so oder so als begründet.

Prof. Dr. Edm. Mezger ,  München.
*

7. RG. — § 222 StGB. Feststellung der Fahrlässigkeit. 
Es braucht der eingetretene Erfolg nur im E n d e r g e b ­
n i sse voraussehbar gewesen zu sein, nicht dagegen der 
Ablauf der Ereignisse, wie er im einzelnen gerade erfolgt 
ist. Das Erfordernis der Voraussehbarkeit bedeutet nicht, 
daß in allen Fällen nur der regelmäßige Gang der Dinge 
in Rechnung gestellt zu werden braucht. Vielmehr hat der 
pflichtwidrig Handelnde grundsätzlich für die Folgen sei­
nes Handelns einzustehen. Seine strafrechtliche Verant­
wortung entfällt nur für solche Ereignisse, die so sehr 
außerhalb aller Lebenserfahrung liegen, daß er sie auch 
bei der ihm obliegenden sorgfältigen Überlegung, wie sie 
im Einzelfalle für ihn geboten war, nicht in Rechnung zu 
stellen brauchte.

(RG., 4. StrSen. v. 20. Dez. 1940, 4 D 528/40.) [He.]
*

** 8. RG. — § 247 StGB. Gesindediebstahl. Voraus­
setzungen für die Zugehörigkeit zum „Gesinde“ .

Nach § 247 Abs. 1 StGB, wird nur auf Antrag verfolgt, 
wer einer Person, in deren häuslicher Gemeinschaft er 
sich als Gesinde befindet, Sachen von unbedeutendem 
Wert stiehlt. Darunter fallen auch die Fälle des schweren 
Diebstahls und des Rückfalldiebstahls. Unter den Begriff 
des Gesindes (der Dienstboten) fielen nach den vor dem 
November 1918 in Geltung gewesenen Gesindeordnungen 
(vgl. für Preußen 8 1 GesindeO. v. 8. Nov. 1810, dazu 
Denzin,  „Preuß. GesindeO.“ , 3. Aufl. 1867, Anm. b, e 
und g zu § 1) im allgemeinen Personen, die ihre Arbeits­
kraft zu persönlichen, häuslichen oder niederen landwirt­
schaftlichen Verrichtungen auf eine bestimmte Zeit gegen 
Lohn verdingen, also auch — nach Maßgabe der Ver­
hältnisse und Anschauungen der in Betracht kommenden 
Kreise — die sog. Ökonomiedienstboten und die land­
wirtschaftlichen Arbeiter, nicht dagegen die gewerblichen 
Gesellen und Gehilfen oder landwirtschaftliche Privat­
beamte. Auch unter den heute gegebenen Verhältnissen 
wird sich der Kreis der Personen, die im § 247 Abs. 1 
StGB, unter dem Begriff des Gesindes zusammengefaßt 
sind, nicht wesentlich anders bestimmen und abgrenzen 
lassen. Landwirtschaftliche Arbeiter, besonders auch die 
zur Viehzucht angenommenen Knechte, werden auch 
heute jedenfalls dann zu diesem Personenkreis gehören, 
wenn sie in häuslicher Gemeinschaft mit ihrem Arbeit­
geber leben. Das ist neben der Zugehörigkeit zum „Ge­
sinde“  auch weitere Voraussetzung für die Anwendung 
des § 247 Abs. 1 StGB. Unter häuslicher Gemeinschaft 
ist ein familienähnliches Zusammenwohnen in gemein­
schaftlichem Haushalt zu verstehen. Wohnen unter dem­
selben Dach begründet nicht notwendig eine häusliche 
Gemeinschaft, ist aber auch für die Annahme einer

(To

solchen nicht unbedingt erforderlich. Das „Haus 
Dienstherrn umfaßt vielmehr alle Räume, die ihm 
unmittelbaren Gebrauch zur Verfügung stehen 0 ineijêen. 
sicht darauf, ob sie in verschiedenen Gebäuden n ^  
Es genügt also, wenn dem Bediensteten in einem 
Räume seines Arbeitgebers Wohnung gewährt w ^  

ist. Dazu muß kommen, daß er im Haushalt bzW. 
Wirtschaft des Arbeitgebers verpflegt wird. aüf

Nach diesen Grundsätzen hat das RG. den Hin ^  
einem Landgut als in einem Gesindeverhältms 0 l£1!| 
§ 247 Abs. 1 StGB, bezeichneten Art stehend a n g c ^  
der im Speicher seines Dienstherrn schlief und an 
Tisch aß (RGUrt. 5 D 95/06 v. 15. Mai 1906: GA.&-V 

(RG., 2. StrSen. v. 14. Nov. 1940, 2 D 535/40.)

** 9. RG. -  § 235 i‘. Verb. m. §2 StGB. Entspre« ^  
Anwendung des § 235 StGB, auf einen Täter, 
Kriegsausbruch aus Polen geflohene Minderjährig 
List dem Fürsorgewerk Oberschlesien entzog, da jjC|ie 
gegenüber die elterliche Erziehungsgewalt und et 
Obhut ausübte. , u 3

Zutreffend ist gegen den Angekl. § 235 Abs, u  
StGB. i. Verb. m. § 2 angewendet worden. Der _ 
hatte sich am 30. Sept. 1939 auf dem Bahnhof m j,er- 
O./S. an ein aus Polen geflohenes Geschwisterliche 
angemacht. Es waren dies die am 29. März 19~H grUder 
Helene F. und ihr am 24. Nov. 1924 geborener ^  
Johann F. Der Angekl. nahm die beiden Jû e„Vjeutsĉ  
die fließend deutsch sprechen und sich als V°1K grUders 
bekennen, zunächst mit in die Wohnung seiners , r{ an5 
Wilhelm in Beuthen und vermittelte ihnen voni ^  ¿¡s 
Arbeitsstellen. Zu diesem Zweck wandte er si 0  
Arbeitsamt, bei dem er angab, es handele . B ge- 
seinen Neffen und um seine Nichte, die aUp„eln ni£'lt 
flohen seien und den Aufenthaltsort ihrer 
erfahren könnten. iÖfll

Gegen Ende Nov. 1939 wurden die beide ¡n 
vom Fürsorgeamt Oberschlesien in Bcutlic 1 ^  All* 
Jugendheim aufgenommen. Jedoch entzog S1 n ¿oft 
gekl. dessen Obhut durch eine List. Er rief y FiirSorge'h'-” “  '-'■ZUMI uni v, i» vmx, *  j  Uls
der Nähe des Heims gelegenen AG. aus “ atrarnen 
werk an und forderte die Heimleitung iffl 
Gerichts auf, die Kinder sogleich ins AG.,

des
werk an und forderte die" Heimleitung i<l

ntlf Ain 1/! „ rl nt* 1*10 All.« 1
1 ^Uneric,

.......... ........... ........  ^  hin'
und während diese in das ihr bezeichnete Zn11 „ „ r der

u u iu u s  aui, uic ivniuci sugicicu ms laS/̂ J
ein genau bezeichnetes Zimmer vorführen Qeri/11’
Eine Schwester brachte die Geschwister zu

eingegangen war, erschien der Angekh b̂eî dea :IiO0 '

0c
Tür wartenden Kindern, gab vor, ihr vaici 
men, und floh mit ihnen. ,, . „i,e dR - ..

Das LG. führt hierzu aus: Der Angekl. sejnen v,e)) 
schwister F., minderjährige Personen, duobers^^he- 
getäuschten Anruf beim Fürsorgewerk wiedef „
diesem entzogen. Er habe sich der Kinde ^.erlStbaf . 
mächtigen wollen, um sie seinen Zwecken allf * 
machen und sich dabei der List eines k| l?^jrd 
schung berechneten Anschlages bedient, t gjc}|t Sc\ er 
führt.) Er habe dies von Anfang an in . er01-iri1tigetl 
die Kinder zum Betteln oder zu gewinn j^eise g. 
unsittlichen Zwecken zu gebrauchen. Verba“
sein Verhalten in der folgenden Zeit b‘s z ^  KU1 ■„ 

Es sei erwiesen, daß der Angekl. mit n ^-^¡gkej* t \ t  
ohne Arbeit oder eine sonstige geordnet j, lanfc t 
Leben habe fristen wollen. Er habe die ‘ „gehst t  v  
Zeit hindurch getan. Der Angekl. habe eiüeI1 ,ie[i. 
allgemein durch die Begleitung der ̂ rweCUeOa n g v -m v .n i u u v v .ii *•**»*& ■ * r \fJ C C ^
verfänglichen und harmlosen Eindruck c 
Dies sei ihm auch gelungen. Der Angek- di« >
............. ..............  _ . c W j yjld
der zu ausgesprochen gewinnsüchtigen -^beW11 eru u  /.u au^gsp iuu ivu  ^vv»uuw>---  v pc»’ * Jpf
durch gebraucht, daß er ihre Begleit! S  ¡̂nter ®> yt 
mit Erfolg als Deckung ausgenutzt ha > fortg 
sein unsittliches und verbrecherisches j elt, vVCj1abe 
habe. Unsittlich habe der Angekl. S... ‘ enscheI11 i, ge' 
ohne Not auf Kosten gutmütiger M . eS , rlltU' 
leben wollen und gelebt habe. Unsitth nte -- r ¿¡e
wesen, dieses — durch die Kinder g '■ j,ei ger‘ , pilfe 
ziehen zu Diebstählen auszunutzen un r)hi]ach.1JVifldef
zu bestehlen, die ihm und den Kindern .¡es d‘f !iyUiigc!} 
gewährt hätten. Der Angekl. habe u oeSchäftJL 
selbst zum Betteln und zu unsittlichen .fl laSS 
gebraucht, d. h. er habe sie mit ihm
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sein Sle, durch die Beteiligung an seinen Diebstählen an 
verbrecherisches Leben gebunden.

StQBntlOC*1. kake der Angeld, aus § 235 Abs. 1 u. 3 
die M-Ur ‘ttel^ r n'ckt bestraft werden können, weil er 
^  'nderjährigen weder den Eltern, noch ihrem Vor­
der 3  noch ihrem Pfleger entzogen habe. Die Eltern 
zwi^'^er seien in Polen gewesen. Der Krieg sei in- 
im gUp11 ¿ er den bisherigen Wohnort der Familie F. 
dann ¿ augen Polen hinweggegangen. Zuerst polnische, 
Pen sei l c-ke und möglicherweise später russische Trup- 
hätten m.durchgezogen. Einen Vormund oder Pfleger 
Oberst | .^'uder noch nicht gehabt. Das Fürsorgewerk 
das pr,. ?len habe aber tatsächlich in diesem Zeitpunkt 
Kinder Zlekungsrecht für diese eitern- und heimatlosen 
der Anteil ^ie seien dort ln  Ohhut gewesen; wenn 
v°rgc o l l '  zuvor m‘t einem Anschein von Berechtigung 
zu wqj,öen habe, uneigennützig für die Kinder sorgen 
bl^ peii'’ -S0- se* dieser Vorwand in dem Augen- 
die Kind '®. S genommen, in dem das Fürsorgewerk 
habe H y , ln ?eine Obhut genommen habe. Der Angekl. 
des pjjlrc“ die Entziehung der Kinder aus der Obhut 
PrUnd!iBSa°rg,ewerks eine Tat begangen, die nach dem’ 
^olkSg aanken des § 235 StOB. und nach gesundem 
des Ano-n ¿ en. Bestrafung verdiene. Die Bestrafung 
^botcn^H ' se‘ daher gemäß § 2 StGB, zulässig und 
s°nclern s-enn auch eine nicht am Buchstaben haftende, 
Sende 3 lnn und Zweck der Vorschrift berücksichti­
g te  dp eSUrlg sei nicht imstande, diese Handlungs- 

.erfasspn AnSekI- mit einer gesetzlichen Vorschrift 
ftsichtiiVi,etV obwohl die Handlungsweise des Angekl. 
‘aufe und' °e,m Grundgedanken des § 235 StGB, zuwider- 
meinSchafl als mit dem Sittengebot der völkischen Ge,- 
Hfinden t>rdnun§ unverträglich, nach gesundem Volks- 
, Diese Bestrafung verdiene.
Ü? vori p .®*cht des LG. ist beizutreten. Es handelt sich 
,brsora'p . e nicht etwa um eine Entziehung aus der 
922 (Rr,Ri‘e iun£ *• s- des § 76 JugWohlfG. v. 9. Juli 
lUr hierbeif 'i Denn ein entsprechendes Verfahren 
feitet w ,1rung der Fürsorgeerziehung war nicht ein- 

r tatsiM-en' k)as Fürsorgewerk Oberschlesien übte 
fl'diche nKu*1 das elterliche Erziehungsrecht und die 
¿htlitip.Pn b^ut gegenüber den beiden jungen Polen- 
pdiutz de0 pUS’ d'e weder eine Heimat hatten noch den 
K°len sich, E'tern genossen, da diese im Kriegsgebiet 
i f 'H  KinM an̂ en* Die Polizei hatte die verwahrlosten 
fcjjter dje öer dem Fürsorgewerk in Obhut gegeben. 

ern Dmständen vertrat das Fürsorgewerk die
,der Kind. Ulg T .
der fh der Angekl. sowohl gegenüber dem Ver- 

i . 'Vlendet- ; i ern a' s auck gegenüber den Kindern an- 
3  Hecht’ a e,s genügt für § 235. Das LG. nimmt daher 

Hi<en r/1’ die Tat des Angekl. nach dem Grund-
^  t t t i H  n  i  e l i  r r o e n t i r l o mQrS .§ 235 StGB, und nach gesundem Volks- 

* ' 'st i]-,ieŝ ra ûng verdient. Die Bestrafung des An-
(Rg. daher gemäß § 2 StGB, zulässig und geboten.. a i. oivju. UHU g iuun

’ ' ötrSen. v. 17. Dez. 1940, 4 D 656/40.) [He.l

l 0, ĴQ *
s,b Q ~~ §§ 348 ff. StGB.; § 1497 RVO.
'nite etneinderechner ist Beamter im staatsrechtlichen

ödster ¡^''Jungskarte der Invalidenversicherung ist ein 
, '̂dbesti i s StGB., dessen unrichtige Führung 

3  Die t atU dieser Vorschrift verwirklicht.
Mali der Inv*f-SiUng von Marken einer alten Quittungs­
bon mit a4lde.nvers‘eherung und das Einkleben dieser 
6 " arte ; ^bgeänderten Entwertungsvermerken in eine 

RVn 1 n’.ck< a's Urkundenfälschung, sondern nach* ZU hOllrtnll

s

* eines pĈ  1 batte als Gemeinderechner die Eigen- 
stre'?r<icliti'jCL enicindebeamten. Er war also Beamter im 
der, • e sich i1 Binne. Seine Beamteneigenschaft er- 
5̂sr>ut?.nerdi(>noiiiT’,nacb auk Dienste aller Art, die nach 
&?. vLdftskr«:. “ ¡oben Vorschriften der Gemeinde zumo 2r\i\\ ^krpic a v' 11 v u rb c n n iic n  u e r LJcmcinOv_ zum  
4|(flyp. In des Gemeinderechners gehörten (RGSt.

bei, ri;P ej en Geschäftskreis fielen u. a. auch die 
die vch f|e der Gemeinde nach der RVO. zukamen. 

abgkeit 7’acbverhalt kann es zweifelhaft sein, ob 
Qes Angekl, bei dem Einklebcn der Marken

in die Quittungskarten ein Ausfluß der Aufgaben gewesen 
ist, die ihm mit den Geschäften einer Ausgabestelle für 
Quittungskarten der Invalidenversicherung übertragen 
worden waren. Diese Aufgaben betrafen in der Haupt­
sache die Ausstellung neuer Karten, den Umtausch er­
ledigter Karten in neue und die Erteilung einer Aufrech­
nungsbescheinigung hierüber. Es kommt aber hierauf 
nicht wesentlich an. Denn aus dem Urteil ist jedenfalls 
so viel zu entnehmen, daß dem Angekl. in seiner Eigen­
schaft als Gemeinderechner auch die Dienstaufgabe zu­
gewiesen war, um die Entrichtung der Beiträge zur 
Invalidenversicherung für die Gemeindearbeiter oder Ge­
meindeangestellten besorgt zu sein, vor allem die vor­
geschriebenen Marken in die Quittungskarten einzukleben.

Die Pflicht des Angekl. zur Aufbewahrung alter Quit­
tungskarten gehörte zweifellos zu den dem Angekl. über­
tragenen Aufgaben der Ausgabestelle für Quittungskarten. 
Diese waren so lange von dem Angekl. sorgsam zu ver­
wahren und unangetastet zu lassen, als er sie nicht an 
die Landesversicherungsanstalt ablieferte oder sonst in 
zulässiger Weise ihren Besitz aufgab.

Die Angriffe sind daher unbegründet, die die Rev. 
gegen die Annahme richtet, der Angekl. habe seine Straf­
taten im Amte begangen.

II. Die allgemeine Rüge der Verletzung sachlichen 
Rechts zwingt aber das RevG., das angefochtene Urteil 
auch unabhängig von dem Vorbringen der Rev. auf seine 
Rechtsbestäiidigkeit nachzuprüfen. Hierbei hat sich fol­
gendes ergeben:

1. Zutreffend beurteilt das LG. das Verhalten des 
Angekl. insoweit als Unterschlagung im Amt und als 
Untreue, als er die zum Ankauf von Quittungsmarken 
bestimmten Gelder für persönliche Zwecke verwendet 
hat. Der Angekl. hat aber auch gegen den §351 StGB, 
verstoßen. Denn unter den hier vorliegenden Umständen 
war die Quittungskarte, die der Angekl. mit den fälligen 
Marken zu bekleben hatte, als ein Register anzusehen, 
das er zu führen hatte. Die Quittungskarte sollte Aus­
kunft darüber geben, ob und inwieweit der Angekl. der 
Pflicht, die Marken zu kleben, genügt hat. Dieses Register 
hat der Angekl. unrichtig geführt, soweit er entwertete 
Marken eingeklebt und damit die Erfüllung seiner Pflicht 
und die ordnungsmäßige Verwendung des Geldbetrages 
von 17,40 ¡UM vorgetäuscht hat (vgl. RGSt. 71, 106, 108 
und die dort angeführten früheren Entscheidungen).

2. Ferner sind die Ausführungen des LG. insoweit zu­
treffend, als es das festgestellte Verfahren des Angekl. 
mit der alten Quittungskarte des gestorbenen Polizei­
dieners D. als ein Verbrechen nach den §§ 348 Abs. 2, 
349 StGB, würdigt. Er hat diese Karte, die ihm amtlich 
anvertraut oder zugänglich war, dadurch verfälscht und 
beschädigt, daß er nach den Feststellungen des Urteils 
von ihr 29 bereits entwertete Marken loslöste (vgl. hier­
über auch noch unten unter Nr. 3); außerdem hat er nach 
denselben Feststellungen die Karte vernichtet.

Daß der Angekl. das Verfälschen, Beschädigen und 
Vernichten in Bereicherungsabsicht begangen hat, bedarf 
nach den Feststellungen des Urteils keiner näheren Er­
örterung.

3. Das LG. nimmt eine Urkundenfälschung auch in­
soweit an, als der Angekl. auf den einzelnen Marken, die 
zu der alten Quittungskarte des D. gehörten, das Ent­
wertungsdatum abgeändert hat. Es wendet hierauf die 
§§ 267, 268 StGB. an.

Insoweit ist aber das Urteil unklar.
Das Urteil läßt zwar mit aller Deutlichkeit erkennen, 

daß der Angekl. diese Änderung vorgenommen hat, 
bevor  er die Marken in die Quittungskarte des E. ein­
geklebt hat. Dagegen läßt das Urteil die beiden Möglich- 
keiten offen, daß der Angekl. die Änderung auf den 
Marken vorgenommen habe, als sie noch auf der alten 
Quittungskarte des D. aufgeklebt waren, oder daß er sie 
vorgenommen habe, als sie ihm nach der Ablösung von 
dieser Karte lose Vorlagen. Die beiden Möglichkeiten sind 
hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals des Verfälschens 
rechtlich verschieden zu beurteilen. Im ersten Falle ge­
hörten die Marken noch zu der Quittungskarte des D. 
und bewiesen im Zusammenhalte mit dieser Karte, daß 
für D. zu den angegebenen Zeitpunkten die Versiche­
rungsbeiträge entrichtet worden waren. Die Abänderung 
des Entwertungsvermerks wäre also eine Änderung des

74
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Gedankeninhalts dieser Karte und als solche als Ver­
fälschung einer öffentlichen Urkunde zu betrachten, die 
— beim Vorliegen der weiteren gesetzlichen Voraus­
setzungen — sowohl nach den §§ 267,268 StGB, als auch 
nach den §§348 Abs. 2, 349 StGB, zu bestrafen wäre. 
Wenn dagegen die Veränderung des Entwertungsvermerks 
erst nach der Loslösung der Marken von der Quittungs­
karte des D. vorgenommen worden wäre, so wäre sie 
rechtlich bedeutungslos. Denn nach der Loslösung waren 
die entwerteten Quittungsmarken ohne jeden Beweiswert; 
sie hatten ihre Urkundeneigenschaft verloren. Ihre Ver­
änderung konnte daher keine Urkundenfälschung sein.

Welche von beiden Möglichkeiten zutrifft, braucht 
jedoch nicht geklärt zu werden.

Denn auch wenn ein Verfälschen der Quittungskarte des 
D. durch Veränderung der Entwertungsvermerke vorläge, 
würde eine Bestrafung des Angekl. aus den §§ 267, 268 
StGB, nicht möglich sein, weil der Angekl. von der ver­
fälschten Karte keinen Gebrauch gemacht hätte und von 
Anfang an keinen Gebrauch hätte machen wollen; diese 
hat er vielmehr nach den Feststellungen des Urteils sei­
nem Plan entsprechend vernichtet. Soweit aber in diesem 
Fall eine Bestrafung nach § 348 Abs. 2, 349 StGB, 
in Frage käme, würde die Tat mit den Verfälschungs­
handlungen eine einzige Handlung bilden, die der Angekl. 
durch die Loslösung der Marken von der Karte vor­
genommen hat (vgl. oben 2).

Dadurch, daß der Angekl. die losgelösten Quittungs­
marken mit den abgeänderten Entwertungsvermerken in 
die Quittungskarte des E. eingeklebt hat, hat er keine 
Urkundenfälschung begangen; das LG. hat dies auch 
nicht angenommen. Vgl. hierzu RGSt. 67, 419,422.

4. Endlich ist rechtlich einwandfrei die Verurteilung des 
Angekl. aus dem § 1497 RVO. § 1497 RVO. ist aber nicht 
nur wegen der Wiederverwendung entwerteter Marken 
anwendbar, sondern auch aus dem Gesichtspunkt des 
Sichverschaffens bereits verwendeter Marken. Die Be­
stimmung ist also sowohl auf das Loslösen der Marken 
von der alten Karte als auch auf das Einkleben in die 
neue Karte anwendbar. Insoweit kann dem Sachverhalt 
entnommen werden, daß eine fortgesetzte Handlung vor­
liegt (RGSt. 71, 205, 208).

Dagegen muß die Verurteilung des Angekl. aus § 1496 
RVO. entfallen. Diese Bestimmung bezieht sich auf das 
Verfälschen einer Quittungsmarke als solche. Der Ent­
wertungsvermerk ist kein Teil der Quittungsmarke, seine 
Veränderung bedeutet daher keine Verfälschung der 
Marke (RGUrt. v. 7. Nov. 1913, 4D723/13: EuM. 11,413).

(RG., 1. StrSen. v. 6. Dez. 1940, 1 D 38/40.) [R.]
*

** 11. RG. — §24 VO. v. l.Sept. 1939 (RGBl. I, 1660). 
Eine Beweiserhebung kann nicht nur dann abgelehnt wer­
den, wenn der Tatrichter die Richtigkeit des Beweissatzes 
bereits für feststehend ansieht, sondern auch dann, wenn 
er die Überzeugung gewonnen hat, daß dieser bereits 
durch das bisherige Beweisergebnis widerlegt ist.

Es bleibt offen, ob die Ablehnung auch dann berechtigt 
ist, wenn der Tatrichter der Überzeugung ist, daß Wahr­
heit oder Unwahrheit der Beweisbehauptung auch mit 
einwandfreien Beweismitteln nicht geklärt werden kann.

Ein Beweisantrag kann nicht wegen bloßer Unglaub­
würdigkeit des Beweismittels abgelehnt werden.

Ein Zeuge gilt nicht schon deshalb für unerreichbar, 
weil er im Kriege zur Wehrmacht eingezogen ist. f)

Der BeschwF. hatte auf seinem Kontrollgang als 
Streckenwärter bemerkt, daß ein Bahnübergang offen 
war und wegen Störung der Schrankenvorrichturig nicht 
geschlossen werden konnte. Er hat fernmündlich den 
nächsten Posten benachrichtigt und ihm aufgegeben, „das 
Weitere“  (gemeint u. a. die Zustellung des „Vorsichts­
befehls“  an den Führer des nächsten die Strecke be­
fahrenden Zuges) zu veranlassen. Das LG. rechnet ihm 
zum Verschulden, daß er den Übergang nicht so lange 
bewacht habe, bis er sicher gewesen sei, daß der Vor­
sichtsbefehl den Zugführer erreicht habe, sondern daß er 
seinen Kontrollgang alsbald fortgesetzt habe. Demgegen­
über hatte der BeschwF. geltend gemacht, er habe nach 
seiner Meldung an dem Übergang zur Vorsicht noch 
„zwei Zugfahrten“  gewartet. Dafür, daß dieser Zeitraum 
ausreichend gewesen sei, hat er die Vernehmung eines

Bahnsachverständigen beantragt. Als Beweisanzeic £[ 
das behauptete warten hat er vorgetragen, yer. 
entsprechende Angaben sogleich bei seiner ers1:c,j gc- 
nehmung am Unfalltage vor dem Bahnvorsteher^ ^e. 
macht habe. Hierfür hat er sich auf dessen Zeug'
rufen. Der Vorsitzende der StrK. hat auch die 
des Zeugen angeordnet; die Zustellung , - „ u erüie0 
aber nicht erfolgen, weil H. zur Wehrmacht ein ^
war. Dies hat der Vorsitzende dem Verteiuigei nUj.
mitgeteilt mit folgendem Zusatz: „Die Sh'K- Y n die 
mehr versuchen, ohne H. zu verhandeln. Falls 1,werde» 
Anschrift des Zeugen zwischenzeitlich bekannt ln <kr 
sollte, wird um umgehende Mitteilung ersuca“  , ¡¿¡gef 
Hauptverhandlung am 12. Juli 1940 hat der Y Bab°'
seinen Antrag auf Vernehmung des H. (und e)n f ¿eti 
sachverständigen) wiederholt. Das Gericht hat □ „ichnt 
Antrag „gemäß § 24 der VO. v. 6. Sept. 1940 ® g jp39 
Ersichtlich sollte hier der §24 der VO. v. *■ natiin1 
(RGBl. 1,1660) angewendet werden. Das w t a 
für sich allein wäre daher ohne Bedeutung- andere1'
eingeschlagene Verfahren ist aber aus einem , r ejne 
Grunde bedenklich. Der § 24 gibt dem Stratr ■ a0trag 
große Machtfülle: Das Gericht kann einen Be ^  gr­
ablehnen, wenn es nach seinem freien Ermess ¡f njCnj 
hebung des Beweises zur Erforschung der. W ani .jj liegt 
für erforderlich hält. Das Wesen dieser Y°r® sie er" 
allein auf dem Gebiete der Beweiswürdigunb- e ge­
weitert die dem Gericht durch § 261 StPO, gefe, nacn
fugnis, über das Endergebnis der Beweisaut ßaß es 
seiner freien Überzeugung zu entscheiden, a“ ,• ’ung a»' 
auch einzelne Teile derselben vor ihrer Bee & j anacn 
schließend würdigen darf. Der Tatrichter k r̂en 
eine Beweiserhebung jetzt nicht nur dann am freststeben 
er die Richtigkeit des Beweissatzes bereits iu... erZeUg1!^  
ansieht, sondern auch dann, wenn er die jj bisherjL 
gewonnen hat, daß dieser bereits durch a nll er 
läcweisergebnis widerlegt ist; ob auch dann, , -heit % 
Überzeugung ist, daß Wahrheit oder Ein -grIlitte 
Beweisbehauptung auch mit einwandfreien 152̂ 1'iw 
nicht aufgeklärt werden kann, wie RGSt. /'*, fiahingeS 
=  DR. 1940,9726 anzunehmen scheint, kann u frag 
bleiben, da dieser Fall hier ersichtlich n 
kommt.

Der aus §24 a.a. O. ergehende Beschluß jj*ende 
wie jeder andere einen Beweisantrag c+pO-)> die ßaß 
Schluß mit Gründen versehen sein (§ 34 lasse*1’..,,#
Standpunkt des Gerichts so weit erkenn ^eit . . 
einmal der Beweisführer in der Lage >s“  • —°n

m, unc 
er Tatr 
wägung 
Urteil f 
: die zu 
über IV

Gebiete der Rechtspflege v. 14. Jun

Verhalten danach einzurichten, Jjnd zmn^a^

de-" n-CP-

deren. das

RevG. nachprüfen kann, ob der Tatrichter v6 gngen '
f jn «  1—' »*t ir '1 <Tt 1 LJ f l  ^  j  V 2- '̂

VJV.UIV.IV, ViV.1 l\V.VlllO|ZHVg V. V. * *• no 'T-’1'

286) ergangene Entsch. RGSt. 67, 97, ) • ^
Was hierzu erforderlich ist, richtet sic

den verfahrensrechtlichen Erwägungen a b v. 
Vgl. RGSt. 74, 147, 150, das Urteil 5 0 621/^.3 5 
1939: HRR. 1940 Nr. 407, auch die zu KaPy/^n auf 
VO. des Reichspräsidenten über

tfn>'

ständen des einzelnen Falles. Bei elJ}e „ puend beI 
§ 24 a. a. O. wird in der Regel (w e it^ywortlaU 
150 unten) eine Bescheidung nach dem ]edjglü 
einem rechtskundigen^ Beweisführer .au ffen^geti-■ unuigcu uv.vvv.1̂ 1 — ■ - /yenUfc
Anziehung — dieser Gesetzesvorscnru j. jn
liegenden Falle ist dies jedoch unzur jusses RYjcld

Die Fassung des ablehnenden e { 
keiner Weise erkennen, welchen Stan I -|,erhaUp'

vorvyeg„n ;„derieingenommen hat. Anscheinend hat 
der oben erörterten drei Möglichkei  ̂ deiiu pom 
der Beweiswürdigung für gegeben e ern pu0‘ , auc!l
Zeugen als der Genannte waren zu anSchciuen 
nicht vernommen worden und sin £ * ße-
nicht vorhanden. . , . _

Auch in §245 Abs. 2 StPO. fi.ndel  ,sVoVsChJift > vV'egeji 
Schluß keine Grundlage. Diese Geset trag*” * jureb
soweit sie die Ablehnung von Bc „„läßt,.)®/ ßat s\ 
bereits anderweit erbrachten Beweises ^  übr^ genâ r

leitete

j f f
uiid wegen Niehternstiielikeit (Vereehiepu-^tz -1'1' 
in Frage. Dagegen hat das LG. den Bew

t dur
M J I i

§24 a?a .'a  gegenstandslos' geworden; 
jedoch ihre Bedeutung behalten. Vo {?es jjgk«' 
ten aus der Beschaffenheit des Bewei Offe” ^ i er <,|Cp 
Ablehnungsgründen kommen die w^ | er)niing) n ..«schel 
.....>____... xr,vn+0..„,vu,vnup;t rVerscniePH
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OhfiA D , vv v-iac wall) , duu iui uic i_uiov.iiv.uaui

lichp u -^ tiin g  angesehen, sei es, daß es ihn in tatsäch- 
W r^ lnSicht nictlt für geeignet hielt, die Schutzbehaup- 
s«i p Ö6̂  Abwartens zweier Zugfahrten nachzuweisen, 
®chukif CS e’n so'cbes Abwarten rechtlich für zur
falls bedeutungslos angesehen hat. Ob solchen-
§245 äi Ablehnung des Antrages nach Maßgabe des 
Senat f - - '  3 bade begründet werden müssen, was der 
nach das R‘cbtige hält, oder ob sie auch oder nur 
in Rolf 7 a,a,D. hätte erfolgen dürfen, wie anscheinend 
k-~. <4,147,150 Mitte angenommen ist, kann auf sich
nach

& ■  In jedem FaÜe hätte der Beschluß den von der 
1380i<rg„ das,Urteil 2 D 824/35 v.30. Jan. 1036: JW. 1936,
\vic](eit uncf die dort angeführten Entsch.) hierzu ent­
lassen Erfordernissen genügen, d. h. erkennen lassen 
6eb tb..We*c!le dieser_ Möglichkeiten das LG. als ge-

Vn,iangcsehen hat. Das ist hier nicht der Fall. 
Schaffenh - 'n § 24̂  Abs. 2 StPO, sonst noch aus der Be- 
Sründen der ßewe’smittel hergeleiteten Abfehnungs-
erreichh y nzu*3Ssigheit, völliges Ungeeignetsein, Un-
Fracr« ,oarKeit — könnten nur die beiden letzteren inrraee C 1 ~~ sonnten nur aie oeiaen letzteren in 
a n t r V Ä « 1- Dabei ist zu beachten, daß ein Beweis- 
Weis îti*, wegen bloßer Unglaubwürdigkeit des Be- 
nahine h aDg'elehnt werden kann. Eine solche Vorweg- 
Abg 2  ̂ s, Beweisergebnisses ist und bleibt durch § 245 
ĝeein- Cr,b°fen. Vielmehr muß das Beweismittel völlig 

schon D r lse'ni den erwarteten Beweis zu erbringen, so 
24, 14q j U'31, 137,139 und für das heutige Recht ROSt. 
nicht P ab aber der als Zeuge benannte Beamte
liegt aufp, S0'Ch völlig ungeeignetes Beweismittel war, 
nach ni^ er ^and. Andererseits war dieses Beweismittel 
'in Zcup ”.Unerreichbar“ i. S. des § 245 Abs. 2. Es gilt 
ltn Kriege nicht schon deshalb für unerreichbar, weil er 
,erk. ¿en Gruppe eingezogen ist, vgl. das Urteil des 
Sieges boo 2®/39 v. 9. Jan. 1940, und wegen des Welt-
<£ ysy0-2»-A ’ % btrScn. v. 19. Nov. 1940, 4 D 560/40.) [He.]

thvalj?P^u!1S: 1. § 24 VereinfVO. v. 1. Sept. 1939 ist nicht
' ■  ■ § "  ' M IWen

^ nur • 85 . 0  v c rc im  vu. v . i .  o e p u  ib i m u u
rüberp-ah111 j  der Kriegsverhältnisse ausgelöste
isantrnJen .e Notmaßnahme auf dem Gebiete des Be-

VeÄ n hei .p rVndiag<T der Wahrheitsfindung im Straf­
en Sê  jOerhaupt. Von vornherein hat darum der 
'^erunn v "1 ren in der Gesetzgebung einsetzenden Auf- 
i3ltie (jpr ehemaligen strikten Verbots der Vorweg- 
TeÜs der Rpe.!swürdigung (vgl. Art. 3 §1 Kap. 1 des

im Strafprozesse, er bewegt sich viel- 
btlSrech*Kr.utus ’n der Richtung allgemeiner Strafverfah­
rens- rS eL Neuerungen (vgl. Mezger :  DJ. 1940,58; 
, besnnri‘ f^40, 2041). Aber nicht nur deshalb kommt 
veCsenflichp r-e Bedeutung zu. Er berührt zugleich eine

s
'och 
ftaht
'•Tl.io _____  ______
ri|e'e de?6» R,PräsVÖ. über Maßnahmen öauf dem Ge- 
si/c^hstHeUispflege und Verwaltung v. 14. Juni 1932) 
h; “  der , t̂crliche Rechtsprechung, in weiser Voraus- 
Dp drohen ;J£eren Gefahren, die der Wahrheitsfindung 
OK- ff*40 o;,?o"]mende Schranken gezogen (vgl. Bruns:  
i 8e Entsch -fl; ; Schwar z :  DJ. 1940, 1287ff.). Die 

hin- unpin ,s* ,en.1 weiterer Schritt auf diesem Wege, 
3 'ereits f 'geschninkt Zustimmung finden kann. 
eLa p. dem R- hatte das R0- der Vollmacht, die §24 
g,.vrai>rnt, napK1ter ?uf dem Gebiete der Beweiserhebung 

?gen> ind«. ZWe‘ Richtungen hin beachtliche Grenzen 
9 s m es ausdrücklich festgestellt hatte:r$ j24

D0(gei1 alles a;,° ; ba4 die Pflicht des Gerichts, von Amts 
b£'v.'ndicr 1,™n> was zur Erforschung der Wahrheit 
C « S t iR n . % 155 Abs- 2> 244 Abs. 2 StPO.), nicht 

K riieitSer ö DR-1940, 1956, 68919). Diese richterliche 
ist°-Bas fr , unSsPflicht ist völlig unberührt geblieben. 
Vision p fVj f 'V Ermessen des Gerichts in §24 a. a. O. 
kQpf’sinstan? t Semäßes Ermessen, das in der Re- 

> ' ?4.14Q1 5,ach Prüf bar ist (RG.: DR. 1940, 105c; 
\ n r form-i heißt nicht willkürlich.

ftir^pp Untermauerung dieser Schranken hatte 
SKs A^Wannebi la noU/ing von Beweisanträgen dem Be- 
Vn- AugenmP?i (§§34> 245 Abs-3 StPO.)
^rJendu“ 8 müskseZUgewe!’det. Es hatte gi

sein beson- 
gefordert, die

?'cht5 vOn ?e so vollständig sein, daß erkennbar 
, iteh 1 nkten rechtlichen oder tatsächlichen Ge-
ffiliflj [assen fp ^ cpbricht bei der Ablehnung sich habe

“eher
:n rDnoi X. zvuiennung sich imm.
ahrroS'Jb*; 24,4 153; die zweite Entsch. aus- 
bedruckt in DR. 1940, 110410).

In diesem erheblich eingeengten Rahmen dürfte die 
Vorwegnahme der Beweiswürdigung der Wahrheits­
findung nicht abträglich sein, so viel sich auch grund­
sätzlich für eine erschöpfende Verwertung aller erdenk­
lichen Beweismittel anführen läßt (vgl. Niethammer ,  
im 2. Nachtrag zu Löwe-Rosenberg, 19. Aufl., S. 224 ff.). 
Mit Recht kommt das RG. deshalb zu dem Schluß, daß, 
im vorbezeichneten Rahmen, der Tatrichter auf Grund 
des § 24 a. a. O. eine Beweiserhebung ablehnen kann, 
wenn er die Richtigkeit des Beweissatzes durch das 
bisherige Beweisergebnis für feststehend oder widerlegt 
ansieht.

Die anschließend vom RG. offengelassene Frage, ob 
der Tatrichter auch dann den Beweis nicht zu erheben 
braucht, wenn er der Überzeugung ist, daß Wahrheit 
oder Unwahrheit der Beweisbehauptung auch mit ein­
wandfreien Beweismitteln nicht aufgeklärt werden kann, 
wie RGSt. 74,147,152 Mitte anzunehmen scheint, dürfte 
jedoch zu verneinen sein. Bei einer derart zweifelhaften 
Beweislage, die eine abschließende Würdigung des Be­
weisergebnisses überhaupt noch nicht zuläßt, erfordert 
die Wahrheitsermittelungspflicht des Gerichts, daß zu­
nächst alle Erkenntnisquellen erschöpft werden, ehe über 
die Beweislage überhaupt ein endgültiges Urteil gefällt 
wird. § 24 a. a. O. gibt dem Gericht zwar die Befug­
nis, einzelne Teile der Beweisaufnahme schon vor ihrer 
Beendigung, entgegen der Regel des § 261 StPO., ab­
schließend zu würdigen. Hierfür ist aber nur Raum, wenn 
der Beweissatz geklärt, d. h. entweder bewiesen oder 
widerlegt, nicht, wenn er noch durchaus ungeklärt ist. 
Daran ändert nichts, daß das Gericht die Überzeugung 
hat, daß Wahrheit oder Unwahrheit der Beweisbehaup­
tung auch mit einwandfreien Beweismitteln nicht auf­
geklärt werden kann. Eine solche Erwägung in abstracto 
schließt niemals die konkrete Möglichkeit aus, daß nicht 
doch durch die Erhebung der Beweise eine Klärung 
herbeigeführt wird. Und schon diese Möglichkeit genügt, 
um das Gericht zur Erhebung der Beweise zu veranlassen.

2. Daß § 245 Abs. 2 StPO, neben § 24 VereinfVO. vorn 
1. Sept. 1939 nicht gegenstandslos geworden ist (a. M. 
Schafheut le:  DJ. 1939,1513; Dalcke,  1940, S. 1730), 
darauf hat bereits mit überzeugender Begründung 
Sc h wa r z  in DJ. 1940, 1288 hingewiesen. Im übrigen 
folgt die obige Entsch., soweit es sich um die hier 
in Frage kommenden einzelnen Ablehnungsgründe des 
§ 245 Abs. 2 StPO. — das völlige Ungeeignetsein und 
die Unerreichbarkeit des Beweismittels — handelt, der 
bewährten Rspr. des RG., die auch in diesem Umfange 
dem Bestreben mancher Tatinstanzen, schwierige Beweis­
erhebungen zu umgehen, wirksam entgegentritt.

AGR. Dr. K r i l l e ,  Dresden.

Zivilrecht

S tra ß e n v e rk e h rs -  u n d  H a ftp f l ic h tre c h t
12. RG. — § 823 BGB. — Adäquate Verursachung. Ist 

auf einer Reichsstraße ein Fußgänger wegen des verkehrs­
widrigen Zustandes des Gehweges gezwungen, die Fahr­
bahn zu benutzen, befindet sich diese aber an einer be­
stimmten Stelle in einem solchen Zustand, daß er die 
rechte Seite der Fahrbahn dort nicht einhalten kann, und 
wird er an einer derartigen Stelle von einem Kraftwagen 
angefahren, so ist ein adäquater Ursachenzusammenhang 
zwischen dem verkehrswidrigen Zustand der Straße und 
dem Unfall gegeben.

(RG., VI. ZivScn., U. v. 23. Nov. 1940, V I74/40.) [R.]
*

13. RG. -  §§252, 839 BGB ; Art. 131 WeimVerf.; §7 
KraftfG.; § 13 StVO.; §§287, 547 ZPO.

§547 Ziff. 2 ZPO. ist nicht anwendbar, wenn die Ver- 
irteilung des Reichsfiskus zum Schadensersatz auf der 
jefährdungshaftung des §7 KraftfG. und nicht auf der 
\mtshaftung des §839 BGB. mit Art. 131 WeimVerf. be­
ruht.

Wer die Vorfahrt hat, richtet sich allein nach § 13 
StVO. Das Vorfahrtrecht geht dem Berechtigten nicht 
durch Verletzung einer anderen Verkehrsvorschrift ver-

74*
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loren. — Es wird an dem Grundsatz festgehalten, daß der 
Vorfahrtberechtigte erst dann zum Bremsen verpflichtet 
ist, wenn er bei gehöriger Sorgfalt erkennen muß, daß 
der andere seine Vorfahrt nicht achten wird. — Wenn 
ein Fahrer eines auf der Hauptverkehrsstraße langsam an 
eine Straßeneinmündung herannahenden Fahrzeugs dem 
Lenker eines aus der einmündenden Nebenstraße kommen­
den Fahrzeugs ein Zeichen gibt, daß er vor ihm auf die 
Hauptstraße einbiegen könne, so darf sich der Fahrer 
des einbiegenden Fahrzeugs hierauf nicht verlassen, son­
dern muß selbständig prüfen, ob er durch die Einfahrt 
in die Hauptstraße das Vorfahrtrecht anderer Verkehrs­
teilnehmer verletzt.

Wenn auch das richterliche Ermessen in der Frage, ob 
und inwieweit eine beauftragte Beweisaufnahme anzuord­
nen sei, im Falle des §287 ZPO. sehr weit geht, so muß 
doch das Gericht das Vorbringen und die Beweisanträge 
würdigen und deren Ablehnung begründen.

Da der Schaden im Falle der Beschädigung eines Nutz­
fahrzeugs den entgangenen Gewinn mit umfaßt, kann der 
Ersatzanspruch über den Zeitwert des Fahrzeugs hinaus­
gehen.

Ist ein Schadensersatzanspruch teilweise nach § 7 
KraftfG. und teilweise nur nach §839 BGB. mit Art. 131 
WeimVerf. begründet, so muß sich der Ansprucherhe­
bende einen Ersatz, den er von einem Dritten (Kaskover­
sicherer) erhalten hat, auf den auf §839 BGB. gestützten 
Teil des Anspruchs nach §839 Alis. 1 Satz 2 BGB. in 
v o l l e m  U m f an g  anrechnen lassen.

Am Nachmittag des 23. Sept. 1938 fuhr ein dem Kl. 
gehörender Lastkraftwagen mit zwei Anhängern in der 
Gegend von D. auf der Fernverkehrsstraße B.-H. in der 
Richtung nach H. Als der Lastzug sich der Stelle näherte, 
wo die Zufahrtstraße zu einer Kaserne nach rechts ab­
zweigt, kam aus dieser Straße ein Lastkraftwagen der 
Wehrmacht, auf dem zwölf Mann zu einer Übung nach 
B. gefahren werden sollten. Auf der Zufahrtstraße befand 
sich kurz vor ihrer Einmündung in die Fernverkehrs­
straße rechter Hand das auf der Spitze stehende Dreieck­
schild: „Vorfahrt auf der Hauptstraße achten!“  Der Wehr­
machtwagen bog nach links in die Fernverkehrsstraße 
ein und stieß, als er mit dem vorderen Teil schon auf 
der für ihn rechten Hälfte der Fahrbahn war, mit dem 
Lastzüge des Kl. zusammen. Beide Fahrzeuge wurden 
beschädigt. Die auf ihnen befindlichen Personen erlitten 
zumeist nur leichte Verletzungen. Dem Bekl. (Reichs­
fiskus) sind durch die Instandsetzung des Wehrmacht­
wagens 1198,97 31M und durch die Lazarettbehandlung 
der verletzten Soldaten 66,21 ¡RM, zusammen 1265,18 ¡RM 
Kosten entstanden. Der Kl. beziffert die Kosten der Wie­
derinstandsetzung seines Lastzuges auf 10010,75 ¡RM und 
behauptet, er habe zur Zeit des Unfalls nicht genug Geld 
gehabt, um die Instandsetzungskosten aufzubringen. Einen 
neuen Lastzug habe er gleich nach dem Unfall bestellt, 
er habe aber mit der Lieferung frühestens nach achtzehn 
Monaten rechnen können. Sechs Monate nach dem Unfall 
habe er die Gelegenheit benutzt, einen gebrauchten Er­
satzwagen zu erwerben. Bis dahin sei ihm der Verdienst, 
den er ohne den Unfall mit dem beschädigten Lastzüge 
erzielt haben würde und der auf täglich durchschnittlich 
75 ¡RM zu schätzen sei, entgangen. Im ersten Rechtszuge 
hat er als Teilschaden 8000 ¡RM abzüglich am 8. März 1939 
bezahlter 1377,69 «  geltend gemacht.

Das LG. hat angenommen, daß die Fahrer beider Fahr­
zeuge den Unfall schuldhaft herbeigeführt hätten und hat 
dem Bekl. s/6, dem Kl. 2/6 des Schadens zur Last gelegt. 
Es billigt dem Kl. nur einen Anspruch auf Ersatz des 
Zeitwertes seines Lastzuges zu, den es abzüglich des Er­
löses aus der Verwertung des Schrotts auf 7000 ¡RM 
schätzt, sowie einen Anspruch auf Ersatz des Verdienst­
ausfalls für drei Monate mit 6300¡R.M, zusammen 13300 ¡RM. 
Von den 3/s dieses Gesamtschadens mit 7980 ¡RM zieht es 
die 2/5 des Schadens ab, den der Bekl. selbst erlitten hat, 
d. h. 2/5X 1265,18 =  506,08 « ,  so daß es dem Kl. die ver­
bleibenden 7473,92 ¡RM nebst Prozeßzinsen abzüglich der 
am 8. März 1939 gezahlten 1377,69 «  zuerkennt und die 
Mehrforderung abweist.

Dagegen haben beide Parteien Berufung eingelegt. 
Das KG. hat dem Bekl. s/4, dem Kl. V.j, des Schadens auf­
erlegt und hat die Höhe der ersatzfähigen Wiederherstel­

lungskosten für den Lastzug des KI. auf 8000^^ aUf
entgangenen Gewinn des Kl. für nur einen Aion . ß 
2100 ¡RM geschätzt und danach den von dem BeK ■ ^  
Kl. zu ersetzenden Schaden auf 7258,69 ¡RM berc'' 
hat deshalb die Berufung des Kl., der »die Z 
weiterer 526,08 S M  begehrte, zurückgewiesen ui 
Berufung des Bekl., der die Abweisung deŝ  Kl. ^¡n

L LI LI 6LIZL11UC11 OLlldULn <1141 I t / v u i L»<lliöTlflb
hat deshalb die Berufung des Kl., der’die Zub^| ^e

Jmit
ren 4096,23 S M  begehrte, das Urteil des LG. 
abgeändert, daß es dem Kl. 7258,69 S M  nebst Zm , aIj 
züglich am 8. März 1939 gezahlter 1377,69$-» .. 0
23. Okt. 1939 gezahlter 2000«  zuerkannt und inn 
mit der Mehrforderung von 741,31 S M  abgewiesen ^  

Das RG. wies die Berufung des Bekl. in Ho ^  
5000«  als unzulässig zurück, hob das Urteil jem 
im übrigen auf, erklärte den Anspruch des • ¿je 
Grunde, nach für voll gerechtfertigt und )'er de11
Sache zur Verhandlung an das KG. zurück. A 
Gründen: . aiif

Das KG. stützt die Verurteilung des Bekl. ein nach 
die den Bekl. als den Halter des Wehrmachtwa„ >- gef. 
§7 KraftfG. treffende Gefährdungshaftung un, ¿es- 
dem auf die nach § 839 BGB., § 1 Abs. 1 und 4 seine
v. 22. Mai 1910 über die Haftung des Reiches /: «etide 
Beamten und Art. 131 WeimVerf. den Bekl- 0  
Haftung für die Dienstpflichtverletzung des ta p ^ u t ig  
Wehrmachtwagens, weil dieser Fahrer bei “ er trautefl 
des Wagens als Soldat in Ausübung der ihm an An- 
öffentlichen Gewalt gehandelt habe. Da t aUf dejjo u c n ru c iie r i v je w a u  g e n a i iu c u  uciuc. . . t i  > iii ” - i
Sprüche der letzteren Art die LG. ohne R ücksicn  . giitf 
Wert des Streitgegenstandes ausschließlich zust ,
(§ 3 des Ges. v. 22. Mai 1910), ist insoweit, als a *  ¿¡ff. 
auf der Dienstoflichtverletzuna' beruht, nach S.ongSlii#’SZPO. die Rev. zulässig, während, da die Revl.sl. , '¡st, -. 
von zur Zeit mehr als 10000« nicht erreicm 
Urteil, soweit es auf der GefährdungshaftuiiB^ggpru1
nach § 7 KraftfG. beruht, von dem RG. nicht nac
werden kann. . ,sich,Aus den Entscheidungsgründen ergibt sicn, ^ g9hai' 
KG. den Bekl. allein auf Grund der 
tung bis zu dem in § 12 Ziff. 3 KraftfG- =allf g 
Höchstbetrag von 5000 -J IM  abzüglich der alsO 
zahlten 1377,69 + 2000 J U L  verurteilt hat, a *  allf f  
dieser Höhe das angefochtene Urteil all
imn Hptti PpvO nirl-it nnrVi7iinriifendCfl &  ^

B e tra g ^ r
von dem RevG. nicht nachzuprüfenden B -lling ® 
Gefährdungshaftung beruht, und die * erRptrage9 Af, 
Bekl. nur wegen des überschießenden 1 -e9 w£
2258,69 J U L  auf die Dienstpflichtverletzung def hr. 
machtfahrers gestützt worden ist, währendmachtfahrers gestützt worden ist, währenu j ef ¡w 
deren Seite auch die Abweisung des Kl. m,.aftung na, 
forderung von 741,31 S M  im Rahmen de rderi i?J- das
die Dienstpflichtverletzung ausgesprochen
nach ist die Revision des Bekl. unzulass g, 500%e, 
angefochtene Urteil den Bekl. in Hohe ¿efdefl e5 
nebst Zinsen abzüglich der darauf gezah un“Je
träge von zusammen 3377,69 S M  verurte g eŜ % j
kann nur die auf die Dienstpflfchtverlet- \ v
Verurteilung des Bekl. zur Zahlung wen. -t ¿ 0  ¡jft 
nebst Zinsen sowie die Abweisung des K • nachgeP

werden. des ^.'die
Der Ausnahmefall, in dem nach der K. '¡nnSsuairl1p fiif 

Sen. des RG. trotz des Fehlens der Rev t fa ftv ™  jst, 
Schadensausgleichung, die im Rahmen e & C c n r ^  
eine Dienstpflichtverletzung für richtig - Klag® hl vof’ 
auch insoweit Platz greifen soll, als . -er 
auf der Gefährdungshaftung beruht, heg |(Cjneiiui uci Vjciamuuuganauuug --- - . i e 111
da, wie noch ausgeführt werden wira. ^ e r  
rhnnrr iinf OninH rlpr Häftling für DiCflS P ,-jJillchung auf Grund der Haftung für Dien®1!*,1“ i,ejdj>nf ^  ¡i* 
stattzufinden hat (vgl. einerseits dm 2l54 v b£'
III. ZivSen. in RGZ.156, 303, in JW.193*’ A b ^ f l #  
DR. 1939, 784 is und andererseits die zui Juu 
stimmte Entscheidung des erk. Sen.

K-'-be>ldeV IDi9e8 Annahme des KG., daß der Fahrer 
hätte bremsen müssen, beruht aut .jberspa,,in,rt>eriCl
Würdigung der Verkehrslage und au Vorfa,\r ||Urige 
bei der gegebenen Verkehrslage an d peStste ¿0  
tigten zu stellenden Anforderungen. Die vo g.n-
des KG. ergeben folgenden Sachverhalt- ^
Zusammenstoß hat sich wenige Mete r|.ehrs 
mündung der Zufahrtstraße auf der r
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T^ker befunden, und im Zeitpunkt des Zusammen- 
dei t War der Lastzug des Kl. gerade in der Überholung 

lreckers begriffen. Die Geschwindigkeit des Last-ZUo-P L J i c  VJCbLii winuigivcK UCÖ Ldor
tnaeht es Rk betrug etwa 40Stdkm, während der Wehr- 
d ijl-f â .en nach zunächst „ziemlich hoher“  Geschwin- 
durch" Atu zur Einmündung in die Fernverkehrsstraße 
sehen üi,hbremsen etwa auf eine Geschwindigkeit zwi- 
aiiind ^  und 3d Stdkm heruntergegangen war. Die Ein- 
je j.^ i’gsstelle war nicht unübersichtlich, vielmehr konnte 
Straß üer, beiden Fahrer die Vorgänge auf der anderen 
des ¿ sch°n von weitem beobachten, und für den Fahrer 
des T ‘ y 31" d‘e Fahrbahnhälfte, die er zum Überholen 
den oers benutzen wollte, auf der geradeaus führen- 
halh J  , irei und übersichtlich. Mit Recht nimmt des- das KG nir" -

¿fahrt'

Einmn an. daß der Fahrer des Kl. auch an der
ker ühT n,S> da s’e n‘cbt unübersichtlich war, den Trek- 
Vorf,ieJ ° ’en durfte und auch bei dieser Überholung die 
der Fa*! vor t’ em Wehrmachtwagen hatte. Selbst wenn 
z. g arer des Lastzuges irgendwie falsch gefahren wäre, 
das Dp sc . eU °der zu weit links, hätte er dadurch, wie 
1937 Vk’i '‘ederholt ausgesprochen hat (RG. v. 1. März 
v. 3Y d 811/36: JW.1937, 1346 und Urt. des erk. Sen. 
nicht vp'i 1940» VI 108/39: DR. 1940, 81835), die Vorfahrt 
sich aiu-0ren gehabt. Denn wer die Vorfahrt hat, richtet 
Vo. J j11 nach den Bestimmungen des § 13 StraßVerk- 
der>Be daran ändert sich selbst dadurch nichts, daß 
Solche 7CC ,*gte irgendeine Verkehrsvorschrift verletzt, 
durch «.■Widerhandlung kann den Berechtigten für den 
aber er'u verursachten Schaden verantwortlich machen, 
ttia] '  **MIt trotzdem die Vorfahrt, wenn sie ihm ein- 
Auffg-J 3 13 StraßVerkVO. zusteht. Eine abweichende
3. Jan ."ÄS würde, wie in dem angeführten Urt. vom 
rechts g U,ausSeführt ist, die Grundlagen des Vorfahrt-
Ullsicherheit f^h™ und ZU e‘ner erhebhchen Verkehrs-

^?hrma,S? d« lr
?en Treck Wa?en hatte und auch an der Einmündung 
l ^änop] J  der auf der Fernverkehrsstraße nicht zu 
bolen dnr?+en Geschwindigkeit von etwa 40 Stdkm über­
raget, : “ie> so hätte ihn, auch wenn er den Wehrmacht- 
n°ch nicht r Seitenstraße hätte herankommen sehen, das 
¡jach der \ zutll Bremsen zu veranlassen brauchen. Denn 
haraUf v‘p®, :"digen Rspr. des RG. hätte er sich zunächst 
Jagens ri- assen dürfen, daß der Führer des Wehrmacht- 
,5hrt acht 6 Unzweifelhaft dem Lastzüge zustehende Vor- 
f ¡t heibeHnitWerde’ und hätte deshalb seine Geschwindig- 
’a't hätte”3 u Torfen. Erst wenn er bei gehöriger Sorg- 

e y0rf Jkennen müssen, daß der Wehrmachtfahrer 
pWeSe‘n a.hrt nicht achten werde, wäre er verpflichtet

q — heit führen.
a so der Fahrer des Kl. die Vorfahrt vor dem

sein.

hen zur Verhütung eines Unfalles noch mög-
(so nn̂ u men zu ergreifen, insbesondere zu brem- 

> > Vl n iC/OAlleuercbnSs die Urt. des erk. Sen. v. 4. Nov.
i  7-Fehrio inHRR- 1940 Nr- 2 =  JRPV- 1940’ 3 6 28 !jnd
>eäpünkter, ‘äes Kl. den Wehrmachtwagen bis zu dem 
Ackers hPrr » achtet». in dem er die Überholung des 
, nh.an»pr r3nn unci ihm durch den Trecker oder dessen 
m rrt wy-., .Aussicht auf den Wehrmachtwagen ver- 
, aohtWa, ene- dann hätte er auch gesehen, daß derWehr- 
ühli^ändu,,- s?lne anfangs hohe Geschwindigkeit bis zur 
sJ.dies AukS4e e durch Abbremsen stark herabsetzte, 
$aJen könn fem3en hätte ihn nur in dem Vertrauen be-
Ven Wena 

?l*näc
Vei-u-ksaml/ T '“ v" '  k ^schch uai, ii
Wa ItnisnviR- scb°n hätte sehen müssen, als er noch
auf» Wäre d, W?R von der Einmündungsstelle entfernt
tyT U|'sächliekUn4er’assene Beobachtung für den Unfall
sta rnachfw, gewesen, da auch eine Beobachtung des
W dnehmon gens den Fahrer des Kl. nicht zum Ab- crahi “ nen vrm __ . .... .

wennnen’ daß jener seine Vorfahrt achten werde. 
;en zUnä a|so. der Fahrer des Kl. den Wchrmacht- 

Verv®rksanikoS;t n'c,h* £esehen hat, ihn aber bei gehöriger

Cf '■‘nOPn "  * «**»\-* uv.o iiiv.ui <.uiu i v u
tien ’assen kVOn ,der Überholung des Treckers hätte zu 

^.'Verden t,ra“_ en und, wie ohne weiteres angenom-

fjkJ daß riPr J  s'ch aus den Feststellungen des KG. 
blui früher lrer des d‘e Mißachtung seiner Vor- 
r  K  atte erkennen müssen als in dem Augen-

a«. I 14 VV IC v/UliC WtllCI C3 v

Kann, auch nicht dazu veranlaßt hätte.

i Ä m l r J i nks an dem Trecker entlangsehend — 
h- einbipV4waSen von rechts her in die Fernverkehrs- uie ft' !egen sah.
nStetl desS‘\Ynz udes BekL meinfr das KG. hätte zu- 

wehrmachtfahrers berücksichtigen müssen,

daß der Fahrer des Treckers ihm mit einer Winkerkelle 
die Absicht, mit dem Trecker nach rechts in die Zufahrt­
straße einzubiegen, angezeigt und ihm ein Zeichen ge­
geben habe, daß der Wehrmachtwagen vor ihm vorbei 
einbiegen solle. Diesen Umstand hat das KG. jedoch mit 
Recht nicht als für den Wehrmachtfahrer entlastend be­
rücksichtigt, da diesen ein solches Zeichen des Trecker­
führers nicht der Verpflichtung entheben konnte, selbst 
zu prüfen, ob die Verkehrslage es ihm erlaube, in diesem 
Augenblick in die bevorrechtigte Fernverkehrsstraße ein­
zubiegen. Vielmehr hat das KG. dem Wehrmachtfahrer 
mit Recht zum schweren Vorwurf gemacht, daß er den 
Lastzug nicht rechtzeitig gesehen und nicht gewartet hat, 
bis der Lastzug den Trecker überholt hatte und an der 
Einmündung vorbeigefahren war. Dem KG. ist darin bei­
zustimmen, daß der Wehrmachtfahrer, wenn er den Last­
zug rechtzeitig gesehen hätte, nicht damit hätte rechnen 
können, daß dieser hinter dem Trecker bleiben oder mit 
Rücksicht auf das Erscheinen des wartepflichtigen Wehr­
machtwagens von der begonnenen Überholung Abstand 
nehmen werde, dies um so weniger, als der Lastzugführer 
es mit Recht als wünschenswert ansehen durfte, den vor 
ihm fahrenden Trecker zu überholen, bevor die vor der 
Einmündung 9,5 m breite befestigte Fahrbahn sich jen­
seits der Einmündung auf 6 m Breite verminderte.

Nach alledem hat der Wehrmachtfahrer durch die Miß­
achtung der Vorfahrt des Lastzuges den Zusammenstoß 
schuldhaft herbeigeführt, während den Fahrer des Last­
zuges kein für den Unfall ursächliches Verschulden trifft. 
Der Anspruch des Kl. auf Ersatz auch des Schadens, der 
über die schon rechtskräftig ihm zuerkannten 5000 X M  
nebst Zinsen abzüglich der darauf gezahlten 3377,69 9 tM  
hinausgeht, ist also dem Grunde nach nicht nur zu 
Ya, sondern in voller Höhe gerechtfertigt.

Gegen die vom KG. vorgenommene Schätzung der 
Höhe des dem Kl. entstandenen Schadens werden von 
beiden Revisionen Angriffe erhoben.

Die Revision des Kl. rügt, das KG. sei über die ihm 
nach § 287 ZPO. zustehende Befugnis zur Schätzung des 
Schadens nach freier Überzeugung hinausgegangen, in­
dem es willkürlich angenommen habe, daß der Kl. im­
stande gewesen sei, die Geldmittel für die Instandsetzung 
des Lastzuges aufzubringen.

Sie rügt in diesem Zusammenhang die Übergehung 
des Vorbringers, daß die Firmen der beiden Kosten­
anschläge die Wagen nur gegen Barzahlung der Instand­
setzungskosten herausgegeben haben würden, daß er den 
beschädigten Lastkraftwagen erst am 24. Febr. 1938 er­
halten und von den zur Bezahlung des Kaufpreises ge­
gebenen Wechseln noch jeden Monat einen, insgesamt 
fünfmal über 560 3 tM  und einmal über 532 M i ,  und dazu 
seit dem Juni 1938 bis zum Juni 1939 weiter auch für den 
Opel-Wagen noch jeden Monat einen Wechsel über 
432 91M einzulösen gehabt habe, daß aber seine laufen­
den Einnahmen sich infolge des Ausfalles des beschädig­
ten Lastzuges stark vermindert hätten, und daß endlich 
auch säine beiden Banken Auskunft darüber geben könn­
ten, daß ihm nennenswerte Mittel nicht zur Verfügung 
gestanden hätten. Mit diesem Vorbringen hätte das KG. 
sich auseinandersetzen müssen. Denn wenn auch das 
richterliche Ermessen in der Frage, ob und inwieweit 
eine beantragte Beweisaufnahme anzuordnen sei, im raue 
des § 287 ZPO. sehr weit geht, so muß doch das Gericht 
das Vorbringen und die Beweisanträge würdigen, und 
deren Ablehnung begründen (RGZ. 40, 424 und 130, 108 
[112f.] und RG.: Gruchotöl, 799 [803]).

Auf der anderen Seite rügt die Revision des Bekl. als 
rechtsirrig daß als Schaden des Kl. ein höherer Betrag 
als der Zeitwert des Wagens angenommen worden sei. 
Die Rüge ist nicht begründet. Da der Anspruch des Kl. 
allen Schaden, also auch einen ihm infolge der Beschädi­
gung des Lastzuges entgangenen Gewinn umfaßt, kann 
sein Anspruch über den Zeitwert des Wagens hinaus­
gehen. Zur Abwendung höheren Gewinnentganges kann, 
wenn der Kl. sich keinen Ersatzwagen verschaffen konnte, 
auch die Aufwendung von Instandsetzungskosten gerecht­
fertigt sein, die über den Zeitwert des Wagens vor dem 
Unfall hinausgehen.

Die Revision des Bekl. rügt endlich als rechtsirrig, daß 
das KG. der dem Kl. von seinem Kasko-Versicherer zu
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zahlenden oder gezahlten Entschädigung nur insoweit 
Bedeutung beilege, als die Entschädigungssumme die 
Haftungssumme des §12 Abs. 3 KraftfG. übersteigen 
würde. Sie führt aus, wenn, wie hier, eine Forderung zum 
Teil auf § 839 BGB. und auf eine andere Gesetzes­
bestimmung, zum Teil aber nur auf § 839 BGB. gestützt 
sei, dann sei „der Vorteilsausgleich auf diesen anderen 
Teil zu verrechnen“ , d. i. auf den auf § 839 BGB. ge­
stützten Teil. Die Revision meint also, der Kl. müsse sich 
die Versicherungsentschädigung in voller Höhe auf den 
über 5000 3 tM  hinausgehenden Teil seines Anspruchs an­
rechnen lassen. Dem ist beizustimmen. Nach § 839 Abs. 1 
Satz 2 BGB. i. Verb. m. § 1 des Ges. v. 22. Mai 1910 und 
Art. 131 WeimVerf. kann der Kl. den Bekl. wegen der 
Dienstpflichtverletzung des Wehrmachtfahrers, dem nur 
Fahrlässigkeit zur Last fällt, nur dann in Anspruch neh­
men, wenn er nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen 
vermag. Diese Beschränkung der Haftung gilt nicht, 
soweit der Bekl. als Halter des Wehrmachtwagens auf 
Grund des § 7 KraftfG. in Anspruch genommen’ worden 
ist (RGZ. 140, 415 [418]; 145, 182 und 164, 1 [Gf.J). Sie 
muß aber insoweit dem Bekl. zugute kommen, als er 
über den Betrag von 5000 hinaus auf Grund der 
Dienstpflichtverletzung in Anspruch genommen wird. 
Wenn also die erneute Verhandlung einen über die nicht 
nachprüfbare Verurteilung zur Zahlung von 5000 ¡RJl 
hinausgehenden Ersatzanspruch des Kl. ergibt, ist dieser 
Anspruch gern. § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. um den Betrag 
zu kürzen, in dessen Höhe der Kl. von seinem Kasko- 
Versicherer Ersatz erlangen kann oder erlangt hat oder 
etwa zu erlangen schuldhaft versäumt hat.

(RG., VI. ZivSen., U. v. 2. Nov. 1940, VI 239/39.) [N.j 
*

14. OLG. — § 844 BGB. Bei der Berechnung des ent­
gangenen Unterhalts sind vom Verdienst des Getöteten ab­
zusetzen die Beiträge für die Arbeitslosenversicherung, die 
Kosten für die persönlichen Bedürfnisse des Getöteten, in 
gewissem Umfang die Generalunkosten und sonstige nicht 
zum Unterhalt der Familie hergegebenen, weil nicht not­
wendigen Beträge. Dagegen sind die Beiträge zur Ange­
stelltenversicherung nicht abzuziehen. Zur Frage der Ver­
teilung des Schadensersatzes unter die einzelnen Hinter­
bliebenen, auch für die Zukunft bei Wegfall eines von 
ihnen, f)

Der Ehemann und Vater der KI. verunglückte bei 
einem Zusammenstoß mit dem Personenkraftwagen des 
Bekl. tödlich.

Zur Entsch. steht allein die Höhe des von den KI. 
nach § 844 Abs. 2 BGB. geltend gemachten Ünterhalts- 
anspruchs. Von Einfluß auf die Höhe des für den Unter­
halt der Familie verfügbaren Teils des Gehalts sind die 
sozialen Abgaben. Beiträge zur Krankenversicherung 
scheiden hier deshalb aus, weil der Verunglückte wegen 
der Höhe seines Einkommens nicht zwangsversichert war. 
Auch eine Kürzung seines Verdienstes um die Beiträge zur 
Angestelltenversicherung mußte unterbleiben. Durch die 
Entrichtung der Beiträge zu dieser Versicherung sicherte 
der Getötete nicht nur seine Alters-, sondern auch die 
künftige Versorgung seiner Hinterbliebenen. Je länger 
die Beiträge geleistet werden, desto höher ist später die 
Hinterbliebenenrente. Die Leistungen der Versicherung, 
die der Getötete seinen Familienmitgliedern durch seine 
versicherungspflichtige Tätigkeit verschafft haben würde, 
bilden einen Teil des Lebensunterhalts, zu dessen Qe- 
währung er verpflichtet gewesen wäre und für dessen 
Verlust der Bekl. haftet. Der Witwe muß also ein Aus­
gleich dafür gegeben werden, daß ihre von der Reichs­
versicherungsanstalt für Angestellte zu zahlende Witwen­
rente infolge des frühen Todes ihres Ehemannes nied­
riger ist, als wenn dieser in höherem Alter gestorben 
wäre. Sie muß Gelegenheit haben, durch Nichtabzug 
der Versicherungsbeiträge und die daraus folgende Er­
höhung der Schadensrente Rücklagen für die Zeit zu 
machen, in welcher die Schadensersatzrente wegfällt und 
sie auf ihre Witwenrente angewiesen ist. Damit vermei­
det man die Notwendigkeit, der Witwe über die der 
mutmaßlichen Lebensdauer ihres Ehemannes entspre­
chende Dauer der Rentenverpflichtung des Bekl. hinaus 
eine weitere Rente zuzusprechen, die ihrer Höhe nach 
etwa den Unterschied zwischen der tatsächlich gezahlten

Witwenrente und ihrer Höhe entspricht, die sich erg 
würde, wenn der Getötete bis in sein Alter hinellL “efl 
arbeitet und Beiträge geleistet hätte. Dagegen in Tzj 
seine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung Sjnen
werden. Mit ihrer Entrichtung erwarb er ledighcn 
Anspruch auf Unterstützung im Falle des EinpJ“  j,r 
Erwerbslosigkeit. Der Unterstützungsfall kann nicht 1 ̂  
eintreten. Vorteile für die künftige Versor.gnnk j er 
Hinterbliebenen hätten sich aus einer Weiterzahiu g ^  
Beiträge nicht ergeben können. Ihre Entrichtung * j er 
sich vom Standpunkt der künftigen Versorgung ^ r, 
Hinterbliebenen nur in der Kürzung des für ihren gr- 
halt verfügbaren Einkommenteils aus. Bei er-
rechnung sind also die Beiträge zur Arbeitsio 
Sicherung abzuziehen. reJ

Nicht verfügbar für den Unterhalt der KI- '\j|jcli 
weiterhin die Beträge, welche der Getötete rnu ^  ja 
zur Befriedigung seiner persönlichen Bedürfnisse, d̂s,
sind Verpflegung, Kleidung, Betrieb des , , ausge" 
Fahrgeld, Genufimittel, Vergnügungen u._d.gU ¡¡er
geben haben würde. Diese lassen sich nur im s ¿es 
Schätzung ermitteln und sind unter Berücksichtig » êi 
Berufs und der sozialen Stellung des V e rs i° J ß j i  v0li
einem Monatsgehalt von 350 9 tM  mit 9 
400 SHM mit 100 U M  und von 150 rJ U i mit

anz“-

nehmen.innen. . sS£j.
Weiterhin müssen sich die Kl. Abzüge

die dadurch begründet sind, daß sie durch
ihres Ernährers die sog. Generalunkosten des 
lebens und der Haushaltsführung verringert.hau • gßte

.¡Hea­

dings ist es eine Erfahrungstatsache, daß der ß[°.

Teil der für den gemeinschaftlichen Haushalt
erfon

wenig
■defver­

lie h e n  Aufwendungen sich gar nicht oder nur w 
ringert, wenn nach dem Fortfall des Mannes 
eine Lebenshaltung entsprechend derjenigeni to Qe- 
ihr Mann in der Ehe zu gewähren verpflichtet sll,iet£iULI UIC /-U ^CWdlUCII V ̂  l v/ l l l l l l0-111 -wisse Einsparungen sind z. B. bei der WOnnu »jef ie*

‘ ¡n ci”T
Fall, wie dem vorliegenden, wo die hinterblie^t |je-

bei Licht und Brand entsprechend den Rcgei ejn£, 
benserfahrung anzunehmen, wenn diese aucti ne f r
* « l i ,  Wiv, ULIÜ  V U lilC g C lIU C U , WU U l t  , fi«CUl ,.f
milie aus Witwe, Tochter und Sohn besten » ßekj- 
deutend sein können. Keinen Anspruch bar ^  so 
darauf, daß die Ausgabenminderung, die dur äciiliV 
den Kl. vorgenommenen Wohnungstausch ta go ro K
eingetreten ist, ihm in vollem Umfange zUg jer for 
Die Kl. können vom Bekl. die Ermöglichung uC|ien. 
führung ihrer bisherigen Lebenshaltung P einz >h- 
Wie sie die dazu notwendigen Geldmittel > •eiflrlfefl 
verwenden und wie sie im einzelnen ihr t-e y e t° ;
teil, ist ihre Sache. Zu den Generalunkos c
zweckmäßig auch die von dem Getöteten t fl 
Steuern und Beiträge (z. B. zur NSV.) £ eT ^usg^jJ 
handelt es sich streng genommen zwar u bcgr?nt/>r- 
welche rechtlich in der Person des Getötet pjjßt 
waren, indes ist zu berücksichtigen, dan ßen-
bliebencn Steuern und Beiträge — wenn a ,g gi: ( 
teils in minderer Höhe — weiter bezahlen. ist
r n n o *  a n  i ' i p f i p m l u n l / n o i n r i  Q fp i io r n  1111 Cl ..■i’ .iecßfl

beihlen. a

rung an Generalunkosten, Steuern und Bei fassen 
den hier in Frage kommenden Lebensver 
monatlich 30¡UM angemessen berücksichtig • ^ lieh.

Aber auch der nach Abzug der auf JJgost®1’1? ¡„ 
Ausgaben ihres Ernährers und der Genera ^  nict per 
derung verbleibende Gehaltsrest kann ne r(jeji. 
vollem Umfange als Rente zugesproche weSeHi pe. 
Getötete wäre nämlich nicht verpflichtet ^ .
gesamten nach Befriedigung seiner Pf s ßiicheh »eii, 
dürfnisse verbleibenden Rest seines mm ^  vet'ff^iis-
dienstes für den gemeinsamen Unterhalt ortl ln a(1f 
weil sein Einkommen über das Existenzmi flialnU ê-
ging und auch bei gebührender Ruck- „ ehob£l:Lrhalt 
eine dem höheren Gehalt entsprechen (jnt g .
benshaltung Beträge freiblicben, die tu n0lninef  „¡j 
nicht erforderlich waren. Freilich darf ang [aim v,
den, daß wieder ein i en von JO» —mmCns 
Untcrhaltsbedarf hinausgehenden Einkorn Vfc. -*erc* 
dem Getöteten mutmaßlich für RIIC jes 9ß,aertifä' 
worden sein Würde, die der Sicherung pe $
standesmäßigen Unterhalts, insbesonde ^  
ausbildung der Kinder, zu dienen . Gern U 
Immerhin muß man den in keiner Weise

verf^eö

den
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mit j Ä en Unterhalt gewidmeten Teil des Gehaltes 
Der v ra°"atl‘cl.1 veranschlagen.

^'stende°Sr! , 'n Gestalt einer Unterhaitsrente zu 
der erwäUu i!isersa*z berechnet sich also nach Abzug 
des Getötet*1 , ten für die persönlichen Bedürfnisse 
Abzüffp der Generalunkosten und der sonstigen
?,ePt 19̂ q ■J,un11 .1938 auf 1 90 « , für Juli 1938 bis 
Gkt. IQ'jq einschlieRlich auf monatlich 230 31M und ab 

Die R ^ui monatlich 2 7 0 « .
âß A„f j1! e *st auf die KI. in der Weise zu verteilen,

Dauer ihrer 
zuzubilligen.

?D%e fiw ,’ u.cr uetl _______________ __ 0 —Sept. iq, '1Ir .Jum 1938 auf 1 90 « , für Juli 1938 bis 
Gkt. iq3q e*nschließlich auf m- AnäJ

Die R ®uf monatlich 2 7 0 « .
®ß auf H;„e J,st ald üie KI. in der Weise zu verteilen, 

(Kindfrx ■ ZV 1 üie Hälfte, auf die beiden anderen 
t r die klairp Jh .er|tfällt. Eine Staffelung der Rente 
î aden 1 Ph™  ^ ‘nder entsprechend ihrem fortschrei- 
n en der a.,fSa- er ist nicllt angebracht, vielmehr ist 
^entenberpri,+-Slc entfallende Betrag für die 

Von p. . ugung als Durchschnittsbctrag 
gehenden p atÛ d.'e Höhe der der Kl. zu 1 zuzu- 
_erIarigen könnte es sein, wenn man von ihr
pätines zuerpfr f ’ den üu durch den Tod ihres Ehe- 
■ ben oder -n Schaden durch Erwerbsarbeit zu be- 
„ es mit p Ä * e n s  teilweise auszugleichen. Da sie 
PnSen nur ,<s‘cht auf ihre beiden Kinder ihr Haus- 
» ,ege und F,--,- rdeutend verkleinern kann, und da die 
v»i tskraft i„ AUng der Kinder einen großen Teil ihrer 
..dangt werripp^n^pruch nimmt, kann weder von ihr 

J noch daß n* daß sie eine fremde Arbeitsstelle an- 
^ach Ai,?. Heimarbeit übernimmt.Abzivv/r1 den Rin ,der Leistungen der Sozialversicherung 
rP̂uSe,1renten mehr einzuklagen, da ihre

U'ete Untcrhldtsr1̂ 1 ld*lcr s‘nd a*s ilire hier er-

u^hlußben!f,, Uesteht, entsprechend dem Anträge der 
dp eiliinor d §> bereits jetzt Vorsorge für eine andere 
Ein Fall, diu J?Saintrente auf die Kl. zu treffen für 
|fr.n’al ist, ,ia eint-r von ihnen durch Tod fortfällt. 
.  ankkeif für „• keinerIei Anzeichen, wie Alter oder 

der Anschi,Z“ '1,'6“  Ableben vorgebracht sind, 
der ,e‘ne entfernt > " 'enufung ins Auge gefaßte Möglich- 
selm , Sen hhr„e’ und zum anderen können im Laufe 
genende, in jj p Wesentliche, jetzt gar nicht zu über- 
haunf îgnissen de.r. Berechtigten oder in sonsti­
ge}?/ eitle andprpê nric e Umstände eintreten, die über- 
Schn‘ ertigen und Regelung der Leistungen des Bekl. 
Verfall l^ zt aus I L / f ^}112?11- Es ist daher untunlich, 
'asseV ^eraUS7U(Jrp-f^U e der Möglichkeiten einen Son- 
C ?  si«h die L n  '" ,  Und zu reSeln- Vor alIen Dingen 
Scheirier’ °b Und in gebenden Umstände für die Entsch. 
AnSnrea, eines v,,,, u cEem Umfange die nach dem Aus­
hau/1̂  auf 7,,„_,llnen übrigbleibenden Berechtigten 
yerliaun.0ch gar „i,.unn,un|i freigewordener Rententeile 
'egen tllSSen’ab ,1;, ubersehen. Die Entsch. hängt von 

(n.' ’ e noch völlig im Dunkel der Zukunft^ L g Kö1( ^
Antnerk „„ni ° Z*VSen-’ Urt- v- 25. Juli 1940,9 U 110/40.)

/AR ',. ” ,eii Sje • - „ “ “ »cii. ist außerordentlich zu be-
GLq' /?40 Heft 2 v!1 ‘/ i  gründlicher Weise wie die in *\Oln 'T, 15 VPIViffpnLlioliLfl FuLo/aIi rlAo

,en> W e i l : Entsch. »st außerordentlich zu be-

î nte R°In;/°‘n sich wi,i p ’ .13, veröffentlichte Entsch. des 
Unter Berücke' ui1- bemüht, die Hinterbliebenen- 
_ynd Nelt„i,.u„lc.büg_ung des Unterschiedes vonP'nko,., at'd NettolnhnichtiRung des Unterschiedes von 

f-̂ luen Z1?11 des p-,,pu fn ein richtiges Verhältnis zu dem 
H  de,. , t die FntsMten Er" ährers zu bringen. Im ein- 
{1Juhtia|)|Angestelltcm,r1' -m,d Recht hervor, daß hlnsicht- 
f ' ’larh i jaben Dauer j rsicile.rupg nicht nur während der 
rUr dieJiwPfhcht des der,.Arbeitsfäliigkcit und damit der 
/ad die tvve entsteh*,etcdet,en Ehemannes ein Schaden
a s wP;r te it seine H -* “  uan ocr tnemann wan-
N e i I ‘teI  entrichtet „  zur Angestelltenversiche- 
feren^ def nach seine*ld dadurch auch ein weiteres 

’ l8f,oeZz‘elt haben" 6"1 Tode fällig werdenden Wit- 
d > c &  unter Ziff 'Xurde- Ich habe bereits in DR. 
A9enig„yd der tats:ici,i; A darauf bingewiesen, daß der 
eintr4 l  " Rente die *t-h ^fallenden Witwenrente und 
pfeii ersteitens des Fudle ^ ‘twe bei Fortzahlung der 
di'e vorl,, ttungsfähi,rL *eioa!lnes erhalten haben würde, 
bi« ^¡tvvßeeLnde Entsch" ,Srlladen der Witwe darstellt. 
böriu der i insichtlich‘d lat oifenbar Bedenken gehabt, 
6Un dp/ Zejt warten dles,es Schadensersatzanspruches 

mut«iaßljchenZF assen> in der mit dem Auf- 
en trwerbsfählgkeit ihres Mannes

dieser zur Entstehung gelangt. Ich halte diese Auffas­
sung rechtlich für bedenklich. Es ist nicht zu umgehen, 
daß Hinterbliebenenrenten sich über Jahrzehnte er­
strecken, und man kann nicht der nun einmal vorgeschrie­
benen konkreten Schadensberechnung Gewalt antun, nur 
um eine kurzfristige Abwicklung des Rechtsverhältnisses 
zu erzielen. Bei strenger rechtlicher Auslegung des Ge­
setzes erscheint mir daher der Weg, den das OLG. Köln 
eingeschlagen hat, nicht zulässig. Immerhin ist es sehr 
zu begrüßen, daß das Problem überhaupt erkannt wird, 
und ein praktisch durchaus anzuerkennender Weg seiner 
Lösung gefunden worden ist.

Noch mehr zu begrüßen scheint mir aber der Ver­
such, das Verhältnis zwischen dem mutmaßlichen Unter­
haltsanspruch der Hinterbliebenen und dem Einkommen 
des Ernährers von der üblichen Prozentrechnung freizu­
machen und auf der Grundlage der wirklichen prakti­
schen _ Tatsachen des täglichen Lebens zu entscheiden. 
Die hier gefundene Lösung erscheint mir sehr praktisch 
und entspricht dem Rechtsempfinden viel mehr als die 
Zubilligung^ eines Prozentsatzes von 1/s, 2/s usw. Auch 
die Art, wie diese im einzelnen durchgeführt wird, ist 
nicht zu beanstanden. Die Einteilung des Einkommens in 
die sog. Generalunkosten des Familienlebens, besondere 
Bedürfnisse des Ernährers und endlich den für Erspar­
niszwecke verbleibenden Spitzenbetrag erscheint richtig.

Im ganzen kann man nur dem Wunsch Ausdruck 
geben, daß in allen ähnlichen Urteilen rpit gleicher 
Gründlichkeit die Einzelheiten der Schadensberechnung 
erörtert und entschieden werden möchten.

RA. Dr. W. Wussow,  Berlin.
*

15. OLG. — Für den I n h a l t  des B e f ö r d e r u n g s ­
v e r t r a g e s  sind allein die Beförderungsbedingungen 
maßgebend, sofern sie ordnungsmäßig öffentlich bekannt­
gemacht worden sind. Eine Beschränkung der Schadens- 
ersatzverpflichtungen durch eine Freizeichnungsklausel auf 
der Fahrkarte ist ausgeschlossen, f)

Die bekl. Straßenbahngesellschaft haftet aus dem Beför­
derungsvertrag auf Ersatz des Sachschadens. Der Fahrer 
hat den Unfall verschuldet. Er war ihr Erfüllungsgehilfe 
für die Durchführung des Beförderungsvertrages. Die Bekl. 
muß daher im Rahmen des Beförderungsvertrages für 
sein Verschulden einstehen und dem Kl. den Sachschaden 
ersetzen. Sie weist demgegenüber darauf hin, der Beför­
derungsvertrag sei mit der Abrede geschlossen worden, 
daß sie für Sachschaden nicht hafte, die Fahrkarte ent­
halte auf der Rückseite den gedruckten Vermerk: „Haf­
tung nur im Rahmen des Haftpflichtgesetzes“ , ebenso 
sage § 17 der Beförderungsbedingungen, daß eine über 
die Vorschrift des RHaftpflG. hinausgehende Haftung 
auf Grund des Beförderungsvertrages ausgeschlossen sei. 
Dieser Ansicht der Bekl. ist jedoch nicht beizupflichten. 
Die Freizeichnung von der Haftung auf der Fahrkarte 
und in den Beförderungsbedingungen stimmen nach dem 
Wortlaut nicht sachlich überein. Denn nach dem Ver­
merk auf der Fahrkarte muß man annehmen, daß die 
Bekl. sich auch von der Hafung aus unerlauber Hand­
lung freizeichnen wolle, während der § 17 der Beförde­
rungsbedingungen eine Haftung nur aus Beförderungs­
vertrag über das RHaftpflG. hinaus ablehnt. Maßgebend 
für den Inhalt des Beförderungsvertrages sind indes 
allein die Beförderungsbedingungen. Denn schon, wenn 
der Fahrgast die Straßenbahn besteigt, gilt der Beförde­
rungsvertrag als geschlossen. Wäre der Vermerk auf der 
Fahrkarte für den Inhalt des Vertrages bestimmend, so 
träte die Freizeichnungsklause! erst mit Aushändigung 
des Fahrscheines in Kraft. Für den Fahrgast würde also 
vor Zahlung des Fahrpreises und Aushändigung der 
Karte die Freizeichnung nicht gelten und er könnte un­
beschränkt Schadensersatz fordern, während er nach 
Zahlung des Fahrpreises gemäß der Freizeichnungs­
klausel in seiner Schadensersatzforderung beschränkt 
wäre, ein Fall, der nicht selten eintreten könnte, weil 
bei einigermaßen besetzter Straßenbahn der Fahrgast 
die Karte vielfach erst einige Zeit nach Besteigen des 
Wagens lösen kann. Dieses ungereimte Ergebnis zeigt, 
daß die Aushändigung der Fahrkarte für den Inhalt des 
Beförderungsvertrages unerheblich ist. Der Freizeich-
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nungsvermerk auf der Karte ist daher nur ein Hinweis 
auf die Freizeichnung der Beförderungsbedingungen und 
will ihren Inhalt kurz wiedergeben, wenn er es auch un­
vollkommen tut.

Maßgebend für den Inhalt des Vertrages sind mithin 
nur die Beförderungsbedingungen der Bekl. Diesen ist 
der Fahrgast aber nur dann unterworfen, wenn sie ord­
nungsmäßig öffentlich bekanntgemacht worden sind 
(JW. 1931, 1958). In welcher Weise die Bekl. seinerzeit 
die Beförderungsbedingungen v. 1. Sept. 1929 veröffent­
licht hat, läßt sich nach ihrer Behauptung nicht mehr 
genau feststellcn. Sie trägt aber vor, in jedem Aufent­
haltsraum der Bahn sei der Tarif mit den Beförderungs­
bedingungen angeschlagen, ebenso werde er in zeitlichen 
Zwischenräumen in den Wagen selbst aufgehängt. Außer­
dem ist der Aufdruck auf der Fahrkarte nach ihrer Mei­
nung genügender Hinweis auf die Beförderungsbedin­
gungen. Ob damit einer ordnungsmäßigen ausreichenden 
Veröffentlichung genügt ist, kann unentschieden bleiben, 
und die angetretenen Beweise brauchen nicht erhoben zu 
werden. Denn eine Auslegunng der allein in Betracht 
kommenden Bestimmungen des § 17 der Bedingungen 
ergibt, daß die Freizeichnung sich auf den hier allein in 
Frage kommenden Sachschaden nicht erstreckt.

(OLG. Köln, 9. ZivSen., Urt. v. 19. Dez. 1940,9 U 210/40.)
Anmerkung: 1. Das OLG. Köln hat sich in der Entsch. 

grundsätzlich der nunmehr bereits ständigen Rspr. des RG. 
angeschlossen, wonach ein Ausschluß der Haftung für 
Fahrlässigkeit auch im1 Rahmen des Beförderungsvertrages 
grundsätzlich zulässig ist. Diesbezüglich kann auf RG. 
65, 315; 103, 85; 113, 427; 117, 102 und andere Entsch. 
verwiesen werden. Die weitere Frage, ob die für die 
Wirksamkeit der Beförderungsbedingungen vorgeschrie­
bene, genügende Veröffentlichung erfolgt ist, hat das 
OLG. dahingestellt gelassen, weil es im Wege der Aus­
legung der Beförderungsbedingungen bereits zu einer 
für das Unternehmen ungünstigen Entsch. gelangt ist. 
Es mag dazu nur bemerkt werden, daß auch das RG. 
fast in allen seinen Entsch. diesen Weg gegangen ist. Es 
werden an die angeblich immer nicht hinreichende Deut­
lichkeit Folgerungen geknüpft, die es zweifelhaft er­
scheinen lassen, ob ein Unternehmen überhaupt in der 
Lage ist, hinsichtlich der Fassung seiner Bedingungen 
den Anforderungen der Rspr. zu genügen.

2. Auch hinsichtlich der Beurteilung des Freizeich­
nungsvermerkes auf dem Fahrschein der Straßenbahn, 
ist der Entsch. zuzustimmen. Der Beförderungsvertrag 
kommt bei der Straßenbahn nicht mit der Lösung des 
Fahrscheines zustande, sondern bereits in dem Augen­
blick, in dem der Fahrgast den Wagen besteigt. Mit der 
Lösung des Fahrscheines erfüllt der Fahrgast lediglich 
die bei Besteigen des Wagens übernommene Verpflich­
tung zur Entrichtung des Fahrpreises. Man wird daher 
dem OLG. Köln insofern recht geben können, als Be­
dingungen, die lediglich auf dem Fahrschein bekannt­
gemacht werden, nicht als genügend veröffentlicht an­
zusehen sind, zumal das Lesen in der Straßenbahn bei 
der gewöhnlich sehr kleinen Druckweise immerhin nicht 
allgemein erwartet werden kann. Es wird daher tat­
sächlich das, was auf dem Fahrschein steht, nur inso­
fern Bedeutung haben können, als dadurch auf das Be­
stehen allgemeiner Beförderungsbedingungen hingewie­
sen wird. Wie aber das RG.: JW. 1931, 1958 zum Aus­
druck gebracht hat, kann als allgemein bekannt unter­
stellt werden, daß große Verkehrsunternehmungen be­
sondere Beförderungsbedingungen zum Gegenstand des 
einzelnen Beförderungsvertrages machen. Eine abwei­
chende Auslegung der Bedeutung des Fahrscheinauf­
druckes wird jedoch dann in Betracht kommen, wenn 
nachweisbar der betreffende Fahrgast in der Stadt zu 
Hause ist und regelmäßig die Straßenbahn benutzt. In 
diesem Fall wird man davon ausgehen können, daß er 
die gleichen Fahrscheine schon häufig in der Hand ge­
habt hat und somit bereits bei Besteigen des Wagens 
darüber im klaren ist. Dies läuft aber immer wieder nur 
auf die Frage heraus, ob die bestehenden allgemeinen Be­
förderungsbedingungen hinlänglich bekanntgemacht wor­
den sind oder nicht.

RA. Dr. W. W u s s o w , Berlin.

E rb h o fre c h t ..
■Midi |Sl16. OLG. -  §30 REG. Der Ausstattungsanspruc»^

gemäß § 30 REG. nur insoweit gegeben, als be> , | des 
sichtigung der sonstigen Verbindlichkeiten die Mi ^  
Hofes zur Zahlung einer Ausstattung ausreichen. gC. 
sen sonstigen Verbindlichkeiten gehören auch <**naCji 
s e t z 1 i c h e n Unterhaltspflichten. Diese gehen 
den Ausstattungsansprüchen vor. f ) , j(L,

Für die Entsch. über den Unterhaltsanspruch Jalung
der geschiedenen Frau des bekl. Bauern R-, aUl zunäctis* 
einer Unterhaltsrente von monatlich 40 g ^ e -
die Frage zu prüfen, ob das Ausstattungsgeld de 
ster des Bekl. dem gesetzlichen Unterhaltsanspr**
Kl. vorgeht und ihm somit entgegengesetzt wer yt,
oder ob es hinter diesem Ansprüche zurückzu* a*1'
wenn die Mittel des Hofes zur Befriedigung ** 
Sprüche nicht zulangen. Bereits eine Prüfung die (t. 
läfU nhor Hf»n F.inwflnH Hps Rpkl. als unbegiläßt aber 
scheinen. eines

Nach § 30 Abs. 2 REG sollen die 
verstorbenen Bauern, die Miterben oder pfj'cllt weit ' 
tigt sind, eine Ausstattung vom Hofe erhalten. ¡j 
Mittel des Hofes dies gestatten; wird ein Hot g0 gilt 
trag von einem Anerbenberechtigten übernomn* > f #  
das Entsprechende für solche Abkömmlinge) „«¡chtte*.,
des Todes des Übergebers Miterben oder 1 ¡s| da— prucn

’Zah'guflg,
zur

berechtigt sein würden. Der Ausstattungsanspr
nach nur insoweit gegeben, als bei Berücksicn ■ 
sonstigen Verbindlichkeiten die Mittel des Hot 
lung einer Ausstattung ausreichen. Zu den gSgel“f_ 
keiten, auf die bei der Bemessung des Aussig |  s e t
Rücksicht zu nehmen ist, gehören auch di . | uerik f n 
l i ehen  U n t e r h a l t s p f l i c h t e n  des Jung 
den Hof übernimmt und das Ausstattungsg0 1 „  ergU’ zeigen»

sie nicht die Erfüllung gesetzlicher UMer..^ s

hat. Denn, wie die folgenden Erwägungen /.ta((utig» ,m  
sich zunächst schon aus der Natur der Aus ,, „„s0ruc) •erhaltsaüSP/^
vereiteln darf. Das Wesen der Ausstattung *. (turjg, -, 
BGB. näher bestimmt; der Begriff der Au®, rselbe„yfj, 
§ 30 Abs. 2 REG gebraucht, ist grundsätzlich *, ^  gu
V og e l s ,  „REG 1937“, § 30 Anm. 23), so daß £ AusS  ̂
zur Auslegung herangezogen werden kanrn  ̂ unabhäM 
tung ist demgemäß eine Zuwendung, ü*e. Tkücj{sictit 
von gesetzlichen Unterhaltspflichten — ***** . f selb®* JÖ- 
die Verheiratung oder auf die Erlangung e prba Ls’ 
digen Lebensstellung zur Begründung oder w;rd. I**5̂  1 
der Lebensstellung des Empfängers gegeben ‘ „
geht der Ausstattungsanspruch, der gem ai *> (¡be* 
REG dem Abkömmling eines Bauern zus »ĵ gs * jo 
gesetzlichen Unterhaltsanspruch des Ab« ,z deS Lg 
aus, wie ein Vergleich mit dem ersten A ^kö^lLje' 
ergibt: Abs. 1 gewährt dem minderjährige** und ** ¿je 
einen angemessenen Anspruch auf Untern . g H0'eS0()ef 
liung ohne Rücksicht darauf, ob die Mitte jaSse**
Gewährung von Unterhalt und Erziehung Abs- *  m V 
nicht; ebenso steht dem Abkömmling **a ,je jes 
Rücksicht auf die Erträgnisse des Ho® 
flucht zu, wenn er unverschuldet in Not “ hen^Lß ¿>e 
§ 30 REG aber gewährt einen we i t e r  g pajj| da 
spruch auf Ausstattung, jedoch nur für “
Mittel des Hofes dies gestatten. Es wU,1+Qßreche*1' 
und kann nicht dem Sinne des Gesetzes  ̂̂ snrltCh, de.^ge- 
ein Abkömmling durch einen 
seine

DKommung auren einen solchen An 1■ ffeht, vef
seine gesetzlichen Unterhaltsansprüche hi ‘ persoi*e% z1*' 
setzlichen Unterhaltsansprüche anderer ^  da ¡clr 
eiteln könnte; vielmehr erscheint es s* " A e  Berllg}chef'

.11n /vapoItIi/'Röti T TfifprfinItSSllSp ■nächst die gesetzlichen Unterhaltsansp dig**°/e H°' 
tigung finden, und erst, wenn deren Be ^  de 
gestellt erscheint, aus den verbleibenden U**f .¡g A**,
die Ausstattung bestritten w*rd- w;e für rö a*|,
ansprüche der Kinder des Bauern, eben ^  &
spräche des überlebenden Ehegatten „V'folgt 
Einräumung eines Altenteils (§31 ^ olu.- p ,
gebnis schon daraus, daß solche An P ĵ j0fes ?,c|)e,<L 
ficht auf die wirtschaftliche Lage des.n^prüc* Vef 
stehung gelangen. Aber auch für Unter!«* hjj t9 
bei Gefährdung des angemessenen Un gritscn Q^ o  
pflichteten in Fortfall kommen, kann ist es el° 
nicht anders ausfallen; denn auch hier

eilt'
oh**e; p t
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t s a w  .daf? zunächst die gesetzlichen Unterhalts- 
Sehendf>ne (be'riedigt werden, bevor die darüber hinaus- 
zum 7, n *amhienrechtlichen Ansprüche aui Ausstattung û Z Uge gelangen.

vndr? ,,g.leichen Ergebnis führt auch die Anwendung 
WenduntrC' * ” en de® über die Ausstattung; die An-
§30 Aht o Dcldass'®'’ wed es s ĉ^’ w'e ausgeiührt, im 
Äussbtt,' “ , G grundsätzlich um denselben Begriff der 
mit denUVg handeIt- Wie aus §1624 BGB. in Verbindung 
ist, 2"iit Vorscbriften über die Schenkung zu entnehmen 

V°m ^ ater oder von der Mutter einem Kinde 
den um..e e, Ausstattung als Schenkung, wenn sie das 
Vaters 0(i a,1jen’ *nsbes. den Vermögensverhältnissen des 
Utlenteeitr r. der Mutter entsprechende Maß übersteigt und 
Anerbenh!Ch ,gewährt wird. Verpflichtet sich aber ein 
ii*)ernimimreCltlgter’ der e'nen Erbhof durch Vertrag 
Abs, 2 ppo2Ur Zahlung einer Ausstattung gemäß § 30 
Xaters oris 5° *r’b er dabei lediglich an die Stelle des 
dieser 7au,r der Mutter. Das Gesetz verpflichtet ihn zu 
tung ,we>l der Abkömmling, dem die Ausstat-
^chfossen • ,Wlrd> von der Erbfolge in den Erbhof aus- 
I0r der H k ’ aber es bleibt doch dieselbe Leistung, die 
, chtsnfi;ru, er?a^me des Hofes von den Eltern ohne 
konnte a“ .er auf Grund einer Sitte gewährt werden 
«ch, dan j.  £̂ gewährt zu werden pflegt; so erklärt 
“ 30 At>s ?al p 'e Ausstattung, die der Übernehmer nach 
2ahltes Aiieci * zu 'eis*en hat, ein von den Eltern ge- 
n § 1624 iip ,!unSsRcld anzurechnen ist. Der Grundsatz 
U'JernehmP, ' knde* somit auf die Ausstattung, die der 
'f^dutiw HJ lnes Hofes gewährt, mit der Maßgabe An- 
fer Übernpk an d‘e Stelle des Vaters oder der Mutter 
?hältni« Ä  Eine Beurteilung der „Vermögens- 

i ^Sichtimm'' j  des § 1624 BGB. aber erfordert die Be- 
nr'laltspiii(.|lig der Schulden, insbes. der gesetzlichen Un- 
,, !erhaltsnni«2'i Gefährdet eine Ausstattung gesetzliche 

c , n> so übersteigt sie das den Vermögens- 
ern sie i,.™,1̂P/echende Maß und gilt als Schenkung, 

.^Prechen *:n £e“ lich gewährt wird; ein Ausstattungs- 
Pß. demenkn âs solche Gefährdung befürchten läßt, stellt 
n« i l^ng einLeCh,e"d als Schenkungsversprechen dar. Die 
»!iĈ §519 au s, chen Schenkungsversprechens aber kann 
l legten V **» -1 BGB. bei Vorliegen der dort nieder- 
Ü ? geht hen;r,SS j un^en verweigert werden. Auch dar- 
A,hen UntprUon’ daß zunächst die Erfüllung der gesetz- 
D=kSta«unasan *SpflliChten s‘cherzustellen ist, bevor ein 

pflegen J E "*  gehend gemacht werden kann. 
L|.gsgeldes nn.i in  rwe‘se bei Bemessung des Ausstat- 
Ve-fPfrlchten ' rill  ̂ Abs- 2 PEG die gesetzlichen Unter- 
dPn;rag oder fI u Jungbauern, auf den der Hof durch 
tW’ das Aiko*«** ang übergeht, berücksichtigt zu wer- 
A„. . °f sownM u.n£sgeld muß so bemessen werden, daß 
IteinS ahuno-Srr.,,. iwe Unterhaltspflichten, als auch das 
hah^yntersciiiß iaU zußrin81en vermag. Es kann aber 
^Pflicht 2Ur 7 . ausmachen, ob eine gesetzliche Unter- 
8p*jaSi oder oh 5* des Ausstattungsversprechens bereits 
stellt Zur Fnfstou ~  wie 'm vorl. Rechtsstreit — erst 
ein» es dem uu„ Sdangte. Denn im letzteren Falle 
W nderWeitW * ei  frei> gemäß §'j6 Abs. 3 EHRV 
Um a'ragen, w„.,n Festsetzung des Ausstattungsgeldes zu 
tünrr~OWohl der n d!e Achtel des Flofes nicht ausreichen, 

i  Ver8prechenUn e,rhaltsPnicht als auch dem Ausstat- 
0F“r den I, "achzukommen.

e ‘ z e s der Kl. hat der Bekl. aber k r a f t
ielt<?n,dten der tri r / ^ a!l»,grundsatzlicl1 noch vor den 
2ektS.ch um o,„.. ' (§71 EheG.) — einzustehen. Es han-

l ^ n g  1941 H eft 10/11]

*ht dargelecrtß6 ? e * z 1 i c h e Unterhaltspflicht. Somit 
e r l,v°n m o 3 :. ,Al]!Pruch der Kl. auf Zahlung einer

usstattungsansj
„.. jf', “ oi eine mrvff Z V ' ,vul> u- n- Dei Prüfung der Frage, 
H w , Zu tragen vprthche Unterhaltsrente von 40 ,'R.M für 

l r . er des^ßon muß das Ausstattungsgeld der
(°Lq, Kass Bek)- außer Ansatz bleiben.

At,m aSSe1’ Urt‘ v‘ 26‘ Juni 1940, 3 U 41/40.) [R.]

y rled gipfelt in der rechtsgrundsätz- 
V°rm m Palle dßn, d,a gesetzliche Unterhaltsansprüche 
< V en- Uas o t r  Aus.stattungsanspruch aus §30 REG 

aus der Nnu ' n]emt’ dieser Rechtssatz ergebe sich 
IUr der Ausstattung, und es begründet

der
%
die

?r iu VOn m o n ^ ^ ^ P ™ «  der Kl. auf Zahlung einer 
b ripj,bester dec r i dem Ausstattungsanspruch

R Ho{ eine mon tu ',vor’ d- h- bei Prüfung der Frage,

diese Ableitung mit dem Vergleich der Vorschriften in 
Abs. 1 und Abs. 2 des §30 REG. Ergänzend stützt es sein 
Ergebnis auf § 1624 BGB., den es für anwendbar hält, 
weil es sich in §30 REG grundsätzlich um denselben Be­
griff der Ausstattung handelt wie in jener Vorschrift des 
allgemeinen Familienrechts.

Ich glaube nicht,, daß das OLG. mit der in den Vor­
dergrund gestellten Begründung der Sachlage gerecht 
wird. Das Urteil will bei der Anwendung des §30 REG 
den uneingeschränkten Vorrang des Unterhalts- und Er­
ziehungsanspruchs vor dem Ausstattungsanspruch schon 
daraus ableiten, daß jener nach dem Gesetzes Wortlaut 
nicht an die Voraussetzung des Abs. 2 geknüpft sei, der 
eine Ausstattung nur zubilligt, „soweit die Mittel des 
Hofes dies gestatten“ . Ich habe Bedenken, der unterschied­
lichen Wortfassung der Abs. 1 und 2 eine solche Tragweite 
zuzuerkennen. Man darf m. E. nicht außer acht lassen, 
daß Abs. 1 den Unterhalts- und Erziehungsanspruch auf 
dem Hofe durch das Wort „angemessen“ näher um­
schreibt und daß auch die Einschränkung in Abs. 2 „so­
weit die Mittel des Hofes dies gestatten“ zunächst nicht 
als eine zusätzliche Voraussetzung für die Anspruchsent­
stehung verstanden werden darf, vielmehr nur als eine 
dem „angemessen“ des Abs. 1 entsprechende Kennzeich­
nung des Ausmaßes, in dem die Ausstattung zu gewähren 
ist. Daß diese Auslegung der Absicht des Gesetzes ent­
spricht (§56 REG), scheint mir nach der Fassung der 
Grundgedanken im Gesetzesvorspruch nicht bestreitbar. 
Dort heißt es schlicht und nur auf das Maß hindeutend, 
aber ohne Einschränkung in den Voraussetzungen: „Nicht 
als Anerben berufene Abkömmlinge erhalten eine den 
Kräften des Hofes entsprechende Berufsausbildung und 
Ausstattung“ . Allein dieser Ausgangspunkt wird m. E. 
dem Sinn der ganzen Ordnung gerecht. Man darf niemals 
übersehen, daß die den weichenden Erben in §30 REG 
gewährten Rechte, zu denen der Ausstattungsanspruch ge­
nau so gehört wie der besondere erbhofrechtliche Unter­
halts-, Erziehungs- und Ausbildungsanspruch, einen Aus­
gleich für die in Ansehung des Hofes fortgefallenen Mit­
erben- und Pflichtteilsansprüche darstellen. Gewiß kann im 
Einzelfall die Sachlage so sein, daß die Mittel des Erb­
hofs die Zuwendung einer Ausstattung nicht gestatten. 
Derartige, durch zeitliche besondere Verhältnisse bedingte 
Tatbestände bilden aber Ausnahmefälle, die an der grund­
sätzlichen Gleichrangigkeit von Unterhalts- und Ausstat­
tungsanspruch nichts zu ändern vermögen. Von hier aus 
aber kann es entgegen der Ansicht des OLG. im Einzel­
fall durchaus zweifelhaft sein, ob es der Billigkeit wider­
spricht, daß ein gesetzlicher Unterhaltsanspruch durch 
einen derartigen Ausstattungsanspruch vereitelt wird. Mit 
der Feststellung, daß der Ausstattungsanspruch über den 
gesetzlichen Unterhaltsanspruch hinausgeht, scheint mir 
auf dem gekennzeichneten Hintergrund für eine allgemeine 
Beurteilung der Billigkeitsfrage jedenfalls nichts Entschei­
dendes gewonnen. Es lassen sich sehr wohl Fälle denken, 
bei denen, wenn vielleicht auch nicht der völlige Fortfall, 
so doch eine umfangmäßige Beschränkung der für den 
Unterhalt und die Erziehung eines Kindes aufzuwenden­
den Mittel durchaus üblich und nach bäuerlichem Den­
ken auch billig ist, wenn die durch die Verheiratung oder 
die wirtschaftliche Verselbständigung eines anderen Kin­
des nötig gewordene Ausstattung dies erzwingt. Der im 
bäuerlichen Leben hundertfach wiederkehrende Tatbestand, 
daß ein bei einem Kinde auftretendes Ausstattungsbedürl- 
nis zu einer vorübergehenden, mitunter gar bleibenden 
Beschränkung der Mittel führt, die für Unterhalt und Er­
ziehung der anderen Kinder aufgewandt werden können, 
ist der sicherste Beweis dafür, daß das Bauerntum in 
dieser Bescheidung nichts unbedingt Unbilliges sieht. Die 
existenzvermittelnde“ Ausstattung hat seit je im bäuer­

lichen Leben einen so starken Vorrang, daß ich keinen 
Grund sehe, weshalb die Rechtsordnung ihr diese Stellung 
verwehren sollte. Die Fälle, in denen ein Kind des Bauern 
auf diesem Wege den Zugang zu einer für die Volks­
gemeinschaft wertvolleren Lebensstellung findet, während 
seine Geschwister sich mit einer bescheideneren Aufgabe 
begnügen müssen, sind derart zahlreich, daß m. E. nur ein 
unbäuerliches, gleichmachendes Denken lediglich oder doch 
vorwiegend die Benachteiligung der anderen Kinder des 
Bauern dabei sieht und hier geneigt ist, von einer Unbil-
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ligkeit zu sprechen, wo die natürlichere Blickstellung des 
Bauern nur eine zwar harte, aber als selbstverstärtdlich 
hingenommene Folgerung aus den begrenzten wirtschaft­
lichen Möglichkeiten des Hofes sieht.

Aus der Natur des Ausstattungsanspruches läßt sich für 
die vom OLG. getroffene Entsch. hiernach m. E. nichts 
ableiten. Ebenso anfechtbar erscheint mir aber auch die 
Begründung, die das OLG. im Anschluß an § 1624 BGB. 
gibt. Allerdings ist der Begriff der Ausstattung in §30 
REG grundsätzlich der gleiche wie der des geltenden 
Familienrechts. Mit dem vorstehenden Urteil mag man 
deshalb auch die Anwendung des in § 1624 Abs. 1 BGB. 
enthaltenen Rechtssatzes noch für gerechtfertigt ansehen, 
der das Wesen der familienrechtlichen Ausstattung dahin 
festlegt, daß sie insoweit als Schenkung zu behandeln ist, 
als sie das den Umständen, insbes. den Vermögensverhält- 
nissen entsprechende Maß übersteigt und unentgeltlich ge­
währt wird. Die Frage, ob jede einen gesetzlichen Unter­
haltsanspruch gefährdende Ausstattung damit die Ver- 
mögensverhältmsse des Verpflichteten übersteigt, ist hier­
mit aber noch nicht beantwortet. Nach den voraus­
geschickten Erwägungen über das Verhältnis der erbhof­
rechtlichen Ausstattungs- und Unterhaltspflicht braucht 
das keineswegs immer der Fall zu sein. Daß bei der Be­
messung der Ausstattung nach § 30 Abs. 2 REG, wie das 
OLG. zutreffend hervorhebt, die gesetzlichen Unterhalts­
pflichten des Bauern berücksichtigt zu werden pflegen, 
spricht keinesfalls dagegen; denn einmal beruht diese dem 
Genehmigungsverfahren nach § 37 Abs. 3 REG eigentüm­
liche Übung auf der tatsächlichen Annahme eines nicht 
von der Regel abweichenden Ablaufs des Falles und zwei­
tens ermöglicht es §36 EHRV, auch noch nachträglich 
eine Anpassung an eintretende Änderungen des Sachver­
halts vorzunehmen.

Die für die vorstehende Entsch. ausschlaggebende Frage 
läßt sich m. E. überhaupt nicht aus einer vergleichenden 
Würdigung eines Ausstattungs- und irgendeines gesetz­
lichen Unterhaltsanspruches entnehmen. Man wird dem 
Tatbestand wohl nur gerecht, wenn man die Frage des 
Rangverhältnisses der in §30 REG behandelten bauern­
rechtlichen Ansprüche untereinander völlig beiseiteläßt 
und die Erörterung auf die für den vorl. Sachverhalt allein 
wesentliche Frage beschränkt, ob der im Eherecht wur­
zelnde Unterhaltsanspruch der geschiedenen Bäuerin einer 
erbhofrechtlichen Ausstattungspflicht des verpflichteten 
Bauern weichen muß. Diese Frage wird in Anknüpfung 
an §§ 1624, 519 BGB. mit dem vorstehenden Urteil für 
den Regelfall allerdings zu verneinen sein. Die erbhof­
rechtliche Ausstattung hat als Ausgleich für die fortgefal­
lene erbrechtliche Beteiligung am Nachlaß allerdings nicht 
mehr den Charakter einer der Sitte entsprechenden frei­
willigen Zuwendung; dem Berechtigten steht vielmehr ein 
im Gesetz verankerter Anspruch auf die Ausstattung zu. 
Gleichwohl wird sie im allgemeinen doch das „den Um­
ständen entsprechende Maß übersteigen“ , soweit sie den 
Unterhaltsanspruch des schuldlos geschiedenen Ehegatten 
zunichte macht. Das ist aber nicht die Folge einer im 
Gesetz festgelegten oder aus der Natur der Ausstattung 
sich ergebenden Zweitrangigkeit gegenüber gesetzlichen 
Unterhaltsansprüchen überhaupt, vielmehr das Ergebnis 
einer verständigen Würdigung der Umstände des Falles, 
zu der §1624 zwingt. Daß die Sachlage im Einzelfall zu 
einer abweichenden Stellungnahme jedenfalls insofern 
zwingen kann, als man dem Unterhaltsanspruch des ge­
schiedenen Ehegatten den erbhofrechtlichen Ausstattungs­
anspruch nicht völlig opfert, halte ich durchaus für 
möglich.

ErbhGerR. im RJM. Dr. Hopp ,  Berlin.
*

17. KG. -  §2100 BGB.; §§24, 57 REG.
1. Bestimmt ein Erblasser, daß seine Witwe die Nutz­

nießung seines Nachlasses haben und befugt sein solle, 
über Nachlaßgegenstände zu verfügen, während der Nach­
laß nach dem Tode der Witwe auf Verwandte übergehen 
soll, so liegt darin regelmäßig die Anordnung einer Vor- 
und Nacherbschaft.

2. Daß der von dem Erblasser mit einer letztwilligen 
Verfügung bezweckte Erfolg infolge des nachträglichen 
Inkrafttretens des REG. nicht erreicht werden kann, muß

[Deutsches Recht, Wochenausga^

bei der Auslegung der Verfügung unberücksichtigt b ^  
wenn dieser Erfolg mit den Zwecken des Gesetz 
im Einklang stehen würde.

Am 24. März 1932 ist der Rentner Wilhelm M. a* J j ,  der 
tümer einer landwirtschaftlichen Besitzung, die n 
rechtskräftigen Feststellung des AEG die sachhich1e ¡¿tu
schäften eines Erbhofes besitzt, gestorben. Ein , jau- 
am 14. April 1918 eigenhändig errichtetes Testam * erjn 
tet: „Ich bestimme meine Frau zur alleinigen Nm „¡e, ¡m 
meiner gesamten Hinterlassenschaft mit dem K sollte 
Falle eines Bedürfnisses Grundstücke zu veräutLebe" 
mein im Kriege gefallen gemeldeter Sohn noch grbe. 
sein, so ist dieser Nacherbe meiner Frau und m 
Weilt mein Sohn nicht mehr unter den Lebenden, grben
meine und meiner Frau Geschwister oder oer 
unsere Hinterlassenschaften.“ Nachlal?'

Die überlebende Witwe erwirkte bei dem wje die 
gericlit einen Erbschein, der sie als Vorerbin ” . e0 \>r 
beiderseitigen Geschwister der Eheleute als Nacn. _ ¡j,to e m e rs e iu g e u  u e s c n w is ie r  u e r  c n e ie u ic  * «/¡twe-
zeichnete. Am 21. April 1940 starb auch die rjcht 
Bruder Louis H. regte darauf bei dem Nachlauf; m

a«>

den Erbschein einzuziehen, weil nach dem 
Ehemannes M. die Geschwister der Eheleute n seien- 
erben, sondern seine unmittelbaren Erben gewi „ hoih. 'v . 
Das AG. zog den Erbschein ein, aber nur

di«
des

Uas Au. zog den trbscnein ein, aber um “  rdeH s ‘ 
er durch den Tod der Vorerbin unrichtig gê  s ne»efl 
Nunmehr beantragte Louis H. die Erteilung ® drej 0?  
Erbscheins dahin, daß Erben des Wilhelm M- QeSchwî e 
schwister des Erblassers und die drei daS Vo> 
der Ehefrau zu je Vo geworden seien, wob nicht 
handensein eines Erbhofes und eines Anerp daß 
scheinigt werden sollte. Sie sind der Ansjc >̂ o(je 
Geschwister der Eheleute M. schon FaHe e
Erblassers Erben geworden seien, in welche 
Erbhof nicht entstanden sein könnte. ,

Das Nachlaßgericht lehnte die Erteilung teüung 
Erbscheins ab, indem es bei seiner der Ä« ung 
früheren Erbscheins zugrunde liegenden A >&verbli ■
Testaments (i. S. einer Vor- und Nacherbtoig / ^  a • 
Auf eine Beschw. der Antragsteller gab daslnC<.e’s die ^/\U1 CIllC OCSU1W. UCI /L lllld g b lC lIC l —1 1 icceS
unter Aufhebung des angefochtenen Besc‘llu , zU 
Weisung, von den bisherigen Bedenken Absta

nei
'¿chefde»'W e ib u llg ,  VU Il UCll D lb lie r ig C Il DGUCUlvcii J *■ ern®''1* jiflS

und über den Erbscheinsantrag anderweit z j£aufniary  
Eine hiergegen eingelegte weitere Beschw. 2 masserS) 
Friedrich M., des einzigen Bruders des £

M’ er̂ llsJV Loft i»5f 
1

Erfolg gehabt. . ■ h jyi. ->*«
Das Beschwerderecht des genannten Frie . nsc!ia,t :~u ________ ---------Qf,.,ni<ren Eige“. , dalsich, ganz abgesehen von seiner etwaigen d» ,

Anerbe, schon daraus, daß jeder Erbe ein 
hat, daß ein auszustellender Erbschein WiederJnea 
richtig wiedergibt, mag auch die unrictn ^ r^recht e 
nur den Anschein erwecken, als ob sein ^
größeren als den wirklichen Umfang habe. v0n ^

In der Sache selbst hängt die RichtigKeir ¿ t f  .
Antragstellern begehrten Erbscheins ^av j nur Lch1' 
Witwe des Erblassers nach dem vorl. *es*( tet) Verrrlpfb' 
braucherin (auf Grund eines ihr ausges ¡t dein 
nisses) gewesen ist und daß Erben alsba ¡rt-
fall die sechs Geschwister der Eheleute g ¡ana j eä 
Denn dann würde die zu dem Nachlaß i,rafttretea fliie»
schaftliche Besitzung im Zeitpunkt onen gfüu ge'
REG im Eigentum von mehreren Pp • ¡,t ErbU,ese»> 
haben, also nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 REG erbiO ^ Hir)deÎ 
worden sein. Ist dagegen die Witwe njc|1t of*
so hat das die Entstehung eines Erbh ¿¡e im vof'
und greift nunmehr bezüglich des Erbh j^aCj,ern 
recht für den Fall des Vorhandenseins aUs
gesehene besondere Anerbenfolge ein. ,eren m grü" 

Das LG. legt das Testament in d e m * * # .  
und begründet dies mit folgenden Lrw » aI n nie»’ 
lasser habe in dem Testament sein dageg 0$e\
Erben und seine Witwe als Nutznießern,. dariach >’ fl0c#
als Vorerbin oder Erbin bezeichnet. £ seinen e 
bar“ sein Wille gewesen, in erster Li n Qes p #
lebenden Sohn und sonst <Le be“^  für be S f lf
als Erben einzusetzen, seiner Ehefrau usteflen- seine 
den lebenslänglichen Nießbrauch ¡s[acherb d»»1,
der Erblasser seinen Sohn zugleich a könne..cü de 
Frau und als seinen Erben bezeichne, prbe 11 
„offenbar“ nur gemeint haben, dais s
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lano-p seiner Frau in den vollen Genuß der Erbschaft ge- 
zwu i  und dann die Erbschaft unbeschwert von dem in- 
sej a, terL erledigten Nießbrauch besitzen sollte. Hierbei 
erb 7, den laienhaften Gebrauch des Ausdrucks „Nach- 
NieRKkein Gewicht zu legen. Dafür, daß die Witwe nur 
nur • Up"er'n habe sein sollen, spreche ferner, daß sie 
Gr,.'?1 Falle eines Bedürfnisses zur Veräußerung von 
lUn i’ucken habe berechtigt sein sollen. — Diese Stel- 
beanc?htT!e 's* ‘n a"en wesentlichen Punkten rechtlich zu 
Erbi tanden- Das LG. legt zunächst Wert auf die vom 
seits SSCJ Stählten Bezeichnungen für seinen Sohn einer- 
etitop„ Ur se‘ne Witwe andererseits. Damit haftet es 
Ausrir^ dem § 133 BGB. am buchstäblichen Sinne des 
blick g f P er Erblasser ist sich, wie das LG. im Hin- 
seinerp Bezeichnung des Sohnes als „Nacherben“ 
Becjei|f rau selbst anerkennen muß, über die rechtliche 
gewes„Utl£ der von ihm verwendeten Ausdrücke nicht klar 
„Nlut-, i1’ w°bei hervorgehoben sei, daß der Ausdruck 
brauch - un£“ e’nen rechtsgeschäftlich bestellten Nieß- 
.ewä >m Gesetz nicht einmal verwendet wird. Aus den 
bchliwl611 Bezeichnungen lassen sich daher keine weiteren 
V?etln ® auf den wirklichen Willen des Erblassers ziehen, 
der LG. es gleichwohl für offenbar erachtet, daß
schilp ,er se'nen Sohn oder die beiderseitigen Ge­
er Sej r v t  unmittelbare Erben habe einsetzen und daß 
zu\venH0r Lhefrau nur ein Nießbrauchsvermächtnis habe 
lage >,n Wollen, so fehlt hierfür die tatsächliche Grund­
nut der S1 weniger ist anzuerkennen, daß der Erblasser 
Frau Unff'ezeichnung seines Sohnes als Nacherben seiner 
¡laben Jr a s se*nes Erben offenbar nur dasselbe gemeint 
bann ; fn?‘ P aß er einen anderen Willen gehabt haben 
Unklaren \v/be’ dem vom juristischen Standpunkt aus ganz 
Endlich des Testaments gar nicht zu bezweifeln.
.echtsirrt aucß der letzte Auslegungsgrund des LG. von 

die BesrUUin,'3ee‘n^u^L Es ist nicht ersichtlich, inwiefern 
*Ur Verä/fi unS der der Witwe erteilten Ermächtigung 
jliirjnisgê  fer.un8 .von Grundstücken auf den Fall eines Be- 
'br nur dp x  ̂ die Absicht des Erblassers sprechen soll, 
EQ. geht ,n. Nießbrauch an dem Nachlaß zuzuwenden. Das 

,rerbe • r anscheinend von der Annahme aus, daß ein 
Uiüssp r, e'ne s° lche Befugnis uneingeschränkt haben 
hchtjg uas ware aber nach §§ 2113 Abs. 1, 2136 BGB. un­

edlen fe iS,tellung dieser für die Entsch. des LG. ursäch- reK(„_ rechts- -7S(arnent'nt-SVers.t®^e versetzt den Senat in die Lage, das 
■ .'Oftlaut« ln . eigener tatsächlicher Würdigung seines 
jUisfändp s°wie der sonst dafür in Betracht kommenden 
^û assiin„Sj S * auszulegen. Das führt zur Billigung der 

Hat de 68 Nachlaßgerichts. 
p'are Vorst^u '̂asser sê st, wie bereits dargelegt ist, keine 
v Piten u5i« von den verschiedenen rechtlichen Mög- 
i!rSücht J r , estaltung seiner Erbfolge gehabt, so muß 

er Wii»er ■ ’ festzustellen, wie er sich die Stellung 
hat Nachlaß einefseits .sowie der später in den Genuß 
en • nd wp,Sf S *re,etl(len Personen andererseits gedacht 
Uhucbl- Von r  rechtliche Gestaltung dem am besten ent- 
h. denkliru ie3em Gesichtspunkt aus ist dem Testament 

dip*\iZU ^loehinen, daß die Witwe für ihre Le­
hn ba'le eitip^n Un.gen. des Nachlasses ziehen und daß sie 
\v.naen. pj . Bedürfnisses Grundstücke sollte veräußern
1 .^5 .1 ist Zllirlpipll atillc t̂iuroirrana rtoeonrt Haß Uio

recht die bei- 
erst nach dem

¡LYwe den" N lsi, zußleich stillschweigend gesagt, daß die 
$omen diectp aß ordnungsmäßig verwalten und im 
dp* e ver(iw*„r .Verwaltung über bewegliche Gegenstände 
T>%en n ^nnen. D«  Sohn und erst — ■* "  ' 
iSl e der \y/?fscLw*ster der Eheleute sollten 
dû phon 'we in den Genuß des Nachlasses treten. Es 
brrdi die a ni evla >̂ ein solcher Wille des Erblassers 
den bsvermä ip • e‘nes der Witwe ausgesetzten Nieß- 
te zu UnmiH iLnisses und der Berufung anderer Perso- 
eiiip Man r.en Erben überhaupt zu verwirklichen
C S  Rießhro5 i dann annehmen, daß der Witwe die mit \?r Vp-* -U°rauch epn*i _:.l. ..._t__j__c___.. . .•___sons* nicht verbundene Ermächtigung 

über Grundstücke ebenfalls im Wege einesn[nisspe -p , ^L*uuoiui.ia- cueinans im wege eines 
™  VX allprri- er . worden wäre. Etwas derartiges hat 
VP Nr. 1684 mgS,lm Urteil vom 28. Nov. 1907 (RGWarn.

8etu Die rechtliche Möglichkeit eines 
Recht o11! sichern Inhalt wird aber für das gel- 

Ab« § los *1 ^chrifttum bestritten (vgl. K i p p ,  „Erb- 
8>3) «nd jAnnt l ;  P l a nc k ,  „BGB?, § 1939 Anm.2

nach der Ansicht des Senats mindestens

zweifelhaft. Die Frage bedarf hier keiner Entsch. Auf 
jeden Fall ist die Verbindung eines bloßen Nießbrauchs 
mit dem Rechte des Nießbrauchers, zum eigenen Nutzen 
sogar über Grundstücke zu verfügen, sehr ungewöhnlich. 
Das BGB. stellt für die Verwirklichung eines Willens, wie 
er hier vom Erblasser geäußert worden ist, in erster Linie 
die eingehend geregelte Rechtseinrichtung der Vor- und 
Nacherbfolge zur Verfügung. Bei deren Annahme ergeben 
sich ohne weiteres die vom Erblasser im einzelnen ge­
wünschten rechtlichen Wirkungen: Die Witwe hatte, ohne 
daß ihr. erst von den Erben ein rechtsgeschäftlicher Nieß­
brauch an allen einzelnen Nachlaßgegenständen (an Grund­
stücken durch Einigung und Eintragung im Grundbuch) 
bestellt zu werden brauchte, das Recht der Nutznießung 
und der Verwaltung des Nachlasses. Sie hatte auf Grund 
einer entsprechenden Befreiung von der beschränkenden 
Vorschrift des § 2113 Abs. 1 (§ 2136) BGB. unbedenklich 
das Recht, im Falle eines Bedürfnisses Grundstücke zu 
veräußern, und konnte sich darüber durch einen Erbschein, 
in welchen eine Angabe über dieses Recht aufzunehmen 
gewesen wäre (vgl. KGJ. 44, 77 und Backs ,  „Testamen­
tarische Beschränkungen“ : PFG. 1940, 49, 50) ausweisen. 
Andererseits gelangten mit dem Tode der Witwe der Sohn 
oder die beiderseitigen Geschwister der Eheleute in den 
endgültigen Besitz und Genuß der Erbschaft. Es ist nicht 
ersichtlich, daß und weshalb der Erblasser irgendeine 
Rechtsfolge, die zur Zeit der Testamentserrichtung von 
dem Eintritt einer Vor- und Nacherbfolge zu erwarten 
war, nicht gewollt haben sollte. Unter allen Umständen ist 
aber anzunehmen, daß eine Vor- und Nacherbfolge eher 
im Willen des Erblassers gelegen hat als ein Nießbrauch 
in der ganz ungewöhnlichen, ja sogar ihrer rechtlichen 
Zulässigkeit nach zweifelhaften Verbindung mit einem 
Recht des Nießbrauchers zur Verfügung über nichtver­
brauchbare Nachlaßgegenstände, insbes. über Grundstücke.

Nun wird freilich der Wille des Erblassers, nach dem 
Tode seiner Frau die beiderseitigen Geschwister zu glei­
chen Teilen in den Besitz des Nachlasses gelangen zu 
lassen, durch das nachträgliche Inkrafttreten des REG ge­
rade bei der Annahme einer Vor- und Nacherbschaft ver­
eitelt, während er sich bei Annahme eines bloßen Nieß­
brauchsvermächtnisses durchführen ließe. Das muß aber, 
wie schon das LG. zutreffend ausgeführt hat, bei der Aus­
legung des Testaments grundsätzlich außer Betracht blei­
ben. Das REG will nach Möglichkeit alle landwirtschaft­
lichen Besitzungen erfassen, die den sachlichen Anforde­
rungen an einen Erbhof entsprechen, und beschränkt sich 
nur selbst in Ansehung solcher Besitzungen, deren Eigen­
tümer gewissen unerläßlichen Anforderungen nicht ge­
nügt. Dazu gehört, daß das Eigentum einer einzigen Per­
son zusteht. Es würde aber dem Sinn und dem Zweck 
dieser Beschränkung widersprechen, wollte man das Testa­
ment, das im Zeitpunkt seiner Errichtung als Einsetzung 
eines Alleinerben (wenn auch nur eines alleinigen Vor­
erben) auszulegen war, nachträglich als Einsetzung meh­
rerer Personen ansehen, lediglich um damit die Anwen­
dung des REG zu vermeiden. Eine Absicht 4es Erblassers, 
seine Besitzung der Anwendung des REG zu entziehen, 
darf, wenn sie — wie hier — nicht vorhanden gewesen 
ist, keinesfalls unterstellt werden.

Wie die Witwe das Testament ihres Mannes (zu ver­
schiedenen Zeiten angeblich verschieden) ausgelegt hat 
und wie die sonstigen Beteiligten es früher ausgelegt 
haben oder jetzt auslegen, ist bedeutungslos, da sie von 
dem allein maßgebenden Willen des Erblassers bei seiner 
eigenen Unklarheit über die rechtliche Bedeutung seiner 
Verfügung nicht mehr wissen und wissen können, als sich 
aus dem Wortlaut des Tesiaments ohnehin schon ergibt.

Der beantragte Erbschein kann hiernach, wie das Nach­
laßgericht mit Recht angenommen hat, gemäß § 15 Abs. 1 
EHRV ohne die Aufführung des Anerben nicht erteilt 
werden.

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 9. Jan. 1941, 1 Wx 592/40.)
*

18. LG. — Grundstücke, welche bisher nicht zum Erb­
hof gehörten, fallen in den Nachlaß, wenn der Eigentümer 
stirbt, bevor der Obergabevertrag genehmigt ist, durch 
den ihm der Erbhof übergeben wurde, f )

Durch Übergabevertrag v. 27. April 1939 übergab die
75*



596 Rechtsprechung [Deutsches Recht, W ochenausg^

Bäuerin Anna P. ihren Erbhof ihrem Sohn Ludwig P. 
Dieser starb am 17. Juli 1939. Das AnerbG. genehmigte 
am 12. Okt. 1939 den Übergabevertrag. Ludwig P. wurde 
von seiner Witwe zu V4 und seiner minderjährigen Toch­
ter zu S/V beerbt. Diese ist die Anerbin des {unterlassenen 
Erbhofes. Am 8. Juni 1940 wurde sie als Eigentümerin 
des Erbhofes im Grundbuch eingetragen.

Ludwig P. hatte 1929 und 1934 je ein Grundstück er­
worben. Er ist im Grundbuch noch als der Eigentümer 
eingetragen. Das AEG verfügte am 29. April 1940 die 
Eintragung dieser Grundstücke in die Erbhöferolle und 
ersuchte das GBA., den Erbhofvermerk bei diesen Grund­
stücken einzutragen. Das GBA. beanstandete in seiner 
Zwischenverfügung v. 14. Juni 1940 das Eintragungsersu­
chen des AEG. Die beiden Grundstücke hätten zur Zeit 
des Todes des Ludwig P. nicht zum Erbhof gehört und 
seien auch heute noch nicht Erbhofgrundstücke. Der Erb­
hofvermerk könne erst eingetragen werden, wenn die 
Grundstücke bei der Auseinandersetzung des Nachlasses 
des Ludwig P. dessen Tochter als seiner Anerbin zu­
geteilt und aufgelassen seien, und wenn diese als Eigen­
tümerin der Grundstücke eingetragen sei.

Das AEG legte Beschw. ein. Das GBA. habe nicht 
das Recht zu prüfen, ob das Eintragungsersuchen sach­
lich richtig sei. Die anerbengerichtliche Genehmigung 
wirke zurück auf den Zeitpunkt des Abschlusses des Über­
gabevertrages. Folglich sei der übrige Grundbesitz des 
Ludwig P. dem Erbhof zugewachsen und habe dessen 
ferneres Schicksal geteilt.

Nach § 15 der AllgVerf. des RJustM. v. 16. Jan. 1937 
(DJ. 1937, 95) steht der Umstand, daß der Eigentümer 
noch nicht im Grundbuch eingetragen ist, der Eintra­
gung des Erbhofvermerkes nicht entgegen. Die Eintra­
gung des Erbhofvermerkes setzt demnach nicht die vor­
herige Eintragung des Bauern als Eigentümer des Erb­
hofes voraus. Man könnte daraus schließen, daß das GBA. 
den Erbhofvermerk ohne Nachprüfung der Richtigkeit des 
Ersuchens des AEG hätte eintragen müssen und die 
Beschw. begründet wäre. Das ist aber aus folgenden 
Gründen nicht der Fall.

Die anerbengerichtliche Genehmigung eines Veräuße­
rungsvertrages über einen Erbhof wirkt zurück auf den 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses (Voge l s ,  „REHG“,
4. Auf!., S. 488 und 892; S i e f e r t , „Erbhofrecht“, 2. Auil.,
5. 156). Ist wie im vorl. Fall die Auflassung erklärt und 
nach dem Tode des Erwerbers der Veräußerungsvertrag 
genehmigt und darauf der Eigentumsübergang eingetra­
gen, „so wird es so angesehen, als wenn der Erwerber 
noch vor seinem Tode Eigentümer des Hofes geworden 
wäre; der Hof fällt demnach nicht an die Gemeinschaft 
der Erben des Erwerbers, sondern an den Anerben des 
Erwerbers“ (Voge l s  ebenda S. 487). Das Ergebnis im 
vorl. Fall ist demnach, daß Ludwig P. als Eigentümer 
des Erbhofes geworden gilt, noch bevor er starb, und daß 
der Erbhof auf seine Tochter als seine Anerbin übergegan­
gen ist. Bevor jedoch diese Rechtswirkung eintrat, waren 
seine beiden Grundstücke, welche nicht zum Erbhof ge­
hörten, kraft Gesetzes wie sein übriger Nachlaß auf seine 
Witwe und seine Tochter in Erbengemeinschaft über­
gegangen.

Die Frage ist, ob die Rechte der Witwe und der Toch­
ter am Nachlaß, zu dem die Grundstücke gehören, durch 
die rückwirkende Kraft der anerbengerichtlichen Geneh­
migung des Übergabevertrages berührt wurden. Bejaht 
man die Frage, so ergibt sich daraus, daß die beiden 
Grundstücke nachträglich dqm Nachlaß entzogen wur­
den, was eine Beeinträchtigung der Rechte der Miterben 
insbes. der Witwe bedeutet. Das ist die Auffassung des 
AEG. Sie ist nicht zutreffend; denn die beiden Grund­
stücke gehörten bis zum Erbfall und auch noch nachher 
bis zur Eintragung der Tochter als Eigentümerin des Erb­
hofes am 8. Juni 1940 nicht zu diesem, wurden also nicht 
von dessen Schicksal berührt. Die Witwe des Ludwig P. 
hatte und hat kein Recht am Erbhof. Es ist nicht einzu­
sehen, warum ihre Rechte an den beiden Grundstücken 
durch das Schicksal des Erbhofes beeinträchtigt werden 
können, ohne daß sie an diesem Teil hat. Ferner ist es 
feststehender Grundsatz, daß der Übergang durch Erb­
folge, der kraft Gesetzes eintritt, nur unter besonderen 
Umständen rückgängig gemacht werden kann. Es gibt

keine Bestimmung, daß die allgemeine Rechtsnachfolge 
Grund Erbrechtes in das erbhoffreie Vermögen d u re
nachträgliche anerbengerichtliche Genehmigung eine?jjnlie, 
hofübergabevertrages rückgängig gemacht werden » ^ 
Dem steht nicht entgegen, daß die beiden Grund ' ^  
zum Erbhof gehört hätten, wenn Ludwig P. n ?c gjB. 
anerbengerichtlichen Genehmigung und nach seine 
tragung als Eigentümer des Erbhofes gestorben 
starb vo rher .  Man kann unmöglich aus einem ^  
zustand, der eingetreten wäre, wenn er nachher ges¡ej,en, 
wäre, Folgerungen auf die wirkliche Rechtslage 
welche durch seinen früheren Tod entstand. . pje 

Die oben gestellte Frage ist demnach zu verneinen- ̂  
beiden Grundstücke gehören zum Nachlaß und nlC . v£>r 
Erbhof. Ob sie Erbhofgrundstücke werden, kann m paS 
der Auseinandersetzung des Nachlasses nicht sfa?0Ijiniei>' 
AEG kann nicht verlangen, daß sie zum Erbhoi* jjft,

An dieser Rechtslage wird nichts dadurch fL^gfe- 
daß das AEG die beiden Grundstücke in die ^  ng, 
rolle eintrug. Das hat keine rechtsgestaltende w ^  
Die Vermutung, daß sie Erbhofeigenschaft hat) » 
widerlegt werden. . *¡¡ckd1

Wird der Erbhofvermerk bei den zweiwiru cier nrünoivermerK oei den zwei p rj.0fgrui 
eingetragen, so werden sie zu Unrecht als Erb« £ un1 
stücke bezeichnet. Das AEG müßte alsbald das .0 njCh| 
die Löschung des Erbhofvermerkes ersuchen. E® dij» 
der Zweck des §15 der AllgVerf. v. 16. Jan.- 1 ’^ll,
das GBA. unbesehen Erbhofvermerke cintrac gat- 
deren Löschung das AEG jederzeit zu veranta 
Das ergibt sich auch aus dem Sinn des § 15- . , in  dei 

Die Eintragung des Erbhofvermerkes soll nli intfaguno 
Bestimmung des § 39 GO. scheitern. An der Pä’utern. An der E in ^ V  
des Erbhofvermerkes besteht ein öffentliches Inte ß ¿et 
AEG hat keine direkte Möglichkeit zu verlangeL’rUtl(ibuc_ 
Bauer auch als Eigentümer des Erbhofes im j e9 £(' 
eingetragen wird, insbes. kann es kein entsprec (en ße>' 
suchen an das GBA. richten. Die in § 15 an£e nrund1’1 . 
spiele, warum der Eigentümer noch nicht im cgile ^  
eingetragen ist, zeigen, daß § 15 sich nur auf di _̂ ctückendstu;
zieht, in denen es sich wirklich um Erbhoig1“'' g ufl 
handelt und das Grundbuch in der ersten Ab ejngetra' 
richtig ist, weil der Bauer nicht als Eigentünie ¡̂gea 
gen ist. Beides trifft im vorl. Fall nicht zu. QrUfldhuCA 
Grundstücke gehören nicht zum Erbhof. Das n)cn 
ist zwar unrichtig, aber nicht weil der Bauer 
als Eigentümer eingetragen ist. . j ¡ ¡ f i ) .

(LG. Heidelberg, Entsch. v. 29. Juni 1940, 1 ,eS
r-1~ a f\

Anmerkung: Zum Erbhof gehören alle im fAnmerkung: Zum Erbhof gehören alle im p v0n V  
Bauern stehenden Grundstücke, die Lud'v’lCr
Hofstelle aus bewirtschaftet werden (§ 7 Rt-Uh sei® 
hat zwar am 27. April 1939 die Bewirtschaftung ^  
Mutter gehörigen Hofs übernommen; aucil tücRe "
c r h A i n l i r h  H ip  h p iH p n  if in - i r rp h /^ r io rp n  O r U f lu S l

def
diescheinlich die beiden ihm gehörigen Grunds w0fil 

Hofstelle aus mitbewirtschaftet; er wird % r Ue a®* ¡M  
Absicht gehabt haben, die beiden Grundst -e(j0ctt 
Erbhof zu vereinigen. Diese Absicht hat er 17-J —
mehr verwirklichen können, weil er t’erei‘i’ I. der ^ ¡ ¡ d  
1939 gestorben ist. In diesem Zeitpunkt * ne\n t i ig \ ¡0
gäbe vertrag noch nicht anerbengerichtlich g grbh0.'* p.
Ludwig P. war noch nicht als Eigentümer 
Grundbuch eingetragen. Bis zum lo a e  a ,eITl Ergjeii 
konnten die beiden Grundstücke nicht m eI-bh°' ujir- 
vereinigt werden; sie gehörten also z beidelVnC|i' 
Nachlaß des Ludwig P. und sind auf se sejne 
gerlich-rechtlichen Erben (seine Witwe u ^
ter) übergegangen. Weg, d e%de

Hieran ändert sich auch nichts durch seine®1 aucl>
Erbhof genommen hat. Da Ludwig I • L , nnte r aiif 
noch nicht Eigentümer des Hofes war, ((e ab 
nicht das Eigentum am Hof vererben, t  aeechM?7 ¡cb, 
Grund des Übergabevertrags eine rechtn 5 verer... jsE 
wartschaft auf den Hof. Diese Anwartsch3 erteii' ht 
sobald die anerbengerichtliche Genehm g also 
nach anerbenrechtlichen Grundsätzen; s' , allf de ^¡t
in den erbhoffreien Nachlaß, sondern » . g RE*1 voi®
erben über. Zu dieser Auffassung hat Sl E°tsChr e 1s' 
eingehender Begründung bekannt in  1 se in V 0 & j, 
28. Sept. 1939, algedr. in DJ. 1939, 909 und*  K lä®s 
Hopp ,  „EHRspr“ , §37 c Nr. 120 m. Anm-
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Vyr
den Autrpnhr î ’ej  anerbenger'clitliche Genehmigung auf 
v°Ilendet / " / j  , Vertragsschlusses zurückwirkt, so 
erst mit rier ?°™ der Eigentumserwerb der Anerbin 
^hreibunrr j au‘ 5 rund der Auflassung erfolgenden Um- 
BGB.) T,1q des, Eigentums im Grundbuch (§§873, 925 
8- Juni' l 04nrilaCf1 J-St das Eigentum am Erbhof erst am 
ZeitPunkt aut dle Anerbin übergegangen. Zu diesem 
?einscham;rlrenc-,e be‘den Einzelgrundstücke bereits ge- 
Bie GrunHoicf Eigentum der beiden Miterben geworden. 
Alleinei?ent ,UCk5 al! , solche können daher, da sie nicht im 
‘■dangen „Bauern stehen> keine Erbhofeigenschaft
, m Ersuch» , A* hat sich sonlit zu Recht geweigert, 
ragung dP« p uus Anerbengerichtsvorsitzenden um Ein- 
Der AFr , , bhoivermerks zu entsprechen.

¡̂ zwinge,, J,„i)rsit?en(1? könnte die Eintragung nur dann 
§}0 REq ’ • enn emeib Feststellungsverfanrern nach 
¿EG ero-anl" rechtskrai‘ i8:er Eleschlaß des vollbesetzten 
Erbhof n-ehl!» wa3  wonach die beiden Grundstücke zum 
^are, selbst ,, "' f ,.ne solche rechtskräftige Feststellung 
Säend ( R F n ' « " r i c h t i g  sein sollte, für das GBA. 

jj.ticht vor ^ 4° ' E‘n solclier Beschluß liegt aber bis-
Erbhofs <un!|t r,1̂ s. Imdwig P. ist also Eigentümerin des 
,yn Ludwijr pge*ch zu 3U  Miteigentümerin der beiden 
f̂ leser MulL* stammenden erbhoffreien Grundstücke.
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t„ in nach 8 a cün,, 1 e 11 kann zum Erbhof gehören, 
j.^santeile an „ EHRY, gehören zuin Erbhof „Miteigen- 

s diese An/"?111 prundstück, die dem Erbhof dienen, 
S. Erbhof h/nei e, lm Verhältnis zu dem sonstigen

Viruncmes.tz von untergeordneter 
t^cke des FrPn )Venn die Beiden Grundstücke jetzt für 
/ / Renten L P 1.0'3 von der Hofstelle aus mitbewirtschaf-

Wahrschp-6,"6!1, S'-e dem. Hof- Es sPricht also eine eil der mhchkeit dafür, daß der Miteigentums- 
chter zum Erbhof gehört.

MinDirig. Dr. Voge l s ,  Berlin.
V ei',f o l

1», Po ren’ Gebühren- und Kostenrecht
w!„°; ist i  r J $ A  ö, 771 ZPO. In den Fällen des §771 
Ä  ss0 df„° - .m it der Maßgabe des § 4 ZPO. anzu- 
Verfruî nsatz h!oiplnsen und Kosten bei der Bewertung 
bij / S  dem wenn sie ursprünglich, also in dem 

°rderun„  „ f , r Vollstreckungstttel entstammt, als Ne- 
ilets  handelt g"  " d gemacht waren. 
v/A*. gegen U!" die Zulässigkeit der Berufung, die 
hatts ai), 1940 h5 Seiile Klage abweisende Urteil des AG. n"?ee n - >--V heim OLG. ein .......................Pf hat. Mit der Klage 

Unzulässigkeit einer
1% 5. einer h " ,  ,genaacht, die im Aufträge der Bekl. 
1i3«rtltlSe'i h Pr T Sacheforderung von 364,58 M i  nebst 

Kost/n S? 1  14- Mai 1̂ 38, ferner wegen 
tuh J *  und iuV.®® ain 18. Nov. 1938 gegen die Eheleute 

•a r .  vorgenommen und bei der Einrich-pfäind?+Kenstände im c b r  mcn Ulia oei aer tinncli- 
dp? w°rden Schätzungswerte von 520 ¡RM ge- 

i i|,tlcrn FePfändetp/er; Dcr Kl. hatte behauptet, daß ihm 
für Pl.ncfes per«.en gegenständen ein die Veräußerung 
hnZelh Etarlehcn Z-H? .e> wc'l s‘e ihm zur Sicherheit 
^ h w r dieser n» er?'gnc* worden seien. Bezüglich 
Seitiäft f£e die lfl?genstande hatte er bereits im ersten 
H  d„ ln der Rp,i®x zurückgenommen und hat dem- 
. Daser übrigen f l ' ! /  d4cn Klagantrag nur mehr bezüg- 
>eil cl;0EQ. hat °,cgenstande wiederholt. 
ö'|- e R"~ • dle Beruf«nor aic unzulässig verworfen,

treitgegenstand sei die 
’ ŝen .•»unrecht« cenung, also der Bestand
Ĵ cler, lach dem RpPer Streitwert richte sich infolge- 
Sen l?1 aacl, def Hö^ F° rdening (§ 6 ZPO.), diese 
'Ved n. hhd Kosten Hauptsacheforderung ohne

f l 4 ZPO>- Da hiernach der Streit- 
ij Ben i en richtet sicher e’n C‘ die Berufung unzulässig.den i etl richtet c:/u a,?e' sei die Beruf] 

de"..1Entscheid'/, Slch die Rev. des Kl. 
b ü rn  si , dungsgründen des BG. ii&uiiau11 ‘st beizutreten;

*BR’
und mit

H ,  S  35»  *  1“  I S t  ( v t r l  D r ?  K S P r ‘  U C S  l < U - ,  i
R r he i 1910 iiei',»RQZ- 10> 394; RG.: J\V. 1899 
b^.|l?Schend/n [ / 1925,75s1; 1934,1174®), unci mir
1CI> §6 Z P r i6 v(Vgk u‘ a- J 0 " a s - Poh l e ,  An in, 3 n P Verb. m. Fußn.33 und Baum­, ^nm q R I , v u* “ *• ruun. jj una Daum-

age* §771 ZPO “ erstg3Wfenn§i  Anm-3 ,vW,ider-[o. 31J). Dabei mag allerdings

richtiggestellt werden, daß im Falle des § 771 ZPO. nicht, 
wie sich der BerR. ausdrückt, der sachlich-rechtliche Be- 
stand des Pfandrechts Streitgegenstand ist; Streitgegcn- 
stand ist nur die Frage, ob eine bestimmte Vollstreckungs­
handlung in die betreffenden Gegenstände zulässig ist 

SPrL Jw - 1934,1175 Sp. 1, 2. Absatz oben, ferner 
RGZ.70, 27 und 81,191). Im Sinne des §6 ZPO. ist aber 
damit das von der Bekl. unter Widerspruch des Kl. durch 
jenen Vollstreckungsakt in Anspruch genommene Pfand­
recht Streitgegenstand. Von dieser vom RG. ständig fest­
gehaltenen Rspr. abzugehen, besteht kein Anlaß, insbes. 
vermögen weder die Ausführungen des OLG. Hamm (JW. 
1935, 2911 41) noch diejenigen der Rev. einen solchen auf­
zuzeigen. Was die ersteren betrifft, so ist es gewiß rich- 
tig, daß das Pfändungsrecht für diejenigen Forderungen 
besteht, für die der Gerichtsvollzieher tatsächlich gepfän- 

j at; si5 im Pfändungsprotokoll richtig und voll­
ständig aufgeführt sind, ist an sich nebensächlich. Daraus 
ist aber nichts für die Frage zu entnehmen, ob nicht der 
Betrag eben dieser Forderungen (§6 ZPO.) nach §4 
ZFü. berechnet werden muß, wie das RG. annimmt. 
Warum § 4 ZPO. nur für die Klage gelten solle, mit der 
jene Forderungen selbst geltend-gemacht werden, nicht 
aber auch für eine auf solcher Klage gemäß dem auf sie 
hin erlassenen Vollstreckungstitel letzten Endes beruhende 
Volistreckungshandlung zugunsten eben derselben For­
derungen und weiter für die gegen eine solche Vollstrek- 
kungsnandlung gerichteten Klagen (§§767,771), leuchtet 
nicht ein. Auf das Interesse des Gläubigers wie des 
Schuldners darf dabei nicht etwa nach § 3 ZPO. ab­
gestellt werden; denn dieses Interesse ist auch in den 
Fällen des §4 ZPO. nicht auf die Hauptsache beschränkt, 
ohne daß dies dort auf die Berechnung des Forderungs­
betrages von Einfluß wäre. Aber auch die Ausführungen 
der Rev. sind nicht stichhaltig. Zuzugeben ist ihr, daß 
für die Revlnst. unterstellt werden muß, der Wert der 
Pfandgegenstände, hinsichtlich deren die Klage nicht 
zurückgenommen worden ist, übersteige den Betrag von 
500 9 tM \ denn der KI. hatte dies behauptet und unter 
Beweis gestellt, und das BG. hat darüber keine Fest­
stellungen getroffen; es hatte dazu auch keinen Anlaß. 
Aber die Rev. irrt, wenn sie meint, es handle sich um 
einen Angriff auf das Eigentum des KI., den dieser mit 
der Widerspruchsklage abwehren wolle, so daß sich sein 
Interesse einerseits nach dem Werte der bedrohten Sache, 
andererseits nach der Summe der Ansprüche richten 
müsse, die der Vollstreckung zugrunde lägen und die 
der Kl. befriedigen müßte, wenn er — abgesehen von 
der Widerspruchsklage — den Angriff abwenden wollte. 
Daß das Interesse beider Parteien auch bei der Forde­
rungsklage (§4 ZPO.) an sich die Summe al ler  Forde­
rungsteile — Hauptsache, Zinsen und Kosten, auch falls 
die letzteren beiden als Nebenforderungen auftreten — 
umfaßt, daß dies aber für die Berechnung des Forde­
rungsbetrags belanglos ist, wurde schon gesagt. Es trifft 
aber auch nicht zu, daß der KI. bei der Widerspruchs­
klage nach § 771 ZPO. einen Angriff auf sein Eigentum 
in dem Sinne einer sogenannten negatorischen Klage ab­
zuwehren hätte, wie die Rev. meint. Hierzu genügt es, 
auf die bereits erwähnten Ausführungen des RG. in RGZ. 
70,27 ; 81,191 und JW. 1934,1175, Sp. 1 2. Absatz oben, 
hinzuweisen.

Die Sachlage ist aber auch nicht, wie die Rev. meint, 
dieselbe wie diejenige, die dahin geführt hat, bei Klagen 
auf Aufhebung von Schiedssprüchen (§ 1041 ZPO.) die 
durch den Schiedsspruch auferlegten Kosten nicht als 
Nebenforderungen i. S. des § 4 ZPO. zu behandeln (vgl. 
Urteil des erk. Sen. v. 13. April 1934, Vif 422/31, wovon 
eine kurze Inhaltsangabe in JW. 1934,18526 abgedruckt 
ist). Abgesehen davon, daß sich das Verlangen nach Auf­
hebung des Schiedsspruchs in bezug auf die Heranziehung 
des § 4 ZPO. ohnehin nicht mit der Widerspruchsklage 
gegen die Vollstreckung von Forderungen vergleichen 
läßt, deren Betrag sich eben positiver Vorschrift gemäß 
nach §4 ZPO. berechnet, beruht die in einem Schieds­
spruch ausgesprochene Pflicht einer Partei, die Kosten 
des Schiedsverfahrens zu tragen, nicht, wie im Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten, als unselbständige Folge 
der Hauptentscheidung auf dem Gesetze, sie beruht viel­
mehr ausschließlich auf dem Schiedsvertrage. Die durch 
den Schiedsspruch einer Partei auferlegten Kosten kön-
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nen schon aus diesem Gründe bei der Aufhebungsklage 
(§1041 ZPO.) nicht als Nebenforderungen angesehen und 
gern. § 4 ZPO. bei der Wertberechnung außer Ansatz 
gelassen werden.

Ob die nicht von der Rev., wohl aber vom OLG. 
Hamm in dem obenerwähnten Beschlüsse für seine An­
sicht herangezogene Rspr. des RG. über die Bewertung 
von Anfechtungsklagen nach dem Gläubigeranfechtungs­
gesetz mit den im vorstehenden für die Bewertung von 
Widerspruchsklagen nach § 771 ZPO. entwickelten Grund­
sätzen in allen Punkten vereinbar ist, braucht hier nicht 
geprüft zu werden, denn jedenfalls lassen sich aus ihr 
keine stichhaltigen Erwägungen gegen die Anwendung 
des § 4 im Rahmen des § 6 ZPO. bei der Bewertung von 
Widerspruchsklagen nach § 771 ZPO. herleiten.

Es kommt also darauf an, ob in den Fällen des § 771 
ZPO. bei gebotener Anwendung des § 6 ZPO. hinreichend 
klar ist, daß Früchte, Nutzungen, Zinsen und Kosten in 
dem Verfahren, das dem Vollstreckungstitel, aus dem 
vollstreckt worden ist, zugrunde liegt, als Nebenforde­
rungen geltend gemacht waren. Ist das der Fall — und 
im allgemeinen ist dies zu vermuten und wird hier vom 
BG. ohne Rechtsirrtum angenommen —, dann ist § 6 
ZPO. mit der Maßgabe des § 4 das. anzuwenden.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 26. Nov. 1940, V II71/40.) [He.)
*

** 20. RG. -  §§ 322, 256, 640 ff. ZPO.
Auf eine Abstammungsfeststellungsklage findet das Sta­

tusverfahren Anwendung; das LG. ist als erste Instanz zu­
ständig.

Ist entgegen diesem Grundsatz über eine Abstammungs­
feststellungsklage nach §256 ZPO. im gewöhnlichen Ver­
fahren und vom LG. als Berlnst. sachlich entschieden 
worden, dann hat diese Entscheidung - jedenfalls dann 
materielle Rechtskraft (mit der Folge, daß zwischen den 
gleichen Parteien eine abweichende Feststellung der Ab­
stammung ausgeschlossen ist), wenn sich die Entschei- 
dungsgründe des früheren Urteils im Rahmen einer auch 
bei Anwendung des Statusverfahrens möglichen und zu­
lässigen Urteilsbegründung halten, f)

Der am 18. Aug. 1935 geborene Bekl. hat in einem 
Vorprozeß (15 C 1175/35 des AG. N.) den KI. als seinen 
außerehelichen Erzeuger mit dem Anträge in Anspruch 
genommen, die Vaterschaft des Kl. festzustellen und ihn 
zur Unterhaltszahlung zu verurteilen. Das AG. hat dar­
aufhin festgestellt, daß der jetzige Kl. als Vater des 
jetzigen Bekl. gel te,  und ihn zur Unterhaltszahlung 
verurteilt. Unter Zurückweisung der Berufung des dama­
ligen Bekl. (jetzigen Kl.) Ipt dann das BG. auf die An­
schlußberufung des damaligen Kl. (jetzigen Bekl.) fest- 
gestellt, daß der jetzige Kl. der Vater des jetzigen 
Bekl. sei.

Jetzt will der Kl. durch Urteil festgestellt haben, daß 
er nicht der Vater des Bekl. sei. Das LG. hat die Klage 
mit der Begründung abgewiesen, daß das Gegenteil be­
reits rechtskräftig feststehe. Berufung und Rev. blieben 
erfolglos.

I. Nach der Rspr. des Senats (vgl. den Beschluß vom 
9. Dez. 1940, IV B 45/40) ist das BU., da es über eine 
Abstammungsfeststellungsklage entscheidet, von Amts 
wegen zuzustellen.

II. Das BG. schließt sich der Auffassung des LG. darin 
an, daß der Klage die rechtskräftige Entsch. des Vor­
prozesses entgegenstehe. Im Vorprozeß sei die wirkliche 
Vaterschaft, nicht nur die Zahlvaterschaft des Kl. rechts­
kräftig festgestellt worden. Deshalb könne der Kl., so­
lange nicht die Voraussetzungen des Wiederaufnahme­
verfahrens gegeben seien — und das sei nicht der 
Fall —, nicht die entgegengesetzte Feststellung er­
reichen. Freilich sei die Feststellung im Vorprozeß 
nach jetziger Auffassung von einem unzuständigen 
Gericht und in unzulässigem Rechtsgange erfolgt, 
doch liege keineswegs ein überhaupt nicht zu beach­
tendes Nichturteil vor. Möge das Urteil im Vorprozeß 
auch keine Wirkung für und gegen alle äußern, so 
wirke es doch unter den Parteien und schließe zwischen 
ihnen eine erneute Entsch. über die streitige Frage 
aus. Unerheblich sei es auch, daß in jenem Verfahren 
nicht alle Beweismittel erschöpft worden seien. Gerade

[Deutsches Recht, Wochenausg

können, über das damalige BU., das, wie aucn u nllr
nicht anzwcifelt, die blutsmäßige Vaterschaft, m .,.

die Nachprüfung der Richtigkeit der Feststellung 
durch die Rechtskraft verwehrt. ,• ver-

Dem BG. muß darin beigetreten werden, daß ung 
fahrensrechtlichen Mängel, die nach jetziger Aut efl 
dem früheren Rechtsstreit ajihaften, nicht dazu peV,

licht Bj

die Zahlvaterschaft des jetzigen Kl., feststelit, ^."be- 
zugehen. Es handelt sich, wie das BG. mit Ke ein 
merkt, bei dem früheren Urteil keineswegs 
„Nichturteil“ . Darüber hinaus halten sich die cj, |1Iflefl 
dungsgründe des früheren Urteils durchaus im 
einer auch bei Anwendung des Statusver fahie0b 
liehen und zulässigen Urteilsbegründung. Da \  
heute sachlich dem damaligen Urteil ents] ^  
entscheiden wäre, kommf es für die Frage de tsnde»
Irro tinJiirrrntnäß «liolil on 1 IflJpr .«irht

liehen und zulässigen Urteilsbegründung. ua‘/‘e“nä zu
............. ? d e r R*

kraft naturgemäß nicht an. Unter diesen Dms 
kann dem früheren Urteil die Rechtskraftwirk jei# 
abgesprochen werden; daraus folgt, daß die yafer- 
Urteil getroffene Feststellung des Bestehens par- 
schaft des jetzigen Kl. diese Frage zwischen ^  erlt- 
teien endgültig entschieden hat. Dabei komm ^  jas
gegen der Ansicht der Rev. nicht darauf a > £p0.
frühere Urteil als ein solches i. S. der §§ö , J 
anzusehen ist, insbesondere die Wirkungen ¿et
ZPO. äußert, da der jetzige Rechtsstreit die 
Vaterschaft und damit den Gegenstand a ts  _ ,„n 
Rechtsstreits erneut gerade zwischen den

pro-

zeßparteien austragen will.
(RG., IV. ZivSen., U. v. 16. Dez. 1940, IV
Anmerkun

tige, rechtlich

272/40.),.) (HeJ

ng: Das Urteil behandelt eine P̂ a ^je 
ufjv., .tum.ich bedeutsame Frage, nämlich 
welche Wirkung einem Abstamrnungsfestsi 
7iiL.-nmmt rlnc nirhf im iitlievprfflhreflU SOU

Frag«!ktischviclr 
die 1

ellun£j!
zukommt, das nicht im Statusverfahren, s0.n£cnr<? de 
wohnlichen Verfahren und unter Nichtbeacmu e

teil
ge‘für

eil una unier i \ iui tu“ , 
ersteres Verfahren vorgeschriebenen Eusta .. n fe 
lassen ist. Der bereits vom KG. richtig S, 1r;,...liege. 3 
Stellung, daß keinesfalls ein Nichturteil . n ReoU 
vielmehr das Urteil jedenfalls unter den I ar., ren £f'Ve 
kraftwirkung habe, fügt das RG. einen w g sich ,f, 
gungsgrund hinzu, nämlich die Erwägung, j en 
Entscheidungsgründe des zur Erörterung s j ung “ 
teils „durchaus im Rahmen einer bei An Urtei j aß 
Statusverfahrens möglichen und zulässig , sejn, “ 
griindung halten“ . Olfenbar soll damit ge adas Sta ¡p
ein Urteil, dessen Begründung gegen die j ervorsCi-M  
verfahren in §§640 ff. ZPO. gegebenen i 0";rliUngf . si- 
ten verstößt, die vom KG. angenommene „ zU M*1 „ 

T o , . ;ti cr\1rhes _ Rel . *

da5

haben würde. Darüber, wie ein solches aUS_ ßei ,c(l 
fizieren wäre, spricht sich das RG. n l. kran'i„ngs- 
an einem Mangel formeller Erfordernis wÜF.f *<■< 
Entsch. unterscheidet man: 1. Nichtentsc ■>•

eihafte Entsch. O g t
l i t  einer bei Anw j(at
äigen Begründung ĵ ish
iber die Grenzen, vVj

herrschender Meinung für die Annahme 'vUruIrtie11’
losen Entsch. gezogen waren, hinaus. B angen<?/ß ä*e 
wrirliiincrelnQP FntQrh iriQhpsondcre üa u p t\C

entsen. unterscneiciet man: i. •„ w  \y**
lose Entsch., 3. mangelhafte Entsch. ü  ¡.!rlg deS ¡e2 
RG. ein Statusurteil mit einer bei Anw Ka^g0 ach
tusverfahrens unzulässigen Begründung bissig:  
vprweiispn Da« ereilt über die Grenzen, \vi% n

:inung für die Annahme ein ^ urde eii>e

wirkungslose Entsch. insbesondere dai , jCjjt v ' ueüc 
wenn dem Gerichte die Gerichtsbarkei Uggesp1̂  yfl' 
Zuständigkeit) fehlte oder wenn die _eSctz'L be' 
Rechtsfolge dem Gesetz unbekannt o JrS0 :ittße‘ ’ 
zulässig war, während alle auf Ver â Fritschej; ,iie 
ruhenden Urteile nur als „mangelhau durch 7, ŷs-
angesehen wurden, die bis zur Aufhebung £]l p ie flg‘ 
lässigen Rechtsbehelfe als vollwirksam fc gntsch , ,yit
dehnung des Begriffs der „wirkungslos pall 
auf den hier zur Erörterung stehe teÜe 
Rücksicht auf die Wichtigkeit der B 

begrüßen.
MinDir. L in d e n ia

i»r

Volksgemeinschaft zu begrüßen. . ^

j 511 a, 546, 644, 640 S'

Feststellung des., B,eS‘eg 171? ß° ß' 
ens der sog. Zahlvaterschaft des s j,t.
gensrechtlicher Art. 0der ^¿e
(lagen auf Feststellung des ®es * nebelig60 
ens der Vaterschaft zu einem

1. RG. -  § 
Klagen auf . 
hens der sog.
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nicht^Zahlva? die hlutraäßige Abstammung,

¿.^ĉ â ren*grundsätze im Abstammungsstreit, f)
Ruth ĵ ĉ : *.sl  am 1. Juni 1936 als uneheliches Kind der 
damik , !8'en Frau H., geboren, mit welcher der KI. 
der ¡n ,iVer!?bt war- Atn lü. Juli 1936 erkannte der Kl., 
der K t1h tm Pfängniszeit v. 4. Aug. bis 3. Dez. 1935 mit 
licher i ir^mui ter .geschlechtlich verkehrt hatte, in gericht- 
zur UntßU1!. die Vaterschaft und seine Verpflichtung

De i / " 3hszahlung in Höhe von 39 monatlich an. 
rip ' r e,r!anSi die Feststellung, daß er nicht der 

die Kindp> Bed- se'- Zur Begründung hat er behauptet, 
anderen w9?uttcr habe während der Empfängniszeit auch 
*'sf>ges v  'aniJern die Beiwohnung gestattet; durch arg- 
î hgabe 1erschwe'g'en dieser Tatsache habe sie ihn zur 
^®ständ»es Anerkenntnisses veranlaßt; es sei auch den 
stamme n n3iCb unmöglich, daß die Bekl. von ihm 
die BerufUas EG. hat die Klage abgewiesen, das KG.

Die 7 Un̂ .des h'h zurückgewiesen. RG. hob auf.
?b, WelchläS8‘gkeit der Revision hängt im übrigen davon 
lst, ob e„er- n -der vom Kl- geltend gemachte Anspruch 
Verneine,„iSlC"insbesondere bei der von ihm begehrten 
u^helichr-ei\rFeststellung um das Nichtbestehen seiner 
bündelt fsni 7ia-7erscka^ ’ dcr sogenannten Zahlvaterschaft, 
l in d e r  P u m  die blutmäßige Abstam- 
r tS‘gkeit i i v?9 inm. Im ersteren Falle wäre die Zu- 
“c>i: Da« i?Cr. Revision zu verneinen aus folgenden Grün­
e r  bishp<eCi :5v.crhaltnis der unehelichen Vaterschaft ist 
ailSesehcn r als ,ein solches nichtvermögensrechtlicher Art 
rechtlichpn WMrden, weil es sich nicht in dem vermögens- 
nndcrn . ,u?terhaltsanspruch des Kindes erschöpfen, 
,'ermöpena, Folgen nach sich ziehen soll, die nicht dem 
)■ Diese A?lht a,Igehören (Jonas, „ZPO.“  § 1 Bern. II 
kiecbtsentwi l i  ssiln? bann Jedoch, nachdem die neuere 
h ^äßicrpn a eine scharfe Trennung zwischen der 
nes § 1717 U n o  la,ninunS und der bloßen Zahlvaterschaft 
A tu n p  r SeF>raclit und auch die Rspr. der großen 
p°“ enen h,i l blutmäßigen Abstammung für die Be- 
^ t Sfe, i u n ^  Wel*Se,h«ndê  Zulassung dahin gehender

__________ 1 0 /1 1 1 _______________

>?tsteIlunrr.M~ A-uiassLiug uaiuu ¿»enenuer
: lrensvorci .̂HSen Ill,d ihre Unterstellung unter dieVer- 
¿*8en hat -"ft? " der §§640ff. ZPO. Rechnung ge­
f e i t  der niC u mehr als zutreffend anerkannt werden. 
¡J .(ein Vpr“ " ehelichcn Vaterschaft im Gesetze andere 
¿für sie • ai0J ensrechtliche Wirkungen beigelegt sind, 

die 7ni,i r?ebnis> wie eine nähere Prüfung ergibt, 
(¿ge Ahaf Ivaterschaft de?. § 1717, sondern die blut- 
»JIdernis (? Gmmung entscheidend. So bei dem Ehe- 
W etenen 1 r fian die Stelle des bisherigen § 1310 BGB. 
4erWnandtsch'-,f! 1 ■ ;?  ElleQ., dessen Grundlage die Bluts- 
F,r §§ 179) ff* ¿~det, und Fei der Ehelichkeitserklärung 
C ^n d Q  „ B°.B-> wie es jetzt der durch Art. 6 § 24 
foh Fegitinj-tieu eingeführte § 1735 a BGB. klarstellt. Bei 
H(To?de f.i,Uo9 eines unehelichen Kindes durch nach- 
¡7l8') ist ,des Vaiers mit der Mutter (§§ 1719ff. 
ß0nS0llderc i ar bei dem bisherigen Rechtszustande, 
(¡enB:> Verbüpu en gesetzlichen Vermutungen des § 1720 
' ^acliweia ?’ '"dessen können diese jederzeit durch
(L ,t \yert. cr Unmoghchkcit der Abstammung ent-
"iiei t̂fnäBirr«’ aSu daB es aucil Fiel- letzten Endes aut 
"io» cße V.nt Abstammung ankommt. Hat hiernach die 
si7 ?nsreclui;-| rsenaft im wesentlichen nur noch ver- 
’Haptr̂ effenHo Bedeutung, so handelt es sich bei den 
154s 2g vern?« Feststellungsklagen um die Geltend- 
Qeuf ZPo ; , ,°gensrechtlicher Ansprüche, für die nach 

der G p^u i01' § 7 VG. über Maßnahmen auf dem 
'st 7'1939 (S^Verfassung und der Rechtspflege vom 

der wHPil ’ 1̂ 58) die Revision nur zugelassen
v°tn , igt. , 2S Beschwerdegegenstandes 10000M l  
s% kl- aneriA°n konnte im Streitfälle bei der Höhe der• aneri- , un aireinaue Dei aer none der 

daß d,vanDnten Unterhaltsleistungen keine Rede 
DarrPn.„ <eyisi° n für unzulässig gehalten werden 

¡aßige Alle/1 S)nd Rechtsstreitigkeiten, welche die 
IClln'  A r t - r lmrinf’ . betreffen, stets nichtvermögens- 

c|ie Revision ist deshalb bei ihnen ohne

'uta,

I f

Revision ist deshalb bei ihnen ohne 
l - vorij„ "  'X/ert ZL*Iässig.

fesbii^Hir Falle bietet die Fassung des Klage- 
'*« u,Sei, kein„r,S e ,en! daß der Kl. nicht der Vater der 
5cbafiutmäßi,r„ entscheidenden Anhalt dafür, ob hierbei 

1 getneinf • ,bstammung oder die bloße Zahlvater­
ist. Für das letztere spricht zwar der Um­

stand, daß der Kl. seine uneheliche Vaterschaft anerkannt 
hatte und in der Klagebegründung die Wirkungen dieses 
Anerkenntnisses durch dessen Anfechtung wegen arg­
listiger Täuschung auszuräumen versucht hat. Das zwingt 
aber nicht zu der Annahme, daß die Klage nur auf Fest­
stellung des Nichtbestehens der Zahlvaterschaft gerichtet 
sein kann. Aus dem Urteil RGZ. 161, 277 kann eine solche 
Notwendigkeit nicht hergeleitet werden. Der dort ent­
schiedene Fall lag insofern besonders, als dabei neben 
der Feststellung, daß der damalige Kl. nicht der Vater 
des Bekl. sei, auch noch beantragt war, die Zwangsvoll­
streckung aus der Urkunde über das Vaterschafts­
anerkenntnis für unzulässig zu erklären. Hier dagegen 
hat der Kl. einen im ersten Rechtszuge vorübergehend 
gestellten zweiten Antrag auf Feststellung des Nicht­
bestehens von Ansprüchen der Bekl. aus dem Anerkennt­
nis nicht weiterverfolgt. Er hatte ferner die Klage zu­
nächst beim AG. eingereicht, auf den Hinweis dieses 
Gerichts aber, daß es sich um eine Statusklage handele, 
die vor das LG. gehöre, ihre Abgabe an das LG. be­
antragt, vyo sie dann im ersten Rechtszuge verhandelt 
wurde. Die Zuständigkeit des LG. war nur für eine die 
blutmäßige Abstammung betreffende Feststellungsklage 
begründet, während für eine Klage auf negative Fest­
stellung der unehelichen Vaterschaft das AG. zuständig 
gewesen wäre (§ 23 Nr.2 GVG.; Jonas a. a. O. Bern. II 
2f.). Demgemäß hat auch das BG. die Klage ersichtlich 
als eine solche auf Feststellung der blutmäßigen Ab­
stammung behandelt, wie insbesondere die letzten Ab­
sätze des BU. zeigen, in denen von „blutmäßiger Vater­
schaff' die Rede ist. Dem ist beizutreten. Bei der großen 
Bedeutung, die heute der blutmäßigen Abstammung zu­
kommt und der gegenüber das Interesse an der Fest­
stellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Zahl­
vaterschaft in der Regel stark zurücktritt, kann im all­
gemeinen davon ausgegangen werden, daß bei Klagen, 
welche die uneheliche Abstammung betreffen, nicht die 
uneheliche Vaterschaft aus § 1717, sondern die blutmäßige 
Abstammung gemeint ist, sofern nicht die Umstände das 
Gegenteil ergeben, zumal die rechtlichen Folgen, die mit 
einem Feststellungsurteil über die blutmäßige Abstam­
mung erzielt werden können, sehr viel weiter gehen als 
bei einem Urteil über die Zahlvaterschaft. Da hiernach 
im vorliegenden Falle ein nichtvermögensrechtlicher An­
spruch Gegenstand des Rechtsstreits ist, bestehen gegen 
die Zulässigkeit der Revision keine Bedenken.

Nach der grundlegenden Entscheidung des erk. Sen. 
RGZ. 160, 293 sind Klagen auf Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens der blutmäßigen Abstammung im 
sogenannten Statusverfahren der §§ 640ff. ZPO. durch­
zuführen. Ob unter diesem Gesichtspunkt die Unter­
lassung der vom Vorsitzenden verfügten Vorlegung der 
Akten beim Generalstaatsanwalt einen trotz Nichtrüge 
beachtlichen Verfahrensmangel darstellt (vgl. RGZ. 164, 
,64), braucht nicht entschieden zu werden, da die Auf­
hebung und Zurückverweisung jedenfalls aus anderen 
Gründen geboten erscheint.

Zur Begründung der Entscheidung ist in dem BU. dar­
gelegt, der vom Kl. behauptete Mehrverkehr der Kindes­
mutter sei nicht erwiesen. Von den beiden dafür nam­
haft gemachten Zeugen scheide der jetzige Ehemann der 
Kindesmutter H. aus, da er seine Frau erst zu Silvester 
1937, also lange nach der Geburt der Bekl., kennengelernt 
habe. Mit dem Zeugen K. sei die Kindesmutter zwar 
einmal während der Empfängniszeit in Berlin zusammen 
gewesen und von ihm bei der gemeinsamen nächtlichen 
Rückkehr nach Rahnsdorf vom Bahnhof ein Stück nach 
Hause begleitet worden, geschlechtlich verkehrt habe der 
Zeuge aber mit ihr nach seiner glaubhaften eidlichen 
Bekundung niemals. Durch die Blutuntersuchung werde 
die Vaterschaft des Kl. nicht ausgeschlossen. Das erb­
biologische Gutachten komme zu dem Schlüsse, daß zwar 
keine Wahrscheinlichkeit, wohl aber eine Möglichkeit der 
Vaterschaft des KI. bestehe. Weitere als Erzeuger in Frage 
kommende Männer, durch deren Untersuchung möglicher­
weise eine größere Sicherheit erzielt werden könnte, 
fehlten, weil der Nichtverkehr der Kindesmutter mit H. 
und K. erwiesen sei. Die vom Kl. beantragte eidliche 
Vernehmung der Kindesmutter darüber, ob sie noch mit 
anderen geschlechtlich verkehrt habe, erscheine nicht er­
forderlich, da die Zeugin bereits bei ihrer Vernehmung
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im ersten Rechtszuge jeden Mehrverkehr in Abrede ge­
stellt habe und nichts vorliege, was auf ihre leichte Zu­
gänglichkeit in geschlechtlicher Hinsicht schließen lasse. 
Ihre allerdings erwiesene Äußerung in der Silvesternacht 
1936/37, der KI. sei ja schön dumm, so ein Dussel er­
nähre fremder Leute Kinder, sei gleichfalls nicht ge­
eignet, den Verdacht eines Mehrverkehrs zu begründen, 
weil sie in animierter Stimmung getan und von den sie 
bestätigenden Eheleuten S. als Scherz aufgefaßt worden 
sei, auch der Kl., der die Äußerung damals gehört haben 
müsse, nichts dazu gesagt und es sich augenscheinlich 
nur um eine der tatsächlichen Grundlage entbehrende 
Neckerei gehandelt habe. Der Kl. habe danach den er­
forderlichen Nachweis, daß die Bekl. nicht von ihm ab­
stamme, nicht erbracht. Für eine vom Kl. hilfsweise be­
gehrte Feststellung, daß er nur möglicherweise der Vater 
sei, fehle es an einer gesetzlichen Grundlage, weil dies 
weder die Feststellung noch die Verneinung eines Ab­
stammungsverhältnisses sein würde. Im übrigen lasse die 
Abweisung der negativen Abstammungsklage die Mög­
lichkeit der Nichtvaterschaft stets offen; es werde da­
durch keineswegs die blutmäßige Vaterschaft festgestellt.

Soweit diese Ausführungen die dem Kl. obliegende Be­
weispflicht und seine Beweisfälligkeit sowie die Unzu­
lässigkeit einer Feststellung betreffen, daß die Abstam­
mung ungewiß sei, stehen sie mit der Rspr. des erk. 
Sen. (RGZ. 164, 281 =  DR. 1940, 169022) im Einklang, 
werden auch von der Revision nicht angegriffen. Die An­
sicht, daß die Abweisung der verneinenden Abstammungs­
feststellungsklage nicht zugleich die Feststellung der blut­
mäßigen Abstammung .enthalte, trifft jedenfalls für den 
vorliegenden Fall, in dem nach der Begründung des BU. 
das Abstammungsverhältnis ungeklärt bleibt, unbedenk­
lich zu (RG. a. a. O.).

Dagegen rügt die Rev. mit Grund, daß das BG. we­
sentliche Beweisantritte des Kl. zu Unrecht übergangen 
habe. In der Berufungsbegründung v. 11. Mai 1939 hatte 
der Kl. unter Antritt von Zeugenbeweis behauptet, die 
Kindesmutter habe seinerzeit zu seinem Onkel Rudolf 
W., mit dem sie auf die Vaterschaft des Kl. zu sprechen 
gekommen sei, gesagt, das sei nicht so wichtig, die 
Hauptsache sei, man habe jemanden, der gut zahlen 
könne. Dieser Beweisantritt, auf den die Bekl. keine aus­
drückliche Erklärung abgegeben hat, ist in dem BU. 
nicht beschieden, obwohl er keineswegs von vornherein 
als unerheblich angesehen werden kann. Würde die be­
hauptete Äußerung bestätigt werden, so würde das iin 
Zusammenhalt mit der von den Eheleuten S. bekundeten 
eigenartigen Redensart der Kindesmutter in der Silvester­
nacht 1936, die dann möglicherweise ebenfalls nicht ganz 
harmlos erscheinen würde, unter Umständen dahin füh­
ren, daß die Entsch. über den Antrag auf nochmalige, 
und zwar eidliche, Vernehmung der Kindesmutter über 
ihren etwaigen weiteren Mehrverkehr in der Empfängnis­
zeit anders ausfallen müßte, zumal diese Zeugin bisher 
vor dem LG. nach dem Inhalt der Niederschrift vom 
19. Jan. 1939 nur ganz kurz und uneidlich vernommen 
Yvorden ist und die Vernehmung sich beispielsweise auf 
die Äußerung in der Silvesternacht überhaupt nicht er­
streckt hat. Abgesehen davon hat bei dieser Sachlage 
das BG. mit der Ablehnung einer eidlichen Vernehmung 
der Kindesmutter gegen die ihm in Abstammungsstreitig­
keiten obliegende Pflicht zur Ausnutzung aller verfüg­
baren Beweisquellen (RGZ. 163, 322 mit Nachweisungen) 
verstoßen. Die allgemeine Lebenserfahrung erweist, daß 
die Mutter eines unehelichen Kindes, wenn cs sich um 
die Abstammung des Kindes mit ihren schwerwiegenden 
Folgen für alle Beteiligten handelt, bei einer uneidlichen 
Vernehmung häufig mit der Wahrheit zurückhält und 
sich erst unter dem Druck des Eides zu weiteren An­
gaben bequemt. Ihre Beeidigung muß deshalb im Ab­
stammungsstreit, sofern nicht der Sachverhalt bereits 
anderweit völlig geklärt ist, die Regel bilden; ohne diese 
Beeidigung kann jedenfalls von einer erschöpfenden 
Ausnutzung aller Beweismöglichkeiten nicht gesprochen 
\verden. Insoweit ist der sonst geltende Grundsatz, daß 
die Beeidigung eines Zeugen dem — im Revisionsverfah­
ren nicht nachprüfbaren — Ermessen des Gerichts über­
lassen ist, im Abstammungsstreit eingeschränkt. Im vor­
liegenden Fall wäre die Beeidigung der Kindesmutter um 
so mehr geboten gewesen, als deren mehrfach erwähnte

[Deutsches Recht, Wochenausgabe

Äußerung in der Silvesternacht 1936 mindestens
auch wenn die Begleitumstänue^^wohnlich war 

harmlose Deutung gestatteten und als die eri
gische Begutachtung eine Wahrscheinlichkeit dafu . gS 
die Bekl. vom Kl. abstammt, nicht ergeben hat. *-' ^er 
sich bei der eidlichen Vernehmung der Kindes ^  
über weiteren Geschlechtsverkehr in der Empfang ,uS. 
um einen Erforschungsbeweis handelt, kann un gr. 
verfahren der §§ 640 ff., in dem das Gericht z ell 
mittelung des richtigen Sachverhalts von Amts ,°ur 
befugt ist (§ 640 i. Verb. m. § 622 ZPO.), kein uru« ^  
Ablehnung des dahin gehenden Beweisantrag . uf. 
(RG.: DR. 1940, 589 m). Erbringt die weitere Bew» da  
nähme hinreichenden Anhalt für einen MehrverK n(C 
Kindesmutter mit einem bestimmten Manne, s0 ¡̂ ¡olo- 
dessen dann notwendige Einbeziehung in die E ergeb- 
gische Untersuchung sehr wohl zu anderen Bewe 
nissen führen. " .]

(RG., IV. ZivSen., U. v. 18. Nov. 1940, IV 230/40.)
c r«-h. de)1Anmerkung: Das RG. stellt in obiger tn . eijChen 

Satz auf, daß das Rechtsverhältnis der unL,rrscheI1' 
Vaterschaft — entgegen der bisher allgemein n mögen?‘ 
den Auffassung — im Yvesentlichen nur noch ve a(S ei*1 
rechtliche Bedeutung habe und daher nicht me se|ien 
Rechtsverhältnis nichtvermögensreclitlicher Art ^einlF1; 
werden könne. Dieser Satz muß in dieser A'ig n un« 
zu Mißverständnissen und Verwirrung Anlaß g 
kann deshalb nicht unwidersprochen bleiben, 
deshalb einiger Worte zur Klarstellung. ^ sVer

Wenn man ganz allgemein von dem Reir\ sprich|> 
hä l tn i s  der unehel i chen Vaterscha ,urcn 
so versteht man darunter den Inbegr i f f  a n d e teq
die u n e h e l i c h e  Va t e r s c h a f t  beg .eutV 
Rechtsbez iehungen zwischen dem v; ‘¡eiitinSe; 
dem unehel i chen Vater.  Diese Rechtst ^ggrü1!'
sind ausnahmslos im Fami l i enrecn terscW 
d e t. Wie das Rechtsverhältnis der ehelichen cj,aft b> 
welches das Gegenstück zur unehelichen Vatf.ertiht af|, 
det, allein in dem Familienrecht wurzelt, so ft ¿\e 
das Rechtsverhältnis der unehelichen ,Vater ¡¡¡enref. 
auf dem Familienrecht. Rechtsverhältnisse t ätlich 
licher Art gehören zu den nichtvermogj ech*
Rechtsverhältnissen. Demnach , ist auch o . aft 
Verhäl tn i s  der unehel i chen Vater  D
solches n i ch t ve rmögens rec l i t l i cn  ¿es „
ser Grundsatz ist, entgegen den Ausführung ^̂ 111 
in obigem Urteil, durch die neueste Rcc'lt rst besahen 
nicht nur nicht widerlegt, sondern gerade e 
scharf herausgearbeitet worden. Der Oegen u vater s n 
blutmäßiger Abstammung und bloßer z. . . sChoH ms 
auf den das RG. hier besonders hinweist, 
jeher bekannt gewesen und beachtet w 
in der bekannten Entsch. v. 14. Okt. D ■rvVeisU°pCi. 
245 hat das RG. dies an Hand zahlreiche jaS Uj,.
nachgewiesen. Dieser Gegensatz hebt aoe , . ^  die *  
dort mit besonderem Nachdruck hervorhec' ^ eylckeH v ^
heitlichkeit des Rechtsverhältnisses der un--- . f u»-. u e

allen Umstanden » J £
.........  ....  . . . . . . ........... j Vaterschaft Uie
sich überall glcichbleibeude Grundlage jjCbc

schaff auf, „denn unter 
stehen der w i r k

Rechtsbeziehungen, die das BOB. an die ^
Schaft angekniipft hat“ . • klar, We

Bei dieser Sachlage ist es nicht re? iicn ha01!} jui 
RG. nunmehr den allgemeinen Satz au s v.,licrsclia ,urig' 
das Rechtsverhältnis der unehelichen Bern
wesentlichen nur noch vermögensrecn
habe. k o r t0

Bei genauerer Betrachtung des Ur ^  RÖ. teilei> 
denn auch zu der Überzeugung, da ^  au un- 
Satz in dieser Schärfe offenbar Sar Natu/ pntsdj-
wollte. Die Frage nach der rechthcli die 
ehelichen Vaterschaft als solcher wa eotsC" ' i j  oJ>
über die Zulässigkeit der Rev. gar prage veritiö'
Die Zulässigkeit der Rev. hängt von s0]cher . rt ist- 
der geltend gemachte Anspruch e jochet (L  A11' 
gensrechtlicher oder nichtvermögens eChtl isVer
Es ist anerkannten Rechts, daß verm?fi:chen ^fine Ver
Sprüche auch aus nichtvermögensrecn nlir e*
hältnissen entspringen können, sofern
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Jung Ha“« j. "  a u 111 u a e n id  vor 914 mit aer reststel- 
nis nichfu ■■ uneheliche Vaterschaft ein Rechtsverhält- 
nichts fiir ̂ T-m<iFensrechtlicher Art ist, ist demnach noch 
Denn wenn j Fr^?e der ZuIässigkeit der Rev. gewonnen. 
Spruch ot!u Kl- nur einen vermögensrechtlichen An- 
rechtliciip d i  machte, der sich auf das nichtvermögens- 
Sriinclet , r ec“ ‘Sverhältnis der unehelichen Vaterschaft 
si°assuinm°nnte tke Kev- man&els Erreichung der Revi- 
rechtlici1(. i .J nzu,ässig sein. Zu untersuchen war also die 
die des » r des geltend gemachten Anspruchs, nicht 
nisses Mit n ,S|)rucl1 zugrunde liegenden Rechtsverhält- 
gehen'd rioo ,5,cllt untersucht deshalb das Rü. auch ein- 
1138 Nicht,? Klagebegehren in der Richtung, ob der Kl. 
stellt wisseor le®en der bloßen Zahlvaterschaft festge-
das
stellt wiscorf“ ‘"^ t“  UC1 ul(jneu ¿.amvaierscnan iestge- 
, s seinP,.n •v,°!!e °der ob er die Feststellung des Feh- 
Ab8tamrt„,nWl™ ichen Vaterschaft, also der blutmäßigen 
es sich 1 . Bekl. wünscht. Im ersteren Falle würde
ArtM handpi? 5Inen Anspruch rein vermögensrechtlicher 
r  die Vp’ t?nn Zahlvaterschaft hat nur Bedeutung 
iragunp. ,®rPi“ chtuiig zur Unterhaltszahlung und zur 
Segen gL H Beerdigungskosten. Im letzteren Falle da- 
rechtlich(.n , das Klagebegehren einen nichtvermögens- 
fesehen i njPrucl1- Von diesem Gesichtspunkt aus 
, Üend’,mri • r le Ausführungen des RG. durchaus zu- 
ÜUrchaus r;c| aucl> das Ergebnis seiner Beweisführung

LiFUiigen a noch in einem Punkte an den Aus- 
?u 1 daß rVS Kritik geübt werden: Das RG. er- 
v '̂dend,.,, «e Fassung des Klageantrages keinen ent- 

l)t Anhalt dafür biete, ob der Kl. die wirkliche"VU
t°de. ff:!? °der die Zahlvaterschaft verneint wissen 
.^ te llun ^8 uicht zutreffend. Wenn der Kl. die 

datlll^ Verlangt, daß er nicht der Vater des Bekl. 
!“>gen MKa,un er damit nur die Frage nach der blut-ttiäßIBlSen Ah /  n er damit nur die _ ____ M .

Io die 7ai,i gemeint haben. Würde er ledig-
d »gea« W  Vat̂ schaft im Auge haben, so dürfte sein 
ui l er nicht i lc , dahin gefaßt werden, festzustellen, 
1U, als v.,+er ^ atcr sei, sondern festzustellen, daß er 
dp in u J  ’¿zu Sel ten habe“ . Diese Gegensätz­
lic h  au« Sr Fassung des Klageantrages ergibt sich 
v . o e r i  Ausführung— -J-'~ P°- 41A r " - 1-

3- Im übrigen dt 
Jan m bejahende 

das Rechtsschul 
baut den von

p ,160> 293 at ______ ,
^ " h l i i f 8,?*?Bung des Bestehens oder Nichtbeste 

dJJ-hen Vater Abstammung zwischen dem
tiiip"führen L

au« ri ues fuageantrages ergiot sicn
,1938 2«  > Ausführungen des RG. v. 14. Okt. 1937: 
? Vaterschaf* • übrigen dürfte für die Feststellung der 
rv  Regel i InD beiahendem oder verneinendem Sinne 
'■!$ Rq das Rechtsschutzinteresse zu verneinen sein. 
ich. Rr,7DauA den von ihm in der grundlegenden 
len 160, 293 aufgestellten Rechtssatz, daß

&*»'... 
hen|en- auf

eih* '^Uhren o* 7“ ~ N*WUI rvuiuc ata oi<uu&vci lamcn
ferLAuzahl « S r-’ itnmer weiter aus. Es liegt bereits 
der *lchen (',ri?n, b:n*scb- vor> ‘n denen die verfahrens­
te r?0Bie£pmr nosätze dieser Klagen dargelegt sind. Mit 
314/  ? getan n n Putsch, wird wiederum ein Schritt vor- 
eheii , 8tsteliu„,rS stellt fest, daß in dem Verfahren 
tri cben der blutmäßigen Abstammung des un-
hän« e * u I ä e ?®s a^ch Beweiser  in i t t e l  ungsan- 
Sonri nach/n??J se*en und daß das Gericht diesen An- 
iahr,?'rs beachm i ■ berechtigt und verpflichtet sei. Be 
des c1«' erweispC a *?/ auch der Satz, die allgemeine Er

und dem Kinde als
. __  JH- un-
Statusverfahren

c einer Ule Muffer eines unehelichen Kin-
■eit zurü.J'iJ.dbeben Vernehmung häufig mit der 

.¡r.Uides mit-e**’ wenn es sich um die Abstammung 
„fgten hanri'u n scbwerwiegenden Folgen für alle 
. de« u!*, 'e“ , Und daß sie sich erst unter rlpir

t r S des Fidp„eIt’ Ut,d. daß sie sich erst unter dem 
atz dpcSr>Zii. we‘teren Angaben beuuemt. Die- 

Ükih?1 S bea. u  ,• s o l l t e  vort den G e r i c h te n  
Ja»!111 Buch b werden. Ich habe bereits in 
M ateingehtmr’iy a*ersrchaftskIagen‘‘ S. 61, 62 zu dieser 
%p?SÜ.ng zum 1 Ausführungen gemacht und die gleiche 

putsch ,,Ausdruck gebracht, die das RG. jetzt in 
f*A. u_nN ̂ gesprochen hat.

^  ^  0 ar flr. Roque t te ,  Königsberg i. Pr.

^ 0  das Pi!,^27’. z PO. Beiordnung eines Arm- 
, h;' "'üd im , f we'lige Anordnungsverfahren aus §627 
'ti Antrap- gemeinen zweckmäßig sein.

Prozeß *IfKri.n ,hat durch RA. S., als den ihr auch 
emst im Armenrecht beigeordneten Pro­

zeßbevollmächtigten, den Antrag auf Gestattung des Ge- 
trenntlebeus und Anordnung einer Unterhaltszahlung 
durch den Antragsgegner gestellt und hierfür zugleich 
um das Armenrecht und die Beiordnung des RA. S. ge­
beten. Ihren Anträgen ist vom LG. mit Ausnahme der 
Beiordnung des Anwalts entsprochen worden. Diese ist 
als zur Zeit nicht erforderlich abgelehnt worden.

Die dagegen erhobene, gern. § 127 ZPO. zulässige Be­
schwerde erscheint in der Erwägung begründet, daß 
zwar an sich die Parteien die Möglichkeit haben, Anträge 
aus § 627 ZPO. auch zu Protokoll der Geschäftsstelle zu 
geben und- auch für die Durchführung der ergangenen 
Anordnung nicht in jedem Fall unbedingt der Hilfe eines 
Rechtsanwalts bedürfen, daß dagegen andererseits die 
Verbindung der Verfahren aus § 627 ZPO. mit dem Ehe­
prozeß selbst eine so enge, fast organische zu nennen ist, 
daß derartige Anordnungen sich ihrem Wesen nach als 
Teile des Eheprozesses darstellen. Es ist daher nicht nur 
naheliegend, sondern im allgemeinen auch zweckmäßig, 
wenn die Parteien nicht von sich aus, ohne Beratung und 
Fühlungnahme mit ihren Prozeßbevollmächtigten, An­
träge aus §627 ZPO. stellen, die sich dann vielleicht als 
unsachgemäß heraussteilen und vom Gericht abgelehnt 
werden müssen, sondern daß die Entsch., ob überhaupt, 
in welcher Art und in welchem Umfang Anträge aus 
§ 627 ZPO. gestellt werden sollen, nach Beratung mit 
dem prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt in sachge­
mäßer Weise, welche Aussicht auf Erfolg bietet, gestellt 
werden. Die dafür erforderliche Beratung kann im all­
gemeinen, zumal bei dem heutigen Bestreben nach Ent­
lastung und Vereinfachung, den Geschäftsstellen der Ge­
richte weniger zugemutet werden. Sie setzt regelmäßig 
eine genaue Kenntnis des Ehescheidungsprozesses in Ver­
fahrens- wie materiellrechtlicher Hinsicht voraus, welche 
bei dem Prozeßbevollmächtigten des Eheprozesses ohne 
weiteres und umfassend vorhanden ist, dem Beamten der 
Geschäftsstelle dagegen im allgemeinen nur u n v o l l ­
kommen vermittelt werden kann.

Deshalb hat der Senat auch schon in der von der An­
tragstellerin angezogenen Entsch. JW. 1937, 3050 die Bei­
ordnung eines Rechtsanwalts für das Verfahren aus § 627 
ZPO. — damals handelte es sich noch um ein völlig 
selbständiges einstweiliges Verfügungsverfahren, während 
heute nur noch das geänderte Verfahren aus § 627 ZPO. 
n-F. in Frage kommt — im allgemeinen für zweckmäßig 
erklärt. Jedenfalls kann das für diejenigen Fälle als die 
Regel gelten, in welchen der beizuordnende Anwalt auch 
im Eheprozeß selbst bereits zum ArmAnw. der Partei 
bestellt worden ist.

Danach war hier dem Antrag auf Beiordnung des 
RA. S. für die Antragstellerin für das Verfahren aus 
§ 627 ZPO. und die Durchführung der getroffenen An­
ordnungen zu entsprechen.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 11. Nov. 1940,20 W 3240/40.) 
♦

23. OLG. — §627, 114, 115 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO. Allein 
der Umstand, daß einer Partei im Ehestreite ein Anwalt 
als ArmAnw. beigeordnet ist, kann noch nicht dazu führen, 
den Anwalt der Partei auch in dem Verfahren betr. einst­
weilige Anordnung gemäß § 627 ZPO. beizuordnen, f)

Der Senat vertritt mit der herrschenden Ansicht in stän­
diger Rspr. den Standpunkt, daß der einer Partei in einem 
Ehestreite beigeordnete Anwalt nicht auch ohne weiteres 
zur Vertretung seiner Partei in einem Verfahren betr. 
einstweilige Anordnung gemäß § 627 ZPO. beigeordnet 
ist. Es bedarf vielmehr in jedem Einzelfalle eines beson­
deren Beschlusses des Gerichtes, vor dessen Erlaß zu 
prüfen ist, ob der Partei für dieses Verfahren überhaupt 
das Armenrecht zu bewilligen, und ferner, ob ihr auch 
dazu ein ArmAnw. beizuordnen ist. Dabei ist insbes. zu 
prüfen, ob die Partei in der Lage ist, ihre Anträge mit 
Hilfe der Geschäftsstelle zu stellen. Der Anwalt des An­
tragstellers ist nun der Ansicht, es sei selbstverständlich, 
daß der Prozeßbevollmächtigte der Hauptsache auch zur 
Vertretung in einem Nebenstreit des Ehescheidunwspro- 
zesses herangezogen werde. Es wäre nicht verständlich 
so führt er aus, wenn der Antragsteller dieserhalb selbst 
etwas unternehmen würde, oder wenn etwa unter Um­
gehung seines ArmAnw. dieser sich der Hilfe der Ge-
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schäftsstelle wegen einer einstweiligen Anordnung be­
dienen würde. Diese Ansicht ist abzulehnen.

A l l e i n  der Umstand, daß einer Partei in einem Ehe­
streite ein ArmAnw. beigeordnet ist, kann noch nicht 
dazu führen, daß ihr dieser Anwalt auch in dem hier in 
Rede stehenden Verfahren beizuordnen ist. Es ist vielmehr 
in jedem Einzelfalle, wie oben erwähnt, zu erwägen, ob 
die Bewilligung des Armenrechtes und die Beiordnung 
erforderlich sind. Im vorl. Falle ist die Aufklärung der in 
Betracht kommenden Verhältnisse so einfach, daß sie, 
ohne daß besondere Kosten entstehen, auch von dem An­
tragsteller, auch wenn dieser ein einfacher Arbeiter ist, 
notfalls mit Hilfe der Geschäftsstelle vorgenommen wer­
den kann. Der Antrag ist daher vom LG. mit Recht ab­
gewiesen worden.

(OLG. Celle, 4. ZivSen., Beschl. v. 16. Nov. 1940, 4 W 
259/40.)

Anmerkung: Die Frage der Beiordnung eines Anwalts 
für Verfahren aus § 627 ZPO. hat bereits für die einst­
weiligen Verfügungsverfahren des § 627 a. F. eine wenig 
erfreuliche Rolle gespielt und spielt sie — leider — in 
gleicher Weise auch heute für die einstweiligen Anord­
nungsverfahren des § 627 jetziger Fassung. Dabei scheint 
es mir wirklich nicht allzuschwer zu sein, diese Fälle 
einer befriedigenden Lösung zuzuführen. Eine solche wird 
allerdings dann nicht gefunden werden, wenn man es auf 
die Möglichkeit abstellt, sich der Hilfe der Rechtsantrag­
stellen zu bedienen. Denn damit betrachtet man die ganze 
Angelegenheit wohl von vornherein aus falscher Perspek­
tive.

Gewiß, Anträge aus § 627 ZPO. sind vom Anwalts­
zwang befreit, folglich kann nur und muß nicht ein An­
walt Tür dieses Verfahren beigeordnet werden. Aber han­
delt es sich denn wirklich um die bloße Antragstellung? 
Derartige Anträge sind ja in Wahrheit nur eine Begleit­
erscheinung, nur eine Auswirkung des bereits in die Wege 
geleiteten Eheprozesses. Rechtlich, verfahrensrechtlich be­
trachtet sind sie nach ihrer jetzigen Struktur sogar o r ­
g an is c h e  Teile des Eheprozesses und stehen deshalb 
in engstem verfahrensrechtlichem und — was für die 
Frage der Anwaltsbeiordnung vor allem wesentlich er­
scheint — in engstem innerem Zusammenhang mit dem 
Scheidungsprozeß. Für diesen aber herrscht Anwalts­
zwang, wobei nicht etwa einzelne Teile des Verfahrens 
davon ausgenommen und den Funktionen des Anwalts ent­
zogen werden mit der Begründung, diesen Teil des Rechts­
streits könne die Partei auch allein, notfalls mit Hilfe der 
Rechtsantragstelle, erledigen. Vielmehr versteht sich von 
selbst, daß alle diesem Prozeß zugehörenden, d. h. orga­
nisch ihm zuzurechnenden Abschnitte und Maßnahmen 
ausschließlich durch die Hand des prozeßbevollmächtigten 
Anwalts gehen, der also, wenn man so sagen darf, die 
Regie führt, nicht nur zum Nutzen der Partei, sondern 
— was ja gerade der Sinn des Anwaltszwangs ist — 
ebenso zum Nutzen des Gerichts und der Rechtspflege 
überhaupt. In deren Interesse ist es aber gelegen, daß 
etwaige Anträge nicht nur prozessual ordnungsmäßig, 
sondern auch der jeweiligen verfahrensrechtlichen wie ma­
teriellen Rechtslage angepaßt zur Entsch. vorgelegt wer­
den. Nur so können die Anträge der Partei nutzen und 
vom Gericht in positivem Sinne beschieden werden. Denn 
jede Ablehnung macht nicht nur der Partei unnütze Ko­
sten, sondern auch dem Gericht überflüssige Arbeit. Die 
Rechtsantragstelle ist aber gar nicht in der Lage, die 
Situation zu übersehen und unter allen Gesichtspunkten 
zutreffend zu beurteilen. Dies liegt auch außerhalb des 
Rahmens ihrer Funktionen, einfach deshalb, weil eine 
solche Entsch. nur aus voller Kenntnis der jeweiligen 
Sach- und Rechtslage getroffen werden kann und letzten 
Endes Sache der rechtlichen Beratung und Betreuung der 
Partei ist, welche in Ehesachen mehr denn in anderen 
Sachen Vertrauensangelegenheit ist und deshalb nur durch 
den Rechtsberater der Partei, nicht aber durch einen ihr 
völlig fremden Beamten, der soeben vielleicht gerade einen 
Antrag der Gegenpartei aufgenommen hat, erfolgen kann. 
Es ist dazu die unmittelbare Fühlungnahme mit dem Pro­
zeß selbst notwendig, welche naturgemäß nur der diesen 
Prozeß führende Anwalt hat. Man darf nicht vergessen, 
daß es mitunter auch prozeßtaktische Erwägungen sind,

die für das Ob, das Wann und das Wie solcher Antrj^ 
den Ausschlag geben, Erwägungen also, welche
stellen Sache “nur des Anwalts, keinesfalls des ßc‘ nnur 
der Rechtsantragstelle ist. Dieser kann und soll aucnnot 
einen an sich ordnungsmäßigen Antrag aufnehtnen.ICH“*'"
allein genügt aber, wie jeder'Richter, der mit solchen _ 
trägen zu tun hat, weiß, durchaus noch nicht, am  ̂
wenigsten bei den verschiedenen nach § 627 niog 
Antragstellungen. h.

Es ist deshalb eine an der Oberfläche haftende De . 
tungsweise, die Entsch. über die Beiordnung etee ge- 
walts für ein Verfahren aus § 627 ZPO. unter delYensO 
sichtspunkt zu treffen, daß die gleiche Tätigkeit ef. 
gut und sogar kostenlos auch die Rechtsantragste ^  
ledigen könne. Nein, diese Tätigkeit ist so wichtg ^  
verantwortungsvoll, daß sie wirklich sachgemäß ' „ur 
obigen Sinne und den Zwecken der Partei d iet^  “eüen- 
von dem die Partei auch in dem Prozeß selbst p e¡n. 
den Prozeßbevollmächtigten, meist nach zuvorig ^¡i. 
gehender Beratung mit der Partei, ausgeübt werde parte‘ 

Es erscheint mir daher grundsätzlich verfehlt, di 5je 
darauf zu verweisen, daß eine Stelle existiere, bei up¡eSe 
kostenlos ihre Anträge zu Protokoll geben köm. • par(ei 
Möglichkeit ist ja doch nur als Erleichterung für <7,ii0tnrneI1 
gedacht, wenn sie glaubt, auch ohne Anwalt aus (e¡ zu 
zu können. Daraus aber einen Zwang für die 1 
machen, diesen Weg zu gehen und den selbsdireitel1’ 
liehen und nächstliegenden Weg nicht zu .̂ ej e|l1 pro' 
nämlich die Stellung eines solchen Antrags mit a jjesed 
zeßbevollmächtigten zu besprechen und dann dur J jeV/0  
vornehmen zu lassen, und so die größtmögliche joch 
für sachgemäße Maßnahmen zu haben, das du 
wohl kaum der Sinn dieser Erleichterung sein. ¿es 

Von dem heutigen Bestreben nach Verein!iacn 
Geschäftsgangs bei den Gerichten und nach ^¡-¿ e n -
braucht also dabei nicht einmal gesprochen zu e f j -  

Es wird aber eine weitere, keineswegs unerhe pfte- 
wägung von den Gerichten meist übersehen: rp bleib?11; 
gatten selbst wird es schlechthin unverstäiidlic
wenn er für bestimmte, nach seinem subjektive -v ¿¡¡fl 
den und nach der rechtlichen Struktur auch seine”
Eheprozeß zugehörende Maßnahmen sich nica ieSen 
Anwalt wenden darf, von diesem sogar abgew ^ t  &  
den muß mit dem Hinweis, er sei vom ^ eTl<Z.ueo, 4.’Sr 
mächtigt, mit seiner Partei darüber zu apr*- dari%
müsse sich vielmehr bei der Rechtsantragste ^  § o 
befragen, ob und wann und welche Anträge gs i 
ZPO. nunmehr zweckmäßig gestellt werden s . jn dies 
natürlich keinem Anwalt zuzumuten, seine 1 ar ■ gegv 
Hinsicht zwar zu b e ra te n  und damit der | Verä'd 
über die Verantwortung zu übernehmen, m ^  u> 
wortung aber vom Gericht nicht anerkannt ja er
deshalb für die Stellung des Antrags selbst - j - ^  da5
das Ergebnis der Beratung ist — die Parte -ra wie V  .......n : „  ___W irte ..otl.llK.Ul »UWUOUI, UUIEIOUIV*-- <7
sagt, dem Nichtjuristen stete unverständiic . Vvei 
objektiv unberechtigt und stellt es auf Mome zu a*e%e 
den Kern der Sache nicht treffen, und steniiher i11, frCIi 
auch noch den Anwalt seiner Partei geg ka°n 
immerhin recht eigentümliche Situation. D* ßeteu'" ejir 
eine verständnisvolle, den Belangen a lt jiiabung 
auch des Gerichts, Rechnung tragende na
wohl vermieden werden.

chs-Ob der Sachverhalt rechtlich °der täte' ejen, ■ 
ist, wird dabei im allgemeinen keine Rp11 1 <Re, Re.,Lvof 

Auch der Gesichtspunkt der Ersparnis j „ich>' ,e[lt 
kasse, so sehr er natürlich zu beachten is- o^it ge» k 
den Gesichtspunkt größtmöglicher Sachg _ ¡gus ,1eriH u *°>den uesichtspunkt größtmöglicher , ,rc|i mu= g
werden, zumal die Ersparnis vielfach idf )urciiführUtl,j£st-»voi uvii) Z.III1IU1 uu. l.i ojzai uio »» ^
gemacht wird, daß nachträglich für die u  un,gehal1 -„e 
Anordnung doch die Beiordnung nicht £ntsch.>

So hat denn das KG. in zwei beachtHc ie die c gei' 
für die EinstwVfg. aus § 627, die zwe e j ür uie je ­
weilige Anordnung aus § 627 Z F wenn,£fchtigtef
Ordnung ausgesprochen, jedenfalls dann, jj^äc W  
ordnende Anwalt auch bereits als P/0Z? fo kt. l.g j' ’ 
für den Eheprozeß beigeordnet ist (v. ■ , Nr- „  .iiri.
1937, 3050 und v. 11. Nov. 1940: vorstehe geil 

KGR. Dr. GaedeK
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f  KCi- -  § 13 Ziff. 3 RAGebO.
ßeshaihSSi5!lnun®' der Ehegatten bedeutet keinen Vergleich. 
Verbind,r°nne.n Vereinbarungen, welche die Ehegatten in 
dann i 11* ^er Aussöhnung treffen, als Vergleich nur
^hcksirbfCSe t n • wer(len> wenn sie für sich allein, ohne 
darsteiip,! ?? Aussöhnung, als Prozeßvergleich sich 
der AiiQc"i.VerP“ *ĉ urilien der Ehegatten, welche sich aus 
°hne w .°,lnun£ un<̂ “ am'l aus der fortbestehenden Ehe 
s°lchen Verglc' ê ê ?n’ können nicht Gegenstand eines

Parteien6 «^Û ere Eormulierung von Abreden unter den 
^eiebm,. erj auĉ  d>c Art ihrer Protokollierung oder die 
Vereinbar, ,rcb das Gericht ist für den Charakter der 
Sch e i d e n d a!s l>rozeßvergleich nicht maßgebend. Ent­
halt nari,1S* .Vle*melir nur, ob die Vereinbarung ihrem 
der Rp:],,* e,n gegenseitiges Nachgeben mit dem Ziele 

Mit R “ *  des Rechtsstreits bildet, 
dun» r.ffi1*’ ,.wenn auch mit unzutreffender Begrün- 
inner’uniJ “ } dl® Reichskasse die vom LG. auf Er- 
*eß hin , ArmAnw. des Bekl. im Scheidungspro- 
Sebiihr voJgenommene Festsetzung der Vergleichs- 
senen r 
e,nem

für H 7 * VOWWlfcUHg uu vv.igu.iuio-
IJnt .i n ln diesem Scheidungsprozeß geschlos- 
solrhMl®vergle|ch. Denn tatsächlich kann von

"dsiich Ä  VerSieieh n‘cht die Rede sein. Aus- 
rierhandl,,,, ji'zungsprotokolls haben vor Eintritt in die 
Parteign >.F. dle Parteien und Parteivertreter erklärt: „Die 
®‘ch, an riüf i5,n sich ausgesöhnt. Der Bekl. verpflichtet 
15? <%JC \Y/- i '  ,vom 1-Okt. 1940 ab monatlich im voraus 
Miiete unri !Fl8™aftsgeld zu zahlen. Daneben trägt er die 
des Recht«»*e Heizungskosten der Wohnung. Die Kosten 
®eneinaniip„rei<s, werden im Wege dieses Vergleichs ge­
jocht den nau/i?ehoben.“ Daraufhin hat das Prozeß- 
«fWiliirt jar ?len iär diesen Vergleich das Armenrecht 
~00  ̂Wert des Unterhaltsvergleichs auf

y^inbarnnll^' der Ansicht, daß es sich bei dieser 
a[e'i der fi5 Utn e’nen Vergleich deshalb nicht handele, 
"l kein iernann auch ohnedem unterhaltsr>flirhti<r sei.
£ r * *Uadurch-  - -pneeoen, dal

ju abriieken u ________ r _____; ........... .
?'i?*’8ungmen 7  °^ne Rücksicht auf deren objektive Be- 
8(> g  des W-Was auf&eben- der Verpflichtung zur

«sin „  !manr* auch ohnedem unterhaltspflichtig sei, 
geht L (?ei\seibges Nachgeben vorliege. Demgegen- 

st '«rch davon aus, es genüge, wenn die Parteien
?dpunkt , f e.re,n' daß sie von ihrem subjektiven Rechts- 

7? berühm7 rucken und von den Ansprüchen, deren sie 
n 7  obne Rücksicht auf deren objektive Be­

st 'Un£ dp0 wr Was aufgeben. In der Verpflichtung zur 
JS? für ^ .  Wirtschaftsgeldes und der Tragung der Ko- 
Li.endes 7„ „ UnI  und Miete erblickt das LG. ein weit- 
Uni bereit ef,ef.iandnis durch den Bekl., wogegen die Kl.

U

ü :■ Bereit ‘ , auren den tsekl., wogegen die Kl.
das Ehpipilar‘ , abe> s'ch m'f dem Bekl. auszusöhnen 

r7 1-Q. aic „ ben. fortzusetzen. Diesen Sachverhalt wertet 
z1in' l rhaItssâ i neJn8chaf‘>ichen Vergleich in der Ehe- und 
* > e 0 sei e’ der als solcher i.S. des § 779 BGB. an-Uiese j. *
fi7,8 stanrî a,7-Un̂ ,.baff *ndes einer Nachprüfung ebenso- 
Vel • müsse 'i,'e d,ie Auffassung des Anwalts, ein Ver- 
feneinbaruno. ,, deswillen anerkannt werden, weil die 
riou^en ¿ „ ,5   ̂arteien ausdrücklich als Vergleich auf- 
7 ,  der Verl- i? und die Bestimmung, welche das Ge- 
luntt ,UnS m iiü i ru,n8 gegeben habe, für die Kosten- 
wiJ> .kann c|„7ebe,?d sei. Die kostenrechtliche Beurtei­

le  Prozpcn Ve me*lr ausschließlich danach richten
Wie*

la prozpco y ume" r ausschließlich danach richten, 
als'*7 sind uUa Vorgänge rechtlich zutreffend zu be- 
Anf.i,ai>ach 7keV Anspruch auf eine bestimmte Gebühr 
Ver„.dieser n  uia, £eseizbchen Voraussetzungen für den 
Wer| eichsgebühê Uhr i ' nd- Folglich muß bei der

ei itdaß !- |
u,ese

T f US-tA  7  Zf«. 3 RAGebO. festgcstellt
h. eine durch'Se'fiees \ i d?r 1 at e*n Vergleich, d. 

'S Vorlip,r*a'cbSeben der Parteien er 
Wejse ui'* dem Zwecke, den R

erzielte Verein- 
Rechtsstreit aufWe>Se »Tor, "U  “ V" /- wcl-nc> ucu Kecmssrren au 

i‘erirnen- Schon ,? ohne (weiteres) gerichtliches Urteil bei- 
ftir Ti1® ’rgendu„uriaus ?rS‘bf sich, daß die äußere Formu- 
iWff rLen sachti, iC 1 r> Abreden durch die Parteien, welche 

J, bend sein i Peu,rteifung ohne Bedeutung ist, nicht 
p°fth 5 einer „ „ f nn:, R'eiden vielmehr die Parteien die 
^Urtpnltles Vernil'u 'bnen.stredigen Frage in die äußere 

iN g  pko„ eic" s’ .so 'sf das für die kostenrechtliche 
êr»i ?‘eser Vprf'°'ifeni8 maßgebend, wie die Bezeich- 

EerSe.lch. Seihet einbarun8 durch das Prozeßgericht als 
7n., f für j. wenn — wie vorliegend — das Prozeß- 

s‘ch dak*1- besonderen Akt in der Annahme, es 
nei uni einen Prozeßvergleich, ausdrück­

lich das Armenrecht bewilligt hat, so bindet das für die 
kostenrechtliche Beurteilung darüber, ob in der Tat ein 
Vergleich geschlossen ist, nicht. Entscheidend ist viel­
mehr ausschließlich, ob die Vereinbarung ihrem Wesen 
nach in der Tat einen Vergleich in dem oben entwickelten 
Sinne darstellt. Dazu genügt allerdings, daß wenigstens 
das schwebende Prozeßrechtsverhältnis durch Nachgeben 
beider Teile seine Erledigung findet, ohne daß dieses 
Nachgeben die etwa streitigen Ansprüche unmittelbar be­
treffen muß.

LG. erblickt diesen Vergleich darin, daß die Kl. ihrer­
seits sich gegen die Unterhaltsregelung zur Aussöhnung 
bereit erklärt habe. Ein wesentlicher Teil der Verein­
barung der Parteien ist also ihre Aussöhnung. Diese ist 
jedoch, wie heute in der Rspr. durchweg anerkannt und 
auch vom Senat in seiner Rspr. ständig betont wird, ein 
rein tatsächlicher Vorgang, welcher keinerlei rechtsge­
schäftlichen Charakter hat (zu vgl. Entsch. des Senats vom 
11. Jan. 1936: JW. 1936, 2146). Aus diesem Grunde er­
wächst dem Anwalt, welcher entscheidend ursächlich zu 
dieser Aussöhnung der Parteien mitwirkt, eine Vergleichs­
gebühr auch nur in entsprechender Anwendung des § 13 
Ziff. 3 RAGebO. über § 89 daselbst, weil es sich dabei 
um eine nur Vergleichs a r t i g e  Tätigkeit, nicht um eine 
Mitwirkung zu einem rechtsgeschäftlichen Akt handelt.

Folglich können Vereinbarungen der Ehegatten in Ver­
bindung mit ihrer Aussöhnung lediglich als aus Anlaß, 
bei Gelegenheit der Aussöhnung getroffene Vereinbarungen 
gewertet werden und können als Vergleich, d. h. als Pro­
zeßvergleich, nur dann angesehen werden, wenn sie für 
sich allein, ohne Rücksicht auf die Aussöhnung, als Pro­
zeßvergleich sich darstellen.

Daran fehlt es vorliegend. Der Bekl. hat lediglich Ver­
pflichtungen übernommen, welche sich aus der Aussöh­
nung der Parteien und der dadurch bewirkten Wiederher­
stellung der Ehe und ehelichen Gemeinschaft aus seiner 
gesetzlichen Unterhaltspflicht der Ehefrau gegenüber ohne 
weiteres ergaben. Wenn er also die Verpflichtung zur 
Zahlung von Wirtschaftsgeld im voraus und zur Tragung 
von Miete und Heizungskosten der Ehewohnung über­
nahm, so ist darin nichts anderes zu erblicken als die An­
erkennung der ihm ohnehin kraft Gesetzes obliegenden 
Verpflichtung und damit letzten Endes nur die Anerken­
nung, sich in Zukunft ehegemäß zu verhalten. Von irgend­
welchem Nachgeben von einer Seite kann dabei nicht die 
Rede sein. Die Abrede erfüllt mithin den Begriff des Ver­
gleichs nicht. Dabei ist allerdings die Auffassung der 
Reichskasse irrig, diese Fragen könnten nicht Gegen­
stand eines Rechtsstreits zwischen den Parteien und des­
halb nicht Gegenstand eines Vergleichs bilden. Es wäre 
sehr wohl ein Unterhaltsprozeß über die in der Ver­
einbarung der Parteien erwähnten Punkte möglich. In 
tatsächlicher Hinsicht fehlt es aber an einer solchen Sach- 
lage.

bo bleibt denn als rechtsgeschäftliche und im Wege 
beiderseitigen Nachgebens erzielte Vereinbarung lediglich 
die Abrede der Parteien über die Tragung der Kosten des 
Rechtsstreits, welche vergleichsweise gegeneinander auf­
gehoben worden sind. Ein solcher Kostenvergleich ist von 
der Rspr. des Senats in seiner Entsch. v. 22. Jan. 1938: 
JW. 1938, 476 anerkannt worden. Nur insoweit kommt da­
her eine Vergleichsgebühr für die beteiligten Anwälte in 
Frage.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 20. Dez. 1940, 20 W 3662/40.) 
*

25. KG. — § 13 Ziff. 3 RAGebO. Rechtsmitteiverzicht 
als Bestandteil einer Gesamtvereinbarung zu.r Beilegung 
des Eheprozesses 'und von Unterhaltsansprüchen bedeutet 
nur dann eine vergleichsweise Erledigung des Ehepro­
zesses, wenn er ein wirkliches Aufgeben einer Rechts­
position der verzichtenden Partei darstellt. Es muß also 
die Partei gerade auch unter Berücksichtigung ihres Ver­
haltens bis zum Urteil durch dieses tatsächlich beschwert 
sein und ohne die Vereinbarung sonst beabsichtigt haben, 
ein Rechtsmittel einzulegen (also nicht, wenn die Schei­
dung entsprechend dem Einvernehmen der Parteien aus­
gesprochen worden ist, weil dann der Verzicht nur der 
beschleunigten Herbeiführung der Rechtskraft dient).

Die Beschw. wendet sich zu Unrecht gegen die Ab­
setzung der Vergleichsgebühr für den der Kl. im Ehe-

76*



604 Rechtsprechung [Deutsches Recht,

prozeß als ArmAnw'. beigeordneten BeschwF. Ausweislich 
des Sitzungsprotokolls sind zunächst die Parteien selbst 
vernommen worden und haben beiderseits Beschimpfun­
gen zugegeben. Alsdann ist Urteil dahin verkündet wor­
den, daß die Ehe der Parteien auf Klage und Widerklage 
aus Schuld beider Teile geschieden werde. Daraufhin hat 
der Beld. erklärt, er sei damit einverstanden, daß nach 
rechtskräftiger Scheidung der Ehe der Parteien das Sorge­
recht für die beiden Kinder der Kl. übertragen werde. 
Beide Prozeßbevollmächtigten haben nunmehr im Auf­
träge der Parteien auf Rechtsmittel verzichtet. Der Be­
schwF. ist der Ansicht, daß dadurch eine vergleichsweise 
Erledigung des Eheprozesses herbeigeführt und so die 
Vergleichsgebühr im Eheprozeß erwachsen sei. Dieser 
Auffassung sind die Vorinstanzen mit Recht entgegen­
getreten. Zwar hat der Senat in seiner Entsch. 20 W 2758/40 
v. 20. Sept. 1940: DR. 1940, 2122 anerkannt, daß auch durch 
einen Rechtsmittelverzicht_eine vergleichsweise Beilegung 
des Eheprozesses herbeigeführt werden könne, allerdings 
nicht in der Art, daß nur ein beiderseits vereinbarungs­
gemäß erklärter Rechtsmittelverzicht dazu ausreiche. 
Darin ist ein Vergleich im Eheprozeß nicht zu erblicken 
(Entsch. 20 W 3124/40 v. 25. Okt. 1940). Vielmehr kann 
ein solcher Verzicht nur, wenn er im Rahmen eines Oe­
samtvergleiches erklärt wird, und als Teil solchen Gesamt­
vergleiches, der gegen die Beendigung des Eheprozesses 
die vergleichsweise Erledigung anderer — vermögens­
rechtlicher — Ansprüche der Parteien aushandelt, sich 
darstellt, zu einer Beilegung des Eheprozesses ohne wei­
teres, das heißt ohne Urteil der Rechtsmittelinstanz, füh­
ren und gebührenrechtlich entsprechend bewertet werden 
(so die letztgenannte Entsch.).

Auch sind keine Bedenken in der Richtung zu erheben, 
daß die durch die Erklärung des Rechtsmittelverzichts 
entwickelte Tätigkeit noch mit zu der Instanz gehört, in 
welcher das nunmehr rechtskräftig werdende Urteil er­
gangen ist. Es können daher für den ArmAnw. dieser 
Instanz weitere Gebührenansprüche an die Reichskasse 
entstehen (20W3248/40 v. ll.Nov. 1940: DR. 1941, 110). 
Dies ist dann der Fall, wenn in der Tat eine als Vergleich 
zu wertende und damit nicht durch die Prozeßgebiihr ab­
zugeltende Tätigkeit entwickelt wird. So kann der An­
spruch auf eine Vergleichsgebühr an die Reichskasse im 
Eheprozeß auch dann erwachsen, wenn zwar nicht für 
den Gesamtvergleich, sondern ausschließlich für den Ehe­
prozeß das Armenrecht bewilligt war (so die letztgenannte 
Entsch.).

Es kann nun unerörtert bleiben, ob vorliegend von 
einem solchen Oesamtvergleich, wie ihn die oben ange­
führten Entsch. des Senats zum Gegenstände haben, ge­
sprochen werden kann. Denn diese Grundsätze bedürfen 
einer E in s c h r ä n k u n g  in der Richtung, daß nicht in 
jedem Falle ein Verzicht, auch wenn er einen Teil einer 
Gesamtvereinbarung bildet, in welcher auch andere An­
sprüche vergleichsweise zur Erledigung gebracht werden, 
als die Beilegung des Eheprozesses im Vergleichswege 
herbeiführend anerkannt werden kann.

Der Begriff des Prozeßvergleichs i. S. des § 13 Ziff. 3 
RAGebO. enthält in sich zugleich den Begriff des Ver­
gleichs i. S. des materiellen Rechts gemäß § 779 BGB. Er 
verlangt also ein beiderseitiges Nachgeben, d. h. ein Auf­
geben von Ansprüchen oder doch von Rechtspositionen. 
Letzteres kommt insbes. in Frage, wenn nicht ein mate­
rieller Anspruch als solcher den Gegenstand des Prozeß­
vergleichs bilden soll, sondern lediglich die Beseitigung 
eines Prozeßrechtsverhältnisses, welche naturgemäß mit­
telbar irgendwie auf die geltend gemachten Ansprüche 
sich auswirkt. Nur auf letzterem Wege ist nach der Rspr. 
des Senats wie der übrigen OLG. eine vergleichsweise 
Beilegung eines Eheprozesses überhaupt denkbar. Soll 
also der Eheprozeß nicht durch Rücknahme eines Rechts­
mittels, welche einen Teil eines Gesamtvergleichs, der 
auch andere Ansprüche umfaßt, bildet, beendet werden, 
sondern durch Verzicht auf ein erst einzulegendes Rechts­
mittel, dann muß dieser Verzicht das wirkliche Aufgeben 
einer Rechtsposition der verzichtenden Partei in sich ent­
halten. Es muß darin, wie OLO. Dresden in seiner Entsch. 
14 W 209/40 v. 20. Nov. 1940: DR. 1941, 397 ausführt, be­
wußt ein Opfer zum Zwecke der Einigung der Ehegatten 
gebracht werden. Dies ist aber bei einem Verzicht auf Ein­

legung eines Rechtsmittels nur dann der Fall, wenn e' ^ r. 
ein zulässiges Rechtsmittel überhaupt hätte eingeleg b0. 
den können, ferner die verzichtende Partei ernstna u_ 
absichtigt hatte, von dem Recht, die höhere n̂stanziyerade 
rufen, Gebrauch zu machen und schließlich — was s __ 
in Eheprozessen von ausschlaggebender Bedeutung' ^  
wenn die verzichtende Partei nach ihrem Verhalt ^jeseS 
zum Erlaß des etwa anzufechtenden Urteils duren , 
in der Tat beschwert ist. Letzteres muß iec*°.ĉ  qchei- 
mäßig dann verneint werden, wenn das Gericht den 
dungsausspruch entsprechend dem Einvernehmen n ¿¡e
fatten erlassen hat, wenn also die Parteien beider» gl)S 

cheidung der Ehe überhaupt und gegebenenfalls a enea 
bestimmten, von ihnen einverständlich vorget » ^  
Gründen, wünschen, welche lediglich im ,ncr des 
Vereinfachung und beschleunigten Herbeiführ ej.
Scheidungsurteils sich auf einen Teil der tatsaen j ung-s. 
tend gemachten oder geltend zu machenden i>cl j -myen- 
gründe und der etwa dagegen zu erhebenden 
düngen beschränken. Liegen derartige einvers ¿er
Erklärungen, Maßnahmen oder gar Vereinbaru t  oZfij)- 
Parteien zum Zwecke der Prozeßlenkung uni9 . allein 
Vereinfachung vor, dann stellen diese, für sl. 
betrachtet, sofern sie überhaupt den Begriff e erglei 
gleichs erfüllen können, allenfalls einen Zwischen ■ als 
dar, welcher nach der Rspr. des Senats &ru1n2.sa„|Cht 
Prozeßvergleich i. S. des § 13 Ziff. 3 RAGebO. 
erkannt werden kann. Denn er dient nicht der . votfi 
des Rechtstreits ohne gerichtliche Entsch. (Eh 
25. Febr. 1939: DR. 1939, 190). , .„harUtigeI1

Dann bildet aber ein in Verfolg solcher Verei ^us- 
erklärter Rechtsmittelverzicht in Wahrheit nur ¡j eine® 
Wirkung, wenn nicht gar etwa noch den Best« rjgiica 
derartigen Zwischenvergleichs und kann soitui ®ssenen 
nicht einer zur Beilegung des Eheprozesses £eSper Sih" 
anderweiten Gesamtvereinbarung zugehören. ¡¡j¿¡v^'
des unter solchen Umständen erklärten Rectl -ne N3Clt’ 
zichts ist dann nicht das Aufgeben des RecP)fwe Instn° 
prüfung des Scheidungsurteils durch die hon,. ¡füJiruw» 
lierbeizufiihren, sondern ausschließlich die ne ¡_g.de 
der alsbaldigen Rechtskraft des Scheidungsur ^  U 
vorher getroffenen Vereinbarungen. Nur um , e und 3 
sichtspunkt, daß eine Partei die ihr noch mog ¡[jr ® . 
sich in Aussicht genommene Anfechtung [\[achgeL f 
günstigen Urteils als Gegenleistung für e‘n hat 
der anderen Partei zu anderen Punkten unter e5’ pro2? 
der Senat überhaupt nur die Möglichkeit^ erierSe\bJni^

i
is

von dem Senat in seiner Rspr. zur Frage ̂ ,ê ,1f’Einle»ulie. 
Beilegung des Eheprozesses durch Verzicht^ Qej(Ung

r t f i

Wochenausgä^

uer öenai uoernaupt nur oie Mognw«"-*; Hpr$e*DC i a 
Vergleichs auch nach Erlaß des Urteils in v2i. E0tsC 
stanz durch Rechtsmittelverzicht anerkannt (z 
20 W 1744/40 v. 14. Juni 1940: DR. 1940, 13»'/• dje bist* 

Nur mit dieser Einschränkung können “ ä“ . ¡cjisWe'fn2
nn rlpm in cpinpr P c n r z u r  Frat?C Vc 0

eines Rechtsmittels aufgestellten Grundsätze
anspruchen.

Von diesen rechtlichen Gesichtspunkten aUß nicht f 
kommt aber hier ein Vergleich im Ehepi, ung be, „ 
Frage. Das Scheidungsurtefl ist nach Verriehrti j  ebe_ 
Parteien, welche beiderseits Eheverfeh lung ¡,arung flg 
haben, ergangen. Ob danach irgendeine V Verb1(1<Lr- 
treffend materielle Ansprüche der Ehegatten htsmitt^|c|j. 
mit dem schließlich beiderseits erklärten K unei'K’ms- 
zicht getroffen worden ist, ist für die Ents A«1 .¡5. 
Denn der Sachverhalt gibt nicht den ger' “e0 \ W ^ :.nas- 
punkt dafür, daß die Parteien sich — entk• » Sche!, Jo11 
herigen Verhalten — durch das ergang j ernfal>s q ?  
urteil tatsächlich beschwert fühlten und urufeU> 
der Befugnis, die Rechtsmittelinstanz Ung
brauch gemacht hätten. . „uf FesĴ ’iebh*

Danach ist der hier streitige Anspruch abg
einer Vergleichsgebühr im Eheprozeß nn ^
worden. „nW3635/

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 18. Dez. 1940, 20

R ech t d e r Ostmark
* *  26. RG. -  §§ 163, 164 ABOB. , it ig e a  

1. Das von einem Mann im äußerst der Er
abgegebene Vaterschaftsanerkenntnis st Man°
der Vaterschaftsklage gegen einen anu 
entgegen.
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menp^i mi* der Vaterschaftsklage in Anspruch genom- 
M ö r f - • kann n'e*1< m't dem bloßen Hinweis auf die 
deren*»«1*’ daß die Kindesmutter auch noch mit an- 
l(5n Männern geschlechtlichen Verkehr gehabt haben 
Veri ’ dle Anordnung einer erbbiologischen Begutachtung 
in ei ^Cn' Eine erbbiologische Begutachtung ist vielmehr 
haltsr nL S0li:hen Eall nur dann erforderlich, wenn An- 
'ichkeW • *ür das Bestehen einer augenfälligen Unähn- 

11 zwischen den Parteien vorhanden sind.
der v  lst am 18. Febr. 1928 als uneheliche Tochter 

d.K‘ geboren.
höbe» bat ™ Mai 1939 die gegenwärtige Klage er- 
V a t e r d e m  Antrag, festzustellen, daß der Bekl. ihr 
Kl. ein.1’ Und den Bekl. für schuldig zu erklären, an die 
ZU zahl?11 2Jonatlichen Alimentationsbetrag von 20 31M 
Bekl. hah -u r ^egründung hat die Kl. vorgetragen, der 
bis i.SenMner ^ utter in der den Zeitraum vom 5. Mai 

Der *27 umfassenden Empfängniszeit beigewohnt. 
stritten h ' bat Klagabweisung beantragt. Er hat be- 
ge\vobn+aer /Butter der Kl. in der Empfängniszeit bei- 
Kewisspr haben, und hat darauf hingewiesen, daß ein 
"’Undsrii. t?sef VI. am 17. Sept. 1928 die Vaterschaft vor- 

Das F + e.richtlich anerkannt habe. 
tnenihatrp iffribi*1i  hat e'ne Anzahl von Zeugen vernom-

bekl, wäh'^ i Ut Eirund derselben festgestellt, daß der 
peschlet-W60 . der Empfängniszeit mit der Kindsmutter 
‘Urig (jes .,sYc:rkehr gehabt hat. Die gegenteilige Darstel- 
p'gewohnt i 1’ eY habe der Kindsmutter überhaupt nicht 
ri durch n | ze’cbuet das Erstgericht im Hinblick auf 
• ® der Be l l *  l re ^ euScnaussagen erhärtete Tatsache, 
'n der 1 Slcb während des gegenwärtigen Prozesses 
dort zUr v nung der Kindsmutter eingefunden und sich 
ivi'prochenurschäft bekannt und Unterhaltszahlungen 
» f > daß .i- aD unglaubwürdig. Dem Einwand des 
J’Vhannt c„e Yaterschaft zur Kl. bereits von Josef M. 
r e's auf j ; '> begegnet das Erstgericht mit dem Hin- 
h.- HiRkeit ~ z-eugenaussage des M., daß er nur aus 
e,raten hpa^^u!1. die Kindsmutter, die er damals zu 

habe LÄ1- ■ die Vaterschaft auf sich genom- 
Ri iechtlich»„ SwC1, ‘ch aber nie mit der Kindsmutter ge- 
a., Srupnpn,,, Yerkehr gehabt habe. Da auch durch die 
â gesch|0 tersuchung die Vaterschaft des Bekl. nicht 
Vn,;rag entsnrpchVU!j*e’ hat das Erstgericht dem Klag- 
Spi*er der JL dahin erkannt, daß der Bekl. der
vn„ °Wejt Hpr^r br- außerehelich geborenen KI. 
¡CK Alitnentpr, K‘agantrag auf Verurteilung zur Zahlung 
U / e abgew- £er'chtet war, hat das Erstgericht die
*«hluSUchUngshaeft’ hdr  ?,'ch der BekL gegenwärtig in ang außprc+â , befinde und daher zur Unterhalts-

die f * " Sd'
Brj '.her Ri JJ. eneidung des Erstgerichts, daß er der 
vQn' .hat d ie 'nJ’ . der Bekl. Berufung eingelegt. Das 
her r , getrofivüCISWürdigung des Erstrichters und die 
Sespt ,kl- der M„«en Feststellungen übernommen, wonach 
JosptZ!l.chen Emrvf"r de.s klagenden Kindes innerhalb der 
Keif1. • die V,Vlanfi ni?zeit beigewohnt hat und wonach 
kchon11prkannt m w/->a/* zu demselben nur aus Gefällig- 
hetu , Be*'ehunir,. Vlrkbchkcit aber in keinen geschlecht- 
vernfr°,rn Bekl ,.lli z,ur Kindsmutter gestanden hat. Zu 
ynterlChtetgew'p0. ' ° benen Einwand, der Erstrichter sei 
Jhr ripUckung v_pn Amts wegen eine erbbiologische
hitirpfi? Erstrich+pi °.rdnen, erklärt das BG., daß hierzu 
Jutte, ,nder Bcu,p kei.n .Anlaß bestanden habe, da kein 
pck| r lnnerhalh T  dafür erbracht sei, daß die Kinds- 

°ch mit anHper Empfängniszeit außer mit dem 
da der Fen, ^ ännern geschlechtlich verkehrt 

dp<P?,e Ahnliebi, *̂tr.lcbter bei der Beweisaufnahme 
Regele Agenden ln,den Gesichtszügen des Bekl. 
h«k| ugf habe Da^nr^ festgestellt und protokollarisch 
. 1, ,.Keine Folge t - J P -  ha*. daher der Berufung des 
Ed. i aren Anar;ff b ®eben. Die Rev. war erfolglos.
dein viphndet die §ê en die rechtliche Beurteilung des 

,prniGpr *<ev. damit. Ha m im lehre 109R vor,. -Vier, die i  damit, da M. im Jahre 1928 vor 
2 *  Vatersch\f;aaerschaft zur KI. anerkannt habe, oberer MrsaLnhaft des m . fest und es könne daher 
ttletl Werden als Vater der KI. in Anspruch

• Die Rev. führt aus, wer die Vater­

schaft zu einem außerehelichen Kind einmal anerkannt 
habe, gelte so lange als außerehelicher Vater mit allen 
Pflichten desselben, als dieses Anerkenntnis nicht durch 
ein gerichtliches Urteil für unwirksam erklärt werde; da 
das von M. abgegebene Vaterschaftsanerkenntnis nicht 
durch Urteilsspruch beseitigt sei, könne ein Urteil, das 
auch noch den Bekl. zum Vater der KI. erkläre, nicht 
ergehen; denn dann würde die Kl. zwei außereheliche 
Väter haben, was von der Rechtsordnung nicht gewollt 
sei. Nach Ansicht der Rev. hätten die Vorinstanzen also 
aus der Tatsache des M.schen Vaterschaftsanerkennt­
nisses die Folgerung ziehen müssen, daß die jetzige, 
gegen den Bekl. erhobene Klage abzuweisen sei, die 
verurteilende Entscheidung der Vorinstanzen beruhe also 
auf einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung der Sache.

Diesem Revisionsangriff muß jedoch der Erfolg ver­
sagt bleiben. Richtig ist allerdings, daß nach österreichi­
schem Recht jeweils immer nur ein Mann als Vater be­
trachtet werden kann; es kann immer nur ein Mann als 
außerehelicher Vater gelten, auch wenn die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Vermutung der Vaterschaft 
gegenüber zwei Männern vorliegen. Die Vermutung kann 
nachträglich dadurch beseitigt werden, daß sie durch die 
Feststellung der Vaterschaft eines anderen Mannes ent­
kräftet wird. Hierbei muß zwischen Feststellung durch 
rechtskräftiges Urteil und Anerkenntnis im außerstrei­
tigen Verfahren unterschieden werden.

Liegt gegen den Mann ein Urteil vor, das seine Vater­
schaft ausspricht, so steht der Vaterschaftsklage gegen 
einen anderen Mann zwar nicht die Einrede der entschie­
denen Streitsache entgegen, wohl aber die absolute Wir­
kung von Urteilen in Familienstandsprozessen. Eine solche 
Klage müßte daher abgewiesen werden, zumal ein Urteil, 
das gegen einen zweiten Mann erginge, das Urteil gegen 
den ersten Mann nicht aus der Welt schaffen würde. Die 
urteilsmäßige Feststellung, daß ein Mann der Vater ist, 
schließt dieselbe Feststellung gegen einen zweiten Mann 
aus; der Klage gegen den zweiten Mann muß also die 
Beseitigung des Urteils gegen den ersten Mann im Wege 
einer erfolgreich durchgeführten Wiederaufnahmeklage 
gegen den ersten Mann vorangehen.

Anders liegt es, falls der erste Mann die Vaterschaft 
nur im außerstreitigen Verfahren anerkannt hat. Die An­
erkennung der Vaterschaft im außerstreitigen Verfahren 
hat lediglich die Bedeutung eines tatsächlichen Zugeständ­
nisses der Beiwohnung. Dieses Anerkenntnis entbehrt der 
Rechtskraft. Es kann nach den Regeln der Anfechtung 
einer privatrechtlichen Erklärung angefochten werden. 
Ja, es ist nicht einmal eine formelle Anfechtung der An­
erkennung erforderlich, es kann vielmehr auch ohne eine 
solche geltend gemacht werden, daß die Vermutung, die 
sich aut die Anerkennung gründet, unrichtig ist. Eine 
Anerkennung der Vaterschaft im 'außerstreitigen Ver­
fahren steht daher der Vaterschaftsklage gegen eine vom 
Anerkennenden verschiedene Person nicht im Wege. Der 
nunmehr Beklagte kann allerdings zum Beweis der Un­
möglichkeit der Zeugung des Kindes durch ihn auf die 
Tatsache verweisen, daß bereits ein anderer die Vater­
schaft anerkannt hat. Diesem Hinweis kommt aber keine 
andere Bedeutung zu als der Berufung auf sonstige gegen 
die Vaterschaft sprechende Beweismittel. Wenn trotz die­
ses Hinweises durch Urteil rechtskräftig festgestellt wird, 
daß der nunmehr Bekl. der Vater des Kindes ist, so ist 
dadurch wegen der absoluten Wirkung von Urteilen in 
Statusprozessen die auf das frühere  ̂ Anerkenntnis ge­
stützte Vermutung beseitigt. Das frühere Anerkenntnis 
wird wirkungslos. — Die von der Rev. vertretene Auf­
fassung, daß auch in einem solchen Fall der Vaterschafts­
klage eine Klage des Kindes gegen den bisher als Vater 
betrachteten Mann vorauszugehen habe, um die Unwirk­
samkeit des von diesem abgegebenen Anerkenntnisses 
festzustellen, ist rechtsirrig. Ein solcher Prozeß des Kin­
des gegen den bisherigen Vater auf Aberkennung der 
Vaterschaft wäre, da dieser kaum einen Grund hat, die 
Aberkennung zu bekämpfen, eine wertlose Förmlichkeit, 
die überdies die Gefahr in sich bergen würde, daß das 
Kind, wenn der Rechtsstreit gegen den zweiten Vater 
nicht Erfolg hat, überhaupt keinen Vater haben würde. 
Das natürliche Interesse des Kindes, daß der wirkliche 
Vater auch rechtlich als der Vater festgestellt wird, nötigt 
dazu, daß dem Vormund des Kindes freigestellt wird,
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im Vaterschaftsprozeß gegen den zweiten Mann den Be­
weis zu erbringen, daß der bisher a!s Vater angesehene 
Mann nicht der Vater ist, so daß also gleichzeitig über 
den Beweis der Vaterschaft hinsichtlich des Bekl. und 
über den Widerlegungsbeweis hinsichtlich des bisher als 
Vater betrachteten Mannes entschieden wird.

2. Das BO. hat ausgeführt, bei der gegebenen Sachlage 
habe für den Erstrichter kein Anlaß bestanden, einen, 
vom Beld. nicht beantragten, erbbiologischen Sachver­
ständigenbeweis aufzunehmen. Die Rev. erhebt den Ein­
wand, es sei rechtsirrig, eine lediglich vom Richter fest­
gestellte Ähnlichkeit der Gesichtszüge für die Entschei­
dung zu verwerten. Ferner bezeichnet die Rev. es als 
einen Verfahrensmangel i. S. des § 503 Z. 2 ZPO., daß 
die Untergerichte es unterlassen hätten, von Amts wegen 
durch anthropologisch-erbbiologische Untersuchung die 
Frage der außerehelichen Vaterschaft zu klären. Die Rev. 
zitiert schließlich die Entsch. v. 29. April 1940, VIII 35/40, 
wonach bei Ermittlung der außerehelichen Vaterschaft 
jede dem Gericht zugängliche Erkenntnisquelle, wozu 
insbes. auch die erbbiologische Untersuchung gehöre, 
voll ausgeschöpft werden müsse.

Auch diese Revisionsrüge kann jedoch nicht als gerecht­
fertigt anerkannt werden. Der vorliegende Sachverhalt 
unterscheidet sich erheblich von dem Sachverhalt, welcher 
der von der Rev. zitierten Entsch. des erk. Sen. v. 29. April 
1940 zugrunde lag. In jenem Fall stand fest, daß außer 
dem damaligen Bekl. noch ein ganz bestimmter anderer 
Mann der Kindsmutter in der Empfängniszeit beigewohnt 
hatte; dieser andere war in jenem Fall von der Kinds­
mutter und dem Vormund von vornherein als der wirk­
liche Vater des Kindes angesehen worden; es waren 
Briefe vorgelegt worden, in denen von einer auffallen­
den Ähnlichkeit des Kindes mit jenem anderen die Rede 
war; und es war jener andere nur deswegen nicht auf 
Vaterschaft verklagt worden, weil sein Aufenthalt un­
bekannt war. Bei solcher Sachlage hat der erk. Sen. in 
jener Sache ausgesprochen, daß augenfällige Umstände 
vorhanden seien, welche die unteren Gerichte hätten ver­
anlassen müssen, von Amts wegen alles zu tun, um die 
einwandfreie Führung des Gegenbeweises des damaligen 
Bekl. zu ermöglichen und zu sichern; deshalb ist in 
jener Entsch. dahin erkannt worden, daß die unterlassene 
Einziehung eines erbbiologischen Gutachtens einen Ver­
fahrensmangel der unteren Gerichte darstelle. In dem jetzt 
zur Entscheidung stehenden Fall gibt es keine jener in 
der Entsch. v. 29. April 1940 betonten augenfälligen Um­
stände, die gegen die Vaterschaft des Bekl. sprächen. Es 
ist kein bestimmter anderer Mann ermittelt, der mit der 
Kindsmutter während der Empfängniszeit geschlechtlich 
verkehrt hat; M. jedenfalls scheidet als solcher nach den 
Feststellungen der Vorinstanzen vollständig aus. Auch 
dafür, daß die Kindsmutter mit irgendwelchen sonstigen, 
unbekannt gebliebenen, Männern in der Empfängniszeit 
zu tun gehabt hat, ist ein Beweis nicht erbracht.

An dem in der mehrerwähnten Entsch. aufgestellten 
Grundsatz, daß die Wichtigkeit der Feststellung der wirk­
lichen Abstammung es erfordert, daß alle von der Wissen­
schaft zur Verfügung gestellten Erkenntnisquellen aus­
geschöpft werden müssen, hält der erk. Sen. fest. Für 
die Fälle, in denen die Ä h n l i c h k e i t  eines Kindes mit 
einem als Erzeuger in Betracht kommenden Mann eine 
Rolle spielt, gilt der aufgestellte Grundsatz, daß die 
Erkenntnisquelle der erbbiologischen Vergleichung aus­
genutzt werden muß, schlechthin und unbedingt. Da­
gegen kann eine Verpflichtung des Gerichts, im Hinblick 
auf eine etwaige U n ä h n l i c h k e i t  des Kindes die erb­
biologische Begutachtung anzuordnen, nur beim Vor­
liegen besonderer Umstände — etwa bei augenschein­
licher Rassenverschiedenheit des Kindes — statuiert wer­
den. Es kann also nicht jeder mit der Vaterschaftsklage 
in Anspruch genommene Beklagte, dem nachgewiesen 
ist, daß er mit der Kindsmutter in der Empfängniszeit 
verkehrt hat, mit dem bloßen Hinweis auf die Möglich­
keit, daß die Kindsmutter auch noch mit anderen Verkehr 
gehabt haben könne, verlangen, daß das Gericht von 
Amts wegen ein erbbiologisches Gutachten einzuziehen 
habe. Zur Anordnung einer erbbiologischen Begutachtung 
ist in einem solchen Fall das Gericht vielmehr nur dann 
verpflichtet, wenn derartige Anhaltspunkte für das Be­
stehen einer so erheblichen Unähnlichkeit zwischen dem

[Deutsches Recht, Wochenausg^/

dieBekl. und dem Kind gegeben sind, daß durch si 
Möglichkeit, daß das Kind vom Bekl. erzeugt s_ 
könnte, ausgeschlossen würde. Im gegenwärtigen K . en 
streit sind Anhaltspunkte für das Bestehen einer sou-^ 
augenscheinlichen Unähnlichkeit zwischen den | a 
nicht hervorgetreten. Im Gegenteil, das Erstgenen ,̂£ 
im Verhandlungstermin v. 24. Mai 1940, zu vvclcBcrn n, 
KI. und der Bekl. persönlich erschienen waren, y efn ¡je» 
heit gehabt, das Bestehen einer großen Ähnlichkeit e 
Gesichtszügen des Bekl. und der, inzwischen 1 fest- 
alt gewordenen, KI. festzustellen und protokollarisc ^  
zulegen. — Der Einwand der Rev., daß das GcTIC. [ü{eti 
sich aus zur Feststellung einer Ähnlichkeit nicht d 
sei und daß es rechtsirrig sei, wenn das Gericn gut- 
solche von ihm festgestellte Ähnlichkeit bei sein pro- 
Scheidung verwerte, entbehrt der Berechtigung. u yf Am 
tokollarischen Feststellungen, die das Erstgericht, u £#. 
trag der Kl., getroffen hat, beruhten auf einer ‘’ ¿¡s 
Scheinseinnahme des Gerichts, zu deren Vornan be- 
Gericht jederzeit auf Antrag oder von Amts we§ 
fugt ist (8 368 ZPO.). Auch der Körper der 
kann anerkanntermaßen Gegenstand einer gerl[ 
Augenscheinseinnahme sein. Das Ergebnis *cinercrgebi1's 
Scheinseinnahme kann das Gericht wie das uni
jeder anderen Beweisaufnahme nach freier Ube wesent 
würdigen und daraus die für seine Entscheidung löb­
lichen tatsächlichen Feststellungen herleiten. Da „jid
dclt es sich bei der vom Erstgericht getron*'• 0 W  
vom BG. übernommenen Feststellung einer . ge|d. 
den“  oder „großen“  Ähnlichkeit zwischen Kl. “ ^  das 
wiederum um eine tatsächliche Feststellung, 31 „ en ist- 
RevG. gebunden und deren Nachprüfung ihm entz °  , 

(RG., VIII. ZivSen., U. v. 12. Dez. 1940, VIII 13l/4̂ ej

* hil-
27. RO. -  {?§ 1299, 1315 ABGB.; § 3 öslerr.

b ebthaftpflichlG.; öslerr. EisenbHaftpflG. An (1®m,yS<riel 
losen Übergang einer Landstraße über eine li'0 u*v
der von einem Pächter mit einer roten Warniah 
wird, besteht keine Pflicht eines die Straße „  ..„ver^? 
Kraftfahrers, den seiner Sicht entzogenen *■> zlI be° 
schon vor der Überquerung des Gleiskörper |(ung “ 
achten, wenn er den Wächter in völlig passiver ' 1 ,r
dem Übergang stehen sieht. Er ist zu b®9.°ifet 
nahmen bei dieser Sachlage erst dann w p ” 1® ¿rbefS3" 
Umstände bemerkt, die eine freie Fahrt über d 
in Frage stellen. , „t-mens

Was die Haftpflicht eines Eisenbahnuntern 1 ^  «ns 
trifft, wenn infolge Unachtsamkeit eines R j,nüber® 0b 
stellten Wächters ein Kraftfahrer an einem ‘ aül ajKjg, 
gegen einen Zug fährt, so kommt es nicht e 315 AD u. 
der Wächter eine untüchtige Person i. S. des 8 j E*se 
ist, weil die Bahn sein Verschulden nacn 8 
HaftpflG. auf jeden Fall zu vertreten hat. 116/40),,

(RG., VIII. ZivSen., U. v. 14. Nov. 1940, VIH 1* iN-I[ k l

i, 3$ .:

* *  28. RG. -  §6 der VO. v. 28. Febr.
Bei Berechnung des Wertes des Beschw gudet«rt» c|jt-
a in r l a i i r l i  in  QarfiAr» i lo r  O fc t lt tU rk  UHU U _ ¡fl _ApI
ljci u c i  c u m u i ig  u co  « t t  n a  «vs» ——  -gC»»1
sind auch in Sachen der Ostmark und a sje ¡n oijer
mehrere Ansprüche zusammenzurechnen, stehe11 
lichem und tatsächlichem Zusammenna g ¡st
nicht. - ’"rd

Da die Rev. am 23. 
nach §§ 32, 35 der VO

. Okt. 1939 e m g e b ^ ik  'ls j 
3. v. 1. Se_pt. 193n9n(«ROßLl.tar1dach  § 5 3 2 , 35 d e r  V U .  v . 1. a e p u  ' 7 qo0 '

Verb. m. § 6 OberleitVO. v. 28. Febr.'hwerde?eifisW l  
lie Rev. nur zulässig, wenn d e r  Besc gci<l. gel­
len Betrag von 10000 3 tM  übersteigt. Del 
lie Zulässigkeit der Rev., da der Kl. « ejneIt
end mache, die nicht in rechtlichem ^ e\ncienu macne, uie muu m . e-
Zusammenhänge stehen und von a 
Wert über 10000ÄÄ betreffe. .

Nun entspricht es allerdings dem * ^  ^  jrn° s sS’k
un°

Nun entspricht es allerdings dem m  _  im^|/ 
n Sudetengau geltenden Rechte (§ 55 1^ quV. (A# 
au i. d. Fass, des Ges. v. 16. Juni 1 enh®uf«tefSc,ieJ. 

sei der objektiven und subjektiven K* & zU pe
ipruchshäufung und Streitgenossensch ) mehre'( flichel
len, ob die in der Klage von einer red
;onen geltend gemachten Anspriiche m
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mehrerlna<i i ’Ĉ en. Zusammenhänge stehen und ob die 
Rechten-» K‘aSe.r in Ansehung des Streitgegenstandes in 
sPrüche ;m,lln*.cha.ft stchen — oder ob die mehreren An- 
samm('n,i u- • d‘£ s‘nd. *m ersten Falle werden die zu- 
Wertes ff' r'-1®'611 Ansprüche bei Berechnung des Streit- 
^erfahrpUr dle Bestimmung der Zuständigkeit und des 
ein ein7iiTS zJlsammengerechnet; sie gelten prozessual als 
härmeruioA n̂spruch. Hingegen werden nicht zusammen- 
stimmun AnsPröche einzeln für sich bewertet. Diese Be- 
Rev an-,̂  war,auch bei Beurteilung der Zulässigkeit der 
Pass. ^ w.enden; mochte i. S. des § 503 (3) ZPO. in der 
Wert des <-? .rr. acbten Gerichtsentlastungsnovelle der 
nach 8 snotr̂ ,1tgegenstandes im Berufungsverfahren oder 
1934 fSrir Zp° -  *■ d- Fass. des tsch. Ges. v. 11. Dez. 
Irn ReviqiAÛ ' Pfr-251) der Wert des Streitgegenstandes 
^nfühn,„„nj Veiaahren maßgebend sein, wie sich aus der 

Durch | ^ er.§§ 54-G0 JN. in § 500 (2) ZPO. ergibt, 
außer DberleitVO. sind aber alle Bestimmungen
Reit der ß 1 ^esetzt worden, die bis dahin die Zulässig- 
^Dssirrki-t'?ereI e*t hatten. Der Gesetzgeber wollte die 
Dnds einhour i  Rev- ‘m Sanzen Gebiete Großdeutsch- 
uer für h ' , ™ ’. und zwar so regeln, wie sie in § 546 
daRer nicht ^  ,eich geltenden ZPO. geregelt ist. Es geht 
Segensfandp • Berechnung des Wertes des Beschwerde- 
^em in 8 Mrf p ii1}® Bestimmung anzuwenden, die von 

Als Wert hDZP° - angeführten § 5 DZPO. abweicht. 
verfailren des Beschwerdegegenstandes in* Revisions- 
\Sn der in Dr'Td?jler der Senat> teilweise abweichend 
Wert dessen ÜZ- 64> 90 ausgesprochenen Meinung, den 
?.e2ehren ded?’ R1? was das Urteil des BG. hinter dem 
a‘f Rev. aut Ke^lsionswerbers zurückbleibt. Bezieht sich 
!cuwerdesnm meh,rere Ansprüche, so ergibt sich die Be- 
Anderun„ c !J!e In allen Fällen aus der Summe der 
rl1 dem Urteil'6 1iaC1 dem Anträge des Revisionswerbers 
, °ei ist m • des BG. vorgenommen werden sollen.

Revisin’n ^ lern,acl1 § 5 DZPO., unerheblich, ob die 
"der in rerhtrll * * V?rfa^ren betroffenen Ansprüche mitein- 
eIleU oder „h ■ ode.r tatsächlichem Zusammenhänge 
(RO Vlir U S'e vone'nander unabhängig sind.

•> u*. ZivSen., U. v. 5. Dez. 1940, VIII 128/40.)
[He.]

Reichsarbeitsgericht
k Ra ------- ------------------— --------------------------------
f r *  rechtskraitT §§,3,22’ ,325 zpO.; §826 BGB. Miß- 
a. , rechtskräfi; J U r t e i l e .  Wenn weder feststeht, daß 
hsn * daß diP i f e Urteil im Ergebnis unrichtig ist, noch 
rm ’ dann heetiirf61, s.e|hst dieses Ergebnis für unrichtig 
»Pan8 auf diP D1 ,l<e,‘ne Möglichkeit, ihr aus der Be- 
ui^eLn Treu umt A^skraft den Vorwurf eines Verstoßes 

chen. Glauben oder gegen die guten Sitten zu
. Dia .

Jahr Martin der beklagten Firma, die Kauf-
W.,e t938 aus ■ Heinrich Sch., haben den Betrieb im 
statt ^ des Bptr,„uer Konkursmasse erworben. Eine Still- 
WJ^R'nden Ratte während des Konkurses nichtllnden n» 1̂11,due wanrenu des Konkurses nicht 
einp?ai'igt. Seit . K1- war seit August 1933 im Betriebe 
durn Mitglied« d5m Sommer 1935 hat er die Aufgaben 
tripu1 das Konki,rdes Vertrauensrates erfüllt. Hierin ist 
rürni-es-durch h;„ ?verfahren und die Übernahme des Be- 
Arhri^ngetretpn j?'tz,gen Inhaber der Bekl. keine Ände- 

n ° Q- hat derV,as .‘^erliche Gelöbnis aus § 10 Abs. 1 
Ii'6 Bekl. ilat , ' nicht abgelegt.

Pro>n̂ r den S tr6.1 am 10-Jan. 1939 fristlos entlassen. 
Rüj!3 geschweht eJlen hat bei dem ArbG. H. ein Vor- 
sm > nS selbst' P 6r llafte d‘e Berechtigung der 
der Se auf Lohn f-an§?£nRen und weiter Zahlungsan- 

In !stl°sen Fnti,Ur die erste Zeit nach dem Ausspruch 
le n 7 lesem rI J  ?8fung geltend gemacht. 
niehr 6s- ieierUChpnSSp e!i., haben beide Streitteile das Feh- 
daß d lnd sie und _ e[°hnisses nicht vorgetragen. Viel-
rhu tpK j. als Mitglied h3S ,?ericht davon ausgegangen, 
h°hn "atte. n -,0 ^l e,d des Vertrauensrates Kündigungs- 
Wird fp^sprochen Arbp- hat dem Kl. 114,32 3?.« als 
rtfoh,¡^gestellt dnRUj d weiter wie folgt erkannt: „Es 
zelne„ lst-“ Das AarK< '̂eI..Entlassung des Kl. zu Unrecht

aus> daß Orr j dhrt in seinen Gründen im ein- 
unde zur fristlosen Entlassung nicht

Vorgelegen hätten. Dieses Urteil ist rechtskräftig ge­
worden.

Der Kl. verlangt nunmehr im gegenwärtigen Rechts­
streit einen Betrag von 514,90 J l J l  nebst Zinsen als Lohn­
zahlung für die weitere Zeit bis zum 31. Mai 1939 und 
als Minderverdienst in seinem späteren Arbeitsplatz für 
die Folgezeit bis zum 13. Juli 1939. Der Kl. beruft sich 
auf die Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß. Danach 
stehe die Unwirksamkeit seiner Entlassung fest. Hieraus 
folge der weitere Lohnanspruch, auf welchen er sich den 
anderweiten Arbeitsverdienst anrechnen lasse.

Beide Vorinstanzen haben gegen den Kl. erkannt. Das 
RArbG. hat aufgehoben und nach dem Klageantrag ver­
urteilt.

Im entscheidenden Teil des Urteils des Vorrechtsstreits 
hat das ArbG. zwar nur festgestellt, daß die Entlassung 
des Kl. zu Unrecht erfolgt sei. Damit hat das ArbG. 
aber nicht nur die Berechtigung einer fristlosen Entlas­
sung aus wichtigem Grunde verneinen wollen unter 
Offenlassen der Frage, ob etwa eine gültige Kündigung 
unter Innehaltung der Kündigungsfrist vorliegen könne. 
Das ArbG. geht vielmehr in Anlehnung an § 14 Abs. 1 
Satz 2 ArbOG. — in der Annahme, daß der Kl. rechts­
wirksam Vertrauensmann geworden sei — eingangs 
seiner Entscheidungsgründe davon aus, daß abgesehen 
von dem nicht vorl. Fall einer Kündigung aus betrieb­
lichen Gründen die einfache fristgemäße Kündigung des 
Kl. überhaupt unzulässig sei. Folgerichtig spricht es dann 
auch dem Kl. weitere Lohnraten zu ohne Erörterung der 
Frage, ob eine und gegebenenfalls welche Kündigungs­
frist in Betracht komme.

Das BG. geht in seiner nunmehr angefochtenen Entsch. 
zutreffend davon aus, daß das ArbG. im Vorrechtsstreit 
zu seinem Ergebnis der Fortdauer des Arbeitsverhält­
nisses auf Grund unvollständigen Sachvortrages der 
Streitteile gelangt ist. Der Kl. ist zwar zum Vertrauens­
mann berufen worden, er hat aber das feierliche Gelöbnis, 
die Pflichten eines Vertrauensmannes zu erfüllen, nicht 
abgelegt. Damit hat er das Amt eines Vertrauensmannes 
nicht angetreten und auch den Kündigungsschutz aus § 14 
ArbOG. nicht erworben (vgl. RArbG. 14, 341 [344] = 
JW. 1935, 180440 m. Anm. 3663«; RArbG. 20, 315 [317] 
= DR. 1939, 391 RArbG. 21, 60). So, wie das ArbG. 
im Vorrechtsstreit seine Entsch. begründet hat, wäre sie 
nach dem nunmehr feststehenden Sachverhalt nicht zu 
halten. Der Kl. hätte allerdings auch bei fehlender Ver­
pflichtung die Möglichkeit gehabt, einer mißbräuchlichen 
Ausnutzung des Fehlens des Kündigungsschutzes durch 
die Bekl. mit der Einrede der Arglist entgegenzutreten.

Der Kl. beruft sich zur Begründung des Klage­
anspruchs auf die Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß. 
Zu Unrecht versucht die Bekl. die Rechtskraitwirkung 
mit der Einrede der allgemeinen Arglist auszuschalten. 
Auch gegenüber der Berufung auf rechtskräftige Urteile 
ist eine Schadensersatzforderung aus §826 BGB. und die 
Einrede der allgemeinen Arglist nicht grundsätzlich aus­
zuschalten. Allerdings verdienen rechtskräftige Urteile 
besondere Beachtung. Die Rechtskraftwirkung dient dem 
notwendigen Zweck, einem Streit über das Recht ein Ende 
zu machen. Einmal muß der Instanzenzug beendet sein. 
Gegenüber diesem Ordnungszweck muß die Möglichkeit 
sachlich unrichtiger Entscheidungen zurücktreten. Auch 
diesem muß grundsätzlich die endgültige rechtsgestal­
tende Bedeutung bleiben. Daher hat auch die Rspr. des 
RG. die Einrede der Arglist hier nur unter ganz beson­
deren Voraussetzungen zugelassen.

Die ältere Rspr. hatte den Schadensersatzanspruch und 
die Einrede der Arglist auf die Fälle beschränkt, in denen 
ein Streitteil auf unerlaubtem Wege ein ihm günstiges 
rechtskräftiges Urteil erschlichen hatte. Neuere Entschei­
dungen -  zunächst RGZ. 155, 55 = JW. 1937, 2223« 
m. Anm. und im Anschluß hieran RGZ. 156, 265 =  JW. 
1938, 513 m. Anm.; RGZ. 163, 287; 163, 292 — haben die 
Möglichkeit, der Berufung auf ein rechtskräftiges Urteil 
entgegenzutreten, erweitert. Bei diesen Entscheidungen 
handelt es sich im wesentlichen um die Fälle, in denen 
eine Partei sich auf ein unrichtiges Urteil beruft, das sie 
selbst für unrichtig hält. Dann ist angenommen worden, 
daß je nach der Sachlage, auch wenn die Entscheidung 
von der Partei nicht auf prozeßwidrigem Wege erwirkt
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worden ist, doch ein Sittenverstoß in dem Oebrauch eines 
unrichtigen Urteils liegen kann. Eine allgemeine Regel 
konnte aber nicht aufgestellt werden. Im vorl. Fall möch­
ten, wenn man die Prüfung lediglich auf die Frage der 
Rechtswirksamkeit des Kündigungsschutzes abstellen 
könnte, vielleicht die Voraussetzungen für einen Sitten­
verstoß gegeben sein. Das Urteil des ArbG. würde dann 
auf dem unvollständigen, wenn auch nicht arglistigen 
Sachvortrag des Kl. über die Voraussetzungen für den 
Kündigungsschutz beruhen, wobei allerdings zu berück­
sichtigen wäre, daß auch die Bekl. es unterlassen hat, 
hierzu das Wesentliche vorzutragen. Für das Vorliegen 
eines Sittenverstoßes würde insbes. sprechen können, daß 
der Kl. im eigenen Belange eine zu Unrecht erstrittene 
Rechtsstellung ausnutzen würde, die ihm nur im Belange 
der Gefolgschaft zustehen würde.

Nun steht der Kl. aber auch heute noch auf dem Stand­
punkt, daß die frühere Entsch. des ArbG., wenngleich mit 
unrichtiger Begründung, im Ergebnis doch zu Recht er­
gangen sei. Er meint, die Bekl. sei verpflichtet gewesen, 
auch nachträglich sein feierliches Gelöbnis herbeizuführen 
und ihm so die rechtliche Stellung als Mitglied des Ver­
trauensrates zu verschaffen. Hieran habe sie aber kein 
Interesse gehabt. Seine Tätigkeit als Vertrauensratsmit­
glied sei ihr unbequem gewesen. So habe sie schuldhaft 
die Verpflichtung unterlassen. Diese Behauptungen des 
Kl. wären an sich geeignet gewesen, seinen Anspruch im 
Vorrechtsstreit auch dann schlüssig zu begründen, wenn 
das Gericht darüber unterrichtet gewesen wäre, daß die 
feierliche Verpflichtung nicht stattgefunden hatte (vgl. 
RArbG. 21, 60 [62]). Bei diesen Behauptungen des Kl. 
handelt es sich auch keineswegs um willkürliche Annah­
men. Dies ergibt sich bereits daraus, daß das ArbG. in 
seinem früheren Urteil ausgeführt hatte, daß es sich bei 
den dem Kl. zur Begründung der fristlosen Entlassung 
gemachten Vorwürfen um die Ausnutzung eines nichtigen 
Geredes gehandelt habe, daß die Bekl. offenbar dieses 
Gerede als willkommenen Grund betrachtet habe, um dem 
Kl., der ihr seit langen schon unbequem war, entlassen 
zu können. Die Möglichkeit besteht also, daß das ArbG. 
auch auf Grund dieser Behauptungen bei der Entschei­
dung des Vorprozesses zu dem Ergebnis der Nichtigkeit 
der Kündigung hätte kommen können. Es ist somit nicht 
zutreffend, wenn das BG. ausführt, daß feststehe, daß der 
Kl. Ansprüche erhebe, die bei Berücksichtigung des nun­
mehr festgestellten Sachverhalts unbegründet seien.

Demnach liegt die Sache so, daß weder die Unrichtig­
keit des Ergebnisses des Vorderurteils feststeht noch 
insbes. auch, daß der Kl. selbst dieses Ergebnis für un­
richtig hält. Dann besteht aber keine Möglichkeit, dem 
Kl. aus der Berufung auf die Rechtskraft den Vorwurf 
eines Verstoßes gegen Treu und Glauben oder gegen die 
guten Sitten zu machen. Hier einen Anspruch oder eine 
Einrede aus §826 BGB. zu gewähren, hieße die Rechts­
kraft entwerten. Die ledigliche Möglichkeit, daß eine er­
neute Beweisaufnahme über Behauptungen, die im Vor­
prozeß unerörtert geblieben sind, zu dem Ergebnis führen 
kann, daß die frühere Entscheidung sich als unrichtig 
herausstellt, reicht nicht hin, um die Bedeutung der not­
wendigen Rechtssicherheit der Rechtskraft ergangener 
Urteile aus dem Weg6 zu räumen. Es muß somit bei der 
angefochtenen Entscheidung verbleiben. Daraus aber er­
gibt sich für den vorl. Rechtsstreit die Aufhebung des 
Vorderurteils und die Verurteilung der Bekl. nach dem 
Klageanträge. Diese muß die Folgen eines etwaigen un­
richtigen Urteils tragen.

(RArbG.. Urt. v. lö.Okt. 1940, RAG 84/40. — Han­
nover.)

Anmerkung: Das Urteil behandelt eine wichtige F«0|j 
aus dem Gebiet des Verhältnisses der Rechtskraft 
§826 BGB. daß

Die überwiegende Meinung geht heute davon aus, ^  
gegenüber einem rechtskräftigen Urteil die Berufung 
§ 826 BGB. zulässig ist, wenn dieses Urteil in j  , {i

worden ist (z. B. Jonas-Pohle,  »ZP9 \,( io fip  an- 
§ 322 Anm. X; S c hö n k er „Zivilprozeßrecht' 8- 1 
ders besonders Baumbach, „ZPO.“  (15.Autl.) S „ 
Anm. 6B). Die Beeinflussung eines Urteils in eine' °  ¿aß 
die guten Sitten verstoßenden Weise hat die Folg > def 
dieses Urteil die Gerichte nicht bindet. Der OeS .ocrabe 
unsittlich handelnden Partei kann ferner auf Hera¡fngs- 
des Urteils und auf Feststellung klagen, daß eine z ^  
Vollstreckung nicht zulässig ist. Ist bereits vo Qe|d 
worden, dann kann der Gegner Schadensersatz ¿Y 
verlangen (Schönke a. a. O. S. 263; zum l e“ 
chend Jonas-Pohle  a. a. O.). sse{-

Im einzelnen ist die Frage, unter welchen Vo 
zungen die Berufung auf § 826 BGB. gegen1»’ rsjCbt 
rechtskräftigen Urteil zulässig ist, zweifelhaft t „ abet 
über den Streitstand: AkadZ. 1940, 196). Stets m .j uß- 
vorausgesetzt werden, daß das rechtskräftige fest* 
richtig ist. Die Unrichtigkeit muß entweder 6e . f de"1 
stehen oder von demjenigen, der sich gegen ßeWe'f 
Urteil auf § 826 BGB. beruft, durch geeignel et\ (ß  293); 
antritt unter Beweis gestellt werden (so „,treffe t 
Im vorliegenden Falle steht, wie das Urteil fragt 
darlegt, die Unrichtigkeit der Entsch. nicht fes ■ ge|,atip- 
sich also, ob eine neue Beweisaufnahme ube ei' 
tungen durchzuführen ist, die im Vorprozen ^  einer 
örtert worden sind, und die möglicherweise .j dar' 
anderen Entsch. führen könnten. Es ist dem , t Anlv 
zuzustimmen, daß diese Möglichkeit allein n dert{alJ 

hier neuen Beweisaufnahme geben dart> picj”. 
der Grundsatz der Rechtskraft ausgeho • parfe'i

...............f  s M
’ bH

wäre
Möglichkeit ist nur dann nachzugehen, wenn sßb]e.f 
die sich auf das rechtskräftige Urteil Feruit, 
tiver Hinsicht ein Vorwurf zu machen ist. rStoßePa
kommen hier z. B. gegen die guten Bitten öefl<l e 
Handlungen gegenüber dem Gegner oder jjniiaKP 
während des Verfahrens oder in beschränkt si
auch nach dem Verfahren. Das vorliegende ¿aß o 
es in subjektiver Hinsicht als entscheidend d ,’aS Uf 
sich auf die Rechtskraft berufende par, bisße i!n- 
selbst nicht für unrichtig hält. Wie nach ? ¿er »jj 
Rspr. allein die Überzeugung einer P a r ¿eil Aji'ki 
richtigkeit des Urteils noch keinen ge!]tl£ i|fC des 8 
für einen Angriff auf die Rechtskraft mit j ¡938, ^ 
BGB. bietet (so z. B. RGZ. 155,59; RG.= noCh 
so scheint mir diese Überzeugung allein a peStste‘. 
genügende Grundlage dafür zu sein, *  eiSaüW ' „j
rlni* I tnrioKJJrrlznJf pinne TT|-+Al1c PltlC LJ'~' < . nCder Unrichtigkeit eines Urteils eine d  ¿¿nn, ¡¡,res 
durchzuführen. Andererseits dürfte sein nrun» A-ije# 
eine Partei das Urteil für richtig hält, ^ 
bisherigen sittenwidrigen Verhaltens ,n. , unrldj jf tf**
oin a RAurAicniifnnVtmp 7lir FpststcIIUflCr  ̂ I Jft̂
in Betracht kommen. Die Auffassung de Üi]rlf ,el)d 
brauchenden Partei von der Richtigkeit entscĥ  yer- 
keit sollte m. E. nicht maßgebend se. , . ’ nV/idr}Se ver­
kommt es auch hier auf das sonstige s 1 JernisS'" »¡fei-
halten der Partei an. Die subjektiven r, eS zv g,
den sehr streng geprüft werden müssen, "  w»0.¡e5ef
liaft ist, ob ein Urteil unrichtig ist °der (/[ärtiii? fert. 
nur in ganz seltenen Ausnahmefällen z ^  du
Frage eine neue Beweisaufnahme stai ^urg *• P
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Für wirtschaftsleitende und -überwachende Behörden 
im Generalgouvernement

werden zu sofort und später eine größere Anzahl

Polljuriftcn, Diplom-ßauflcute, 
Dolhsioirtc fouiic 

öeruialhingsangcfteUfo

gcfucht.
Anstellung und Vergütung erfolgen nach den Bestimmun­
gen der Tarifordnung für Angestellte im öffentl. Dienst.
Bewerbungen mit Lichtbild, Lebenslauf und Zeugnis­
abschriften unter A. 1478 an Anzeigen - Abteilung 

Deutsches Recht, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Träger der reichsgesetzlichen Unfallversicherung für den 
Bergbau, öffentlich-rechtliche Körperschaft, sucht

R ffc ffo r o b e r R c d its a n iu o lf
für Verwaltungstätigkeit. Vergütung nach Vereinbarung. 
Bei ständiger Anstellung Pensionsberechtigung und Be­
soldung nach R.B.O. Bewerbungen mit Lebenslauf, Licht­

bild und Zeugnissen sind zu richten an die

Hauptverwaltung
der Knappschafts-Berufsgenossenschaft

Berlin-Charlottenburg 5, Kuno-Fischer-Str. 8

Wir suchen zu baldmöglichem Dienstantritt
eine"

Referenten
, Sicher

mit abgeschlossener juristischer, volkswirtsc 
oder technischer Vorbildung. Vergütung nach

Handwerkskammer München
Damenstiftstraße 5

Großes Industriewerk im 
sucht

zur Entlastung des Syndikus

iuriftifchen mitac*1*
”  7eugnisserl
Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtbild, ^nZeige!!’Bewerbungen mit Lebenslaut, Licmu»—» ^

und Oehaltsansprüchen unter A. 1479 a” ^  W 3 ’ 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag) 

Lützowufer 18

2. Bürovorsteher (in)
oder Bürogehilfe(in), firm in 
Kosten-, Zwangsvollstreckungs­
und Notariatssachen, für Rechts- 
anwalts-u.Notariatsbürogesucht. 

Rechtsanwälte
Justizrat Dr. Kühlmey und 

Heinz Sc.hultze, 
Magdeburg, BreiterWeg 232a.

Bürovorsteher,
firm in beiden Fächern, für großes 
Büro in Dauerstellung sofort oder später

gesucht.
Allerbeste Kraft erwünscht. Günstiges 
Gehalt, zumal Steuerermäßigung für 
Danzig besieht. Angebote mit Zeugnissen 
und Gehaitsansprüchen an

H e 1 m u t h W i d e r s ,  
Rechtsanwalt und Notar, und 

R i c h a r d  Gonda ,  
D a n z i g ,  Dominikswall 2.

Sachbearbeiter
für Rechtsabteilung

einer öffentlichen Verwaltung im Generalgouvernement

gesucht.

Es kommen nur Justiz- oder Notariatsangestellte sowie Fachbewerber in Frage, 
die bereits in ähnlichen Stellungen tätig waren. Angebote mit Lebenslauf, Licht­
bild, Zeugnisabschriften, Gehaltsangabe und frühestem Antrittstermin unter A. 1484 
an Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

, Rar0vorst ,p
S e lb s tä n d .B ^ altsPr
für Berliner
Alexanderplatz

ges»**' «Jf
.untereAngebote erbeten ^

B e r 1A 1 a

B 0T°**S0ti äft
o d e r  ß ' tr ü r u

r Lud»1geSÜ voF
in Anwaltsbur0' ¿ ,3  ^
, ...-„„„nd ernei . qc»
in Anwa. - beten,
dringend urw gcnj--
steherverstorb^g^^e
Zeit nicht zur

bungenä lter^^t/ 
Kraft angenej a„
Oehaltsanspr" 3
Saale, Schließ^,

| i f ^ ’

Saale, eW

-------
T üch tige  A

— 1 d 4l ju i»  Mt'i
zum h i - 4lg e s ^ y ' / <  

. mit ZettS.-deff « JAngebote m»‘



d:e ih ktBeü®teilotyp is tin ,
VOrsteherarbeiten 

für s o f o r t
über,
odernChmet> kann.

0erlin^ a a~ Dr- Kühn

2um 1- 4. 1941

........

Tauentzienstr. 20.

f- Stenoter? ätertüchtiglf'Notar.^ypistin
5'S iSti tld- Arbeit Q llte Kenntn-
V f f ' ,  Qehaieu?m̂ ‘ariat
H;'m'LebinT.bis- 250 KM. 
0rst Konü: •.Llchtb crb-Pack, Notar,

Stenotypistin
aus dem Anwaltsfach, nur perfekte 
Kraft, in ausbaufähige Stellung

gesucht.
Rechtsanwalt Dr. Kar l  Kühne 

Ber l in W 35,
Admiral-von-Schröder-Straße 8.

Gesucht wird 
Bürovorsteher (in) 

und Bürogehilfe (in)
für Anwaltsbüro für sofort oder 
später in Dauerstellung oder vor­
übergehend. Angebote an 

Rechtsanwalt Simon,  
Merseburg.

Gesuchte Stellen
•••••••

Ä i ^ x U ^ n e A n w ,
bei l .Ur Sofort od Ŝa.i; Justitiar,

u.ng oder
\V/
Ak̂O fw ^  WioHß —’ß Gucr
S ’Gst.Off ‘^eraiifbaugeb.

sessor

in C ° dbe; und An-
Unter A 'clcutschland. 

V J i'u n g ^ ; 485anAnzei.

% S > lt
'8e

r'd&'BerIinW35UTtSCher Rechts-
' 5’ LutZOwuferl8.vnjh

$ ,\|S .X MsÄ rT

& Ä 3

Anwaltsassessor
mit besten Zeugnissen [und Referenzen, 
dessen Anwärterzeit abläuft,

sucht
Verbindung mit älterem oder jüngerem 
Anwalt in Ober- oder Niederbayern 
(Großstädte ausgeschlossen) zwecks 
Praxisübernahme. Zuschriften unter 
A . 1 4 7 4  an Anz.-Abteilung Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W35, LUtzowufer 18.

Bürovorsteher,
seit über 20 Jahren als Vorsteher 
tätig, firm und selbständiger Ar­
beiter, besonders Mahn-, Kosten- 
u. Zwangsvollstreckung u. Buch­
führung, Steno 180 Silben u. flott 
Maschine,sucht S t e l l u n g ,  
auch Alleinkraft, ledig. Oehalt 
nach Übereinkunft, Gegend Rhein 
land, aber nicht Bedingung. An 
geböte unter A. 1482 an Anzei 
gen-Abfeilung Deutscher Rechts 
Verlag, Berlin W35,Lützowufer 18

Zuschriften auf Zifferanzeigen 
bitte schon auf dem 

Briefumschlag deutlich m it der 
Ziffernummer kennzeichnen I

K!!hpTrr^v--!°wufer i 8 . ______________________^ *****j**** *— 11 ' ...... .....
^lllQ i ••••••••*••••••••••••••••••••••••••••••V S 4“»gen verschiedener Art

?r &*rtiner ßnumltsnotar
ttelUeu+cl, Solcher Praxis an Landgericht inH?schlAbfpP? An&ebote unter A. 1481 an 

ung Deutsches Recht, Berlin
Lützowufer 18.

Ä Ä r  Äen> Suril?ewandte

S V W ;

^ovvufeng.

Zu kaufen gesucht:
Entscheidungen des Reichsmilitär­
gerichts und des Reichskriegs­
gerichts. Angebote unter A. 1483 
an Anzeigen-Abteilung Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W35, Lützow­
ufer 18.

U f l
S ver Ia  dCI D o n n B r* * Bß d a r  V o r w o c h »  I
" er lin  w Ĝ m; b H., Anze i gen- Abt e i l ung,  
__  L1Uzowufer 18. Telefon 22 40 86.

T z ic itfia ü s
f a  IZ e c & h a H iö ä ß /e  H .A 'c d a M ,

liefert jeden Bürobedarf, Papiere 

Drucksachen, Vordrucke, Stempel 

Amtstrachten

Spezialität: Neueinrichtungen

\  |
\ ^ l  Spezialität: Neueinrichtungen

^ b fie A k e  + X /U i€ jj& i7 f£ u p H o i> & i

In  V o rb e re itu n g  b e f in d e t  s ich :

D A S

©eutfd)e
S C H IFFS ­

R E G ISTER R EC H T
E / N  H A N D B U C H  F Ü R  D I E  P R A X IS

V o n

DR. W ALTER HEINERICI
A M T S G E R I C H T S R A T

u n d

P A U L  G I L G A N
J Ü S T I Z O B E R I N S P E K T O R

R E C H T S W A H R E R  B E I M
S C H I F F S R E G I S T E R G E R I C H T

B E R L I N

Das W e rk  b r in g t eine systematische D ars te llung  des 
te ils  neu geschaffenen, te ils  w esentlich  um geform ten  
Stoffes des gesamten Schiffsregisterrechts und behandelt 
— den praktischen Bedürfnissen entsprechend—die V er- 
fahrensvorschriften  der neuen Schiffsregisterordnung. 
D ie  D a rs te llung  w ird  durch zahlre iche Beispiele und 
M us te r fü r  Anm eldungen und V erfügungen  veranschau­
l ic h t  und durch E inbeziehung des Kosten- und U r ­
kundensteuerrechtes ve rvo lls tänd ig t. D e r In h a lt des 
neuen praktischen Handbuches setzt sich im  wesent­
lichen  aus fo lgenden Hauptabschnitten zusammen: D ie  
Bedeutung des Schiffsregisters /  Ö ffe n tlich ke it des R e­
gisters /  D ie  Aufgaben des Schiffsregistergerichts im  
a llgem einen /  D ie  E in r ic h tu n g  des Registergerich ts / 
Das V erfahren  im  allgem einen /  Das E in tragungsver­
fahren /  D e r E rw e rb  des E igen tum s am Schiffe /  D ie  
Auflassungsvorm erkung /  D ie  Veränderung und V e r­
äußerung des Schiffes /  V e rz ich t /  N ießbrauch  /  D ie  
H ypothek /  D ie  V erfügungsberech tigung  des P fand­
rechtreg isters an Schiffsbauwerken. —  Interessenten­
k re is : Registergerich te, R ich te r, R echtsanw älte, N o ta re , 
Rechtspfleger, Reeder und Schiffse igner, H ypotheken­
banken. —  Das S ch iffsregisterrecht g i l t  im  ganzen 
Großdeutschen Reich, also sowohl in  der O stm ark  und 
im  Sudetengau als auch in  den O stgebie ten! Das W e rk , 
welches e rs tm a lig  auch das m a te rie lle  S ch iffsp fand­
rech t behandelt, w ird  500 Seiten umfassen und etwa 

R M  9.60 kosten.

Z u  b e z i e h e n  d u r c h  d e n  B u c h h a n d e l  
o d e r  d i r e k t  v o m  V e r l a g

DEUTSCHER RECHTSVERLAG G. M. B. H. 
B E R L IN  W 85 • L E IP Z IG  C I • W IE N  1



Das

3 biikan
S ch re ib b an d  

ist e in

Sparband,
denn es ist 

>f a rb v e rd ic h t e t <.

A ußerdem  h a t es 

ein griffreines Ende.

Oer Fü h re r :
Je mehr Oie andere Hielt fleht, daß Oiefee 

T  große Oofh eine einjige Gemeinfchaft iß, 4* 
um fo mehr mied fie einfehen, raie oue- 

fidtteloe ihr Beginnen fein muß.

V a t e r  K e n n t  0 a e  £ e b e n !
6r g la u b t  a n  ö le  3 u h u n f l fe ln e e  f i ln ö e o . Cr 
roelß  a b e r auch , rote g u t  V a te r  u n ö  tR u ttc r  
Öen Cebenoiueg öee f i ln ö c o  m i t  e tioae  b a *  
re m  O elöe ebn e n  k ö n n e n .  A le  h lu g e r  IH ann 
fc h lle ß t e r ö a ru m  f r ü h z e it ig  u n ö  ln  g e lu n ö e n  
ta g e n  e ine  C eb cn o o e rfic h e ru n g  a b . € r  ro ä h lt 
roegen ö e r  fp a r fa m e n  u n m it te lb a re n  „ b a n *  
n o o e rfch e n  W e rb u n g "  u n ö  roegen ö e r  f r ü h *  
z e it ig e n ,  ü b e rra fc h e n ö  h o h e n  C e lftu ng e n  
öe« , ,  h an n o o e rfe b e n  ß e to in n p la n e o "  ö le

^onnooerfchc ¿ebensoerfirherung
a u f  6 e g  e n f e t t l g h e l t  z u  f i a n n o o e r  
o o r m a lo  p r e u ß t f e h e r  6 e a m t e n * V e r e l n  
D o f ta n fc h r lf t : f ia n n o o e r  1 • P o ftfa c h  50 b n

eine iebeneoerficherung, öie freuöe macht

3ch b i t te ,  o h n e  m ic h  zu  o e rp ft ic h te n , u m  J h re  ö ruch fachen  
ü b e r £ e b e n ö * v  f i in ö e r *  /  p e n f io n e * R e n te n « V e r f ld ie ru n g
Harne;

Stan0:____________■ ______ __________s*b am:

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ ___________________________ ötraße n rj
lbu .

In der Reihe
„ R e c h t s p f l e g e  und V e r w a l t u n g  

ersch ien He f t  8:

Schuld und Haftung
Von

Amtsgerichtsrat Dr. Fedder

K a r to n ie r t  R M  2.40
■rWÜtift

Das neue Heft erläutert zunächst das Recht der
und zwar des Allgemeinen und 
knapper Darstellung wurde auf

des Besonderen
___________W H -------R .  Vollständigkeit gr»ßt'cpnicW’ J ß .
auf Übersichtliche Gliederung und klare, einfachLrung des» 
Aufbau der Arbeit folgt im allgemeinen der O n e  ^  ein*el ,eS 
Besonders wurden auch die Zusammenhänge zwtsch rtjefung 
Abschniiten und mit anderen Rcchtsgebieten z u  g Ac<J ,uj. 
Verständnisses dargelegt. Die einschlägige Gcsetzg der " 

rewürdigt und. der ■ gesch1sten Zeit wurde eingehend gewürdigt
fassungen seit der Machtübernahme betont. ®ur£ r,te||unS e,"̂ re 
liehe Rückblicke wurde die Lebendigkeit der D< \yertpap
Schließlich wird ein Überblick über das Recht y ef i ^ e ¡¡¡¡t 
und die wichtigsten Bestimmungen aus diesem Hinweg,‘er-
Auclt hierbei hat sich der Verfasser bemüht, du u t in 0 e  das 
die geschichtlichen

ich der Verfasser bemum, UL . ¡ ¡ „ g e  OP- ..je 
und wirtschaftlichen Zusamm ^  uefi

esse des jungen Rechtswahrers zu erwecken. wa|irer i eSC»iicli 
für die theoretische Ausbildung der jungen Rech - ^„e ii, , 
ben, empfiehlt sich aber auch für den praktische eines g 
dein Rechtsstudenten erleichtert es die Durchaibe .¡¡„jiicli* ,e„. 
Rechtsgebietes. Ebenso kann es seiner allgemein foulen * 
Stellung wegen auch jedem interessierten Laien

VeflaB. yoH*
Zu beziehen durch den Buchhandel oder dir

Deutscher Rechtsver lag  111
Berlin W 35 • Leipzig C 1

b. H*

B E R U F S H A F T P F l |C^ n

V E R S I C H E R U N G  ° E

V E R M  Ö G E N S S C H A P

STERBEGELD'

V E R S l C H E R uh|G


